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Nesmetrmscuh: Jurüdmeiiung jeder 
zeiten Smertekım Rt Einrichtung eines 
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Fener, Ve in ÄciR acriieben, erfurdern 
Iratendtiar Beratung. Vommen des praftiichen 
dedens Lürner nn Dand Die Wünner der 
Winenideft. Yıneen nur durch Wänner, die 
un praftiisen vdeden teen. wuntwortet werden 132 

Erminrung au? die Nee des Aber. Bamberger: 
Ier Wertdidaſrsedatd kein Nchenparlament, 
sondern cin SilSorgan der Regierungen bei 
Ausurdetrung ihr wirtbihartliden Torlagen. 
Grunde fur die Wiedereindringung der Bor- 
ige nat Deren erẽdgrer Ablehnung in einem 
iruberen Reiderage. Der Reichẽtag kann nidt 
leiſren. was Die verdundeten Regierungen von 
dem Wirtdidaeitsratd erwarten. Dieſer ſoll 
nit zwiicden dern Reicheteg und Dem Bundes: 
rath stehen, ſondern binter den Regierungen, 
bezw. binter der Vräñdialinitiative. Richt 
paliend iit der Vergleich mir der ähnlichen 
iranzoſiichen Institution. Tie Jufammenjegung 
der Wirtbichaitsratbs muß in Den Händen der 
Regierung liegen. Enuneten ad hoc und ihre 
Mangel. Obiective Wabrbeit wird aud ber 
Kirtbibartsrarb nice bieten. wohl aber Be 
tehrung. Yernbegierigkeit und Yernfähigleit 
Bismards. Die Wabl verſchafft dem Gewähl⸗ 
ten noch nicht die Klugbeit der zebntaufend 
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Wähler, die hinter ihm ſtehen. Verhältniß 
Bismarcks zu Delbrück. Unmahrheiten im Be— 
richt der Grünberger Handelskammer; Zurück— 

weiſung ihres Berichts durch Bismard. . . 190 
1882 9.1. 20.S. RT. Beantwortung der Interpellation des Abg. Frhrn. 
v. Hertling, betr. die thunlichſte Beſeitigung 
der Sonntagsarbeit, die weitere Einſchränkung 
der Frauenarbeit und die Verhinderung über: 
mäßiger Ausdehnung der Arbeitszeit: Die 
Snterpellation, als Unterftügung der Be: 
ftrebungen der Regierung dankenswerth, ift 
doch verfrüht, da die Frage noch nicht ſpruch⸗ 
reif ift, jo lange das zur Beurtheilung nöthige 
Material fehlt. Klarheit des Ziels der in der 
Kaiſerlichen Botfchaft geforderten Socialreform, 
Unklarheit über die Wahl der Wege. Aende- 
rung in Bismard3 Anſchauung über die rich: 
tige Form der Organifation der Unfallverfiche- 
rung. Entmuthigung Bismarcks durd) den 
Ausfall der Wahlen, namentlich die ablehnende 
Haltung und das Mißtrauen der Arbeiter gegen 
die Beitrebungen der Regierung zur Beflerung 
der Lage der wirthſchaftlich Schwachen. Der 
Schu der Schwachen hohenzollernſche Tra= 
bition. Tie „chriftliche” Grundlage unferer 
Gefittung läßt die Interpellation und ihre 
Forderungen beredtigt erjcheinen, für den Mi- 
nifter aber ift die Frage wichtig: Wo ift die 
Grenzlinie der Tragfähigkeit der Induſtrie? 
Sit eine Mehrbelaftung der Induſtrie möglich, 
ohne dem Arbeiter die Henne zu ichladhten, 
die ihm die Eier legt? Kann der Arbeiter 
eine Einbuße an Lohn ertragen? Hit die Be- 
feitigung oder auch nur Einſchränkung der 
Srauenarbeit möglich? Klagen über zu lange 
Arbeitäzeit der Männer. Ein Arbeiterbudget. 
Kann und darf die Arbeitszeit dictatorifch be- 
ſchränkt werden? Bedenken gegen Normirung 
eines Arbeitätages. Die weitere Ausbildung 
des Inſtituts der Yabrikinjpectoren iſt nicht 
aufgegeben, fondern wird fortgeführt werden 
nad) Bildung der berufdgenoffenichaftlichen Ber: 
bände. Pflicht des Staates, fich der Armen 
nicht bloß bei der Recrutenftellung und Steuer: 
zahlung zu erinnern, fondern aud fie zu 

hüten und zu ftügen . . . .. 200 
— 4]. Allerhöchfter Erlaß an das Staatsmuinifterium, 
betr. die Pflicht der Minifter, das Recht des 
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Königs von Preußen zur Selbſtregierung gegen 
‚Zweifel und Verbunfelung zu vertreten, und 
die Pflichten der Beamten zur Vertretung der 

Politik des Königs auch bei den Wahlen. . 219 
1832 41. Neuerungen ber „Provinzialeorrefpondenz“ über 

die Bedeutung der Allerhöchften Kundgebung 220 
— 4.1. 38.S RT. Rede über die Bedeutung und Zuläffigteit des 
Erlafjes vom 4. Januar: Berechtigung Bis- 
mards, in feiner Eigenfchaft als Vertreter der 
preußiſchen Regierung einen Erlaß des Königs 
von Preußen im Reichstag zu vertreten. Der 
Eriaß beabfichtigt nicht, neues Recht zu fhaffen, 
ift auch nicht Vorbote eines neuen Conflicts, 
ſondern will nur die conftitutionellen Legenden 
befämpfen, die die Haren Beſtimmungen der 
Preußifhen Verfaſſungsurkunde verdunteln. 
Gouyerner und rögner werben in Preußen 
nicht unterfchieden. Dem conftitutionellen Ideal 
der minifteriellen Negierung fteht die durch 
die Verfafjung janctionirte Selbftregierung des 
Königs von Preußen gegenüber. Mommfens, 
des Hiftorifers, getrübter Blick für die Gegen- 
wart. Artilel der Verfafjung über den König. 
König und Minifter in ihrem Verhältniß zu 
einander: Die Minifter in der Verfaſſung kaum 
genannte Lüdenbüßer neben dem felbftregieren- 
den König. Die hohenzollernſchen Traditionen 
im Einklang mit der Preußiſchen Verfafjung: 
Der König von Preußen als jactifher Minifter- 
präfident. Die Politit König Wilhelms I. im 
Gegenjag zu ber parlamentarifhen von 1860 
bis 1866, ihr deutſch⸗ nationaler Charakter und 
ihre Erfolge. Das monarchiſche Element ift 
für Preußen ganz unentbehrlich, die Verflüd- 
tigung des Koͤnigs in ein Woltentududsheim 
bringt Preußen das Chaos. Die politische 
Brunnenvergiftung, wie fie bei den Wahlen 
betrieben wird, ift unmöglich, wenn alle Ber- 
dächtigungen den jelbftregierenden Nönig oder 
Kaiſer treffen, Abwehr des Vorwurfs der Feig- 
heit, Nüdblid auf die Kämpfe der Conflict- 
zeit: Bismard auf der Breiche im Kampfe für 
das Königthum. Bismard als „Auff“ vor der 
Krähenhütte. Der werbende Charakter des 
preufijchen NKönigthums. Parlamentariſche 
Mojoritätöregierung ift bei felbftändigen und 
ftarfen Monarchen ſchwer, unmöglich in Deutſch⸗ 
land bei der Serfahrenheit bes deutfchen Partei: 
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weſens. Der zweite Theil des Erlafies wendet 
fih an die Beamten. Tie Freiheit der Mahl 
joU den Beamten nicht befchräntt werden, aber 
ihre Prlicht ift es, die Wahrheit gegenüber 
lügnerijchen Borjpiegelungen zu vertreten und 
fih der Agitation gegen die Regierung zu ent: 
halten. Die Mittheilung des Erlaſſes an die 
Reichsbeamten zur Information. Bismard iſt 
entichlojjen, dem König auch bei der Wahr: 
nehmung jeiner verfafjungsmäßigen Rechte 
fämpfend zu dienen, aber als Diener und nicht 

als Vormund . . 223 
1882 24.1. 33. S. RT. Erwiderung auf die Bemerkung bes Abg. Haenel 
Rhetoriſche Künſte vermögen den Vorwurf der 
Feigheit, den der Abg. Haenel dem Reichs— 
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Ridert: Die Neubaufrage betreffs der Grund: 
jtüde Wilhelmgftraße 75 und 76 dem Reiche: 
tage vorzulegen, liegt nicht in der Abſicht der 
Regierung. Die Verwendung von 50 000 Mark 
aus dem Tispofitiondfonds des Reichskanzlers 
zur vorläufigen \nftandfegung des Wohn: 
gebäudes des Chefs des Ausmärtigen Amts 
war aus janitären Rüdfichten geboten ı und iſt 
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1882 12.6. 16.S. RT. Bemerkung zu dem Antrag des Abg. Loewe, die 
Berathung über den vorgelegten Nachtragsetat 

an die Commiffion zurüdzuverweifen . . . 321 
Dentichrift zur Begründung des Geſetzentwurfs, 

betr. die Einführung des Reichſtabakmonopols 322 
Rede zu dem Gefeßentwurf, betr. das Reichs: 
tabafmonopol: Das Tabatmonopol ift von den 
verbündeten Regierungen nicht ala eine In— 
jtitution vorgejchlagen worden, welche wegen 
ihrer mwohlthuenden Eigenfhaften an fich zu 
erjtreben wäre, fondern zur Gewährung von 
Mitteln zur Beftreitung von Steuererleichte: 
rungen. Das Monopol, an fich ein Uebel, iſt 
mit Rüdfiht auf die erftrebten financiellen 
Reformen das Kleinere Uebel und zugleich die 
zweckmäßigſte und wirkſamſte Finanzquelle. 
Die Regierung war verpflichtet, das Tabaf- 
monopol vorzufhlagen, die Ablehnung des- 
jelben durd den Reichstag dedt fic für die 
Zulunft. Indem fi der Preußifche Landtag 
dur bejchleunigten Schluß feiner Sigungen 
der Erörterung der Bedürfnißfrage entzog, hat 
er die Kaiferliche Regierung in die ſchwierige 
Lage gebracht, im Reichstag dad Monpol an 
ji), ohne den vorgängigen Nachweis des Be- 
dürfnifjes, zu vertreten. Was beftinumte den 
König von Breußen, im Intereſſe jeiner notl- 
leidenden Unterthanen von Reiche die Eröff: 
nung indirecter Steuerquellen, die er feiner 
Zeit an das Reich abgetreten hat, zu verlangen? 
Die Clafjenfteuer ein Reſt des Feudalſtaates 
und ihre Barbarei. Die Zahl der Steuer: 
ereeutionen in Preußen, Tpeciell in Berlin. 
Wirthichaftlihe und moraliſche Wirkungen der 
CFreeution; die Zunahme der Auswanderung 
als Folge derjelben. Bedürfniß der Oppoſition, 
die Unzufriedenheit im Lande aufreht au er- 
halten, um dem ;yeinde Teinen Stich zu lafjen. 
Der deutiche Wähler und feine Stellung zur 
Regierung. Anklage des Preußiſchen Yand- 
tags wegen feiner Weigerung, die Bedürfniß- 
irage zu erörtern. Fürſorge des Königs für 
die Noth des Polls, Herzlofigfeit parlamenta: 
rischer Nörperfchaften. Schwere der Communal⸗ 
jteuerlajt in Preußen. Einzelnen Städten das 
von ihnen erbetene Privilegium zur Erhebung 
indirecter Steuern zu ertheilen, iſt die Regie: 
rung nicht gewillt, fie hält aud) hier an dem 
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— „Gleiche Gerechtigteit für Alle.“ 

und Ungerechtigteit der Grundfteuer. 
ee Lauenburgs Schulden- 
freiheit ald Ausnahme. Scullaften in Preußen. 
Ungleipheiten in der Befoldung ber preufii- 
ihen Beamten in Vergleich zu den Richtern. 
Ungleichheit der Verſtempelung des mobilen 
und des immobilen Vermögens. Wenn ber 
Preufiihe Landtag und der Neichätag dns 
Vedürfniß leugnen, jo muß bei den Wahlen 
die Vedürfniffrage zur Erledigung fommen. 
Ein Landtag, der ſich der Beratung der Noth 
des Sandes verfagt, verdient nicht den Nanıen 
einer Volfövertretung. Die Unpopularität des 
Monopols ift für die Regierung fein Grund, 
das zur Abhilfe geeignete Mittel nicht vorzu⸗ 
ſchlagen. Unabhängigkeit des Neichsfanzlers 
von Gunft oder Ungunft der Wähler. Urtheil 
Leroy⸗Beaulieus über das Tabalmonopol. Be: 
handlung ber frage in der Commiffion des 
Neichötags, Unzulänglickeit des Commiffions- 
berichts. Unzuläffigkeit einer Bezugnahme auf 
bie Straßburger Tabakmanufactur. Erfolge 
des Monopols in den Nachbarftaaten. Stimmen 
aus der Pfalz zu Gunjten des Monopols. 
Rentabilität des Tabatgeihäfts. Zahl der 
Tabatarbeiter und Tabakthändler; ein Brotlos- 
werden derjelben bei Einführung des Mono- 
pols ift ausgeſchloſſen. Nüdblid auf die uns 
günftige Lage der Eifenarbeiter in Folge des 
Freihandels, der Fuhrleute und Gajtwirthe in 
Folge der Einführung des Eifendahnmonopols 
der Privatactiengefellichaiten, der Brenner durd) 
Einführung des Brennereigejeges. Die Schädi- 
gung des Bremer Tabathandels wird vorüber: 
geben. Der Vorwurf des Socialisnmus Yan 
nicht fehreden. Socialiſtiſche Einrichtungen im 
modernen Stante. Der Neihötag hat das 
Necht, den Vorjclag der Negierungen zu ver- 
werfen, doch fhafft die Ablehnung weder die 
Reformfrage, noch die Frage, ob der Tabaf 
höher befteuert werben fünnte, aus ber Welt 
Widerftand der Fractionen gegen die Steuers 
veformpläne des Nanzlers. Das Fractions- 
weien und feine Gefahren für die politijche 
Leiftungsfäbigteit eines Volles. Das Dienft- 
und Pflictgefühl der einzige Grund für das 
Berbleiben deö Kanzlers im Dienft. Das ftille 
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Gelübde von 1878. Gefahren des Fractions 
wejens für die Erhaltung der nationalen Ein— 
bett . . 325 


IN82 14.6. 18. S. RT. Rede zur Abwehr der Angriffe des Abg. E. Richter 
auf die Politik des zürften Bismard: Schwierig: 
feiten einer directen Discuffion des Fürſten 
Bisinard mit dem Abg. Richter wegen des von 
diejent angejchlagenen Tones. Der Vorwurf 
der Wiederholung der Argumente trifft Den Abo. 
Richter nicht weniger als den Reichskanzler. 
Der Unterſchied liegt darin, daß, was Fürſt 
Bismarck wiederholt, wahr ijt, während Rich: 
ters Aeußerungen in der Regel nicht wahr find. 
Den Steuererecutor wird Fürſt Bismard dem 
Reichstage noch öfter vorhalten. Unwahrheit 
der Behauptung, daß die neuberilligten Zölle 
die Urfache der Erecutionen feiern. Auf den Con: 
jum an Brot und Brotlorn wirft nicht allein 
der Kornzoll; die Vertheuerung des Getreides 
wird hauptſächlich durch die der heimifchen Land— 
wirthſchaft auferlegten ſchweren Laſten herbei⸗ 
geführt, die durch den Marktpreis des Getreides 
wieder eingebracht werden müſſen. Gefahren 
eines weiteren Rückganges des deutſchen Ge— 
treidebaus für die Volksernährung im Falle 
eines Kriegs. Unhöflichkeit der von dem Abg. 
Richter wiederholt gebrauchten Wendung: „Weiß 
denn der Kanzler nicht?“ Die Beſchränkung 
der Claſſenſteuer ſeit 1373 auf die Einkommen 
von mehr als 140 Thalern beruht auf dem 
Irrthum, als ob überhaupt ein Hausſtand mit 
weniger als 140 Thalern Einnahme exiſtiren 
könne. Die Gebäudeſteuer auf dem Lande und 
ihre Erhöhung durch die fiscaliſchen Beamten 
wegen des angeblich geſtiegenen Miethswerthes 
der Gebäude. Die Entſtehung der Claſſenſteuer 
in einer Zeit des Mangels an Verkehr und 
wirthſchaftlicher Entwickelung. Gründe für die 
Zunahme der Auswanderung gerade aus land- 
wirtbiehaftlichen Gebieten: Ter Mangel an \n: 
duftrie und die Erftidung der \nduftrie durch) 
den Freihandel. Induſtrie und Landwirthſchaft 
müſſen ſich decken und ergänzen. Höhe des 
amerikaniſchen Einfuhrzolls auf Getreide. Die 
Vermehrung der Tabakproceſſe in Folge des 
vom Reichstag beſchloſſenen Tabakſteuergeſetzes 
bildet ein Argument für das von der Regierung 
vorgeſchlagene Monopol. Unwahrheit der Be— 
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hauptung, daß Fürſt Bismarck auf Grund der 
Geſeßgebung von 1879 Verſprechungen gemacht 
habe, die dann nicht erfüllt worden wären; er 
hat nur gebeten, den Armen zu helfen. Die 
Verwendung der Steuern und Zölle iſt ſtets 
nach Verſtändigung mit den parlamentariſchen 
Körperſchaften erfolgt. Indem der Abg. Richter 
dieſe Verwendung angreift, wird er zu einem 
Reactionär gegen das parlamentariſche Syſtem. 
Die angeblichen Verſprechungen des Fürſten 
Bismarck an die Communen. Ungerechtigkeit 
der Gebäudeſteuer und der Grundſteuer. Die 
Erhöhung der Gebäudeſteuer aus fiscaliſchen 
Gründen ſteht nicht im Einklang mit den Ab— 
ſichten des Reichskanzlers. Weitere Entſtel— 
lungen der Aeußerungen des Fürſten Bismard 
in der Nede Richters. Yachen iſt fein Argu— 
ment, es gejchieht auf Das Kommando eines 
„zambourmajors". Die Entlaftung ohne neue 
Steuern tjt ein Geheimniß des Adg. Richter. 
Unantaftbarteit des Militäretats. Richters Re: 
den, Bismards Handeln in der Frage der 
Abjchaffung des Schulgelds. Tie höhere Be— 
jteuerung fundirten Einkommens cine Sacıe 
der Gerechtigkeit. Die Berjtaatlichung der Eiſen 
bahnen ein Berdienit. Die Hoffnung der Fort: 
Ihrittöpartei, an die Regierung zu kommen. 
Die Urſache der getadelten Nerzögerung der 
Borlegung des Verwendungsgeſetzes Liegt in 
der Kollegialverfaffung des Staatsminiſteriums; 
doch hätte dem Landtag die Zeit zur Berathung 
nicht gefehlt, wenn nicht von vornherein auf 
„Nichtbeſchließen“ Hingearbeitet worden wäre. 
Die Schwierigkeit der Parlamentsregierung wird 
nicht in Deutichland allein empfunden, jondern 
auch in England, Oeſterreich-Ungarn und 
anderwärts. Jede Partei ſteht unter dem Ein— 
druck der Fortentwickelung ihrer Parteirichtung. 
Die „Herbſtzeitloſen“ in Oeſterreich. Daß yurft 
Bismarck mit einem Parlament regieren kann, 
beweiſt die lange Dauer feiner Amtsführung. 
Die Negierungsvorlagen und die parlamenta:= 
rifhe Ippofition und Negation. Die Auf: 
löfung eines Yandtags, der „Strike“ macht, iſt 
eine Pflicht der Regierung; dagegen enthält 
eine Ablehnung der Vorlage durch den Yand: 
tag feinen rund zur Auflöfung. Rückblick 
auf die Entjtehung des Gonflicts. Der natio: 


Scite 


inhalt. 


nale Gedanke und jeine Verwirklichung durch 
Bismard. Fürſt Bismard kein Gegner der 
Fractionen an fi, wohl aber des zornigen 
sractionsfampfes. Die Macht des „Caucus“ 
bei den Wahlen. Der Abg. Bamberger als 
„sujet mixte" hat fein Recht, im Namen ber 
deutfchen Nation zu ſprechen, zumal da feine 
Auffafjungsmeife mehr noch in Paris als bei 
uns domicilirt tft. Das Recht, im Namen des 
Volks zu ſprechen, bat fih Bismarck durch 
jeine Thaten erworben. Anhänglichkeit des 
deutjchen Volkes an Fürſt Bismarck. Ban: 
bergers giftige Pfeile gegen Fürſt Bismard. 
Die Sprade des Abſolutismus kann Durch den 
Batriotismus geboten fein. Der Anjprucd der 
Ziberalen, ſich als die wahren Gründer des 
Deutfchen Reichs zu geberden, iſt unberedtigt: 
in den Berdienften für Schaffung des Teut- 
Ihen Reichs darf Richter dem ‘yürften Bis: 
mard gegenüber als Rival nicht auftreten 
wollen 


ISS2 14.6. 18. S. RT. Entgegnung auf Angriffe des Abg. Bamberger: 


Der amerikaniſche Getreidezoll ijt höher als 
der dDeutfche. Perſönlicher Charakter der An— 
griffe Bambergers. Der Reichsfanzler ift durch 
bie Verfaſſung nicht verpflichtet, im Reichstag 
zu ericheinen und zu Discutiren. Der Name 
it ganz gleihgültig, die gemachten Vorlagen 
jind folche der verbündeten Regierungen, nicht 
des Reichskanzlers. Die Behauptung des Abg. 
Bamberger, daß das ganze Syſtem des Neichs: 
kanzlers falſch fei, iſt eine petitio principii. 
Die Bolitif des Neichsfanzlers reicht weiter 
als bis zu den nächſten Wahlen. Frankreichs 
lleberlegenheit in der geſchickten und wohl: 
thuenden Behandlung einer Nation durch die 
Geſetzgebung. Der Schutzzoll ift nicht aus 
Frankreich geholt worden, ſondern jeit Den 
Zeiten Friedrihs des Großen bis auf eine 
furze Zeit im Breußen vorhanden geweſen. 
Segen der Schutzzölle. Englands Erjtarfung 
eine Frucht der ſtärkſten Schutzzölle. Ver— 
wahrung gegen den Vorwurf x perjönlichen 
Kränkung Bambergers. Die Bezeſchnung „sujet. 
mixte* enthält feine Beleidigung. Einfluß: 
Lofigfeit Bismards auf die Fractionsbildung. 
Dialektik des Abg. Bamberger. Bamberger ein 
Vertreter der Diinorität, nicht der Maſſe. Bis- 
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Dismards politiihe Reden. IX. 1 


B 


ei der Berathung des Geſetzes vom 21. October 1878, betreffend 
die gemeingefährlichen Beftrebungen der Socialdemofratie, war 
"von Seiten der verbündeten Regierungen die Nothmwendigfeit an- 
erfannt worden, die bedenklichen Erjcheinungen, die den Erlaß 
dieſes Geſetzes nothwendig madten, auch durch pofitive, auf die Verbefle- 
rung der Lage der Arbeiter abzielende Maßnahmen zu befämpfen. Fürft 
Bismard wandte alsbald diefer Angelegenheit jeine Aufmerffamfeit zu 
und ging, nachdem er fich Durch Uebernahme des preußischen Miniftertums 
für Handel und Gewerbe einen bejtimmenden Einfluß auf die Ausarbeitung 
der einfchlagenden Geſetzentwürfe verjchafft hatte, daran, das gegebene 
Berjprehen zu erfüllen. Als dringendſte Aufgabe erjchien die Ver: 
fiherung der Arbeiter gegen die Folgen von Unfällen. Denn 
wenn es auch jeit dem 7. Juni 1871 ein Reichshaftpflichtgeſetz gab, 
jo hatte doch eine zehnjährige Praxis bewieſen, daß es für die Arbeiter 
ein Geſchenk von ziemlich zweifelhaftem Werthe war. Indem es die 
Befiger von Bergwerfen, Steinbrühen, Gruben und Fabriken nur in 
dem Falle zur Entſchädigung verpflichtete, wenn beim Betrieb ihrer 
Unternehmen dur Verfhuldung des Unternehmers oder feiner Beauf: 
tragten ein Menſch getödtet oder verlegt worden war, und von dem 
Verletzten den Beweis eines ſolchen Verſchuldens erforderte, wurde die 
Mohlthat des Gefeges in den meilten Fällen für den Arbeiter illu- 
ſoriſch. Denn, „diefer an ſich ſchon ſchwierige Beweis wird nicht felten 
und gerade bei den durch elementare Kräfte herbeigeführten folgen: 
ſchwerſten Unfällen, mie fie in Bergwerfen, in Anlagen mit Dampf: 
fejfeln und in Fabriken zur Herftellung von Erplofivftoffen vorfommen, 
dadurh unmöglid gemadt, daß der Zultand der Betriebsftätte und 
der Betriebseinrihtungen, auf deſſen Feſtſtellung es für den Schuld— 
beweis meiſtens anfommt, durch den Unfall jelbjt bis zur Unfenntlid;: 
feit verändert ift, und daß diejenigen Perſonen, durch deren Zeugniß 
häufig allein ein Verſchulden nachgewieſen werden könnte, durch den 
Unfall jelbft getödtet oder verlegt und im letzteren alle, auch wenn 
fie nit, was die Negel iſt, ſelbſt Partei find, durch die Kataſtrophe 
in einen Zuſtand verfegt find, der fie zur Ablegung eines Zeugnifjes 
unfähig macht.“ So hatte die Erfahrung gezeigt, daß das Geſetz in 
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denjenigen Fällen, die durch ihre Wirkung auf die öffentlihe Meinung 
vorzugsweije feinen Erlaß befördert hatten und auf welde es nad) den 
Motiven in erjter Linie berechnet war, regelmäßig feinen Zweck nicht 
erreichte. Die zahlreichen und langwierigen Procefje über Entſchädigungs- 
anſpruche aus dem Haftpflichtgefege, die die Gerichte befchäftigten, weil 
die Arbeitgeber in den feltenften Fällen geneigt waren, ohne gericht: 
lien Spruch Haftpflicht anzuerkennen, vergifteten das Verhältniß zwiſchen 
Arbeitern und Arbeitgebern, das man mit dem Geſete hatte befjern 
wollen, und jeder neue Fall untergrub immer mehr den Boden für 
eine gütliche Verftändigung in künftigen Streitfällen diefer und anderer 
Art. Wiederholt wurden im Reichstage Anträge eingebracht, die auf 
eine Verſchärfung des Haftpflichtgefeges hinausliefen, um zu einer 
ausgiebigeren Sicherſtellung der Arbeiter gegen die Folgen der Unfälle 
zu gelangen; alle diefe Anträge aber hatten gemeinfam, daß fie bei 
der gejeglihen Regelung der vorliegenden Frage an dem Grundfage 
des allgemeinen Obligationsredhtes, wonach die Verbindlichkeit zum 
Schadenerjah durch ein Verſchulden begründet wird, fejthalten wollten, 
und darin fand Fürſt Bismard das Hauptbedenfen gegen diefe Art 
der Negelung: eine wejentliche Verbefjerung des gegenwärtigen Zus 
ftandes vermochte er fi) davon nicht zu verfprehen. Denn wenn ſich 
auch die Zahl derjenigen Arbeiter, die für die durch Unfall verlorene 
Erwerböfähigkeit Erſatz erhielten, nicht unerheblich vermehrte, fo war 
doc) zu bezweifeln, daß die Wohlthaten des Geſetzes gerechter vertheilt 
werben würden, und feinen Falls fonnte das Ziel erreicht werden, daß 
den Arbeitern in allen Fällen, in denen es der Billigleit und dem 
Interefje der Gejammtheit entjpricht, jener Erjag in einer Weife 
gefihert wurde, die feine zu ſchwere Belaftung der Induſtrie zur Folge 
hatte und feine ungünftige Nüdwirfung auf das Verhältnig zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitern ausübte. Diefe Erwägungen führten Fürft 
Bismard dazu, als Erſatz für die auf dem Geſetz vom 7. Juni 1871 
beruhende Haftpflicht der Unternehmer eine öffentlich rechtlich geregelte 
allgemeine Unfallverfiherung in Ausficht zu nehmen. Noch im 
September 1880 trat er mit hervorragenden Grofinduftriellen Deutſch⸗ 
lands in Berathungen ein; auf jeinen Wunſch arbeitete der Commer: 
cienrath Baare einen Entwurf für die Arbeiterverfiherung aus, eim 
anderer wurde unmittelbar nad) den Weifungen Bismards im Handels: 
minifterium fertig gejtellt. Es war natürlid, daß bei einer jo ſchwie⸗ 
rigen Frage die Meinungen über die richtigite Art der Löſung meit 
aus einander gingen, und über den Erörterungen des Für und Wider 
rüdte die Sache jelbjt nicht in der von Bismard gewünſchten Weiſe vor. 
In Folge deſſen gab er in einem Erlaß vom 16. November 1880 dem 
Geheimen Oberregierungsrath) Tiedemann, indem er ihm die beiden 
zur Prüfung überfandten Gefegentwürfe zurüdjendete, die Weifung, zur 
Fortführung des Werkes zunächit Niemand weiter zuzuziehen, als den 


Wirkungen des Haftpflichtgefeges. Entwürfe eines linfallverfiherungsgejeges. 5 


bisherigen Decernenten des Handeldminifteriums. „jeder neue Mit: 
arbeiter”, fchrieb er, „wird neue Anfichten bringen, und damit die Fertig: 


ftelung irgend eines Entwurfs aufhalten. „Für die Hauptjache halte 


ih aber jett, daß irgend ein Entwurf ins Leben tritt; ob derfelbe 
etwas mehr oder weniger Vervollftändigung und Richtigftellung bedarf, 
darauf kommt e3 bei den vielen Inſtanzen, durch die er noch gefiebt 
werden wird, nicht vorzugsmweife an; vollkommen geharniſcht und gefeilt 
wird er auch dann nod nicht fein, wenn er in die parlamentarifche 
Discuffion gelangt, wenn auch vielleicht beſſer, al3 beim Austritt aus 
derjelben.” Die Einwendungen der Sachverſtändigen jeien ficherlich 


von Intereſſe, zum Theil praftifch richtig und identifch mit folchen, die 


er felbjt Schon gemacht habe. „Wir dürfen uns aber durch dieſe nicht 
aufhalten laffen; wenn wir jofort etwas Vollfommenes und Erfchöpfen: 
des geben mwollen, werden wir zu gar Nicht fommen, und das ganze 
Feld, welches mit diefem Entwurf betreten wird, wird die Geſetzgebung 
niemals befriedigend deden können, aber der Anfang zu feiner Be: 
bauung muß ein Mal doch gemacht werden.“ 

Wie fih Fürft Bismard die Löſung der Yyrage dachte, beweiſen 
die Bemerkungen, mit denen er die Rüdgabe beider Entwürfe begleitete. 
Sie lauteten ): 

„Ein Hauptunterjchied zwifchen unjerem Entwurf und dem 
von Herrn Baare liegt darin, daß der Letztere nur eine Marimal: 
unterftüßung von 500 Mark gewährt, aljo im Sinne des Herrn 
Andre mehr ‚humane Unterjtüßung‘ als Entſchädigung des Ver: 
lorenen; unjer Entwurf dagegen faßt die zu gewährende Unter: 
ftüßung bis 66 Procent des Sahresverdienftes unter 2000 Mark 
ins Auge. Ich glaube, daß Yebteres für die Arbeitgeber das 
Nüglichere jein wird, weil es die höheren Arbeiterclaffen, alfo die 
wichtigſten Stüßen jedes Unternehmens, in die allgemeine Sicher: 
ftellung einbegreift und dadurd) das Streben nad) Erlangung der: 
jelben aufmuntert. Bielleiht ift der Sat von 2000 Mark zu 
hoch gegriffen und follte auf 1500 oder 1000 ermäßigt werden. 
Seven Falls bin ich der Anfiht, daß die Freihaltung des Arbeiters 
von Beiträgen und die Heranziehung der Armenverbände fih auf 
die Clafjen befhränfen müßte, welchen feine höhere Jahreseinnahme 
als die zum Unterhalt nothmwendige gejichert werden fol, aljo 
für die Yahreseinnahme bis zu 500 Mark oder bis zu dem Sag 
von 750 Mark, von welchem dann die 500 Marf die 66°: Pro: 


) v. Poſchinger, Documente zur Gefhichte der Wirthſchaftspolitik in 
Preußen und im Deutſchen Reich IV 26 ff. Nr. 8. 


16. 11. 188 
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/16. 11. 1880. cent bilden würden. Die Armenverbände heranzuziehen, um 
der Kategorie von 2000 Mark jährlich den Bezug von 1333 Y: Mark 
zu fichern, ſcheint mir nicht thunlich, wenigitens nicht billig. Aus 
denjelben Motiven möchte ih annehmen, daß aud der Arbeit- 
geber nur für die Siherftellung des Nothwendigen mit über- 
wiegenden Beiträgen oder mit Beiträgen überhaupt heranzuziehen 
ift. Diejenigen, welche mehr als das Nothwendige einnehmen und 
verſichert erhalten, können auch aus eigenen Mitteln zu Beiträgen 
herangezogen, rejp. fann ihnen überlaffen werden, den Ueberſchuß 
über das Nothwendige freiwillig ſelbſt zu verfihern. Aus diefen 
Erwägungen wird man vielleicht dem Princip des Herrn Baare, 
der Zwangsverficherung das Marimum von 500 Mark zu jegen, 
den Vorzug zu geben geneigt fein. Der Gedanke ift einheitlicher 
und, wie mir fcheint, principiell richtiger. Die Verfiherungsprämien 
für das „Nothwendige” werden von Arbeitern, welche eben nur dies 
Nothwendige einnehmen, immer nur ſcheinbar und äußerlich ges 
Teiftet werden können; thatſächlich werden fie in Form einer 
Lohnerhöhung den Unternehmern zur Laſt fallen. Der äußere 
Schein der Belaftung aber wird benutzt werden, um die Arbeiter 
unzufrieden zu machen. Anders fteht es mit den beſſer geftellten 
Arbeitern der höheren Kategorien, Werkführern und dergleichen. Dieje 
werben das, was fie beifteuern, zum Theil oder ganz ex proprüs!) 
tragen. Auch fie werden aber den Vortheil Haben, den die Reichs— 
verfiherung duch ihre MWohlfeilpeit und ihre Sicherheit Allen zu 
gewähren im Stande ift. Das Princip der Zwangsverſicherung 
ift auf Privatanftalten, welde der Staat nicht garantirt hat, nicht 
anwendbar; man kann nicht Zwang üben, wo die Möglichkeit des 
Verluftes durch Concurs der Anftalt vorliegt. Die größere Wohl 
feilheit bei glei guter Verwaltung ift ein nothwendiges Ergebniß 
des MWegfalls der Zinjen und Dividenden, ohne welde ein Privat: 
inftitut nicht zu Stande fommt. 

Der Entwurf des Herrn Baare enthält einige praktiſche De— 
tailbejtimmungen, deren jofortige Aufnahme in den Entwurf ich 
befonders empfehle, jo in ven $$ 2, 3, 9, 12, 13, 16, 17, 18, 
19, 21, 22, 23 und 25, 


’) Aus eigenen Mitteln. 


Grundzüge des Entwurfs eines linfallverfiherungsgefetes. | 7 


Die meiften der in diefen Artikeln enthaltenen Säße find ohne 16. 11. 1880. 
principielle Bedeutung und zum Theil ſelbſtverſtändlich, aber 
ihre Aufnahme in den Entwurf empfiehlt fich, weil, wenn fie fehlen, 
der Neigung der Oppofition, Lücken zu finden, die durch ihre 
Amendements ausgefüllt werden müfjen, Vorſchub geleiftet wird.” 


Der nad diefen Directiven umgearbeitete Entwurf wurde von dem 
Fürften Bismard dem Preußiſchen Volkswirthſchaftsrath zur Begut— 
achtung vorgelegt, darauf dem Bundesrathe unterbreitet. Wie er aus 
den Berathungen des Lebteren hervorgegangen war, wurde er mittels 
Schreibens des Reichskanzlers vom 8. März 1881 dem Reichstag über: 
wiefen. Die Hauptbeitimmungen lauteten: 


g1. 

Alle in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanftalten, Brüchen 
und Gruben, auf Werften, in Anlagen für Bauarbeiten (Bau: 
bhöfen), in Yabrifen und Hüttenwerken beichäftigten Arbeiter und 
Betriebsbeamten, deren Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder Ge: 
halt nicht über 2000 Marf beträgt, werden bei einer von 
dem Reich zu erridhtenden und für Rechnung defjelben 
zu verwaltenden Verfiherungsanftalt gegen die Folgen 
der beim Betriebe fid ereignenden Unfälle nad Map: 
gabe der Beitimmungen dieſes Geſetzes verfihert... 


87. 

Gegenftand der PVerficherung ift der Erfab des Schadens, 
welder durch eine Körperverlegung, melde eine völlige oder 
theilmeife Ermerbsunfähigfeit von mehr als vier Moden 
zur Folge hat, oder durch Tödtung entiteht. 


Sg 8. 
Der Schadenserjat foll im Falle der Verlegung bejtehen: 

1. in den Koſten des Heilverfahrens, welde vom 
Beginne der fünften Woche nah Eintritt des 
Unfalls an entjtehen. 

2. in einer dem Verletzten vom Beginn der fünften Woche 
nah Eintritt des Unfalls an für die Dauer der Er: 
werbsunfähigfeit zu gemährenden Rente... 

Die Rente beträgt: 

a) im alle völliger Erwerbsunfähigfeit und für die 
Dauer derjelben 6625 Procent des Arbeitsver: 
dienftes ; 
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b) im Falle der theilweifen Erwerbsunfähigteit und 
für die Dauer derjelben einen Bruchtheil der Rente 
unter a), welcher nach dem Maße der verbliebenen 
Ermwerbsfähigfeit zu bemefien ift, jedoch nicht über 
50 Procent des Arbeitöverdienftes betragen darf. 


$9. 
Der Schadenserfag ſoll für den Fall der Tödtung beftehen: 

1. in 60 Mark als Erſatz der Beerdigungskoſten; 

2. falls der Tod jpäter als vier Wochen nad dem Unfall 
eingetreten ift, in den nad Ablauf derſelben aufge- 
wenbeten Koften des Heilverfahrens und in einer für 
die weitere Zeit der Krankheit zu gewährenden Unter: 
ftügung zum Betrage von 66°, Procent des biöherigen 
Arbeitsverdienftes, 

3. in einer den Hinterbliebenen des Getödteten vom Todes: 
tage an zu gewährenden Nente . . . 

Diefelbe beträgt: 

a) für die Witte des Getödteten bis zu deren Tode 
oder MWiederverheirathung 20 Procent, für jedes 
hinterbliebene Kind bis zu defien zurüdgelegtem 
15. Lebensjahre 10 Procent des Arbeitöver: 
dienftes . . . 

b) für Afcendenten des Verftorbenen, wenn dieſer ihr 
einziger Ernährer war, für die Zeit bis zu ihrem 
Tode oder bis zum Wegfall der Bedürftigkeit 
20 Procent des Arbeitsverdienftes . . . 


su. 


Für jeden der in $ 1 bezeichneten Betriebe findet eine 
fämmtlihe zu verfidernde Perfonen umfaſſende Gollectiuverfiche: 
rung gegen eine fejte Prämie ftatt, welde vierteljährlich nad 
Maßgabe der im abgelaufenen Kalendervierteljahre von den be- 
ſchaftigten Perfonen verdienten Löhne und Gehälter zu bemeffen ift... 


1. 
Die Verfiherungsprämie ift aufzubringen: 

1. für diejenigen Verficherten, deren Fahresarbeitsverdienft 
750 Mark und weniger beträgt, zu zwei Dritteln von 
dem Betrieböunternehmer, zu einem Drittel vom 
Reid; 

2. für diejenigen Verficherten, deren Jahresarbeitsverdienjt 
über 750 Mark und bis zu 1000 Mark beträgt, zu 
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zwei Dritteln von dem Betriebäunternehmer, zu einem 
Drittel von dem Verſicherten; 

3. für Diejenigen Berficherten, deren Jahresarbeitsverdienit 
über 1000 Marf beträgt, zur Hälfte von dem Betriebs: 
unternehmer, zur Hälfte von dem Berficherten. 

Dem Gejetentwurf war eine Begründung beigegeben, deren all: 
gemeiner politifcher Theil den Fürſten Bismard felbjt zum Verfaſſer 
haben dürfte, da ihre Gedanken ich vielfach mit dem berühren, mas 
er in feinen Reden wiederholt ausgeführt hat. 

„Daß der Staat” — heißt es hier — „fi in höherem Maße 
als bisher feiner hilfsbedürftigen Mitglieder annehme, ift nicht 
bloß eine Pfliht der Humanität und des Chrijtenthums, von 
welchem die ftaatlihen Einrichtungen durchdrungen fein jollen, jon- 
dern auch eine Aufgabe ftaatserhaltender Politik, welche das Ziel 
zu verfolgen hat, auch in den befitlofen Claffen der Bevölkerung, 
welche zugleich die zahlreidhften und am wenigſten unterrichteten 
find, die Anſchauung zu pflegen, daß der Staat nicht bloß eine 
nothwendige, ſondern auch eine mwohlthätige Einrichtung jei. Zu 
dem Ende müflen fie durch erfennbare directe Vortheile, welche 
ihnen durch gejeßgeberiihe Maßregeln zu Theil werden, dahin 
geführt werden, den Staat nicht als eine lediglih zum Schuß der 
befjer fituirten Elaffen der Gefellihaft erfundene, jondern als eine 
auch ihren Bedürfniffen und Intereſſen dienende Inſtitution auf: 
zufaflen. 

Das Bedenken, daß in die Gejebgebung, wenn fie diejes Ziel 
verfolge, ein jocialiftiiches Element eingeführt werde, darf von der 
Betretung diejes Weges nicht abhalten. So weit dies wirklich der 
Fall, handelt es ich nicht um etwas ganz Neues, jondern nur um 
eine Weiterentwidelung der aus der hriftlichen Gefittung erwachlenen 
modernen Staatsidee, nad) welcher dem Staat neben der defen: 
fiven, auf den Schuß beftehender Rechte abzielenden, auch Die 
Aufgabe obliegt, durch zwedmäßige Einrichtungen und durch Ver: 
wendung der zu feiner Verfügung ftehenden Mittel der Gejammt: 
beit das Wohlergehen aller feiner Mitglieder, und namentlich der 
ſchwachen und hilfsbedürftigen pofitiv zu fördern. In diefem Sinne 
Ichließt namentlich die gejegliche Regelung der Armenpflege, welche 
der moderne Staat, im Gegenjage zu dem des AltertHums und 
des Mittelalters, als eine ihm obliegende Aufgabe anerkennt, ein 


8.3. 1881. 
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4. 1881. 
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focialiftijches Moment in fi, und in Wahrheit handelt es fid bei 
den Maßnahmen, welche zur Verbeſſerung der Lage der befiglofen 
Claſſen ergriffen werden können, nur um eine Weiterentwidelung 
der Idee, welche der ſtaatlichen Armenpflege zu Grunde Liegt. 

Auch die Bejorgniß, daß die Gejeggebung auf diefem Gebiete 
namhafte Erfolge nicht erreichen werde, ohne die Mittel des Reichs 
und der Einzelftaaten in erheblihem Maße in Anfpruch zu nehmen, 
darf von der Betretung des Wegs nicht abhalten, denn der Werth 
von Maßnahmen, bei melden es fih um die Zukunft des gejell- 
ſchaftlichen und ftaatlichen Beſtandes handelt, darf nicht an den 
Geldopfern, welche fie vielleicht erfordern, gemeffen werden. Aller 
dings fönnen mit einer einzelnen Mafregel, wie fie gegenwärtig 
vorgeſchlagen wird, die Schwierigkeiten, welde die ſociale Frage 
bietet, nicht gänzlich oder aud nur zu einem erheblichen Theile 
gehoben werden; es handelt ſich vielmehr nur um den erſten 
Schritt auf einem Gebiete, auf welhem eine Jahre lang fortzus 
jegende ſchwierige Arbeit mit Vorficht und allmählich zu bewältigen 
jein und die Löfung einer Aufgabe wieder neue Aufgaben erzeugen 
wird. Diefer erfte Schritt aber darf nach der Meberzeugung der 
verbündeten Regierungen nicht länger binausgejchoben werden, und 
fie erachten es für Pflicht, ihrerfeits durch Einbringung diejer 
Vorlage der Erfüllung der Zufagen und Wünfche näher zu treten, 
welche bei den Verhandlungen über das Geſetz, betreffend die ge— 
meingefährlihen Beftrebungen der Socialdemokratie, von mehr als 
einer Seite ausgeſprochen worden find.” 


Der Reichstag trat in feiner 27. Situng am 1. April 1881 in 
die Generaldiscuffion des Gejegentwurfs ein. Es ſprachen an diefem 
Tage zu dem Entwurf die Abg. Bamberger, Frhr. v. Marſchall, 
Frhr. v. Hertling, Dedelhäufer, Winterer und Baumgarten, 
alsdann wurde die Debatte vertagt und in der folgenden 


28. Sitzung des Deutſchen Reichstags 
Sonnabend 2. April 1881 


fortgejeßt. Der erfte Nebner diejes Tages war der Abg. E. Richter. 
Er faßte die Stellung feiner Partei zu der Vorlage der verbündeten Ne: 
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digen Geift der Kritil wach zu rufen. Seine drei legten Neden gegen 
die Nichter, gegen die Selbftverwaltung, für den Branntwein haben 
uns auferordentlic im Lande genußt, und von allen Seiten wird uns 
das beftätigt. Wir mahen die erfreuliche Wahrnehmung, daß, nad 
dem das Volk lange in Fragen der inneren Politif apathiſch, gleic- 
gültig fi verhalten hat, jet ein lebendiges politiſches Intereſſe in 
weiten Kreifen des Volkes erwacht ift, von dem wir hoffen können, 
daß es in ſich die Kraft hervorbringen wird, uns zu hüten gegen das 
Dietatorifche Regiment, das der Herr Reichslkanzler neulich als für unfere 
Zeit nothwendig binftellte, daß fie die Kraft haben wird, uns gegen 
die Fortfegung folder Experimente zu ſchützen, welde den Wirthichafts: 
Förper der Nation zu jhädigen drohen.“ Hieran anfnüpfend erwiderte 
Fürft Bismard*): 

Ich will, bevor ich auf die Sache eingehe, kurz auf einige der 
legten Bemerkungen des Herrn Vorredners antworten, weil ich die 
bei ihrem geringeren Schwergewicht ſonſt vielleicht vergefjen möchte. 
Er hat damit geſchloſſen, da mein Preftige im Schwinden wäre. 
Ja, wenn er Necht hätte, möchte id) jagen: Gott jei Tank! Denn 
Preftige ift etwas furdtbar Läftiges, etwas, an dem man ſchwer 
zu tragen bat, und das man leicht fatt wird, Mir ift es voll- 
tommen gleichgültig. Ich habe, wie ich jehr viel jünger war, 
ungefähr im Alter des Heren Vorredners, als vielleicht noch mehr 
Ehrgeiz in mir ftedte, Jahre lang ohne jedes Prejtige, im Gegen- 
theil als Gegenftand der Abneigung, wenn nicht des Haffes der 
Mehrheit meiner Mitbürger mich wohler, zufriedener und gefünder 
befunden, als in den Zeiten, wo ich am populärjten gewejen bin. 
Das Alles hat für mich keine Bedeutung; ich thue meine Pflicht 
und warte ab, was daraus folgt. 

Der Herr Vorredner hat das hauptſächlich damit begründet, 
daß die Arbeiter den Beiſtand ablehnen, den ihnen die Reichs— 
regierung zu bringen ſucht. Darüber fann der Herr Vorredner 
noch gar feine Nachricht haben; was die Maſſe der Arbeiter dent, 
das weiß der Herr Vorredner gar nicht; er weiß, was die elo— 
quenten Streber, die an der Spige der Arbeiterbewegungen ftehen, 
was die gewerbsmäßigen Publiciften, die die Arbeiter ala ihr 
Gefolge brauchen und die unzufriedenen Arbeiter als Gefolge 
brauchen, — mas die darüber denken, darüber wird der Herr 


*) StB. TI1b. 
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Borredner ganz gewiß genau unterrichtet fein. Aber was der 
Arbeiter im Allgemeinen denkt, das wollen wir abwarten. Ich 
weiß nicht, ob diefe Frage in ihrer Bedeutung überhaupt ſchon bis 
zu ihrer Erwägung außerhalb der gelehrten Arbeiterclubs, außer: 
halb der leitenden Streber und Redner vollftändig durchgedrungen 
ft. Wir werden ja bei den nächſten Wahlen die erfte Probe 
davon haben, ob der Arbeiter fih dann, gejchweige jekt, ein volles 
Urtheil darüber Thon gebildet hat. 

Das Feld der Gejeßgebung, welches mit diefem Geſetz betreten 
wird und von dem der Herr Vorredner ganz mit Recht urtheilt, 
daß es noch eine jehr weite Perjpective hat, die vielleicht aud) 
gemäßigte Socialdemofraten milder in ihren Urtheil über die 
Regierung ftimmen kann, — dieles Feld, welches hiermit betreten 
wird, berührt eine Frage, die wahrjcheinlich von der Tagesordnung 
fo bald nit abfommen wird. Seit*) fünfzig Jahren ſprechen 
wir von einer focialen Frage. Seit dem Socialiftengejeß ift immer 
an mich die Mahnung herangetreten von amtlicher, hochitehender 
Seite und aus dem Volke: es ſei damals verfproden, es müſſe 
auch pofitiv Etwas geichehen, um die Urſachen des Socialismus, 
infoweit ihnen eine Berechtigung beimohnt, zu bejeitigen; Die 
Mahnung ijt bis zu diefem Augenblid an mich toto die !) heran: 
getreten, und ich glaube nicht, daß mit der focialen Frage, die 
jeit fünfzig Jahren vor uns ſchwebt, unfere Söhne und Enkel 
voljtändig ins Reine kommen werden. Keine politiihe Frage 
fommt überhaupt zu einem vollitändigen mathematifhen Abſchluß, 
jo daß man Bilanzen nad) den Büchern ziehen kann; fie ftehen 
auf, haben ihre Zeiten und verſchwinden Schließlich unter anderen 
Fragen der Geſchichte; das ift der Weg einer organifchen Ent: 
widelung. Ich halte es für meinen Beruf, diefe Fragen ohne 
Parteileidenichaft, ohne Aufregung — ich bedaure, daß die Bartei- 
fragen fo Hineinjpielen — in Angriff zu nehmen, meil ich nicht 
weiß, wer fie mit Erfolg in Angriff nehmen fol, wenn es Die 
Reicharegierung nicht thut. 

Der Herr Vorredner hat, was ich nur beiläufig erwähnen 


*) ©. 712n. 
1) Tag für Tag, Bd. VI 413, VII 56. 
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will, weil es vor einigen Tagen aud in einer anderen Rede vor— 
fam, angefpielt auf einen angeblich lebhaften Telegrammwechſel 
zwiſchen „gewiſſen Kreifen und einer hochſtehenden Perſon“, unter 
welcher Bezeichnung ich mich in diejem Falle verftehen muß '), 
Meine Herren, es ift dies eine ſehr einfahe Sache; ich befomme 
Taufende von Telegrammen, — id) bin ein höfliher Mann und 
würde jogar wahrſcheinlich auf ein Telegramm von Herrn Richter 


antworten, Geiterleit) 


wenn er mich mit einem freundlichen Telegramm beehren wollte; 
ih kann auf ein freundliches Telegramm zur Begrüßung nur 
freumdlih antworten und feine polizeilihe Recherche darüber ans 
ftellen, welcher politiihen Richtung diefe Abjender etwa find. Ich 
bin auch nicht jo ängſtlich in meinen Anſchauungen, daß ich bejon- 
dere Katechijationen über die politiſche Partei der Abjender anftellte. 
Macht es Jemand Vergnügen, mich als Mitglied der antiſemitiſchen 
Verbindungen darzuftellen, jo gönne ich ihm das. Ich habe mic, 
wie es mir meine amtliche Stellung gebietet, von allen diejen 
Bewegungen, die mir nicht erwünfcht find, fern gehalten; ich möchte 
nur wünſchen, daß auch die übrigen Herren und namentlich die- 
jenigen, welde die Regierung und mid in Perſon mit ihrem 
Wohlwollen beehren, fih von Aufhegungen der Claffen gegen ein: 
ander, von Wendungen der Nede, die den Claſſenhaß ſchüren, mehr 
als bisher entfernt halten möchten. Wenn wir neulih von dem 
Herrn Abg. Lasker die Bezeihnung hörten, die wirthichaftliche 
Politik, welde die Regierung treibe, fei eine „ariſtokratiſche“ Poli— 


1) Abg. Richter: „Die Unhaltbarfeit des Socialiftengefepes Tann uns 
... nirgends Lebhafter vor Augen geführt werben, als gerade in Berlin, Die 
Soeialiften werden auögewiefen. Diejenigen Comites aber, die die Judenhebe 
veranftalten, erfreuen fid eines lebhaften Telegrammmechjels mit einer hoc) 
ftehenden Perſon, die ich nicht nennen will" (StB. 7105). — In der 25. Sitzung 
am 30. März 1881 fprad) der Ag. Auer u. N. über die verſchiedene VBehand- 
hung, die die Socialdemofraten und die Antifemiten Seitens der Behörben er- 
führen. Er führte fie darauf zurüd, daß die Antijemiten nie verfäumten, dem 
Fürften Bismard am Schluffe ihrer Verfammlungen ein Telegramm zu fenden, 
ſo daf fie in der Lage wären, jedes Mal die neue Verfammlung mit der Ver- 
lefung eines Telegrammö zu eröffnen, das vom Fürften Bismard ſtammte. 
Fürft Bismarct Hatte ſchon damald mit einem: „Das ift nicht wahr!“ gegen 
diefe Behauptung proteftirt (StB. 621a/b). 
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tik ), und damit Alles, was zur Ariftofratie gehört, als des Eigen: 
nußes verdächtig, dem armen Manne, auf deilen Koften fie angeb: 
ih lebten, denuncirt wird, — mie follen nit, wenn jolde 
Heußerungen auf antijemitifhen Boden fallen, dort die richtigen 
Repreflalien für ein ſolches Wort gefunden werden? jo daß man 
die Politik, die uns entgegenfteht, mit einem anderen Epitheton, 
was ih gar nit ausſprechen will, was aber Jeder ſelbſt finden 
wird, bezeichnete? Wenn nachher eine Zeitung, wie die „Tribüne“, 
von der gejagt wird, daß fie Eigenthbum des Herrn Bamberger 
jei?), diefen Ausdrud des Herrn Lasker noch dur ihr Sprachrohr 
weiter gibt und weiter verfolgt*), daß dies die richtige Bezeichnung, 
daß dies eine Columbusentdedung ſei, dieſes Wort gefunden zu 
haben, daß Fürjorge für den armen Mann und NMriftofratie nicht 
in derfelben Gedankenordnung neben einander ftehen fünnen, ja, 
dann denken Sie fih das umgefehrt im Munde des Antifemiten, 
was für ein Element der ftatt Ariftofraten jeßen wird, ob er ganz 
daſſelbe fegen wird, in alle den Wendungen, mit welden das 
Organ des Herrn Bamberger”**) der Ariftofratie egoiftiiche Ungerech— 
tigfeiten unterjchiebt. (Bravo! rechts.) 


Der Herr Abg. Richter hat auf die Verantmwortlichkeit des 
Staates für das, was er thut, auf dem Gebiet, welches er heut 
betritt, aufmerkſam gemadht?). Nun, meine Herren, id) habe das 


*) Hier im Sinne von: ausführt. 
*5) S. 712b. 
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1) S. Bd. VIII 408. — In feiner Rede zum Unfallverficherungsgefeg er: 


. Härte nachher der Abg. Laster, daß er bei diefem Ausdrud nicht im Ent- 
fernteften an den Stand der Xriftofraten gedacht habe, fondern nur objectiv 
die jüngfte Steuerpolitit habe jchildern wollen als eine folche, welche den höher 
geftellten Geſellſchaftskreiſen zu Gute fomme, bie niederen Ermwerbsfreife aber 
ſchwer belafte (StB. 724b). 

2) In einer perfönliden Bemerfung am Scluffe der Rede bemerkte der 
Ag. Bamberger, daß dies ein Srrthum jei: „Ich habe mich bei der Re: 
formirung diefes Blattes zu einem ganz Kleinen, verfchwindenden Theil betheiligt, 
denn, meine Herren, wenn unjereiner feine Meinung vertreten laſſen will, der 
feinen Welfenfonds Hat, jo muß er felbft in die Tafche greifen; leider ift dieſe 
Tafche nicht fo tief, wie der Welfenfonds, dafür find aber unfere Organe auch 
verftändiger" (StB. 31a). 

2) Abg. Richter: „Der Unterſchied der Regierungsvorlage ift der, daß 
fie die Arbeiter auf die Staatshilfe verweiſt, daß fie nur den Staat verant: 
wortlich erflärt, Uebelſtänden abzuhelfen; wir aber find der Anſicht ..., daß 
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Gefühl, daß der Staat aud für feine Unterlafjungen verant- 
wortlich werden kann. Ich bin nicht der Meinung, daß das 
„laisser faire, laisser aller‘, „das reine Mancheſterthum in der 
Politik“, „Jeder jehe, wie er's treibe, Jeder ehe, wo er bleibe“, 
„Wer nicht ftarf genug ift, zu ftehen, wird niedergerannt und zu 
Boden getreten“, „Wer da hat, dem wird gegeben, wer nicht hat, 
dem wird genommen“, — daß das im Staat, namentlich in dem 
monarchiſchen, landesväterlich regierten Staat Anwendung finden 
fönne, im Gegentbeil, ich glaube, daß diejenigen, die auf dieje 
Weife die Einwirkung des Staates zum Schug der Schwächeren 
perhorresciren, ihrerfeits fid) dem Verdacht ausfegen, daß fie 
die Stärke, die ihnen, fei es capitaliftiich, jei es rhetoriſch, ſei es 
jonftwie, beimohnt, zum Gewinn eines Anhangs, zur Unter 
drüdung der Anderen, zur Anbahnung einer Parteiherrſchaft aus— 
beuten wollen und verdrießlich werden, jobald ihnen diejes Be— 
ginnen dur irgend einen Einfluß der Regierung geftört wird. 
Dem Herrn Abgeordneten reicht die Confequenz diefer Geſetz⸗ 
gebung nicht weit genug‘). Ja, wenn er nur Geduld haben will, 
jo werden wir feinen Erwartungen und jeinen Wünfchen in biefer 
Beziehung vielleicht ſpäter entiprehen fönnen, — nur nicht zu 
ſchnell und nur nicht Alles auf ein Mal! Solche Gejege entſtehen 


der Staat dazu gar nicht fähig it... Man lentt alfo die Unzufriedenheit 
durch ein foldes Gefeg nur an eine Stelle, wo ihr nicht abgeholfen werden 
Tann ..., und wenn nun ſchließlich der Staat immer mehr Verantwortlichteit 
übernimmt für eine ſolche Abhilfe und fi immer weniger als leiſtungsfähig 
berausftellt, um wirklich abzubelfen, dann fehrt ſich zuletzt im der That die Un— 
zufriedenheit gegen den Staat felbft" (StB. 7108). 

') Der Ag. Richter fand das Socialiftifche in dem Entwurf darin, daß 
ein Glafjengegenjag conftruirt werde: „Hier wird eine Staatäfürjorge etablirt 
für die Arbeiter, für die Arbeiterclaffe einer beftimmten Großinduftrie, für einen 
Theil diejer Arbeiter bis 750 Mark Verdienft ... Es wird hier ein Claffen- 
gegenfag eingeführt in der Fürforge des Staats, ein Claffengegenfaß, der die 
Arbeiter in einen gewifien Gegenfat zu allen anderen Bürgern bringt. Diefe 
Motive ziehen nun auch weiter ihre Eonjequenzen .,. Dem Arbeiter, der in 
der Fabrik verunglüdt, nachdem er das Fabrikthor hinter fi hat und in den 
Fabrikraum eingetreten ift, gibt das Reich eine Subvention; wenn aber der 
Arbeiter, bevor er das Fabrikthor erreicht hat, auf dem Wege dahin ein Bein 
bricht, dann bleibt «8, wie es ift. Gonjequent muß man dann allerdings mit 
den Motiven fanen: Aud) hier ift die Subvention des Neichs, auch hier ift ein 
Veitrag zur Invalidenverſorgung .. . angemefjen. Man kann von berjelben 
Anfhauung aus noch weiter gehen” ıc. ıc. (StB. 7096). 
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ja nit auf der Bafis einer theoretiihen Willfür, die darüber 
grübelt, was wäre jetzt wohl für ein Geſetz zu machen, fondern 
fie haben ihre Genefis, ihre Vorgeſchichte, aus der fie entjtehen. 
Daß wir bis heute nur mit einem Unfallverficherungsgejeg kommen, 
hat jeinen Grund darin, daß gerade dieje Seite der Fürſorge für 
den Armen und Schwaden ſchon früher beſonders lebhaft betrieben 
ift, in Zeiten, wo ih diefen Dingen überhaupt noch nicht näher 
getreten bin. Ach babe Aufforderungen, Andeutungen, Anfänge 
zu diefem Geſetz ſchon vorgefunden, es war das Gejeh, mas nad) 
Lage der Acten am meilten urgirte und am meilten dringend 
erſchien, und wie ich ihm zuerft näher getreten bin, habe auch ich 
Anfangs das Gefühl gehabt, daß das Geſetz jeiner Theorie nad) 
nicht umfaffend genug fei, mir ift die Verſuchung nahe getreten, 
in dem erften Taragraphen, in dem, glaube ih, der Sat vor: 
fommt: „Alle Arbeiter, die” und „müffen jo und jo entſchädigt 
werden”, — anftatt deijen zu jagen: „Jeder Deutihe”. Wenn 
man diejem Gedanken, der etiwas Ideales hat, näher tritt, wenn 
‚man namentlih auch die jelbitändigen Arbeiter, die in Niemandes 
Auftrage verunglüden, umfaſſen will, dann hat die Sache auf dem 
Wege der Verfiherung ihre noch größeren Schwierigkeiten, und 
das Erfte, was uns da bejchäftigt hat, und ſehr viel ernfter be- 
ihäftigt, als irgend eine zweiltündige Rede irgend eines Abgeord— 
neten thun Tann, das war die Frage: Wie meit läßt fich das 
Geſetz ausdehnen, ohne daß wir in den Beginn diefer Gejeggebung 
gleih im Anfang eine nachtheilige Lage, einen zu weit gehenden 
Griff, aljo einen Mißgriff bringen? Mir lag als Landiwirth wohl 
die Frage ſehr nahe: Läßt es fich beijpielsweile auf die Land: 
wirthichaft, der bei Weiten die größte Anzahl der Arbeiter, 
wenigftens in den öftlichen Provinzen, angehören, ausdehnen? Ich 
will die Hoffnung, daß dies möglich jei, nicht aufgeben, aber doch 
über die Schwierigkeiten, die uns für den erften Mugenblid ab: 


2.4. 1831. 


gehalten haben, einige Worte jagen. Daß die landwirthichaft: 


lihen Gewerbe, jo weit fie fich der Majchinen- und elementaren 
Kräfte bedienen, nicht ausgeichloffen find, verfteht ſich von felbit. 
Nun ift aber auch die übrige größere Mafje der landwirthſchaft— 
lien Bevölkerung vielfah in Berührung mit Mafchinen, Die 

Bismards politiide Reden. IX. 9 


[1 
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nicht*) von elementaren Kräften, jondern von Pferden, mitunter auch 
von Menſchenhänden geleitet werden, und diefe Berührung ift vielfach 
eine lebens und gejundheitsgefährliche, es ift aber außerordentlich 
ſchwer, den Procentiag dieſer Bevölkerung, das Beitragsverhältniß, 
welches daraus hervorgeht, zu firiren. Der Herr Abgeordnete hatte 
ja jeinerjeits jchon fertige Erfahrung, wie viel in jedem Zweige 
der menſchlichen Beihäftigung der Procentſatz beträgt, und er hat 
ihn**) mit großer Sicherheit angeführt !); ich würde ihm dankbar 
jein, wenn er diefen Schatz und die Duelle, aus der er ihn ge= 
sogen hat, uns mittheilen wollte. Wir haben verſucht, uns zu 
helfen, die Vorarbeiten waren forgfältig nah Taten — nota 
bene?) nad) ficheren, nicht nad) beliebigen ftatiftiihen, auf Con: 
jecturen begründeten Ziffern, ſondern ficher begründeten Ziffern 
ausgeſucht, und wenn wir die gefunden hätten, die der Herr Ab- 
geordnete ja mit jeinem tchärferen Blick jofort entdedt zu haben 
jcheint, wenn fie uns zugänglid gewelen wären, und wenn wir 
jie für rihtig gehalten hätten, würden wir in diefer Vorlage 
weiter gegangen jein. 

Wenn ich fage, ich gebe die Hoffnung nicht auf, daß die 
Landwirthſchaft auch Ichließlich hineingezogen wird, fo ſchwebt mir 


*, S. 713a. 
**) StB.: fie. 

1) Abg. Richter: „Es find geitern Zahlen aufgemacht worden, wie mini= 
mal die Belajtung der Induſtrie ift, wenn man ihr die Erfagpflidht auferlegt. 
Ich habe andere Zahlen, die ich aufgeftellt Habe nach wirklich abgejchlofjenen 
Volicen. Daraus geht für mid, hervor, dab zum Beifpiel für Zuderfabrifen, 
wenn man jeden Arbeiter mit 8000 Markt verfihert in Bezug auf feine In— 
validität, die NKojten auf den Centner Rohzucker nur 4,6 Pfennig betragen 
würden, aljo 'ss3 des Werthes. Wenn man in Mafchinenfabrifen den Arbeiter 
für feine Invalidität mit 3000 bis 6000 Mark Capital verfichert, jo würde das 
nur 4 Mark ausmachen pro 1000 Mark Fabricationswerth. Wenn in einer 
Cocosnußölfabrit ein Arbeiter für den Fall der Invalidität mit 6000 Marf 
und bei vorübergehender Invalidität mit 3 Mark Curkoſten verfichert wird, fo 
würde das nur "ıssı des Fabricationswerthes ausmachen. Wenn in einer 
Brauerei ein Arbeiter mit 6000 Mark bei der Snvalibifirung und bei vorüber: 
gehender Invalidität mit 5 Mark täglicher Curfojten verfichert wird, jo würde 
das auf die Tonne Bier nur 2'/ Pfennig, in Heinen Brauereien 3’: Pfennig 
ausmadhen. In Tuchfabrifen würde die Berfiherung von 2000 Mark gegen 
Jnvalidifirung und bei vorübergehender Invalidität mit 1 Mark Curtoften nur 
Usoo des Fabricationswerthes betragen” (StB. 7088). 

) MWohlgemerft. 
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dabei eine Organilation vor, die fo raſch in einer Seſſion nicht 
bergeitellt werden kann, mit der das Kind, wenn es überhaupt zur 
Melt kommt, überhaupt nit geboren werden fann, fondern in 
die muß es erit allmählich hineinwachſen, nämlich eine Organi— 
jation, nach welcher die Zweige, die ihre Arbeiter verfihert haben, 
in fi corporative Genoſſenſchaften bilden, welche ihren wirt: 
lihen Bedarf an Entihädigungen durch Prämien in ſich aufbringen, 
und welche zugleid) die genügende Controle über ihre Mitglieder 
dahin ausüben, daß die Einrichtungen überall jo find, daß der 
Genoſſenſchaft mit denjelben wenig Yaften erwachlen, mit anderen 
Worten, daß man das Intereſſe der mitzahlenden Mitgenofjen zum 
Wächter der Zwedmäßigfeit der Einrichtungen für Berhinderung 
der Unfälle madt. Gelingt es, im Wege der Erfahrung dahin zu 
fommen, dann wird man auch für die nicht mit elementaren 
Kräften wirthſchaftende Landwirthſchaft wahrjcheinlich den richtigen 
Procentjag im Wege der Erfahrung finden. Der Mangel an Er: 
fahrungen auf diefem Gebiete hat uns aud) beftimmt, in der Frage, 
wie die Beitragspflicht vertheilt werden joll, vor der Hand jehr 
vprfichtig zu fein, und ih muß jagen, id) würde meinerjeits 
nit den Muth haben, den Entwurf weiter zu verfolgen, wenn 
die Ausgaben, die er als Geſetz mit ſich bringt, ausſchließlich zu 
Laſten der Induſtrie geihrieben werden jollen. Wenn die Staats- 
hilfe, jei es in Form der Landarnıenverbände, fei es in Form der 
Provinz, ſei es in Form des Staats, vollftändig fortbleibt, dann 
werde ih nicht den Muth haben, für die Folgen dieſes Geſetzes 
der Induſtrie gegenüber einzuftehen. Es ift möglich, und wir 
werden das vielleiht in wenig Sahren der Erfahrung nad) be- 
urtheilen, und wir können ja den Staatszuſchuß unter Umständen 
zunächſt auf drei Jahre limitiren, oder wie man das will, aber 
ohne jedes jchon gemachte Experiment, ohne jede praftifche Ermitte- 
lung deilen, was uns da bevorfteht, habe ich nicht den Muth, die 
Induſtrie mit den vollen Koften dieſer ftaatlihen Einrichtungen zu 
belaften, fie in höherem Maße zu belaften wie bisher, um ihr das— 
jenige aufzuerlegen, was die Localarmenverbände bisher an Für— 
ſorge für den verunglüdten Fabrifarbeiter zu tragen gehabt haben, 
und was fünftig in einem höheren, vollfommeneren und würdigeren 
Maß durh die Verficherer getragen werden jol in Gemeinjhaft 
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mit dem Staat. Es handelt fi bier nicht um eine Schöpfung 
ganz ausfchließlih neuer Laften, jondern um eine Uebertragung 
von Laften aus den Armenverbänden auf ftaatliche Leiftungen. 
Daß die Laft des Gebers oder der Vortheil, den der Arbeiter 
überhaupt zu empfangen bat, erhöht wird, das beftreite ich nicht, 
nur nicht um dieſes volle Dritttheil, welches dem Staate zugemuthet 
wird, jondern nur um*) den Unterfchied zwifcen dem, mas bie 
bisherige Localarmenpflege für verunglücdte Arbeiter zu leiften bat, 
und demjenigen, was ihm in Zukunft zukommen joll, was alfo 
rein eine Verbefjerung der Lage und des Looſes des Arbeiters 
fein wird. Nur diefe Differenz können Sie als Neuleiftung dem 
Staate anrechnen, und es fragt fich da: ift diefe Differenz des 
damit erftrebten Zieles werth, daß der Arbeiter eine würdigere 
und reichlichere Verpflegung hat, wenn er verunglüdt ift, und nicht 
vor Gericht exit fein Net zu erfämpfen, jondern von Haufe aus 
den mäßigen Zuſchuß bat, der dabei vom Staate gefordert wird, 
ift der gleichwerthig mit dem Vortheile, welcher erreicht wird? Ich 
glaube dies im allerhöchiten Maße bejahen zu können. Bor dem 
Verhungern ift der invalide Arbeiter durch unfere heutige Armen— 
gejeggebung geihügt. Nach dem Landrechte wenigitens joll Nie- 
mand verhungern; ob es nicht dennoch gejchieht, weiß ich nicht 
Das genügt aber nicht, um den Dann mit Zufriedenheit auf jein 
Alter und feine Zukunft bliden zu laſſen, und es liegt in dieſem 
Gefege auch die Tendenz, das Gefühl menjchlicher Würde, welches 
auch der ärmjte Deutjche meinem Willen nad) behalten joll, wach 
zu erhalten, daß er nicht rechtlos als reiner Almojenempfänger 
dafteht, jondern daf er ein peculium ?) an ſich trägt, über das 
Niemand außer ihm verfügen kann, und das ihm auch nicht ent- 
fremdet werben kann, über das er als Armer jelbftändig verfügen 
ann und das ihm manche Thür leichter öffnet, die ihm ſonſt ver: 
ſchloſſen wird, und ihm in dem Haufe, in dem er Aufnahme ge: 
funden hat, eine befjere Behandlung fichert, wern er den Zuſchuß, 
den er mit hinein bringt, aus dem Haufe auch wieder entfernen 


*) ©. T13b. 
3) Bl. Bd. VIIT 419. 
2) Ein unantaftbares Eigenthum. 
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kann. Wer den Armenverhältniſſen in großen Städten ſelbſt- 2.4. 1881. 
prüfend näher getreten ift, wer auf dem Lande namentlich den 
Gemeindearmen nachgeſpürt hat, und ſelbſt in”) den beft ver: 
pflegten, guten Gemeinden hat beobachten Fünnen, wie ein Armer, 
namentlih wenn er förperlih ſchwach und verfrüppelt ift, unter 
Umftänden behandelt wird im Haufe von Stiefmüttern, von Ber: 
wandten irgend einer Art, von ſehr nahen Verwandten mitunter, 
der muß eingeftehen, daß jeder gejunde Arbeiter, der dies mit 
anfieht, ſich ſagt: Es ift doch fürdterlih, daß ein Menſch auf 
diefe Weile durch die Behandlung in dem Haufe, was er früher 
bewohnte, herunterfonmt, wo der Hund feines Nachfolgers es nicht 
ihlimmer bat. Das kommt vor! Welche Waffe hat ein ſchwacher 
Krüppel dagegen, wenn er in die Ede geitoßen und hungrig er: 
nährt wird? Er hat gar feine! Hat er aber nur 100 oder 200 Marf 
für fich, fo bejinnt fi das Haus ſchon jehr, bevor es ihn drüdt. 
Wir haben es bei den Kriegsinvaliden ſehen Fönnen, wenn nur 
6 oder 5 Thaler monatlich gegeben werden, das ijt für einen 
Armenhaushalt auf dem Lande jchon etwas Baares, wo die Klein: 
rechnende Frau ſich ſehr befinnt, daß fie den Kojtgänger, der Geld 
einbringt, nicht verdrieglih macht und [os wird. Alſo fage ich, 
wir haben das Bedürfniß, in diefem Geſetze auf eine menjchen: 
würdige Behandlung zunächſt diefer Sorte von Armen zu wirken, 
und id) werde Herrn Richter in den weiteren Confequenzen im 
nächſten Jahre — mag diejes Geſetz abgelehnt werden oder nicht 
— vollitändig befriedigen in Bezug auf die Mafje und Ausdehnung 
der Staatlichen Fürforge für eine beffere und würdigere Behandlung 
der Erwerbölojen. Aber zunächlt ift dieſes Gefeß gewiſſer Maßen 
eine Probe, die wir machen, und aud eine Sonde, wie tief das 
Waller financiell ift, in das wir Staat und Land vorichlagen 
hinein zu treten. Man fann gegen diejfe Dinge nicht in der Weije 
fih deden, daß man eine geläufige, glatte Rede hält, in der ınan 
die Ausbildung des Haftpflichtgejeßes empfiehlt, ohne nur mit einer 
Silbe anzudeuten, wie man ſich diefe Ausbildung denkt. Damit 
fann man diefe Sade nicht erledigen, damit fpielt man den 
Strauß, der den Kopf verftedt, um die Gefahr nicht zu jehen. 


*) StB.: auf. 
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2.4.1881. Die Aufgabe der Regierung ift es, den Gefahren, wie fie uns 
vor einigen Tagen von diefer Stelle hier aus beredtem Munde ?) 
mit überzeugenden *) Belegen gefchildert wurden, ruhig und furcht⸗ 
los ins Auge zu jehen, aber auch die Vorwände, die zur Aufregung 
der Maffen benugt werden, die fie fir verbredherifche Lehren erjt 
gelehrig machen, jo viel an uns ift, zu befeitigen. Nennen Sie 
das Socialismus oder nicht, es ift mir das ziemlich gleichgültig. 
Wenn Sie 08 Socialismus nennen, jo liegt natürlid) der wunder: 
liche Hintergebante dabei, die Negierung des Kaifers diefer Vor: 
Tage der verbündeten Regierungen gegenüber gewiſſer Maßen in 
die Schuflinie der Kritit zu ftellen, die Herr v. Puttlamer uns 
bier über die Beſtrebungen der Socialiften darlegte, man fol **) 
daran glauben, daß von diejer Vorlage bis zu der Mörderbande 
von Haſſelmann und den VBrandjehriften von Moft und bis zu 
den Umfturzverfchwörungen, die uns vom Wydener Congreffe *) 
enthüllt wurden, Ruf: Ohoh 


daß uns davon nur ein ganz Heiner Raum nod) trennt, der all- 
mahlich auch überjchritten wird. Nun, meine Herren, im Gegen: 
theil, das find mehr oratorifhe Ornamente, mit welchen man 
tämpft, die feinen Hinterhalt haben, man bedient ſich dabei der 
Vieljeitigfeit des Wortes „Socialismus”. Nah dem, wie die 
Socialiften es in ihrem Programm getrieben haben, ift das eine 
Bezeichnung, die mit „verbrecheriſch“ in der öffentlichen Meinung 
beinahe gleichbedeutend ift. Nun, diefe Beſtrebungen der Regie— 
rung, den verunglücten Arbeiter in Zukunft beſſer und namentlich 
würdiger zu behandeln wie bisher, feinen noch gefunden Genofjen 
nicht das Beifpiel eines jo zu jagen auf dem Kehricht langſam 
verhungernden Greifes zu gewähren, — das fann man doch nicht 
in dem Sinne als jocialiftijh bezeihnen, wie diefe Mörderbande 
uns neulich dargeftellt worden ift, und das ift ein ziemlich wohl- 


*) ©. 714a. 
*) StB.; follte. 
%) Bom Minifter v. Puttkamer in der 25. Sigung am 30. März 1881. 
2) Bom 21. bis 23, Auguft 1880 tagte in Schloß Wyden in der Schweiz 
ein Congreh der Führer und Delegirten der deutfhen Socialdemofratie, auf 
dem bie Neuorganifation der Partei auf ausgeſprochen revolutionärer und inter- 
nationaler Grundlage beichloffen wurde. 
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feile8 Spiel mit dem Schatten an der Wand, wenn ınan „Jocia= 
liſtiſch“ darüber ruft. 

Wenn der Herr Abg. Bamberger, der ja an dem Worte 
„chriſtlich“ keinen Anftoß nahm), für unjere Beitrebungen einen 
Namen finden wollte, den ich bereitwillig annehine, jo ift es der: 
praftifhes Chriftenthfum, aber sans phrase ?), wobei wir die Leute 
nicht mit Reden und Redensarten bezahlen, jondern wo wir ihnen 
wirflih Etwas gewähren mwollen. 

(Bravo! redhts.) 

Aber umfonft iſt der Tod! Wenn Sie nicht in die Taſche 
greifen wollen und in die Staatscafje, dann werden Sie Nichts 
fertig befommen. Die ganze Sache der Induſtrie aufzubürden, — 
das weiß ich nicht, ob fie das ertragen kann. Scmerlid) geht es 
bei allen Induſtrien. Bei einigen ginge e& allerdings; es find 
das Diejenigen nduftriezweige, bei welchen der Arbeitslohn nur 
ein minimaler Betrag der Gejfammtproductionsfojten ift. Ich nenne 
als folhe Productionszweige chemiſche Fabriken, oder Mühlen, die 
in der Lage find, mit einigen zwanzig Arbeitern bei einem Umſatz 
von einer oder mehreren Millionen ihr Geſchäft zu maden; aber 
die große Maſſe der Arbeiter jtedt eben nicht in jolchen, ich möchte 
jagen, ariftofratifhen Betrieben, womit ich aber feinen Claſſenhaß 
erregen will, fondern fie ftedt in denen, wo der Arbeitslohn bis 
zu 80 und 90 Procent der Koften beträgt, und ob die dabei be— 
ftehen können, weiß ih nidt. Ob man den Beitrag auf Die 
Arbeiter oder auf die Unternehmer legt, das halte ich für ganz 
gleihgültig. Die In duſtrie hat ihn in beiden Fällen zu tragen, 
und was der Arbeiter beiträgt, das iſt doch nothwendig ſchließlich 
zu Laften des ganzen Geſchäfts. Es wird allgemein geflagt, daß 


1) Abg. Bamberger: „In den Motiven iſt uns gejagt, es fei die Pflicht 
des modernen Staats, des humanen Staats, des chriſtlichen Staats, die öffentlichen 
Verpflichtungen auszudehnen, über das bis jett beobachtete Maß (StB.: Wort). 
Ich ftoße mi” — beiläufig gejagt — durdaus nit an dem Wort „Hriftlich”. 
Sch glaube erwarten zu können, daß Niemand jo eng von mir denkt, daß mir 
diefe Bezeichnung eines modernen, humanen, menjchenliebenden Gedankens irgend- 
wie Anftoß erregt. Sch will nur andeuten, eben fo gut wie man den Gedanken 
human, modern, Kriftli nennt, kann man ihn revolutionär nennen” (StB. 
678 b). 

2) Ohne befchönigende Redensarten. 
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2.4.1881. ber Sohn der Arbeiter im Ganzen feinen Weberihuß und Feine 
Erſparniß geftatte. Will man alfo dem Arbeiter zu dem eben noch 
ausreichenden Lohn nod eine Laſt auferlegen, ja, dann muß der 
Unternehmer diefe Mittel zulegen, damit der Arbeiter die Laft 
tragen kann, oder der Arbeiter geht zum anderen Gejchäft über. 
Der Herr Vorredner ſagte, gerade das ei ein Mangel des Gefeges, 
daß der Grundfag der Freiheit*) des Arbeiters von Beiträgen 
nit vollftändig durchgeführt ſei ). Er that fo, als wenn er gar 
nicht eingeführt wäre; er gilt allerdings nicht für die Arbeiter, 
die über 750 Mark Lohn in 300 Arbeitstagen beziehen. Das 
beruht eben auf der Genefis des Gejeges, daß es jo gekommen 
it; es ftand urfprünglich im erſten Entwurf, daß ein Drittel der 
Beiträge von den Ortsarmenbehörben geleitet werden follte, denen 
im Falle der Invalidität des Arbeiters feine Ernährung aus dem 
Gefichtspunkt der vom Staate auferlegten Armenpflege zur Laft 
fallen würde, und es ift fein Grund, dieſen Gemeinden, reſp. der 
gefammten Armenpflege, denen bisher die 80 Procent der vom Hafts 
pflichtgefes nicht betroffenen Verunglüdten zur Laſt fallen, einſach 
ein Geſchenk damit zu machen, und deshalb wurde als der Gerede 
tigkeit entipredend der Sag angenommen, daß der Armenverband, 
dem im anderen Falle die Verunglüdten zur Laft fallen wirden, 
ein Drittel tragen ſolle. Diejes NRaifonnement findet aber auf 
diejenigen, die in ihrem Lohne jo body ftehen, daß fie, wenn fie 
verunglücten, dem Armenverband ſchwerlich zur Lajt fallen würden 
nad ihrer ganzen Wohlhabenheit, nicht mit derjelben Sicherheit 
Anwendung. Ich bin jehr gern bereit, diefe Beſchränkung fallen 
zu laſſen. Es ift ſchon oft davon die Nede gemwejen. Nachdem 


*) ©. 714b, 

4) Abg. Richter: „Wo ein Monopol Pla greifen ſoll, wo die Arbeiter 
ausgeſchloſſen find von jeder Theilnahme an der Verwaltung, wo jedes ges 
noſſenſchaftliche Moment binwegfällt, da halte ich es nicht für angezeigt, die 
Arbeiter mit Beiträgen heranzuziehen. Hier bewegt ſich die Geſetgebung auch 
wieber in einem Widerfprud. Der Herr Reichslanzler jagt jonft: Die directen 
Steuern find für den Arbeiter jo ſchwer aufzubringen, die Execution und Alles, 
was bahinter ſtedt, ift für ben Arbeiter jo verderblich. Meine Herren, wenn 
nun eine ſolche Neichöverfiherungsanftalt mit Zwangsbeiträgen errichtet wird, 
was ift bie Erhebung diefer Beiträge von bem Arbeiter anders als eine birecte 
Steuer?” (StB. 708a/b). 


— 
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die Geſammtheit des Reichstags aber fich bisher gegen einen Staats: 
zufhuß überhaupt zu meinem Bedauern ausgeſprochen hat, würde 
ih damit dem Geſetz auch nicht mehr Stimmen zuführen. Sch 
erkläre indeſſen, daß dieſe Grenze von 750 gegenüber der ganzen 
Theorie, die dem Geſetz zu Grunde liegt, Fein weſentlicher Punkt 
ft. Das iſt ein Billigfeitsgefühl gegen die Armenverbände ur: 
fprünglih gemweien, denen man feine höheren Laſten auferlegen 
wollte*), ala man ihnen Erſparniſſe durch diefes Gejeß ungefähr in 
genereller Berechnung zuführte. Es ftellte jih nachher heraus, daß 
aus vielen praktiſchen Beijpielen den Einzelnen der Begriff des 
Ortsarmenverbandes ein ganz unanmwendbarer war wegen der un- 
gerechten Vertheilung, die in unjerer Armenpflege, die eigentlich 
dem Staate zur Laſt fteht, die er aber auf die Gemeinden abge: 
bürdet hat !), überhaupt ftattfindet. Nach der geographiichen Lage 
find Kleine impotente Gemeinden jehr häufig mit Armenpflege über: 
laftet und große reihe Gemeinden haben darin jehr wenig, und 
ed hätte das eine zu ungleiche Bertheilung der Prämienbeiträge 
gegeben, wenn man bei dem Ortsarmenverbande ftehen blieb. In 
diefer Meberzeugung ſchlug ih vor, ftatt Drtsarmenverband zu 
jagen Zandarmenverband. So hat der Entwurf ein paar Wochen 
lang fein Leben gefriftet, bis endlih auf Einfluß der verbündeten 
Staaten und auch des Wirthichaftsraths dieſe Bezeichnung fallen 
gelaffen und ftatt deſſen dem Einzeljtaat überlafjfen bleiben 
jollte, wie er entweder felbit eintreten wollte ala Yandarmenverband 
oder wie er feine Zandarmenverbände heranziehen wollte. So ift 
die Grenze von 750 Mark entitanden, daß wir zulegt auf reine 
- Staatshilfe in diefer Form, die immer noch das Moderamen der 
Staatsgejebgebung im Wege der BVertheilung auf die Yandarmen: 
verbände oder die Kreisarmenverbände ijt, hinausgefommen find ?); 


*) StB.: würde. 

1) Bat. Bd. VIII 91. 365. 400. 

2) Bgl. zu dem ganzen Abfchnitt die von Fürſt Bismarck herrühren- 
den Ausführungen der „Begründung“: „Für die Frage, auf welchen Wege die 
jur Leiftung des gedachten Prämienbeitrags erforderlichen öffentlichen Mittel 
bejchafft werden follen, kommt in Betracht, daß die Pflicht der Fürſorge für 
Hilfsbebürftige ihrer Entftehung und Natur nad nicht etwa ohne Weiteres 
einer bejtimmten, zufällig einen örtlich begrenzten Raum bemohnenden Gemein— 
ſchaft obliegt. Der Staat ift es vielmehr, welcher durch feine Geſetzgebung das 
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2.4. 1881. wir werden ja doch einer Revifion unſerer Armengefee überhaupt 
bedürfen ; wie man das nachher wenden will, iſt gleichgültig. 


Hecht des Bedürftigen auf Unterftügung ſchafft und trägt, und aud die ger 
meindeweiſe Vertheilung der daraus erwachjenden Laſt beruht Lediglich auf 
ftaatliher Anordnung, kraft welcher diejelbe nach Orundfägen der Zwedmäßig- 
feit und Billigteit auf Provinzen, Kreiſe oder Gemeinden vertheilt oder auch 
direct vom Stante übernommen werden kann. Auch die directe Nebernahme 
dieſer Saft liegt an ſich nicht außerhalb der Leiftungen, welche vom Staate er- 
wartet werben dürfen. 

Hwedmäßigteit und Billigfeit maden es in gleicher Weiſe unthunlich, 
die Verpflichtung zu Prämienbeiträgen Örtlihen Gemeinden ober Ber- 
bänden aufjuerlegen. Die Heranziehung derjenigen Gemeinde, in welder der 
Arbeiter, für den der Prämienbeitrag zu leiten üft, feinen Unterftüungsmohn- 
ſitz hat, verbietet fi ſchon dadurch, daß es undurchführbar fein würde, für alle 
in einem Unternehmen bejcäftigten Arbeiter, von denen vielleicht die Mehrzahl 
ihren Unterftügungswohnfig nicht am Sitze des Unternehmens, jondern in 
‚anderen zahlreichen und weit entfernten Gemeinden haben, bie Prämtenbeiträge 
von den einzelnen als Unterftüßungsmohnfit verpflichteten Gemeinden einzu: 
ziehen. Es gibt namentlic) Taufende von Arbeitern, welche in gewiffen Zeiten des 
Jahres in fern von ihrer Heimath gelegenen, periodiſch zahlreicher Arbeitsträfte 
bebürfenden Betrieben für eine Zeit lang Beichäftigung finden und aud) nad) Ber 
endigung derfelben nicht in ihre Heimath zurüdfehren, jondern His zum Beginn 
der neuen Betriebsperiode anderswo ihren Unterhalt zu erwerben juhen. Statt 
der Gemeinde des Unterftügungsmohnfiges diejenige heranzuziehen, in welder 
der Betrieb feinen Sig Hat, ift deshalb unmöglid, weil 3 zahlreiche Heine 
Gemeinden von einigen Hundert Seelen gibt, innerhalb deren fich große indu- 
ftrielle Betriebsftätten befinden, welche Taufende von Arbeitern bejhäftigen, von 
denen indefien nur ein unbeveutender Bruchtheil der Gemeinde der Vetriebs- 
ftätte angehört, während der weitaus größere Theil in anderen benachbarten 
Gemeinden wohnt. In folhen Fällen würden die Gemeinden der Betrieböftätte 
ſchlechterdings aufer Stande fein, die Rrämienbeiträge für die innerhalb ihrer 
Grenzen beichäftigten Arbeiter aufzubringen. Dafjelbe Bedenken jpricht auch 
gegen die Heranziehung der Gemeinden, in welchen die verficerten Arbeiter zur 
Zat ihren Wohnftg haben; denn es gibt in der Nähe großer, induftriereicher 
Städte und in der Umgebung einzelmer Anlagen des Bergbaues und anderer 
Sroßinduftrien viele Gemeinden, deren Einwohnerſchaft zum überwiegenden 
Theile aus den in jenen beichäftigten Einwohnern beiteht und deren Heran- 
siehung zur Prämienzahlung gerade die Belaftung derjenigen zur Folge haben 
würde, welche das Gejet um ihrer Leiftungsunfähigfeit willen von Beiträgen 
befreit wiffen will, 

Muf hiernach von ber Velaſtung örtlicher Gemeinden und Verbände mit 
den fraglichen Prämienbeiträgen abgeſehen werden, fo fann zunädjt bie Heran- 
siehung gröherer Verbände und namentlich diejenige der in den meiſten Bundes- 
ftaaten nad Mafıgabe des Gejeges über den Unterftügungswohnfig gebildeten 
Zandarmenverbände in Frage fommen, deren Leiftungsfähigkeit bei ihrer 
meift erhebfichen Ausdehnung nicht zu bezweifeln jein würde. Durch ihre Heran- 
siehung würde auch jhon bis zu einem gemifien Grade die Ungleichmäßigteit, 
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Es wundert mich nicht, wenn über einen neuen, jo tief in 
unfer Zeben eingreifenden und jo wenig von der Erfahrung urbar 
gemachten Gegenftand die Meinungen Jehr weit aus einander gehen, 
und ich bin vollitändig darauf gefaßt, daß wir wegen dieſer 
Divergenz der Meinungen in diejer Seſſion einen annehmbaren 
Gelegentwurf! nit zu Stande bringen. Mein Intereſſe an der 
ganzen Bearbeitung der Sache wird jehr abgeſchwächt, Tobald ich 
erfennen jollte, daß das Princip der Unterlaffung des Staats: 
zuſchuſſes definitiv zur Annahme fäme, daß die Stimmung der 
Landesgeſetzgebung gegen den Staatözufchuß fih ausipräde. Dann 
würde damit die Sadhe rein in das Gebiet des freien Verkehrs }o 
zu jagen gewiefen werden *), man würde dann die Verficherer der 
Privatinduftrie vielleicht beffer überlaffen, als daß man eine jtaat- 
lihe Einridtung ohne Zwang übt. Denn id” würde nicht Den 
Muth haben, den Zwang auszuſprechen, wenn der Staat nicht aud) 
gleichzeitig einen Zufhuß anbietet. Würde der Zwang ausgeſprochen, 
fo ift es nothmendig, daß das Geſetz zugleih ein Verſicherungs— 
institut beſchafft, was wohlfeiler und ficherer ift wie jedes andere. 
Man Tann nit den Sparpfennig des Armen dem Eoncurje aus: 
jegen, man fann auch nicht zugeben, daß ein Abzug von den Bei- 
trägen als Dividende oder zur Berzinfung von Actien gezahlt 


mit welcher unter den gegenwärtigen inbuftriellen Berhältniijen die localen 
Verbände von der Armenlajt betroffen werben, eine gewünſchte Musgleichung 
erfahren. Gegen diejelbe jpricht indejien, abgejehen von dem äußeren runde, 
daß nicht in allen Bundesftaaten derartige Verbände vorhanden find, die Er: 
wägung, daß durch Heranziehung der Träger der öffentlichen Armenlajt zu den 
erforderlichen Beiträgen die ganze Maßregel in den Augen der Arbeiter leicht 
den Charakter einer gewöhnlichen Armenunterftügung erhalten würde, während 
es fich in der That darum handelt, die Lage einer ganzen Bevölferungsclafje 
um bes öffentlichen Intereſſes willen unter Mitverwendung öffentlicher Mittel 
einer Beljerung entgegen zu führen, eine Maßregel, welche mit der auf die Be— 
jeitigung unmittelbarer gegenmärtiger Noth befchräntten Armenunterftüßung nicht 
auf eine Linie geftellt werden kann. Führt diefe Erwägung dazu, die Prämien: 
beiträge, weldde zur Turhführung der Maßregel erforderlich find, unmittelbar 
aus Staat3mitteln zu gewähren, jo ericheint es mit Rückſicht auf die Finanz— 
lage der einzelnen Bundesftaaten und der Abhängigkeit derjelben von den 
Finanzen des Reiche, welche durch die als nothmwendig erkannte Ausbildung des 
Syſtems der indirecten Steuern bedingt ift, angezeigt, die neue, durch Die Ge: 
feggebung des Reichs begründete Laſt aud unmittelbar auf das Neich zu 
übernehmen” (StB. Anlagen Nr. 41, 5. 233 b/234 a). 
*) ©. 715a. 
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wirde. Der Herr Abg. Bamberger hat ja geitern feinen Angriff 
auf das Gejeg weſentlich mit der Mage über den Ruin der Ver: 
ficherungsgejellichaften*) — er hat fic) ſtark ausgedrüdt: daß die 
erdrückt, zermalmt werden würden, und hat gejagt, daß diefe Ver— 
ſicherungsgeſellſchaften fih um die Dankbarkeit ihrer Mitbürger 
bewürben ). Ich habe immer geglaubt, fie bewürben fih um das 
Geld ihrer Mitbürger. Geiterteit) 


Wenn ſie aber auch dafür die Dankbarkeit noch zu Buch bringen 

können, jo iſt das eine geſchickte Operation. Daß fie aber als 

edle Seelen fi für die Arbeiterintereffen bei der Einrichtung ihrer 

Verficherungsgefellichaften auf Actien zu opfern bereit waren, babe 

ich nie geglaubt, ich würde mich auch ſchwer davon überzeugen. 
(Abg. Bebel: Schr gut!) 

Und für ſolche Brivatverfiherungsgefellihaften, die in Coneurs 
gerathen können, aud bei guter Verwaltung, durch Conjuncturen, 
durch große Unglüdsfälle, die genöthigt find, ihre Beiträge jo ein: 
zurichten, daß noch für Den, der jein Capital dazu hergibt, Divi— 
dende übrig bleibt, wenigftens eine gute Verzinfung und aud die 
Hoffnung auf Dividende, zu ſolchen BVerfiherungen können wir 
nad meinem Nehtsgefühl Niemand zwingen, und da möchte ich 
meinen Beiftand dazu verjagen. Das Correlat für den Zwang 
bildet meines Erachtens aud die Uebernahme der Verfiherung 
durch den Staat in der Form des Reiches oder in der Form des 
Einzelftaats, — ohne das fein Zwang! Ich habe auch nicht, wie 
ic jchon erwähnte, den Muth, den Zwang auszuüben, wenn id) 
nicht Etwas dafür zu bieten habe. Diejer Drittelbeitrag des 
Staates ift ja viel geringer, wie ich ſchon vorher gejagt habe, als 
er ausfieht, weil dafür den Verbänden, auf die der Staat feine 
ihm obliegende Armenpflege abgebürbet hat, doch auch jehr weſent⸗ 
liche Leiftungen abgenommen werden. it dies Communismus, 


*) Der Sat ift abgebrochen; zu ergänzen ift: „begründet“. 

) Abg. Bamberger: „Die Verfiherungsanftalten haben fi bemüht, 
auc im Intereffe ihrer Selbfterhaltung zu zeigen, daf fie ein offenes Ohr haben 
für das gemeinfame Interejje, dem zu dienen ihre Beftimmung ift ... und 
der Lohn fol fein, daß man fie nad) Turzer Zeit zermalmt und unter die Füße 
tritt" (StB. 6750). 
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wie der Herr Vorredner jagte, nicht Socialismus !), jo it das 
mir wiederum gleichgültig, ich nenne es immer wieder praftijches 
Chriftenthum in gejetlicher Bethätigung, — aber iſt es Communis- 
mus, dann ift der Communismus ja längft in den Gemeinden im 
höchſten Maß getrieben, ja ſogar durd) ftaatlihen Zwang. Der 
Herr Vorredner fagte, daß auf unjere Weiſe die unteren Clafjen 
durch indirecte Steuern belaftet würden, um für die Armenpflege 
den Beitrag aufzubringen ). Sa, meine Herren, was gejchieht 
denn aber in den großen Städten, in dem nad jeiner Meinung 
vom fortjcehrittlichen Ringe jo glänzend verwalteten Berlin? Da 
wird der Arme dadurch verpflegt, daß der Verarmende, der morgen 
fein gleih armer Bruder fein wird, wenn er wegen der Mieths- 
fteuer ausgepfändet ift, durch Miethsjteuer den Beitrag aufbringen 
muß, un den jhon Armen zu verpflegen. Tas ift viel härter, 
ala wenn das aus der Tabak: oder Branntweinfteuer käme. 

Der Herr Vorredner hat gejagt, ich hätte eine Rede gegen 
die Branntweinfteuer gehalten). Das ift mir wirflid‘ nicht 
erinnerlih, und id) wäre fehr dankbar, wenn er mir das aus 
irgend einem Worte nachwiefe. ch habe immer den Tabak und 
den Branntwein als die Gegenftände zu ftärferer Belaftung ge: 
nannt, ich habe nur in Zweifel gezogen, ob es nüglih”) ift, den 
Branntwein im Fabricationsftadium zu befteuern, welches mande 
andere Staaten, wie Frankreich, ganz frei laſſen *”), oder in einem 


*) ©. 715b. 
*25) StB.: läßt. 

1) Abg. Richter: „Der Socialiamus will die Kojten der Arbeit aus dem 
Ertrag der Arbeit bejtreiten ..., die Reichöregierung umgekehrt, fie will die 
Koften diefer Verfiherung nicht aus dem Ertrage der Induſtrie erftatten, fondern 
aus dem allgemeinen Weltfädel. Meine Herren, das ift nicht focialiftiih, das 
iſt communiftifch! Der Grundfag der Reichsregierung ift ein... Communis- 
mus, fo ſchlecht, wie ihn noch Niemand bisher erfunden hat” (StB. 709a). 

2) Abg. Richter: „Meine Herren, wenn man einmal Conmunift fein 
will, dann ſoll man fih auf den Standpuntt ftellen, daß der Reiche den Armen 
Etwa? abgebe ..., bier geben die Armen den Armen, und zwar womöglich 
follen noch die Aermeren gezwungen werden, den Armen Etwas zu geben. Die 
Subvention foll aus Reichsmitteln fchöpfen. Woraus aber fchöpft das Neid) 
feine Mittel? Aus indirecten Steuern ..., die auf Verbrauchsabgaben fallen 
... der großen Maffe” ıc. (StB. 7098). 

3) In dem corrigirten Texte der Nede des Abg. Richter, wie er in 
die gedrudten StB. aufgenommen ift, fehlt ein Say ähnlichen Inhalts. 
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2.4.1881. anderen Stadium zu treffen . Der Herr Abgeordnete hat alſo — 
gewiß unfreiwillig — einen Irrthum begangen. Indeſſen der 
Irrthum macht fi, indem er ſpäter in vielen Blättern, auf die 
der Herr Abgeordnete Einfluß hat, ohne Widerlegung gedrudt 
eriheint, immer nicht übel im Eindrud. 

Auf die Fehler des Haftpflichtgefeges will ih nicht weiter 
zurüdgehen; fie werden von ſachkundigen und mehr betheiligten 
‚Herren beiprochen werden. Es war dies eines der Motive, die 
mich neben den Verfprehungen, die beim Erlaß des Socialiften- 
gejeges gegeben worden find, deren Sie ſich Alle erinnern werden 
und an deren Erfüllung ich oft gemahnt worden bin, — die 
unerwartet nachtheilige Wirkung der Haftpflihtgejebgebung war 
eines *) der Hauptmomente, indem ich mid aus der Praxis über: 
jeugte, daß die aus ber Haftpflicht entftehenden Proceſſe einen ganz 
ungewiſſen und oft unverhältnifmäßigen Ausgang haben, wenn fie 
gelingen, und einen eben jo unverhältnigmäßigen Ausgang in vielen 
Fällen, wo fie verloren gehen, daß mir von vielen und glaub— 
würdigen Seiten verfichert worden ift, daß, ſtatt daß das Verhält- 
niß zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern durch die Haftpflicht 
verbejjert wurde, an vielen Orten, wo die Procefje häufig find, 
bejonders wo Winfeladvocaten, denen an Erregung der Unzufrieden- 
beit in Hinficht auf die Wahlen liegt, ſchüren, daß dort die Er— 
bitterung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Gegenjage 
zu der wohlmeinenden Abficht, welche das Geſetz gehabt hat, nur 
gefteigert worden ift, und daf der Arbeiter durch die Wirkung des 
Gefeges fich geichädigt und verkürzt fühlt, weil er auch bei einem 
gerichtlichen Erkenntniß ſchwerlich je überzeugt wird, daß er Unrecht 
bat, namentlich wenn er einen Advocaten hat, der ihm das Gegen- 
theil fagt, und verfichert **), wenn es vier oder fünf Inſtanzen gäbe, 
ev würde feine Sache jo weit bringen. 

Deshalb war ich der Anficht, ein leichter fungirendes Syſtem 
einzuführen, wo von Procefjen nicht die Nede ift und die Frage, 
ob irgend ein Verſchulden obliegt, nicht unterfucht wird. Für den 


*) StB.: einer, 
”*) Ergänzung des Herausgebers. 
3) Bgl, Bo. VIIT 406 f. 
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Betroffenen ift es ja gleichgültig, er bleibt unglüdlid, er bleibt 2. 4. 1881. 
verjtümmelt, er bleibt erwerbsunfähig, wenn er das geworden ift, 

und feine Hinterbliebenen bleiben ohne Ernährer, e& mag dolose !) 

oder culpa lata ?), oder auf die unſchuldigſte Weiſe gefommen fein. 

Wir haben es daher nicht mit der ftrafenden und distributiven 
Gerechtigkeit zu thun, jondern mit dem Schuß eines ohne das 

Geſetz ziemlih wehrlojen Theils der Bevölkerung gegen die Un: 

bilden des Lebens und gegen die Folgen ihrer Unglüdafälle, und 

gegen die Härte der Situation eines ohne jedes eigene peculium °) 

der Gemeindeverpflegung verfallenen Drtsarmen. 

Ich gehe auf den Vorwurf des Kommunismus nicht weiter 
ein; ih möchte nur bitten, daß man ſich in Fragen, wie dieſe, wo 
wir wirklich Alle unferen Weg noch nicht ſicher vor uns liegen 
jehen, jondern ihn eben mit Stab und Sonde mühlam erforichen, 
daß man da do nicht Alles aus dem Gelichtspunft der Bartei- 
taftil, aus dem Gefichtspunft der Fractionstaftif, aus dem Gefühl 
„Fort mit Bismard” und dergleichen betreiben möge. Ich wünjche 
ja, jo jchnell wie möglid, an meiner Stelle einen Anderen, wenn 
er nur das fortjegen wollte, ih würde gern jagen: „Sohn, hier 
haft Du meinen Speer” *), wenn er auch nit mein eigener 
Sohn wäre. (Heiterkeit.) 

Dieſe unerwünſchte Art der Discuſſionen hat ſich ſchon neuer— 
lich gezeigt. Da bat man ſich um den „armen Mann“ geriſſen, 
wie um die Leiche des Patroklus. 

(Heiterfeit.) 
Herr Laster hat ihn an dem einen Ende gefaßt, ich ſuchte ihn 
ihm*) nad Möglichkeit zu entreißen ®). Und wohin fommen wir 


*) ©. 716a. 

) Vorſätzlich. 

2) Durch grobes Verſehen. 

2) S. o. ©. 20. 

9) „Sohn, da haſt Du meinen Speer”, Lied eines alten ſchwäbiſchen 
Ritters an feinen Sohn von Fr. 2. Graf zu Etolberg. 

6) Den Abg. Laster verftimmte diefer Scherz fehr. In feiner Rede, die 
der Reichskanzler nicht mehr mit anhörte, fam er darauf zurüd. „Der Herr 
Reichskanzler hat ſehr feinfühlig mir einen directen Vorwurf daraus gemadt, 
ich Hätte von feiner Steuerpolitit als einer folchen geſprochen, die vorwiegend 
den armen Mann belajte; wir Beide, jagt er, hätten ung um den armen Mann 


2. 4. 1881. 
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denn mit diefen Unterſchiebungen von Motiven und mit dieſer 
Zuhilfenahme des Claſſenhaſſes, der Verftimmung, des Elends und 
des Leidens? Darin liegt Schon eher Socialismus, getrieben in 
der Art, wie Herr dv. Puttkamer ihn neulidh hier brandmarfte. 

Das Almofen ift das erite Stadium Kriftlicher Mildthätigkeit, 
wie fie zum Beilpiel in Frankreich in weiter Verzweigung eri: 
ftiren muß. 

In Frankreich hat man Fein Armenpflichtgeieg, jeder Arme 
bat dort das*) Recht, zu verhungern, wenn nicht mildthätige 
Leute ihn davon abhalten. 

Das ift die erite Pflicht, die gejehlihe Hilfe des Armen: 
verbandes ift die zweite. Aber ich möchte gern, daß ein Staat, 
der — wenn Sie au die Benennung „hrütlicer Staat” perhor: 
resciren — doch in feiner großen Mehrheit aus Chrijten beiteht, 
die Grundfäße der Religion, zu der wir uns befennen, namentlich 
in Bezug auf die Hilfe, die man dem Nächſten leiftet, in Bezug 
auf das Mitgefühl mit dem Schidjal, dem alte, leidende Leute 
entgegen gehen, fich einiger Maßen durchdringen läßt. 

(Bravo!) 

Die ſehr weitgehenden Auseinanderfegungen, die id) theils 
heute gehört, theila geftern in dem vielleicht nicht ganz volljtändigen 
Oldenberg'ſchen**) Auszug geleſen habe, nöthigen mich noch zu 
einigen Ermiderungen. Der Herr Abg. Richter hat gejagt, Die 
aanze Borlage wäre eine Subvention für die Großinduftrie ). 


wie um die Leiche des Patroklus geftritten, wir hätten den armen Mann, er 
nach der einen, ih nad) der anderen Eeite hin gerifjen, und unmittelbar nad 
diefem Scherz erhebt er den erniten Vorwurf, ich hätte der Regierung fchlechte 
Motive untergelegt ... Ich habe aber ausdrüdlich erklärt, daß es nicht die 
Abficht der Negierung wäre, cine Politik einzuleiten, welche vorwiegend den 
armen Mann belajte, aber dem Effecte nach laufe die Politik darauf hinaus“ 
(StB. 7258). 

*) Fehlt im StB. 

**) StB.: Oldenburgſchen. 

) Abg. Richter: „ES ſcheint eine Subvention der Armen, es ſcheint 
eine Subvention der Arbeiter, in Wahrheit läuft es auf Nichts heraus, wie auf 
eine Subvention der Großinduftrie, die um fo viel, als den Arbeitern mehr 
von Reichs wegen geleiftet wird, um fo viel weniger den Arbeitern ihrerjeits zu 


Zahlen braudt in der Concurrenz mit anderen Erwerbszweigen um dieſelben 


Arbeiter” (StB. 709a). 
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Nun, das ift wieder die Frage des Claſſenhaſſes, die neue Nahrung 
befommen würde, wenn man dies allgemein glauben fünnte. Ich 
weiß nit, warum Sie gerade bei der Regierung eine blinde, 
parteiiihe Vorliebe für die Großinduftrie vorausfegen. Es find 
die Großinduftriellen ein allerdings meiftens vom Glüd begünftigter 
Theil unferer Bevölferung, das erregt fein Wohlmollen bei Anderen ; 
ihre Eriftenz aber zu ſchwächen und zu jchmälern, wäre doch ein 
jehr Teichtfinniges Erperimenliren. Wenn wir die Großindultrie, 
wie wir fie haben, fallen laſſen, wenn wir es dahin fommen ließen, 
daß fie mit dem Auslande nicht mehr concurrenzfähig bleibt, wenn 
wir ihr Laften auferlegen wollten, von denen nicht bewieſen ift, 
ob fie diejelben wird tragen fünnen, jo würden wir damit vielleicht 
Beifall bei Allen finden, die mit Aerger Jeden jehen, der reicher 
ift wie Andere, namentlih mie fie jelbft. Aber bringen Sie die 
Großinduftriellen zu alle, was machen Sie dann mit den Ar: 
beitern? Dann ftünden wir wirflih vor der Frage, die der Herr 
Abg. Richter forgend anregte, daß wir an die Organijation der 
Arbeit gehen müßten ); denn mir fünnen, wenn ein Etablifjement 
zu Grunde geht, das ziwanzigtaufend und mehr Arbeiter bejchäftiat, 
menn ed zu Grunde geht, weil die Großinduftriellen ftets der 
öffentliden Meinung und der Geſetzgebung demuncirt werden als 
gemeinihädlih und als lange nicht genug beiteuert, wenn fie dann 
erlägen, — wir könnten doch nicht zwanzigtaufend und mehrere 
Hunderttaujend Arbeiter verfommen und verhungern lafjen. Wir 
müßten dann zu wirklichem Staatsjocialismus greifen und für 
dieſe Leute Arbeit finden, wie wir das ja bei jedem Nothitande 
thun. Wenn die Einwendung des Herrn Abg. Richter richtig wäre, 
daß man ſich wie vor einer anftedenden Krankheit vor der Mög: 
lichfeit des Staatöfocialisnus hüten müſſe, wie kommen wir darauf, 
bei Nothitänden in einer oder der anderen Provinz Arbeiten zu 
organifiren, Arbeiten einzurichten, die mir fonft nicht machen 
würden, wenn die Arbeiter Beichäftigung und Berdienft hätten? 


) Abg. Richter: „Sie finden in den Motiven jchon angedeutet eine 
Verfiherung gegen Arbeitslofigkeit. Meine Herren, ... dann liegt es ebenfo 
nabe, daß man ... von Staats wegen auch Maßregeln trifft, um Arbeitslofig- 
feit zu verhüten. Bon da bis zu der Drganifation der Arbeit durch das Reich 
ift der Schritt ein fehr Keiner” (StB. 709b/710a). 

Bismards politiide Reden. IX. 3 
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2.4.1881. Wir veranlaffen in jolden Fällen den Bau von Eifenbahnen, deren 
Rentabilität zweifelhaft it; wir veranlaffen Meliorationen, die wir 
fonft Jedem auf eigene Rechnung überlaffen. Iſt das Communis= 
mus, jo bin ich in feiner Weife dagegen, aber mit ſolchen prin- 
eipiellen Stichworten fommt man wirklich nicht vom led. Ich 
bemerkte ſchon das Eintreten*) des Heren Abg. Bamberger für 
die Privatverfiherungsanftalten D; ich bin der Ueberzeugung, daß 
wir feine Verpflichtung haben, gegenüber jenem großen wirthicdhaft- 
lichen Bebürfniß für jene allein und in erfter Linie einzutreten. 
Er hat ferner erwähnt die „vier Wochen“, die außerhalb des Ver— 
ſicherungsweſens fallen?). Es ift das, wie erwähnt, geſchehen in 
der Hoffnung, daf die Anappfcaften und Genoſſenſchaften ihrer 
jeits das Bedürfniß haben würden, auch Etwas zu thun. Man 
fommt uns immer mit dem Grunde, der Arbeiter hält es wider 
jein Ehrgefühl, wenn er gar Nichts beitrüge. Wir haben dieje 
vier Wochen dazu ungedeckt gelaſſen. Ich wei; das jo genau nicht, 
aber wenn es anders befjer wäre, jo bin ich der Meinung, daß 


S. 716b. 

9 S. o. S. 28. 

Bgl. 0. S. 7, $7 und 8 des Entwurfs und dazu die „Begründung“: 
„Nach der Beftimmung des Entwurfs follen diejenigen durch Unfälle herbeige- 
führten Beihädigungen, welde nicht eine Erwerböunfähigleit von mehr als 
vier Wochen zur Folge haben, von der Verficherung ausgeſchloſſen fein. Dieſe 
Bejhräntung wird zunähft die ermünfchte Folge haben, daß die Verwaltung 
der Verfiherungsanftalt nicht durch die vecht erhebliche Zahl ſoicher meift jehr 
geringfügiger Unfälle mit Geſchäften und Koften belaftet wird, deren Umfang. 
aufer allem Berhältnifi zu dem dadurch zu erreichenden Erfolge ftehen würde. 
Die Unterftügung der Arbeiter in den hier fraglichen Fällen kann unbedenklich 
den Krantencafjen überlafjen werden, welche überdies vermöge ihrer Iocalen 
Organifation eher ais die Neichsverficherungsanftalt im Stande find, der Ge- 
fahr der. Simulation, welche bei den Fällen der Erwerbsunfähigfeit von kurzer 
Dauer bejonders groß ift, entgegen zu treten. Für die überwiegende Mehrzahl 
ber unter das Geſetz fallenden Arbeiter bejtehen bereits derartige Caſſen. Es 
wird indefjen nad der Auffafjung der verbündeten Regierungen bei der ohne⸗ 
bin erforderlichen und unverweilt in Angriff zu nehmenden Nevifion der das. 
‚Hilfscaffenweien regelnden Gefeggebung Borforge zu treffen fein, daß jedem nach 
Maßgabe diejes Geſetzes Verſicherten auch für die erften vier Woden der durch 
einen Unfall herbeigeführten Erwerbsunfähigteit ſowohl der Erfag der in diefer 
Zeit aufgewendeten Koften des Heilverfahrens, als eine den Vorſchriften dieſes 
Gejehes entſprechende Unterftügung gefihert werde” (StB. Anlage Nr. 41, 
©, 2385). Der Abg. Bamberger nahm an diefer Beftimmung den größten 
Anftob (StB. 675b). 
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dies Gefeg auch dieſen Hiatus !) deden ſollte. Darin liegt fein 
principielles Sinderniß. 

Wie erheblich die Lajten find, die unter Umftänden dem „Ge: 
meindecommunismus” in Geftalt der Armenpflege abgenommen 
werden und auf den Staatscommunismus in Ddiefer Geftalt über: 
gehen würden, darauf wirft eine vereinzelte Thatjache einen Licht: 
blid. Es hat mir nicht gelingen wollen, die Zahl der überhaupt 
in Armenunterftügung ſich befindenden Perjonen im Reich oder in 
der Monarchie zu ermitteln, noch weniger den Betrag, der dafür 
verwendet wird, weil auf dem Lande und in jehr vielen anderen 
Verhältniffen die Privatwohlthätigfeit und die gejegliche Armen: 
pflege jo in einander fließen, daß die Grenze nicht zu ziehen ift, 
auch nicht Buch darüber geführt wird. Nur von den 170 Städten 
über 10000 Einwohnern fteht feit, daß diefelben für ihre Armen: 
pflege im Durhichnitt einen Aufwand von 4 Mark pro Kopf 
machen. Es wechlelt diefer Aufwand zwijchen O, «s und 12,3: Mark, 
— aljo jehr verfchieden. 

Am auffallendften ift das Ergebniß aber da, wo die Mehrzahl 
der arbeitenden Claſſen fih in Knappfchaften und ähnlichen Ber: 
bänden befinden. Man jollte glauben, daß ftarf bevölferte Fabrik: 
orte, wie Oberneunkirchen*) und Duttweiler, in diefer Berechnung 
einen außerordentlich ftarfen Appoint haben müßten. Berlin, was 
nur theilweije ein induftrieller Ort ift, theils auch nicht, aljo ge: 
wifler Maßen, wenn es richtig und geſchickt in jeinen Finanzen ver: 
waltet wäre, eine Art von Durchſchnittspunkt geben fünnte, zahlt 
weit über den Durchſchnitt für feine Armenpflege, ohne daß die 
Armen, — wie Jeder, der ſich Privatmohlthätigkeit und das Auf: 
fuhen der Armen in ihren Wohnungen etwas zur Aufgabe ftellt, 
fich leicht Überzeugen kann, was für beflagensmwerthe Zuftände .der 
Armuth in Berlin mitunter vorhanden find, — aljo ohne daß die 
Armen brillant verpflegt werden; aber dennoch beläuft fi das 
Armenbudget in Berlin auf 5200000 Marfänah den neueften 
Angaben, und die Armenfranfenpflege — ic) weiß nicht, aus 
welchen Gründen fie davon geſchieden ift — auf circa 1900000 Marf, 


*) StB.: Oberneuenkirchen. 
1) Kluft. 
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2.4.1881. aljo zufammen auf über 7 Millionen Mark, aljo 7 Mark pro Kopf, 
während der Durchſchnitt der großen Städte nur 4 Mark pro Kopf 
beträgt. 7 Mark pro Kopf würden, wenn man diefe Armeniteuer 
in ähnlicher Weife auf das ganze Reich vertheilte, die Summe von 
über 300 Millionen Markt machen, ebenjo wie, wenn man die 
Berliner directe Belaftung von 23 Marf pro Kopf auf das ganze 
Neich erweitern wollte, man über eine Milliarde Mark directe 
Steuern, theils aus der Miethsfteuer, theils aus der Einfommen- 
Steuer haben würde. Indeſſen, es leben ja nicht Alle im Reich 
unter dem fortfchrittlihen Ning, 
(Heiterfeit.) 

namentlich aber an diefen Orten, wo die Thatſache vorliegt, dab 
die meiften der Arbeiter Knappſchaften und dergleihen Verbänden 
angehören; wo ſich vorwiegend dichte Fabrikbevölferung befindet, 
ift die auffallende Thatſache zu verzeichnen, daß Oberneunkirchen 
nur 58 Pfennige pro Kopf Armenlaft hat, wenig über eine halbe 
Mark, und Duttweiler 72 Pfennige. Das find Beijpiele, die recht 
ſchlagend beweifen, welde Laft unter Umftänden, wenn man das 
Knappſchaftsſyſtem oder etwas Nehnliches in Anwendung brächte*) — 
ich bin weit entfernt, eine**) jo theure Anlage jegt zu erſtreben; 
aber ich habe auch gejagt, wir werden ein Menjchenalter an diejer 
Gefeggebung arbeiten — bier liegt das Ergebnif recht ſchlagend 
vor, daß die Gemeindearmenlaften in Duttweiler und Oberneun: 
firchen, die font, wenn fie fich ***) auch nicht über den Durchſchnitt, 
wenn fie fi auch nicht auf die Berliner Höhe erheben würden, 
doch wohl 5 Mark pro Kopf betragen könnten, daß die unter 
1 Mark, beinahe bis auf Ys Marf herunter gehen, Welche ge 
waltige Laſt in einer Stadt von 10000 Einwohnern wird mit 
einem jolden Gejeg dem Armenverbande abgenommen! Warum 
jollte alfo nicht für ähnliche Intereſſen eine Leiftung den Armen— 
verbänden angefonnen werden? Nur kann es nicht der Yocalverband 
fein, e8 muß ein größerer Armenverband fein, und der größte ift 


*) Der Sak tft abgebroden; zu ergänzen ift, wie aus dem Folgenden 
hervorgeht: mit einem folden Gejeg dem Armenverbande abgenommen werben 
würde. 

6. 717n. 
*) „fie fich“ find vom Herausgeber ergänzt. 
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der Staat, und deshalb halte ich unbedingt feit an dieler Staats 
hilfe und würde, wenn diefe den verbündeten Regierungen nicht 
gewährt wird, auch ruhig und sine ira!) einer weiteren Verband: 
lung, einer weiteren Legislaturperiode entgegenfehen. Ich betrachte 
dies als integrirenden Theil des Geſetzes, ohne weldhen es nicht 
mehr denjelben Werth für mich haben würde, den ich ihm bisher 
beilege, und der mich veranlaßt, mich dafür einzufegen. 

Der Herr Borredner hat, wie ja auch der Herr Abg. Bam: 
berger ?), einige fcheele Seitenblide auf. den Volkswirthſchaftsrath 
geworfen. Ja, meine Herren, ich finde ja das ganz erflärlich; die 
Concurrenz in der Beredtiamfeit wird ebenjo gejcheut, wie in der 


Induſtrie, (Heiterkeit.) 


und es ſind unter dieſen volkswirthſchaftlichen“) Mitgliedern des 
Wirthſchaftsrathes nicht nur überragende Sachkenner, ſondern ſogar 
ſehr gute Redner, die, wenn das Inſtitut beſſer entwickelt ſein wird, 


*) Das Wort iſt wohl zu ſtreichen. 

1) Ohne Born. 

2) Abg. Bamberger: „Ich weiß nicht, welche Zukunft dieſem Volks— 
wirthſchaftsrath vorbehalten iſt. Wenn ich nach ſeinem Debut urtheilen ſoll, 
kommt er mir vor wie ſo eine Sängerin-Mutter, mit der man eine intereſſante 
Perſönlichkeit in die Geſellſchaft einführt. Wenn die Sängerin da iſt, iſt die 
Mutter nur noch ein Ueberfluß für die Geſellſchaft. Auf dieſe Weiſe iſt auch 
die anſtändige Perſon des Volkswirthſchaftsraths zur Begleitung des Geſetzes 
eingeführt worden. Im Uebrigen iſt nicht mehr viel davon die Rede... 
Meine Herren, wir haben von England die Enquüten uns angeeignet, von 
Frankreich jet den Volkswirthſchaftsrath; aber ich bitte Sie, vergleihen Sie 
ein Mal die Blaubücder englifher Enqueten oder die Duartbände der franzöfi- 
ihen Unterfuhungsberathungen mit dem Bischen Papier, was uns da in die 
Hände gegeben mworben ift als Protofole des Volkswirthſchaftsraths. Keine 
Ueberficht , fein Inhaltsregiſter, fein Reſumé, abjolut wüſtes, ödes, unfrudt: 
bares Geftrüpp, aus dem man Nicht herausziehen kann’ ıc. (StB. 677a/b). 
Abg. Richter: „Der Vollswirthichaftsrath ſpielt eine eigenthümliche Rolle. Tas 
follte gerade das Drgan jein derjenigen Kreiſe, die dies Geſetz zunächſt be— 
treffen würde, das Organ der Arbeiter und der Arbeitgeber. Ter Volkswirth— 
Ihaftsrath ift vollftändig desavouirt ... Faſt nur mit Heiterfeit fann man 
noch an dieſe Epifode unjeres parlamentarifhen Lebens denken. Der Reichs: 
fanzler hatte ja allerdings im Volkswirthſchaftsrath fich ein Trompetercorps 
ausgewählt, aber es zeigt fih, daß hinter dem Trompetercorps feine Truppen 
ftehen, daß die Arbeiter und Arbeitgeber ganz andere Anfichten über dies Ge- 
jet Haben, alö man nad) den Aeußerungen im Volkswirthſchaftsrathe annimmt“ :c. 
(StB. 711a). 
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2.4. 1881. vielleicht eben jo lange und noch jachfundigere Reden halten werden, 
als dies*) hier von den Herren, die fich vorzugsweiſe als ſachkun— 
dige Vertreter der Arbeiter ausgeben, geſchieht. Mit ſolcher Gering- 
Thägung von den Männern zu fprechen, die bier auf den Auf 
ihres Königs gefommen find, um Zeugniß von ihrer Meinung ab— 
zulegen, halte ich wirklich kaum für höflich, aber auch ftaatlich nicht 
nüglih. Aus den meiſten Wäldern ruft es fo heraus, wie man 
hinein fehreit, und warum will der Herr Abg. Richter ſich unnöthig 
noch mehr Feinde machen, als er hat? Er theilt das mit mir, daß 
die Zahl im Wachſen und ſchon nicht ganz gering ift; fein Ohr ift 
nur nicht jo geſchärft für die Eriftenz der Gegner, wie das meinige, 
und id warte da ruhig ab, wer von uns zulegt das Nichtige ges 
troffen haben wird, vielleicht entſcheidet fich das in unferem Leben 
gar nit. Auch das würde ich mir gefallen laſſen. 

Der Herr Abg. Bamberger bat beim Wirthichaftsrath ) feine 
DVerwunderung darüber ausgejprochen, daß den Vertretern der See— 
ftäbte die Frage des Schießpulvers und der Spielfarten überlafjen 
wäre. Ja, meine Herren, die Delegirten der Binnenländer find 
außerordentlich viel zahlreicher als die der Seeftädte, und wir haben 
diefe Theilung nicht muthwillig getroffen. Sie können doc un— 
möglich verlangen, daß, wenn wir die Freihandelstheorien für eine 
gemeinſchädliche Krankheit halten, die ähnlich wie der Colorado- 
Käfer und dergleichen uns beimfucht, 

(SHeiterkeit.) 
wir nun gerade da, wo wir irgendwie die Wahl haben, den Frei— 


) StB.: „ald wir dies“, wozu das den Sat fehliehende „geichieht” 
nicht pafıt. g 

%) An der betreffenden Stelle fpricht der Ag. Bamberger nicht vom 
Vollswirthſchaftsrath, jondern vom Bundesrath: „Meine Herren, alle Achtung 
vor dem Bundesrath! Wir haben uns früher manchmal jarkaftiih mit Neben- 
bemerfungen über den Yundesrath ergangen; ich denke, heute thun wir es nicht 
mehr. Der Bundesrath ift Heute auch viel weniger, als er e8 ehemals war, 
eine technifche Behörde. Wir wiffen ja, daf vor einiger Zeit die Berathungen 
des Bundesraths in befonderen Ausicüffen fehr ftark reducirt worden find und 
die meiften Dinge im Plenum erledigt werben, ganz abgefehen davon, daß aud) 
die Attributionen der Ausſchuſſe ſo vertheilt find, wie wir es bei den Zoll⸗ 
berathungen erfahren haben, wo zum Beiſpiel den Delegirten der Seeftäbte bie 
Behandlung der Spiellarten und des Schiepulvers überlaffen war, während 
die Delegirten der Binnenftaaten wejentlich mit Zoll: und Seeangelegenheiten 
befaßt waren" (StB. 676). 
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händler als den Bertreter der Intereſſen des gefammten Landes 
anrufen. Der Freihändler vertritt im Allgemeinen die Intereſſen 
des Seehandels, der Kaufmannſchaft und einer jehr Kleinen Anzahl 
von Perjönlichkeiten. Dem fteht das ganze große Binnenland mit 
ftärferem Gewicht gegenüber, und je mehr ſich diefer Volkswirth— 
ſchaftsrath ausbildet — und ich freue mich, daß er alle Ausficht hat, 
fi über das Reich auszudehnen — defto mehr wird die Zweckmäßig— 
feit und Vernünftigfeit diefer Einrihtung allgemeine *) Anerfennung 
finden; das Wohlmollen der Herren Richter und Bamberger glaube 
ich mir durch die Andeutungen allerdings nicht zu erwerben, das 
wäre für mid) auch ein argumentum e contrario 1); ic) glaube 
jtets, daß das Gegentheil ihrer Meinung für den Staat und für 
die vaterländifchen Intereſſen, wie ich fie auffaffe, nützlich iſt. 
Ueber den Vorwurf des inländifchen Socialisınus äußerte ich 
mich bereits ?), der Herr Vorredner ?) geht aber jo weit, daß er 
mid, weil ich die Verantwortung und die intellectuelle Urheber: 
ſchaft für dieſes Gefeg gern übernehme, mit Ausländern identi- 
fieirt, die in ihrer Art gewiß ausgezeichnet find, die aber Ausländer 
find und mit unjeren Sntereffen Nichts zu thun haben, nämlich mit 


* ©. 717b. 

) Ein Beweis aus dent Gegentheil. 

2) ©. 0. ©. 22 f. 

2) Abg. Bamberger: „Meine Herren, die einzige gejeßgeberifche Potenz, 
die der Sache in der Weife nahe getreten ift, wie es hier geichieht, das mar 
der franzöftihe Convent, er ift unfer Vorgänger. Er hat fich zugleich nicht 
begnügt mit der bloßen Unfallverfiherung, fondern er hat das auch und als 
Zufunftsbild bereit an die Wand gezeichnete Project der großen Alters- und 
Snvalidenverfiherungsaufgabe in die Hand genommen, aber nicht zu Ende ge= 
führt ... Eben jegt erſt hören wir wieder unter der dritten Republif, daß 
die Aufgabe von einzelnen Repräfentanten des Volkes in die Hand genommen 
worden iſt, und zwar von weldhen? Don den am meilten nach links gehenden, 
von denen, die meiter links ftehen ald Gambetta, von den Mitgliedern der 
radicalen Dppofition gegen Gambetta. Das Project ift zunädft von Herrn 
Radaud ausgearbeitet, unterjtügt von Herrn Glemenceau, von Herrn Spuller, 
von L2odroy, von Germain Caffe. Wer die heutige franzöfifche Welt der Politik 
fennt, weiß ungefähr, welche Farbe dieje Partei trägt, und daß fie weit über 
das hinausgeht, was man republicaniſch nennt. Dies jind die einzigen gejeß- 
geberijchen Vorbilder, an die wir und anhängen können, und ich made daraus 
der Reichgregierung feinen Borwurf. Die Unerfchrodenheit, welche fie fennzeichnet, 
fann fie aud darin zeigen, daß fie fih durch ſolche Gefellfchaft nicht abjchreden 
läßt" (StB. 678a/b). 
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2.4.1881. der Kategorie Nadaud*), Clemencean, Spuller, Lodroy **) und 
Anderen. Es joll dies, wie ich glaube, ein complicirter Vorwurf 
des Socialismus und des Communismus fein, aber immer nod) 
diefelbe Melodie. Dann kommt auch die „Unerſchrockenheit“, welche 
die Regierung fennzeichnet, was ich für meinen inneren Menfchen 
überjege, mit leichtfertiger Dreiftigkeit, mit der die Regierung dieſe 
Sachen vorbringt, die der Vorredner aber mit höflihem Wohlwollen 
Unerjchrodenheit nennt. Meine Herren, unfere Unerſchrockenheit 
beruht auf dem guten Gewifjen, auf der Meberzeugung, daß Das, 
was wir bringen, das Ergebnif forgfältiger pflihtmäßiger Ueber— 
legung ift und nicht die mindefte Färbung von Parteipolitif hat, 
und dadurch find wir den Angreifern überlegen, weil die Gegner 
von ihrem Urfprung, von dem Boden der Parteifämpfe, der an 
ihren Schuhen Elebt, fi niemals werben frei machen können. 

Wenn der Herr Vorredner in feinen weiteren Vorwürfen uns 
mit den Römern vergleicht 1) — feine hiſtoriſchen Ercurfe find nicht 
bloß nad Frankreich, jondern in die Vergangenheit gegangen, — 
jo liegt der Unterfchied zwiſchen unferer Auffafjung, die Herr Laster 
immerhin eine ariftofratifhe nennen mag, und der des Herrn 
Bamberger jhon in deſſen Ausdrucksweiſe; er fpricht von Theatern, 
die wir dem „ſüßen Pöbel“ bauen ). 


6 
S 

2) Abg. Bamberger: „Ich habe mich namentlich an einem Satz geſtoßen, 

... man miffe dem Armen zeigen, daß der Staat nicht bloß für die Reichen 
da jei, fondern auch für ihn, man müffe ihm das zeigen durch pofitive Leis 
ftungen, durd Spenden ... Meine Herren, ift das ein moderner Gedante? 
Ih glaube, wenn es je einen antiten Gedanken gegeben hat, jo tft es biefer. 
Das ift der Gedanke ... der römijcen Republi in ihrem Verfall, das ift der 
Gedanle der atheniſchen Republik in ihrem Verfall. Als man zu jenen Zeiten 
werben ging um das Aedilenamt oder um die Prätur oder das Confulat, da 
machte man ſolche Spenden dem Volle, da warf man unter die Menge, was 
man den Provinzen abgepreßt hatte, da baute man Theater für den jühen 
Pöbel in Nom oder in Athen und zeigte dem Volt, daß der Staat nit bloß 
für die Neihen da fei, jondern auch zum Vergnügen und zur Unterhaltung der 
Mafien. Das ift fein moderner Gedanke, meine Herren, das ift nicht der Staat 
des Lategoriihen Jmperativs ..., das ift der Staat nur defjen, der mit weißer 
Toga einhergeht, um die Stimmen ber Wähler zu werben und Jedem die Hand 
zu brüden .,., aber nicht der Staat der Pflichterfüllung“ (StB. 678b/679a). 
2) Bgl. dazu die perfönliche Bemerkung des Abg. Bamberger: „Der 
‚Herr Neihsfangler ... hat mir vorgehalten, daß ich vom „Wöbel“ gejproden 
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Nun, ob der Pöbel für den Herrn Vorredner etwas Süßes 
hat, weiß ich nicht, für uns iſt es ein angenehmes Gefühl, für die 
weniger vom Glück begünftigten Claſſen, die der Herr Vorredner 
mit dem Namen Pöbel bezeichnet, auf dem Wege der Geſetzgebung 
jorgen zu fünnen, wenn Sie uns die Mittel dazu geben, und fie 
auf diefem Wege, jo weit e& möglich ift und an uns liegt, dem 
verderbliden Einfluß einer ihrer Sintelligenz überlegenen Beredt: 
famteit der eloquenten Streber, die die Maflen auszubeuten fuchen, 
zu entreißen. Der Ausdrud Pöbel ift nicht aus unferem Munde 
gefommen, und wenn der Herr Abgeordnete einerjeits von „Pöbel“ 
und dann von „Couponabjchneidern” Spricht ) — fo habe ih auch 
den Ausdrud nicht gebraucht. „Couponabjchneider”, er iſt mir ſprach— 
lich nicht geläufig, ich glaube, ich habe gejagt „Couponſchneider“ ?), 

(Heiterfeit.) 


indeifen der Begriff bleibt derſelbe. Ich Halte dieſe indeffen für 
eine achtbare und vom minifteriellen Standpunkt aus jehr zahlreich 
wünſchenswerthe Claſſe von Staatsbürgern, weil fie Reichthunm mit 
einer gewiffen Schüchternheit verbinden, die fie hindert, an Hand: 
lungen Theil zu nehmen, die mit einem Vorwurf oder mit Ge: 
fahren verbunden find. Ein hoher und dabei friedliebender Steuer: 


hätte, und dabei zu verftehen gegeben, ich hätte damit irgend eine Bartikel des 
deutfhen Volkes bezeichnet ... Ich habe ausprüdlid nur vom römischen Pöbel 
gefproden und zwar in dem Sinne, daß gerade das Volk dadurd zum Pöbel 
wird, daß man es jtipendürt, daß man ihm Geſchenke gibt; wenn man das 
nit thut, ruft man feinen Böbel hervor. Der Herr Reichstanzler hat heute 
fehr viel von praftifhem Chriftenthun gejproden. Tie Auslegung der Rede 
feines Nächten, wie er dies mir gegenüber gethan, mag praftifch fein, ob fie 
riftlich ift, bezweifle ich, jo viel verjtehe ih auch vom Chrijtenthum” (StB. 
731). 

) Der Abg. Bamberger tadelte die Terminologie der Motivenabfaffung, 
die „in ganz verwünſchter Weile” nad) der Terminologie rieche, deren ſich der 
Claſſenhaß bediene. Er fand fie auch in der Bezeihnung „capitaliftifche Pro— 
ductiongweife” wieder, die der Minifter Puttkamer jüngft gebraucht habe. 
„Haben wir doch auch” — fuhr er fort — „vielleiht ganz ohne böje Abficht, 
weil allmählich die Vertreter unjerer Regierung immer mehr inftinctiv in dieſen 
Gedantengang hinein fommen, auch neulich aus einem noch viel angejeheneren 
Munde vom Bundesrathstifche das Wort „Souponabfchneider‘ mehrfach wieder: 
holen hören. Auch das fcheint mir fein Ausdrud zu fein, der befonders ge— 
eignet ift, den Frieden unter den Staatdangehörigen zu nähren” (StB. 679a). 

) Val. Bd. VIII 411. 
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zahler ift immer für den minifteriellen Standpunkt der angenehmite 
Stuateblrger, (Heiterteit,) 


nur muß er fid) den Laften, die feine leicht erhobenen Revenuen 
in Concurrenz; mit den Anderen tragen follten, nicht entziehen 
wollen, und Sie werden jehen, daß er das ſchließlich auch nicht 
thut. Er ift ein ehrlicher Mann, und haben wir erit das finanz- 
minifterielle Mißtrauen der alten Zeit?) — meine heutigen Collegen 
teilen es nicht mehr — überwunden, jo werden wir jehen, daß 
nicht Jedermann bereit *) ift, zu jeinem financiellen Vortheil zu 
fügen, und daß auch der Couponſchneider fich ſelbſt richtig ein 
ihägen und befteuern wird. 

Der Herr Abg. Bamberger hat ferner gefragt: Woher nehmen 
Sie denn die Mittel, die dazu nöthig find? *) 

Wie ih ſchon bemerkte, diejes Geſetz erfordert im Ganzen 
wenig neue Ausgaben, die Regierung verlangt nur die Erlaubniß, 
den Staat an die Stelle der armenpflegenden Gemeinden treten 
zu Laffen, und dann eine Keine, mäßige Zulage für den Ermwerbs> 
unfähigen, die aber von deffen Willen abjolut abhängig bleibt und 
ihm anflebt, ohne daß fie von ihm getrennt werden fann, ihm aljo 
eine gewifje Unabhängigkeit aud in feiner Stellung ala Jnvalide 
im Leben läßt; nur ein mäßiger Zufhuß zu dem bisherigen — 
ich weiß nicht, ift er auf die Hälfte des Dritttheils, auf ein Sechs— 
tel, zu veranfchlagen, oder geringer, aber das follte meines Er— 
achtens ein Staat, der fi im Kampf mit diefen infernalen Ele— 
menten befindet, die Ihnen diefer Tage bier näher harakterifirt 
wurden, — ein Staat, der feiner großen Mehrzahl nad aus auf: 
richtigen Bekennern des chriſtlichen Glaubens befteht, der jollte dem 
Armen, Schwahen und Alten aud in einem noch weiteren Maße, 
als es bier gefordert ift, in dem Maße, wie ich hoffe, wenn ich es 
erlebe, im nächſten Jahre von Ihnen fordern zu können, das 
follte ein Staat, der praktiſches Chriftenthum treiben will, ſich nicht 
verfagen und dem armen Manne nicht. 

(Bravo! rechts.) 

*) StB. 718u. 


) Dal, Bo. VIII 111. 412. 
2) Bol. Bambergers Nede, StB. 680b. 
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Nach weiteren Reden der Abg. Stumm und Laster und einer 2.4. 1881. 
perfönlihen Bemerkung des Abg. Bamberger wurde ein Antrag auf 
Bertagung angenommen. In der 29. Siyung wurde die erite Be:, 
rathung des Entwurfs zu Ende geführt und feine Webermeifung 
an eine Commiffion von 28 Mitgliedern beſchloſſen. Die Commiſſion 
legte dem Reichstag darauf einen umgearbeiteten Entwurf vor, der 
principiell von dem Entwurf der verbündeten Regierungen darin ab: 
wid, daß er an Stelle der einen Neichsverfiherungsanftalt Yandes: 
verfiherungsanitalten fette und den Zuſchuß des Reichs zu den Ber: 
fiherungsprämien befeitigte. Der Reichstag gab in zmeiter und dritter 
Berathung diefem Entwurf feine Zuftimmung und nahm dazu zwei 
Refolutionen an: 

1. Resolution der Commijfion: 

Der Reichstag erachtet eine Nevifion des Geſetzes, betreffend 
die Abänderung des Titels VIII der Gewerbeordnung vom 
8. April 1876 und des Gefetes vom 7. April 1876 über Die ein: 
gejchriebenen Hilfscaſſen, insbefondere in der Richtung für noth: 
wendig, daß den durd Unfall Verletten während der Carenzzeit 
($ 7 des Entwurfs) eine entſprechende Unterftügung gewährt wird; 

ferner, daß das alfo abgeänderte Hilfscafjengefeg mit dem Un: 
fallverficherungsgejete gleichzeitig in Kraft trete. 
2. Refolution Dr. Windthorft: 

Den Herrn Reichäfanzler zu erſuchen, dem NReichstage gleich: 
zeitig mit den auf die Durchführung des vorjtehenden Gefehes 
abzielenden Geſetzesvorlagen Vorſchläge darüber zu maden, in 
welcher Weife die durch den gefeglihen Ausſchluß der privaten 
Unfallverfiherungsgefellihaften beeinträdhtigten Gewerbetreibenden 
zu entjchädigen ſeien. 

Dem Bundesrat war der veränderte Entwurf unannehmbar, und 
jo gelangte die Angelegenheit zunächſt nicht zu dem gejehgeberiichen 
Abſchluſſe; vol. Bd. X Abth. I zum 15. März 1884. 


36. Sißung des Deutſchen Reichstags 


Freitag 29. April 1881. 


Sn der 36. Sitzung des Neidystags, am 29. April 1881, erftattete 29. 4. 1881. 
die mit der Vorberathung beauftragte Commiſſion dur ihren Refe: 
renten, Abg. v. Buttfamer (Lübben), über den Geſetzentwurf, betreffend 
die Befteuerung der Dienftwohnungen der Reihsbeamten, 
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29.4.1881. Bericht ). Sie hatte fi in der Mehrheit mit dem Prineip des 
Gefegentwurfs einverftanden erklärt und war nur darin von dem Ent- 
wurf des Bundesraths abgewichen, daß fie den Procentfag des Dienft- 
einfommens, welder als Marimalgrenze der Bemeſſung des Mieths- 
werths zu Grumde gelegt werden folle, von 10 auf 15 Procent er: 
höhte, einmal, um dadurch das financielle Ergebniß für die Communen 
günftiger zu geftalten, und andererjeits, um das Verhältnif zu den 
jenigen Beamten, die feine Dienftwohnungen inne hätten, in möglichjt 
geringem Umfang zu alteriven. In langer, mehrjtündiger Rede wandte 
fh nad dem Neferenten der Abg. E. Richter gegen den Entwurf, 
deſſen Unterlage thatjächlich falſche Tabellen bildeten und deſſen Be— 
gründung im Widerſpruch mit der ganzen übrigen Gejeggebung ſtehe. 
Er jah in dem Gejehentwurf einen Eingriff in die Selbjtverwaltung, 
den Anfang eines dictatoriihen Regiments und beſchuldigte den Reichs— 
Tanzler, daß er in feinen geſetzgeberiſchen Vorſchlägen nicht mehr durch 
ſachliche, jondern nur noch durch perfönlide Motive geleitet werde. 
Die Nede, die weit über den Nahmen hinausging, den die Geſchäfts— 
ordnung für die Specialdiscuffion eines Entwurfs gejtattete, wurde 
aus der Mitte des Haufes vielfach dur ven Ruf: „Zur Sade!* unter: 
broden; wiederholt ſah ji auch der Präfident v. Goß ler gezwungen, 

. den Redner daran zu erinnern, daß feine Ausführungen bei der Special: 
discuffion des Gejehes nad dem Brauche des Haufes kaum zuläfftg 
jeien. Nach dem Abg. Richter fprachen der Commifjar des Bundes- 
raths, Geheimer Oberregierungsrath v. Moeller, und der Abg. Frhr. 
v. Mirbad. Alsdann nahm Fürft Bismard das Wort*): 


Ich will mir nur wenige Worte gejtatten, um die principiellen 
Grundlagen der Gejegesvorlage gegenüber den vielen ausweichenden 
Deductionen, die fih an diefelbe geknüpft haben, wieder in den 
Vordergrund zu ftellen. Ich will nicht darauf eingehen, obſchon 
das wohl dazu gehören fünnte, die Frage, ob die Miethöftener 
eine harte und ungerechte fei, und inwieweit, nochmals zu ers 
Örtern; das Schärffte, was darüber gejagt werden kann, habe ich 
mir erlaubt bei der erjten Discuffion zu verlefen in Geftalt einer 
Eingabe des Magiftrats von Berlin an den Minifter des Innern, 
in der gerade als eine befondere Eigenjchaft diefer Steuer hervor- 
gehoben wurde, daß fie mit der Leiftungsfähigkeit und dem Wer 
mögen des Belteuerten in gar feinem Zufammenhang ftände, 
jondern im Weſentlichen ungleih wäre. Ich will aud nicht auf 


*) StB. 904b. 
’) Bel. Bd. VIII 353 ff. 
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die allgemeine Frage”) der Stellung der Beamten zu den Ge: 
meinden eingehen und der Schädigung, welche die Gemeinden und 
ihre Finanzen durch die fogenannten Beamtenprivilegien erleiden 
fönnten. Es wird fich ja dazu Gelegenheit finden, wenn die von 
dem Herrn Vorredner nur obenhin berührte Frage der Verlegung 
der Neichsregierung, vielleicht auch der preußiichen, nach einem 
anderen Drte wie Berlin uns amtlich befchäftigen wird !); ich 
hoffe, daß das bereits in der nädjften Seffion der Fall fein wird ?). 
Die politiihen Nachtheile, die mit dem Tagen des Reichstages in 
Berlin verknüpft find, auseinanderzufegen, dazu würde ich von 
der Sache noch weiter abweichen müſſen wie die Vorredner. Sie 
beitehen, Tann ich hier nur fagen, nicht bloß in der äußerlichen 
Gefährdung der höchften Behörden und des Neichstages, jondern 
noch mehr in dem Einfluß, melden das Tagen an einem Ort von 
mehr als einer Million Bevölkerung, ſchließlich durch die Bequem— 
lichkeit, hier zu wohnen, auf die Wahlen, aljo auf die Zufammen: 
jegung des Reichstages übt, welche aufhört, die Zuſammenſetzung 
des Volkes richtig wiederzugeben — ich berühre dies nur obiter ?) 
— wir haben jegt zu viel Berliner im Reichstage, 
(Heiterfeit.) 


und es ift ja auch natürlich, denn fie brauchen feine Reifen zu 
machen und brauden jih ihrer fonftigen Beihäftigung nicht zu 
entziehen, und dabei wird fi) ja finden, welchen Werth die Stadt 
Berlin darauf legt, daß Beamte hier wohnen. Wenn in der That 
diefes Privilegium ein jo läftiges ift, jo hoffe ih, daß alle Ab— 
geordnete, die der Stadt angehören, mit Dafür ftimmen werden, 


*) ©. 9053. 

) Abg. Sehr. v. Mirbad: „Meine Herren, wenn Sie der beichränften 
Heranziehung der Beamten zu einigen GCommunalfteuern die Bortheile gegen: 
über ftellen, die zum Beifpiel Berlin dadurch zuwachſen, daß die Reichsregierung, 
ihr ganzer großer Apparat mit Allem, was drum und dran hängt, hier domici— 
lirt — id) frage Sie, auf welcher Seite liegt da der Vortheil, und zwar ein 
ganz coloffaler Bortheil? Was würde Berlin dazu jagen, wenn die Reichs: 
regierung, der NReichätag u. |. w. nad) Potsdam oder Kajjel verlegt würden ?" 
(StB. 902b). — Vgl. Bd. VIII 374. 

2) In Wirklichkeit ift eine ſolche Vorlage nicht an den Reichstag gebracht 
worden. 

3) obenhin, nebenbei. 


29. 4. 1881. 
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29.4.1881. daß eine andere Nefidenz für diefe für die Gemeinde unnützen 


Brotefjer, die Beamten, aufgefunden wird. 

Der Hauptgrumdfag, den ich bei diejem Gejeg im Vorber- 
grunde zu halten wünfchte, ift der, daß die Bemeſſung der Bes 
fteuerung einer Dienftwohnung nad dem Werthe des Objects an 
fih eine Ungerechtigkeit ift. Es handelt fich bier nitht um eine 
Finanzfrage, fondern um eine Frage der Gerechtigkeit, umd die Ver 
letzung in Fragen der Gerechtigkeit, die Herunterdrüdung auf eine 
der Ungerechtigkeit ausgeſetzte Poſition durch eine locale Weber: 
mat, die Herabdrüdung in das Gefühl des Helotismus unter 
den Stadtbewohnern muß verhindert werden, und das ift die Abs 
ficht diefes Geſetzes. Namentlih für die höchſten Behörden des 
Landes ift es nicht nüglih, ihnen die Freiheit des Gemüths da- 
durch zu verfümmern, daß man fie dergleichen Einwirkungen, wie 
fie hierbei ftattfinden, ausjegt; fie haben mehr zu thun, als ſich 
mit dergleichen herumzuzanfen; aber gerade deren Freiheit zu er— 
fämpfen, wenn auch nur für meinen Nachfolger, ift meine Abficht 
gewejen, indem ich die Vorlage diejes Geſetzes wiederholt urgirt 
babe, und es Liegt im Intereſſe des ganzen Reiches und des ganzen 
Landes, daß feine höchſten Beamten von localen Eindrüden und 
Einflüfen möglichft unabhängig gehalten werden, ſchon die Würde 
des Reiches erfordert es, aber namentlich da, wo fie Ungerechtig- 
feiten ausgefegt find, die nothwendig, auch ohne einen jo ſcharfen 
Parteigegenfat, wie wir ihn hier bei uns haben, erbitternd auf 
das Gemüth des Einzelnen wirken müfjen. 

Die Befteuerung des Beamten nad dem Werth der Dienfts 
wohnung zu bemeijen, die ihm angewiejen wird, ift um deswillen 
ungerecht, weil er gar feine Wahl hat in Bezug auf feine Woh— 
nung; in der Negel wird fie ihm als eine zu große angewiejen, 
und wenn fie gegen eine frühere, Hleinere gewechjelt wird, wachſen 
nicht bloß feine Unbequemlichteiten, ſondern auch feine Koften. 
Ich weiß, daß mehrere meiner Vorgänger im preußiſchen Mini- 
fterium ſich gegen Uebertragung defjelben, des Auswärtigen Amts, 
nad) größeren Zocalien, wie zum Beifpiel die des jegigen Königlichen 
Hausminifteriums es find, und demnächſt auch gegen andere gewehrt 
haben, weil fie erklärten, mit ihren Gehältern den vermehrten 
Koften, die die Bewohnung eines größeren Haufes macht, nicht 
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Stand halten zu können. Lediglich die Bewohnung größerer*) 
Räume führt mit fih eine Veränderung in den Ausgaben des 
Hausitandes, die nicht nur auf Taujende von Marf, fondern auf 
Taufende von Thalern fich berechnen. Aljo je theurer der Mann 
mit der Dienftwohnung bedacht wird, um jo theurer ift das Be: 
wohnen derjelben für jeinen Haushalt, und doch hat er deſto mehr 
Steuern zu zahlen bei demjelben Gehalt; und wenn Sie ihn nun 
nachher nach dem objectiven Werthe der ihm aufgedrungenen, mit 
jeinem Amte zufammenhängenden Dienſtwohnung auch ſonſt noch 
höher befteuern wollen, jo begehen Eie eine doppelte Ungerechtig— 
feit, die gar feine Grenze bat, au dann nicht, wenn der Werth 
der Wohnung ganz gerecht beurtheilt wird und ohne Abneigung 
und Vorliebe gegen die Perjon, die fie bewohnt. Es wäre, wenn 
ich beifpielsweife mein Haus etwas anders bewohnte, als jett meine 
Eintheilung ift, eine Kleinigfeit, mir das ganze Haus für meinen 
Privatgebrauh anzurechnen. Tas jachfundige Urtheil eines „Ca: 
ftelans”, von dem, wie ich höre, die Herren dabei geleitet worden 
find, wird unmöglid dafür maßgebend fein fünnen, was zu den 
Amtslocalitäten eines Minilters, was zu den Repräjentations- 
jimmern und was zu feinem perjönliden Gebrauh gehört '). 


*) S. 905b. 

1) Ter Abg. Richter warf dem Reichskanzler Ungenauigfeit in feinen 
tbatfählihen Angaben über feine eigene Wohnung vor: „Was hat fi nun er: 
geben in Bezug auf die facta des Herrn Reichskanzlers? Cr hat uns gefagt, 
... daß von feiner Wohnung im Palaid Radziwill das ganze Erdgefhoß von 
amtlichen Repräjentationglocalitäten eingenommen ſei, daß er nur ein einziges 
Anfleivesimmer unten babe, und nur fünf Zimmer, darauf beichränte fich feine 
ganze Privatwohnung, aljo, jagte er, ein Ankleidezimmer, fünf Zimmer und ein 
paar leere Zimmer. Run, meine Herren, ergibt ſich aus der Petition des 
Magiſtrats von Berlin, die von dem Bürgermeifter Tunder unterzeichnet ift, 
daß der eigene Caftellan des Herrn Reichskanzlers angegeben hat als Privat: 
antheil des Herrn Reichskanzlers im Palais Radziwill: 31 Zimmer mit 43 Fen— 
ftern und eine Etallung für 10 Pferde. Tas ijt die Angabe feines eigenen 
Beamten, der in feinem Auftrage handelte, fie überjteigt das Drei- bis Bier: 
fache dejien, was er als Factum angibt, als Antheil zur Privatmohnung. Der 
Herr Reiyölanzler fagte: Ja, wie viel leere Zimmer in dem Haufe find, das 
wiſſen die Herren nidt, fie fommen ja nicht ins Haus hinein, wenn fie tariren. 
Aus der Petition erfahren wir nun, daß der eigene Cajtellan (Krüger) fie 
berumgeführt bat im Haufe, daß fie alfo hineingelommen find, in der Revifions: 
inftanz, daB fie ſich an das gehalten haben, was der Cajtellan ihnen angeführt 
bat, daß 31 Zimmer als Privatwohnung in Betracht kommen“ (StB. 894 b 895). 


29. 4. 1881. 
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29.4.1881. Wenn Sie dafür feine weitere Autorität anführen können, als die 
eines Subalternbeamten, der, wie ich höre, die Herren herum 
geführt hat, jo muß ich die doch jehr in Zweifel ziehen, es ift das 
eine Frage, die über feinen Horizont hinausgeht, nad dem man 
ganz beftimmt nicht aburtheilen Fan. Meines Erachtens ift es 
für die Abſchätzung und den Werth einer Dienftwohnung ganz 
gleihgültig, wie groß diejelbe ift, welchen Werth fie objectiv 
bat, und wie theuer fie etwa vermiethet werden fünnte. Das bau— 
liche Object der Wohnung ift gar nicht das, was einzuſchätzen ift; 
was einzujchägen ift, ift das Recht, frei zu wohnen, für den 
Beamten, und dieſes Necht, frei zu wohnen, fann nur danach 
beurteilt werden, welde Wohnung, zu welchem Werthe der Bes 
amte wahrjcheinlich fie nehmen würde, wenn er freie Wahl hätte, 
Dazu gibt, jo lange Sie nicht auf fein Privatvermögen für ftaat- 
liche Leiftungen vecurriren wollen, allein das Gehalt des Beamten 
den einzigen fiheren Anhaltepuntt. Es ift gejagt worden, gewöhn- 
lid verwendeten Leute 20 Procent ihres Einfommens für ihre 
Wohnung, deshalb habe ich auch früher ſchon gelagt: Segen wir 
es auf 20 oder auf 15 Procent, darauf kommt es nicht an, wenn 
wir nur das vernünftige Princip an Stelle des unvernünftigen 
ſetzen Y; das vernünftige, wie es das Necht, frei zu wohnen, mit 
ſich bringt, nad) Maßgabe des Gehalts und der mit dem Gehalt 
durchichnittlich verbundenen Lebenshaltung, ohne Rückſicht auf 
Privatvermögen. In Folge deſſen finde ih die Angabe der Com— 
miffton durchaus billig und verftändig und würde meinerfeits mic 
auch nicht gewundert haben, wenn fie höher gegangen wäre. Aber 
beijpielsweife, mein Haus fünnte, wenn id; es anders bewohnte, 
und wenn der Caftellan anderer Meinung wäre in Bezug auf die 


Eintheilung, (Heiterfeit.) 


dann könnte es ſehr leicht auf diefelbe Höhe gebracht werden, wie 
das benachbarte Haus des Fürften Pleß, welches befanntlih auf 
65000 Mark Miethswerth eingeichägt ift, obwohl es in ganz Berlin 
feinen Menjchen gibt, der jo thöricht it, die Annehmlichfeit, bier 
zu wohnen, mit 65000 Mark zu bezahlen; eine ſolche Miethe be— 


4) S. Bd. VIII 358. 
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zahlt fein Menſch in Berlin; möglicher Weije könnte fih Jemand 
ein eigenes Haus bauen, welches jo viel werth wäre, wenn es gerade 
eine augenblidlih mohnungslofe fremde Botichaft gäbe, die ein 
Haus haben muß, dann könnte man vielleicht einen folchen Con— 
tract augenblidlih madhen. Dieſe Botihaften ohne Unterfommen 
find aber leider nicht fo häufig, wie es für die Hausbefiger zu 
wünſchen wäre. | 

Es wäre aljo eine Kleinigkeit — und id) würde auch das 
nah den geltenden PBrincipien gar nicht jo überraſchend finden —, 
wenn die Dienftwohnung des Reichskanzlers jo, wie*) fie einmal ift, 
eben jo hoch, vielleicht noch höher tarirt würde, wie die Wohnung 
des Fürften Pleß**. Denn es ift ja noch ein großes Garten: 
grundftüd dabei, was das Pleßſche Haus nicht hat, und die An: 
nehmlichfeit, im Garten zu fpazieren mitten in Berlin, ift eine 
ſehr große, die auch ihren Miethswerth hat, wenn man gegen 
Eintrittsfarten das Recht vermiethen wollte, im Garten zu ſpa— 
zieren, ih glaube, es würde das ganz erheblihe Revenuen geben. 

Alfo es ift noch eine außerordentlihe Nachſicht, daß die Ber: 
liner Stadtbehörden die Wohnung des Reichskanzlers nur zu 20000 
oder 21000 oder, wie***) mir durch einen Schreibfehler — mit 
der Unterfchrift „Hagen“, was id) gegen Herrn Richter anführe!) 
— zuerft mitgetheilt worden mar, 23000 Mark eingeſchätzt haben. 
Sie hätten fie eben fo aut auf das Dreifahe einſchätzen Fönnen, 
und ich würde gejeglih aud Nichts dagegen machen können. 
Aber ic) fomme darauf zurüd, es ift ganz einerlei, ob fie mehr 
oder weniger werth ift. Ich verlange auch Fein Opfer für einen 
Beamten dafür; wenn er etwa 10000 Thaler Gehalt hat, und 
aljo nah dem Princip des Commilfionsantrages feine Wohnung 
1500 Zhaler werth fein follte, jo will ich ihm nicht das Recht 
einräumen, zu jagen: Diefe Wohnung hat den Miethsmerth nicht, 
ih jollte eine größere und befjere haben. Aber wenn er zufällig 


*) ©. 906. 
**) StB,: wie Fürft Pleß. 
+++), StB.: wenn. 


29. 4. 18%1. 


1) Abg. Richter: „Der Herr Reichskanzler Hatte den Namen des Stadt- 


raths Hagen genannt. Stadtrath Hagen hat dagegen erklärt, daß er mit der 
Sache nichts zu thun babe” (StB. 8958). 
Bismards politifche Reden. IX. 4 


29.4. 1881, 
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in eine für ihn ganz unerſchwingliche Wohnung gebracht wird, jo 
bitte ich dringend darum, doch diejes Gefühl der ungerechten Ber 
handlung von uns zu nehmen, was darin liegt, wenn man nad) 
einem Object, defjen Werth Einen gar nichts angeht, eingeſchätzt 
wird, Es muß bei folder Einfhägung ja nothwendig Willkür 
eintreten, denn beftimmte Principien find für fie gar nicht mög— 
li, und wenn fie angewandt werden, jo geben fie falſche, rein 
theoretiſche Nefultate, wie die Einfhägung des Pleßſchen Haufes. 
Einen jolden Miethswerth von 65000 Mark gibt es in Berlin 
nicht, weil fie Keiner bezahlt. Man muß alfo die Willkür zu— 
laſſen, fie tritt ein, aber ich halte es nicht für nützlich, daß lei- 
tende Minifter in ihren perfönlichen Verhältniffen der Willkür von 
irgend Jemanden, die nicht geſetzlich geregelt ift, unterliegen, am 
allerwenigiten, wie hier, derjenigen ihrer politifchen Gegner. Es 
mögen ja jehr tugendhafte Leute fein, die ihre Gegnerſchaft nad 
Möglichkeit in den Hintergrund treten laffen. Aber ich mag nicht 
in den Händen meiner Gegner fein; diejes Gefühl verdirbt mir 
jedes Gefallen an und jedes Behagen in meiner Stellung, wenn 
ich mich für irgend Etwas in den Händen meiner politifchen Gegner 
finde, die bei mir Hausſuchung halten können in Begleitung meiner 
Dienerſchaft, während meiner Abwejenheit meine Sachen perluftriren, 
fi dann ein Bild zu machen, als hätte ih 30 Privatzimmer, 
während ic) das, was id für meinen Privatgebrauch benuge *), 
neulich wie auch heute auf fieben Zimmer angebe, und vielleicht 
noch einige leere, die ich nad) Belieben ab und zu benuge, um 
Säfte darin unterzubringen. Aber allerdings, ich habe vielleicht 
in dem Haufe über 20 Dienerjehaftszimmer vorgefunden, von 
denen ftehen nod fünf bis ſechs leer. Ich habe meiftens ver- 
beirathete Leute, und gerade dieje leeren Räume find für die Leute 
die Verführung geweſen, zu beivathen, was für mic neue Be— 
läftigungen mit ſich bringt. 
(SHeiterfeit.) 

Aber ich habe nit daran gedacht, diefe Wohnungen dabei mit 
zurechnen, wenn ich jage, jo viel habe ich zu meinem Privat 
gebrauch, und id) hätte jeden Falls eine viel weniger zahlreiche 








*) Fehlt im Std. 
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Dienerfchaft, wie fie dur) das Bewohnen eines fo großen Haufes 
bedingt wird. Ich bin genöthigt, dieſes anzuführen, fonft Elingt 
e3 fo, wenn man die wohlwollende Daritellung des Herrn Abg. Richter 
gehört hat, als hätte ih über Sadıen, die ich willen muß, Fal— 
ſches angeführt, und der Caſtellan fcheint die Herren nicht ſachkundig 
aufgeflärt zu haben, und von jelbft jcheinen fie nicht gewußt zu 
haben, daß die Sade fo liegt. Ich bitte aljo dringend, ändern 
Sie das*) Princip diejer Einrichtung, und ändern Sie das Prineip 
dahin, daß das Gehalt die Grundlage der Belteuerung der Miethe 
ift und nicht der unberechenbare, unermeßliche, jeder Schäßung 
fh entziehende, der willfürlihen Schägung unterworfene Werth 
einer Dienftwohnung. Ih kann darauf wohl verzichten und ic) 
würde auch die Zeit und die Kraft nicht haben, der Rede des 
Abg. Richter in allen ihren Theilen zu folgen. Es wird mir ja 
recht oft das Vergnügen zu Theil, eine Probe feiner Eloquenz mit 
anzuhören, und da habe ich nachgerade dafjelbe Gefühl, wie bei 
einer Borftellung der Jungfrau von Orleans, wo Einen der end: 
(oje Triumphzug im Anfang überrafcht, bis man beim dritten Vor: 
beimarfch bemerkt: Mein Gott, das find ja immer diefelben Leute, 
(Heiterfeit.) 
die nochmals über die Bühne ziehen in demjelben Coftün. So 
find e8 auch die Gründe, die in den Reden des Herrn Abgeord- 
neten, mit derfelben Eleganz vorgetragen, ftets wiederfehren. Wir 
fennen fie meift ſchon vorher aus den Blättern, an welchen der 
Herr Abgeordnete betheiligt ift, wenn wir Muße haben, fie zu 
leſen; ich bin deshalb wahrfcheinlid auch Thon öfter in der Lage 
gewefen, auf die meiften diefer Gründe zu antworten, und ih kann 
beute wohl darauf verzichten. Eins will ih aber noch erwähnen, 
und das hat mich frappirt: er hat fich der Unverhältnigmäßigfeit 
zwifhden der Schägung der Wohnung und den dienftlihen Ein- 
nahmen der Stelle nicht ganz entziehen können, und er hat da an 
meine Großmuth dem Staat gegenüber in Geldſachen appellirt 
und mir Mar gemacht, daß ich eigentlich nicht meine, jondern dic 
Miethafteuer meines Nachfolger zahle, der viel mehr Gehalt haben 
würde wie ich und aljo jachgemäß zu einer höheren Schäßung des 


*) 6. 906b. 


29. 4. 1831. 
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Werthes feiner Wohnung beredtigt und auf einem höheren Kothurn 
überhaupt zu erfcheinen berufen fein würde. Er hat dann auch 
gefagt, e8 wäre das mit Berücfihtigung meiner Privatverhältniffe 
geſchehen ). Nun, meine Herren, ih bin durch meine Lage ohne: 
bin ſchon genöthigt, aus meinen Privatmitteln, die der Herr Ab- 
geordnete in ungeheuerlich übertriebener Weiſe geſchildert hat, er— 
bebliche Zuſchüſſe für den Staat zu leiften und Staatstoften aus 
eigenen Mitteln zu zahlen; ich bin ſehr viel mehr Verluften in 
meinem Befig durch meine Abwefenheit ausgefest, als der Staat 
mir Gehalt gibt; aber ich würde darliber nicht weiter reden, wenn 
es nicht gerade die Wohnung beträfe. Es ift mir das gerade 
peinlich, weil ich jehr viel befjere und angenehmere Häufer wie 
das in Berlin befige, wo ich ehr viel lieber wohnen würde, und 
die ich mir ſelbſt nach meinem Gefchmad ausgebaut und ein— 
gerichtet habe, und für die ich Steuer zahle, und daß ih nun bier 
noch in meiner Berliner Wohnung, wo ih ungern bin, wo ich 
nur auf Wunjd Sr. Majeftät des Kaifers mich aufhalte, daß ich 


) Abg. Richter: „Meine Herren, was die Wohnung des Heren Reiche 
tanzlerö betrifft, .... jo kann es ja allerdings auffallend erſcheinen, daß bier 
gegenüberfteht eine Miethswohnung im Werthe von 20000 Mark gegenüber 
einem Einlommen von 36000 Mark Miniftergehalt, von 12000 Thalern; aber 
meine Herren, id) frage Sie, ift der Reichskanzler wirklich einem Minifter gleiche 
zuſtellen „..? Nein, ber Herr Reichslanzler hat eine politifche Stellung . . ., 
die weit hinausreicht über die eines Minifters ... Meine Herren, das it aud) 
maßgebend geweſen für das Einräumen einer folden Wohnung ... Man hat 
das nach feiner ganzen perfönfichen politifen Stellung und aud nad) feiner 
financiellen Stellung gethan, unabhängig von diefen 12000 Thalern Gehalt, 
unabhängig von den 6000 Thalern Nepräfentationskoften, Der Herr Reichs- 
Tanzler felbft hat wiederholt gejagt: Für mic) ift das feine financielle Frage .. . 
und das ift aud ganz richtig. Er hat mit Nüdfiht ..., auf ein Einfommen, 
das ſich auf eine Viertelmillion Mark jährlich beläuft, nicht die Jnitiative dazır 
ergriffen oder Veranlafjung dazu gegeben, jeinen Gehalt von 12000 Thalern 
zu erhöhen. Sägen nicht diefe befonderen Verhältnifje vor, jo würde man um- 
zweifelhaft einen ganz anderen Gehalt für den Herrn Neichstanzler im Etat 
feftfegen müffen ... Der Herr Reichslanzler Hat gejagt: Für mic kommt das 
aus financielfen Gründen nicht in Frage, er iſt aljo gewiſſer Mafen nicht für 
den Neichsfanzler in concreto, ſondern in abstracto für den künftigen Reichs- 
lanzler eingetreten, um ihn in feiner Befteuerung zu erleichtern... Wenn eins 
mal der Fall eintreten follte, daf der Herr Reichskanzler einen Nachfolger er— 
halten jollte, jo wird ſich noch vieles Andere ändern, jo daß wir uns jett über 
die Normirung ber Miethöfteuer in Berlin für den fünftigen Neichsfanzler dem 
Kopf nicht zu zerbrechen brauchen” (StB. 893a/b). 


Ion 
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da noch für meinen Nachfolger vorweg ſchon jet die Miethafteuer 29. 4. 1881. 
bezahlen ſoll, (Heiterfeit.) 


die für ihn gerecht jein wird, weil er ſehr viel mehr erhalten 
werde wie ich, das geht mir doc etwas über das Maß, welches 
ih mir pecuniär zumuthen laſſe. Mein Privatvermögen hat bier: 
mit nichts zu thun, ich fechte auch nicht für mich, ich fechte für die 
Zufunft und für den Fall, mögen es 25 Mark oder 25000 jein, 
das ift mir volljtändig gleichgültig. ch verlange nur, daß ich von 
dem willfürlicden Befinden der hiefigen Stadtregierung unabhängig 
geftellt werde, wie hoch oder wie niedrig, ift mir einerlei. Und 
dann, was er fagte, daß die Stadtregierung über Alles jo außer: 
ordentlich wohl unterrichtet wäre, dann babe ich noch eine kleine 
Sade erlebt. Es erijtirt nämlich hier eine Art von Pferdefteuer, 
und die wird nad einem beftimmten Kalendertage berechnet, wie 
viel Pferde an diefem*) Tage im Stall find. Wenn ih nicht irre, 
gefchieht es im November, und da habe ih ein Mal plöglich die 
Mittheilung befommen, daß in meinem Stall zehn oder elf Pferde 
gewejen find, — es war mir das jehr angenehm, aber ich mußte 
Nichts davon. Ych Habe ınich weiter erkundigt und habe erfahren, 
daß die Wiffenichaft des Magijtratse auch hier auf dem Zeugniffe 
jenes Gaftellans berubte wie gewöhnlid. E& war aber zufällig an 
diefem Tage gar fein Pferd in dem Stall, und aud mehrere 
Monate vorher und einige Monate nachher befand fi) auch nicht 
ein einziges Pferd in demſelben). Es ijt das zwar nur eine 


*) S. 9078. 

1) Bu dieſem Punkte bemerkte Oberbürgermeiſter v. Forckenbeck in der 
37. Sitzung am 80. April 1881: „Auf Grund des 8 67 des Geſetzes über die 
Abwehr und Unterbrüdung von Viehfeuhen mußten die auf polizeiliche Anord⸗ 
nung wegen Rotverbädtigkeit und wegen Lungenſeuchen getödteten Pferde und 
Rindvieh den Befigern entjchädigt werden, die Entſchädigung wird aus ber 
Stadthauptcaſſe bezahlt, wird aber von diejen Pferdes und Rindviehbefigern 
wieder eingezogen. Es eriftirt darüber ein Reglement ..., welches im $ 11. 
vorschreibt: 

Behufs Erhebung der Abgaben joll ein Verzeihniß des abgabe- 
pflihtigen Pferde- und Rindviehjtandes aufgenommen werden, aus 
welchem fi die Namen der Beſitzer und die Stüdzahl der Pferde und 
des Rindviehs ergeben. Entſcheidend ift der gewöhnliche Standort der 
Thiere ohne Rüdfiht auf den Wohnort des Beſitzers. Bor Erhebung der 
Abgabe müffen die Verzeichniffe zur etwaigen Berichtigung vierzehn Tage 


29. 4. 1881. 
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Kleinigkeit, es zeigt das aber doch, wie richtig meine Meinung ift, 
daß der Herr Oberbürgermeifter nicht Alles überjehen fann. Ich 
halte denfelben überhaupt nicht für jo einflußreih in der Stadt 
Berlin, daß man. ihn dafür verantwortlich machen könnte, ich 
glaube, daß auch er gegen den beftehenden Ring in feiner Weife 
auffommen kann. Die Herrfcher in den Verfammlungen umd die 
Herrſcher der Stadtverordneten find einmal diejenigen Leute, welche 
die herrſchenden Zeitungen in ihren Händen haben. Mir fiel heute 
gerade ein interefjantes Preferzeugniß in die Hand — es ift zwar 
aus Königsberg, aber es paßt auch anderswo — da ſchreibt Einer: 
Geehrter Herr NRedacteur! 

Der Umſtand, daß die hiefigen liberalen Zeitungen im 

Beſitz der Führer der liberalen Parteien find, und in Folge 
deſſen über Nichts berichten, was den Herren nicht paßt, jo 


Lang öffentlich, ausgelegt werden, Ort, Zeit und Zwed der Auslegung 
find durch Öffentliche Bekanntmachung auf ortsüblihe Weiſe zur Kennt- 
niß der Vetheiligten zu bringen. Innerhalb diefer Frift fönnen Anträge 
auf Berichtigung des Verzeichnifjes beim Magiftrat angebradht werden, 
welcher über diejelben entſcheidet. Neclamationen gegen diefe Entſcheidung 
müffen dinnen gehn Tagen bei der vorgejegten Auffichtäbehörbe angebracht 
werben, welde über diejelde endgültig entſcheidet. 

„Auf Grund diefer Beftimmung ift aud vom Herrn Reichskanzler das 
Berzeichnig der in feinem Beſitz befindlichen Pferde verlangt worden, Es ift 
dieſes Verzeichniß jeinem Stellvertreter, dem Caftellan, vorgelegt worden, und 
die Aufforderung enthält den Paflus; 

Jeder Hauseigenthümer oder defjen Stellvertreter hat deshalb die 
umftehende Nachweiſung, die Stüdzahl der in feinem Grundftüd vor⸗ 
handenen Pferde und des Nindviehs einzuzeihnen oder durch die Beſitzer 
eingeihnen zu laffen. Schlachtvieh in öffentlichen Schladthäufern und 
Viehöfen ift nicht aufjunehmen. ALS Aufnahmetermin gilt der 1. No- 
vember des Jahres. 

„Bon dem Stellvertreter des Herrn Kanzlers ift diefe Nachweiſung aus- 
gefült: „Fürft Otto Bismard: Pferde: Stüdzahl 10. Die auf Grund diefer 


Nachweiſung aufgeftellte Lifte hat öffentlich vierzehn Tage ausgelegen; während 


der Zeit find Einfprüche gegen die Lifte und Reclamationen an die Bermaltungs- 
behörben nicht erhoben worden, und demgemäß ift ... von dem Fürften Bis- 
mard ein Betrag von 3 Mark 50 Pfennig erhoben worden, Gegen dieje Lifte, 
nachdein fie rectögültig geworden, fam dann zu fpät im März 1880 eine Ne 
elamation des Herrn Kanzlers ein, die wir mie eine andere gleichzeitige 
Neclamation zurücweifen mußten, weil die Zeit zur Erhebung des Einfpruchs 
... verfäumt war ... Die Verfügung, die in Folge deſſen an den Fürften 
Vismard gegangen ift, habe id) wohl gefannt und ... gezeichnet" (StB. 
912b/13a). 


Herrſchaft der Nedner in Staat und Stadt. 5 


bitte ich Sie, als Vertreter der einzigen noch unabhängigen 20. 4. 1881. 

Zeitung, folgenden Artikel aufzunehmen, 
und darin wird nun gejagt, wie die Dinge zugehen und gemacht 
werben?). Die Herrſcher der Stadtverwaltung find meines Er: 
achtens weniger der Iegitime, aber jehr conftitutionelle Oberbürger- 
meifter, fondern es find diejenigen Herren, welde die Berliner 
Blätter beherrſchen, und die durch die Schärfe der Rede, von der 
wir heute wieder eine Probe gehabt haben und auch neulich ſchon, 
die dadurch, daß fie die eloquenteften find, die durch ihre Beredt⸗ 
jamteit die Verſammlung beherrſchen, nicht dadurch, daß fie die 
Stadtverordneten überzeugen, jondern fein Parteigenoffe getraut 
fih*), gegen den Redner den Mund aufzuthun — Jeder jagt, ich 
möchte mich nicht einer öffentlichen Zurechtweifung ausſetzen, wenn 
ich mich unterftehen wollte, gegen „ihn“ aufzutreten: metuentes 
verbera linguae*, wie es im Horaz heißt®). Das ift die Stimmung, 
die in Fractionen ja auch jo häufig vorkommt; ich appellive da an 
Ihre Erfahrung, aud Sie werden das Gefühl gehabt haben, daß 
Sie Mandes befjer wiſſen, wie der befte Redner unter Jhnen, Sie 


*) Nedner ift aus der Conftruction gefallen; grammatiſch richtig würde 
der Sab lauten: fondern weil ſich fein Parteigenofje getraut u. ſ. w. 
%) Auf diefen Punkt kam der Abg. Richter in feiner Rede vom 6. Mai 
‚Der Herr Reichskanzler hat neuerdings als bejonderes Beifpiel 
des Monopols der liberalen Preſſe eine Erklärung angeführt, die in einer 
Zeitung veröffentlicht war. Ich habe Hier diefe Königäberger 
——— es iſt bie „Oſtpreußiſche Zeitung“ — vor mir. Jeder, der mit 
‚Königsberger Preßverhaitniffen betannt ift, wird mir Recht geben, daß es 
weniger als an anderen Orten gerade für Nönigäberg zutrifft, daß bie dortigen 
‚Beitungen fich in dem Eigenthum der liberalen Führer befinden. Confervative 
wie ich weiß, noch viel ftärter am dieſem Eigenthumsverhältniß betheiligt. 
 ift alfo eine Zuſchrift in der „Oftpreußiichen Zeitung“, auf die der Herr 
‚Bezug nimmt, eine Zuſchrift, gezeichnet im „Namen vieler unab- 
x Liberalen‘. Aber die Unterſchriften diefer „unabhängigen Liberalen“ 
eier in diefer Erklärung. Die „Oftpreußiihe Zeitung“ ift ein Blatt, 
‚einer ( jaft angehört, an deren Spige Graf Lehndorff fteht, die 
jehe fiarte Beziehungen zu dem Berliner Prefbureau hat. Das ift, wie der 
fagt, die „einzige unabhängige Zeitung“ in Königsberg. Was 
s ‚denn nun die übrigen liberalen Blätter vorenthalten, was in biejer „un= 
‚abhängigen Zeitung“ mitgetheilt ift? Die übrigen Zeitungen haben einen 
‚Artifel vorenthalten, ber hier folgt, worin auf das Bundniß ber Fortſchritts- 
‚partei mit Socialbemotratie hingewiejen ift“ (StB. 985b/986a). 
®) Die Zungenhiebe fürdtend, Horatii Od. III 12, 8. 2, 8. 
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haben vielleicht auch den feſten Entjehluß gehabt, es ihm heut zu 
jagen, vor der Ausführung fährt er gerade mit einen Anderen 
gewaltig ab, Sie denken: Lieber heute nod nicht. So gebt es 
auch anderswo. Der ftärkfte Ringer, aud im Felde der Rede, 
ihüchtert die Anderen ein. Es ift aber der Nedner nicht immer 
der befte Beurtheiler der Politi?). Um ein guter Redner zu fein, 
gehört ein Stüc vom Dichter, eine glänzende Improviſationsgabe 
dazu, wie wir das wohl früher ſelbſt erlebt haben, bei öffentlichen 
Vorftellungen, wo Muſik mit vednerifhen Jmprovijationen ab» 
wechjelte, daß ein Thema gegeben wurde, irgend ein Gegenftand, 
der dem Impropifator unbekannt war, über den er aber Reden 
hielt, mitunter wirklich brillant, und die mich für den Augenblid, 
wenn mich die Umgebung nicht enttäufcht hätte, fait überzeugt haben 
würden. Jh will damit nur jagen, daß man. den Meiftern in der 
bloßen Beredtjamfeit jo wenig wie ſolchen Jmprovifatoren den 
leitenden Einfluß auf große Gemeinwejen einräumen darf, wenige 
ſtens nicht mit offenen Augen‘, noch viel weniger jol man dei 
Nednern die Leitende Stelle als Fractionschef oder als Minifter 
geben. Ich führe das nur an, um zu beweijen, daß die Beredt- 
jamteit eine Gabe ift, die heut zu Tage über ihren Werth Einfluß 
übt und Überfhägt wird über ihren wahren Werth. Ein guter 
Nedner muß Etwas vom Dichter haben, darf es aljo*) 
mit dev Wahrheit nicht ganz mathematijh genau nehmen, 
(Heiterfeit.) 

Er muß anftadhelnd, erregend, leiht entzündlich fein, um zundend 
zu wirken, aber ich denke mir, daß ein guter Redner jelten ein 
guter Whiftipieler, felten ein guter Schadhipieler, noch jeltener ein 
ſicherer Staatsmann fein wird. Das gemüthlide Element muß 
bei ihm vorherrſchen, nicht der Verftand; und ich glaube, daß ſchon 
vermöge der phyfiichen Eonftitution des Menſchen es nicht vereint 
gefunden wird, daß Einer zugleich ein guter Redner und ein kühler 
Nichter wäre. Ich erinnere an die Aufzählung all der Eigenſchaften 
von Mephifto, des Löwen Muth, des Hirſches Schnelligkeit?), es 


"8. 9075, 
’) Bel. Bo. IV 234. 254. 
?) Goethe, Fauft I 4, Studirzimmer, ®, 1439. 1440. 
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findet fih das nie Alles in einem Körper vereinigt, und fo findet 
ih Beredtſamkeit jehr häufig in einem den Verftand überwiegend 
und gefährlich beherrichenden Maße vor, hinreichend für die urtheile- 
loje Menge, die der Herr Abg. Richter vorhin jo richtig citirte, 


29. 4. 1881. 


aber ein Mann von fühler Befonnenheit und ficherer, genauer, 


beredinender Erwägung, dem man die Leitung großer, wichtiger 
Geihäfte gern anvertraut, der fann faum je ein vollflommener 
Redner fein. Ob man bei unferer heutigen Gulturentwidelung 
gegen dieſes Uebel der Beredtfamfeit Remedur finden kann, weiß 
ih nicht, aber es ift fchon eine halbe Remebur, wenn man das 
Uebel erfennt, und wenn man fi) ftets vergegenwärtigt das be- 
fannte Beifpiel von dem König Friedrich Wilhelm I., der zwei 
Advocaten hinter einander hörte und hinter jeder Ausführung aus: 
rief: „Der Kerl” — wie er fi unehrerbietig ausdrüdte — „hat 
Recht”, und dann fo in Zorn gerieth gegen die Wirkung der Be: 
redtſamkeit, daß nach der damaligen monarchiſchen Verfaſſung beide 
Redner, vermöge der Uebertreibung ihrer Gabe, zu überzeugen, tır 
jehr üble Lagen gekommen find. Ich ſehe Fein gejegliches Mittel 
dagegen, aber das Uebel erfennen, heißt ſchon ihm theilmeife ab: 
helfen, und ich möchte Sie deshalb darauf aufmerkſam machen, 
daß Sie fi das Beifpiel des alten Königs immer gegenwärtig 
halten, wenn Einer mit einer Eloquenz ſpricht, die fo ausgebildet 
ift, daß er eigentlich für andere Gejchäfte wenig Zeit haben kann, 
und obſchon er das, was er vorträgt, vollitändig beherrſcht und 
jo beherrſchen muß, wie es nur Einer beherrſchen fann, der mehrere 
Wochen hindurch ftets über daſſelbe Thema öffentlich geſprochen 
und in Zeitungen geichrieben hat. Dann bildet ſich eine Sicherheit 
in ihn aus, daß er feinen Souffleur braucht; er beherricht feinen 
Stoff, ihm fällt in der einen Woche noch eine beffere Redewendung 
ein wie in der vorigen; kurz, es tritt das Beijpiel ein, was mid) 
in meiner parlamentarifhen Jugend in Erfurt jo frappirte, daß 
ih die Rede eines Heidelberger Profeſſors) bewunderte und ein 
Landsmann und Fractionsfreund von ihm jagte mir: Ad, Die 
Rede hätten Sie im vorigen Jahre von ihm hören jollen, da hielt 
er fie ganz anders, da war er noch friſch dabei. 

_— (Heiterfeit.) 

) Häuffers. 
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29.4. 1881. So möchte ich die Ermahnung an Sie richten, in unferem 
parlamentarifhen Leben, wo wir der Zeit nad ums jehr enge ger 
drängt finden, dod auch mit diefer Schauftellung der Beredtſam— 
feit weniger Zeit zu verlieren als wie bisher. Dagegen gäbe es 
vielleicht Mittel, aber ich bin nicht Mitglied und habe fein Recht, 
fie vorzufhlagen. Ich will hier noch eine einzige Notiz machen, 
für die ich dem Herrn Abg. Richter noch eine Berichtigung ſchulde 
Er ift der Meinung gewejen, ich hätte — der Herr Negierungs- 
commifjar hat ſchon die Zeitfrage berichtigt, in der der Abgeordnete 
ſich irrte, aber meine Erhöhung in der Miethsfteuer nad ihrer 
ganzen Entftehungsmweife war wohl nicht die Folge dieſes Geſetzes— 
entwurfs ?), ich weiß; auch nicht, ob ich dies gerade gejagt habe, 
ich habe in ihr vielmehr eine Strafe dafür erfannt, daf ih mich 
befehwerte®). Mir ift das bei Staatsbehörden dodh*) eigentlich 
neu, auch jelbft in der abfolutiftifchiten Zeit, To zornig — id) habe 
noch unter ihr**) gelebt — waren wir damals doch nicht, daß 


*) ©. 908a. 
**) StB.: ihnen. 

Y) Abg. Richter: „Der Herr Reichstanzler hat ferner gejagt: Ja, ic 
tann es nicht anders als in Beziehung mit meiner Dreiftigfeit bringen, daß 
ich mich zu beſchweren gewagt und dieſes Geſetz eingebracht habe, ich wurde 
fofort auf 23000 Mark in die Höhe geſchnellt und nach diefem fingirten Maß— 
ftab eingefhägt. Er jagt: Weil ich diejes Geſet eingebraht habe, hat man 
mid) in der Revifionsinftanz auf 23000 Mark in die Höhe geſchnellt. Wie 
verhält es ſich nun aber in Wirklichteit? Dieſes Gefek ift erft eingebracht 
worden, nachdem biefe Einfhägung von 20000 auf 23000 Pla gegriffen 
hatte... Umgefehrt lönnte man jagen: Das Geſetz ift eingebracht worden zur 
Gafjation der in der Nevifionsinftanz erfolgten Einſchäzung“ (StB. 895a). 
Dazu bemerkte Geh. Oberregierungsrath v. Moeller: „Der Herr Vorredner 
hat ... gejagt, daf die Einbringung diefer Vorlage in den Reichstag erft er— 
folgt fei, nachdem der Herr Reichskanzler gegen feine frühere Einfhägung der 
Miethöfteuer fruchtlos reclamirt habe. Nach den Daten, welde mir vorliegen, 
ift das zeitliche Verhältniß der entfpredienden Vorgänge vielmehr ein umge- 
tehrtes. Am 5. April 1880 Fam diefe Vorlage zum erften Mal an den Reichs: 
tag. Damals kann ... die zweite erhöhte Einfhägung des Heren Reichölanzlers 
noch nicht vorgelegen haben, denn in der vorjährigen Vorlage ift der Werth 
der Wohnung des Herrn Reichslanzlers noch mit dem alten niedrigeren Sat 
von 15000 und einigen Hundert Mark angegeben. Erſt in der diesjährigen 
Vorlage fteht der Höhere Sak von 22380 Maıt. Ich glaube hieraus alfo mit 
Nothwendigkeit ſchließen zu müfjen, daß die Erhöhung der Einfhägung ftatt- 
gefunden hat in der Seit zwiſchen ber erften und zweiten Einbringung ber 
Vorlage” (StB. 900b), 

®) Bol. Bo. VIIT 370, 


— \ 


Die Erhöhung der Miethöfteuer bes Kanzlers zur Strafe für bie Beſchwerde. 50 


eine ſchüchterne Beſchwerde jofort mit einer Erhöhung von 50 Procent 29. 4. 1881. 
beantwortet wurde. Die Erhöhung hatte hier nod eine Eigenthüm— 
lichteit. Ich batte auch in der Einkommenſteuer veclamirt; dadurch), 
daß der Miethwerth meiner Wohnung nun fo von 15000 auf 
21000 Mark heraufgeſchoben wurde, gelang es gerade auch, meine 
ſtadtiſche Einfommenfteuer um ein oder zwei Stufen höher zu 
ſchrauben — der Betrag ift ja für eine jo reiche Stadt, wie es 
Berlin nad) jeinen*) gewaltigen Ausgaben jein muß, fein bes 
deutender, und ich habe auch da feinen üblen Willen weiter em— 
pfunden, als nur ein gewiſſes Gefühl des Zornes über unbot- 
mäßige Minifter gegen die regierenden Stadthäupter, die ſich jagten: 
Dem wollen wir doch Feine Luft zum Wiederfommen machen. Und 
wenn man bier von diefen VBagatellen redet, jo lange reden muß 
zu einem Reichstag, der wirklich mehr zu thun hätte, wie jih damit 
zu beichäftigen, jo möchte id Sie doch immer an meine erfte Bitte 
erinnern, das Gefühl jedes Einzelnen für Gerechtigkeit nicht zu 
unterjehäßen, und wenn die Rechtskränkung fih um einen Pfennig 
handelte‘). Der Herr jprad vorher von Sammlungen *), ich weil; 
nicht, ob das zu meinen Gunften wäre. Da wird er mich, wenn 
es darauf ankommt, jehr freigebig finden, Es wird im Lande, 
jagt man, für fortſchrittliche Fonds jebt gefammelt; ich bin bereit, 
zuzufhießen fo viel, wie die Herren für die Miethsfteuer der Bes 
amten zufammenbringen, da joll es mir gar nicht darauf an— 
fommen, da wollen wir uns gegenjeitig feine Kargheit vorwerfen, 
und ich bin bereit, jo viel einem der Diätenfonds einer gegnerijchen 
Partei zu geben, jo viel von ihr gejammelt wird für die Mieths- 
feuer. Aber das ändert ja in der Frage der Gerechtigkeit gar 
nichts. Wenn es auf die Gerechtigkeit anfommt, jo will ich nicht 
um einen Pfennig principiell verkürzt werden, und ich will nicht 





+) StB.: ihren. 

N) Bgl. Bo. VIII 372. 
— )Abg. Richter: „Das Minus an Steuern beträgt ... nad) der Com- 
ic 250 Matt 20 Pfennig, das iſt aljo der Effect dieſes großen 
3a, meine Herren, ic) bin überzeugt, wenn wir bie peinlichen Ber- 
» bie uns dieſes Gefeh mehrfad gebracht Hat, uns hätten erſparen 
‚ wir hätten ſeht gerne zufammengefcoffen, für dieſes eine Jahr wenig: 


—* ‚ Tange dieſer Reichstag zuſammen ift, um dieſe 250 Mart anderweit zu 
893b/894 a). 
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29.4.1881. von ber Willkür meiner politifhen Gegner abhängig fein. Ich 


s· 


— 


glaube, ich habe ein Recht darauf in meiner arbeitſamen Thätigkeit 

für das Gemeinwohl, daß mir dieſer ungerechte, privative Dorn 

herausgezogen wird, — nicht nur mir, ſondern Allen, die unter 

derſelben Ungerechtigkeit und unter derſelben localen Willkür leiden. 
(Bravo! rechts.) 


Nah Fürſt Bismard ſprach noch der Abg. dv. Benda gegen 
das Geſetz, dann wurde die Debatte vertagt. In der 37. Situng am 
30. April 1881 fpraden gegen das Geſetz die Abg. Frhr. v. Forden- 
bed, Loewe (Berlin), dafür die Abg. Neihenfperger (Erefeld), 
v. Kardorff und zum Schluffe noch ein Mal der Referent der 
Commifjion, v. Puttfamer (Lübben). Bei der namentlihen Ab- 
ftimmung über $ 1 wurden 110 Stimmen zu Gunften des Geſetzes, 
104 dagegen abgegeben; & 2 fand mit 105 Stimmen gegen 95 Stim: 
men Annahme, $ 3 (Seit des Ankrafttretens) mit Majorität ohne 
Stimmenzählung. In der 39. Sitzung am 6. Mai 1881, wo der 
Gefegentwurf zur dritten Lefung gelangte, ſprach gegen das Geſetz der 
Abg. Sonnemann; alsdann wurde auf Antrag des Abg. Windt- 
horft das Wort „Dienfteinfommen“ in $ 1 und $ 2 des Entwurfs 
durch die Worte „baares Gehalt“ erfegt, und in namentlicher Abftims 
mung die Vorlage in der Commiſſionsfaſſung nad den Beſchlüſſen der 
zweiten Berathung und mit dem Amendement Windthorft mit 140 
gegen 131 Stimmen angenommen. Am 31. Mai 1881 erhielt fie 
gejegliche Kraft. 


38. Sißung des Deuffchen Reichstags 
Donnerftag 5. Mai 1881. 


Auf die Erledigung der Gejhäfte des Reichstags hatte feither 


2 faft in jedem Jahr der Umftand einen nachtheiligen Einfluß geübt, 


daß feine Seffionen mit den Sigungsperioden landſtändiſcher Verfamm: 
lungen theilweife zufammentrafen, Wiederholt hatte der Reichstag in 
Folge deſſen, um für feine Thätigfeit eine gefihertere Stellung zu ge: 
winnen, Refolutionen gefaßt, die den Bundes: beziehungsweife Reichs— 
fanzler aufforderten, dahin zu wirken, daf ein gleichzeitiges Tagen von 
territorialen und Provinziallandtagen mit dem Reichstag vermieden 
werde (vgl. Bd. IV 16 f., V 317). Die verbündeten Regierungen hatten 
wohl den beten Willen, den Wünfhen des Neichstags, für die 
der Reichslanzler perſönlich befürwortend eintrat, nachzulommen, und 
aus diefer Abfiht ging die Verlegung des Beginns des Etatsjahrs 
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für den Reichshaushalt vom 1. Januar auf den 1. April hervor, die 5. 5. 1881. 
durch Geſetz vom 29. Februar 1876 eingeführt wurde. Der Er: 
folg diefer Maßregel aber wurde dadurd) aufgehoben, daß einige 
Bundesftaaten ſich dem Vorgange des Reichs anjchloffen und für ihren 
Haushalt den Beginn der Etatsperiode ebenfalls auf den 1. April 
verlegten. In Folge deilen fand jich jegt noch häufiger als in früherer 
Zeit ein Anlaß dazu, die Dauer einer Landtagsfelfion in denjenigen 
Zeitraum hinein zu erftreden, deſſen der Reichstag zur Berathung und 
Beichlußfaffung über den Neichghaushaltsetat bedurfte. Co hielten 
während eines Theil3 der zweiten Seſſion der dritten Legislaturperiode 
des Reichstags, welche vom 6. Februar bis zum 24. Mat 1878 dauerte, 
die Landtage von Preußen, Bayern, Königreich Sachſen, Baden, Helen, 
Großherzogthum Sachſen, Braunfchmweig, Sachſen-Meiningen, Sadjen: 
Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, Anhalt, Waldeck und Reuß j. L. 
Sitzungen, Aehnliches wiederholte ſich in der Seſſion von 1879, wo 
neben dem Reichstag zehn territoriale Landtage verſammelt waren. 

Ein ſolches Zuſammentreffen von Reichstags: und Landtagsſitzungen 
verhinderte zahlreihe Mitglieder des Reichstags, die zugleich der Lan: 
desvertretung ihres Heimathsſtaates angehörten, an der Ausübung ihres 
Mandats. Außerdem wurden Zeit und Kraft diefer Mitglieder durch 
das unmittelbare Aufeinanderfolgen und die Monate lange Dauer der 
parlamentarifhen Berfammlungen bis zu einen Maß in Anſpruch ge: 
nommen, das namentlih den nit in Berlin mohnenden, ihrer eigenen 
Berufsthätigfeit entzogenen Abgeordneten auf Die Länge nicht alljähr: 
lich zugemuthet werden konnte. Auch für die Regierungen erwuchſen 
Schmierigfeiten mannigfadher Art in Bezug auf die Borbereitung und 
Vertretung der Vorlagen für Reichstag oder Yandtage. 

Um zu einer befriedigenderen Ordnung der Verhältnifje zu ge: 
langen, ſchien den verbündeten Regierungen nur ein Meg offen, der 
einer Berfaflungsänderung dur Aufgabe der einjährigen Etatsperioden 
jowohl für das Reich wie für die Bundesftaaten und durchgängige Einfüh: 
rung zmweijähriger EtatSperioden mit der Maßgabe, daß diefe für das Neid) 
einerjeit3 und die Bundesftaaten andererfeitS nicht in demjelben Jahre 
ihren Anfang zu nehmen hätten. Nur auf diefem Wege lich es fi 
erreichen, daß in dem Jahre, in welchem der Neihshaushaltsctat feft: 
geftellt wurde, Feine parlamentarische Verhandlung über einen Landes: 
haushaltsetat ftattfand, und daß wiederum die Budgetverhandlungen 
der Bundesstaaten durch eine concurrivende Reichstagsſeſſion nicht be: 
einträchtigt wurden ?). 

Demgemäß brachten die verbündeten Regierungen bei dem Neichs: 
tag den Entwurf eines Geſetzes ein, betreffend die Abänderung der 
Art. 13, 24, 69, 72 der Reihsverfafjung, folgenden Wortlauts: 


') Auf Grund der Motive gearbeitet, StB. Anlagen Nr. 5, ©. 10 f. 
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5.5. 1881. An die Stelle der Art. 13, 24, 69, 72 der Reichsverfaſſung 
treten die folgenden Bejtimmungen: 


Art. 13, 


Die Berufung des Bundesraths und des Reichstags findet 
mindeftens alle zwei Jahre (alte Fafjung: alljährlich) 
ftatt, und kann der Bundesrath zur Vorbereitung der Arbeiten 
ohne den Reichstag, Letzterer aber nicht ohne den Bundesrath 
berufen werben. 

Art. 24. 


Die Legislaturperiode des Neihstags dauert vier (alte 
Fafjung: drei) Jahre. Zur Auflöfung des Neihstags während 
derjelben ift ein Beſchluß des Bumbesraths unter Zuftimmung 
des Kaiſers erforderlid. 

2 Art. 69, 

Alle Einnahmen und Ausgaben des Reichs müffen für jedes 
Jahr veranſchlagt und auf den Reichshaushaltsetat gebracht wer: 
den. Der legtere wird für einen Zeitraum von zwei Jahren, 
jedod für jedes Jahr befonders, vor Beginn der Etats- 
periode (alte Faffung: des Etatsjahres) nad) folgenden Grund: 
fägen durch ein Gefeb fejtgeftellt. 


Art. 72. 


Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Neichs ift durch 
den Reichskanzler dem Bundesrath und dem Reichstag zur Ent: 
laftung für jedes Jahr (alte Fafjung: jährlih) Rechnung zu 
Tegen. 

ALS die Vorlage zum erjten Male an den Neichstag gelangte — 
im Jahre 1880 —, fam fie überhaupt nicht zur Verhandlung; dem 
Neihstag mittels Schreibens des Reichslanzlers vom 15. Februar 1881 
abermals unterbreitet, wurde fie auf die Tagesordnung der 10. Sitzung 
am 8. März 1881 gejegt, nad) Iebhafter Debatte aber einer Commiſſion 
von 21 Mitgliedern zur Vorberathung überwiejen. Diefe vermochte 
ſich mit den Vorjhlägen des Bundesraths nicht zu befreunden und 
ſchlug dem Neichstage vor, Art. 13 in folgender Fafjung anzunehmen: 
Die Berufung des Bundesraths und des Reichstags findet 
alljährlich im Monat October ftatt xc., 
die Abänderung der Art. 24, 69, 72 dagegen abzulehnen. 

Der Bericht der Commiffion als Einleitung der zweiten Berathung 
ftand auf der Tagesordnung der 38. Situng am 5. Mai 1881, in 
Verbindung mit zwei Anträgen: 
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1. einem Antrag Ridert: 
Der Reichstag wolle bejchließen: 
den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, dahin zu wirken, daß 
in Zufunft das Etatsgeſetz für das Deutſche Reich früher 
feftgeftellt werde, als die Etatsgeſetze der Einzeljtaaten, und 
2. einem Antrag v. Seydemiß: 
der Reichstag wolle befchließen: 
den Art. 13 (der Vorlage) zu jtreichen und 
die Art. 24, 69, 72 nah der Negierungsvorlage anzu: 
nehmen. 

Nah dem Berichterftatter der Commilfion, Dr. Marquardſen, 
ipradhen Frhr. v. Maltzahn-Gültz, Reichenſperger (Olpe) gegen die 
Commiſſionsvorſchläge, ohne übrigens für die Vorlage der Regierungen 
einzutreten, der Abg. Stumm zu Bunften der Einführung zweijähriger 
Etatöperioden bei einjähriger Berufung des Reichstags, der Abe. 
v. Bennigfen für die Vorfhläge der Commiſſion. Nachdem er bie 
politifhen Gründe entmwidelt hatte, die ihn und feine Parteigenofjen ab- 
hielten, zu einer Umänderung der Verfaſſung in principiellen Punkten 
ihre Zuftimmung zu geben, fchloß er feine Rede mit den Worten: 
„Meine Herren, einer der Herren Vorredner (v. Maltzahn-Gültz) meinte, 
durch die Vorfchläge der Regierung würde nach unferer Auffaſſung das 
Reich zu Grunde gerichtet, weil der Reichätag, das einheitliche Organ 
in der Reichsverfaſſung, zurüdgeitellt würde gegen die Regierungen und 
die Vertretungen der Einzeljtaaten. Nein, meine Herren, einer ſolchen 
Uebertreibung hat ſich, glaube ich, Niemand ſchuldig gemacht . . . Zu 
Grunde gerichtet wird das Reich nit, wenn auch alle Artifel der 
Borlage, die ih nicht für begründet halte, angenommen werden und 
noch Mehreres. Gin großes Reich wie das Deutfhe, auch wenn 
es erſt Seit zwölf Jahren befteht, kann recht viel ertragen, ehe e3 zu 
Grunde gerichtet wird, aber Schaden leiden fann ein Reih, und Scha— 
den nehmen können die Zuftände mehr und mehr, und davor wünſchen 
wir das Neich bewahrt zu fehen, und deshalb werden wir jolche Vor: 
lagen ablehnen, von denen wir überzeugt find, daß fie die berechtigte 
Stellung des Reichstags ſchwächen, daß mit der Schwächung der be: 
rechtigten Stellung des Reichstags der Einheitsgedanke diejes neuen 
Reiches nicht mehr zum vollen Ausdrud fommen Tann, wie es da fein 
muß, wo neben dem Kaifer und dem Kanzler der Reichätag das haupt: 
ſächlichſte Organ zur Vertretung des Cinheitsgedanfens der Nation iſt.“ 
Hierauf Fürft Bismard*): 


Ich bin überzeugt, daß der Herr VBorredner mit feiner e leiten, 
mit erhobener Stimme geſprochenen Verficherung, daß er und Die 


*) StB. 967b. 
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5.5.1881. Seinigen beabfihtigten, das Reich vor Schaden zu wahren, nicht 

. hat ausdrücken wollen, daß uns und namentlich denjenigen, die 
berufen find, einen amtlichen Einfluß auszuüben, dieſes Bedürf- 
niß, dieſes Streben aud nur um ein Haar breit ferner läge als 
dem Heren Vorredner und feinen Genofien. Es fommt nur 
darauf an, wie der Schaden abgewehrt werden joll, und wos 
dur der Schaden dem Reiche gethan wird, über den der Herr 
Vorrebner Flagte. 

Ih will zunächſt einige Fragen, einige Theile des Gebiets, 
auf dem wir ums in der Discuffion befinden, mit kurzen Worten 
bei Seite ſchieben. Zunächſt Habe ich dabei den Vorwurf im Auge, 
daf die Discuffion von Seiten der Regierung mit Rückſicht auf 
die zufünftigen Wahlen und die Wähler geleitet, auch die Vor— 
lagen zum Theil darauf berednet wären‘). Dem muß ich ent— 
gegen ftellen, daß die Reichsregierung und die verbündeten Ne 
gierungen meines Erachtens gar nicht das Recht haben, die Wähler 
und“ die Nation darüber im Dunkeln zu laſſen, was fie beabfich- 
tigen, namentlich wenn diefe Abficht durch parlamentarijche Neben 
und durch eine monopolifirte Preffe in den Augen des Wählers 
verdunkelt zu werden (Heiterfei 

Heiterkeit.) 


Gefahr Läuft. Allerdings ift ein wefentlicher Theil meines Be— 
firebens und der Ausübung meiner Pflicht gegen die Nation und 
ihre Wähler, fie darüber vollftändig ins Klare zu fegen, wo 
die Neichsregierung binaus will. Ob es mir gelingt, fie auch 
darüber ins Klare zu jeßen, wo die einzelnen Parteien hinaus- 
wollen und was die Motive ihres Verhaltens und ihrer Fractionss 
politik find, 





(Aha! links.) 


1) Abg. v. Bennigfen: „So wie die Zuftände jeht find, find fie in ber 
That höchft unerfreulih, und das Unerfreulichſte bei Allem ift, daß in diefer 
‚Seffion wie aud in der letzten Seffion des Preußiſchen Landtags faft bei der 
Hälfte aller Neben der Schatten der kommenden Wahlen zurüdwirkt auf die 
Verhandlungen des Haufes und daß nicht blof die Führer der Parteien und 
die Vertreter der einzelnen Parteien, nein... audı die Vertreter der verbfin- 
deten, Regierungen auf die bevorftehenden Wahlen — ic) will nicht jagen bei 
ihren Vorlagen ſchon — aber jeden Falls in den Verhandlungen fo viel Gewicht 
legen, wie das jogar ausdrüdlich vom Herrn Neichsfanzler ausgeſprochen wurde“ 
(StB. 9670). 


u — 
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das weiß ih nicht. Ich will mih nah Kräften dazu. bemühen, 
bei den Wahlen und dur) Vorlagen und bei allen Discuffionen, 
und ic will die Bublicität und das Tribünenredht, was mir meine 
Stellung bier dazu gibt, jeden Tag dazu benugen, die Nation 
darüber aufzuflären, wo Jeder von uns hin will. Ich fürdte 
nicht, daß ich irgendwie meine Wege, die offen daliegen, daß ich 
die Beleuchtung meiner vergangenen Wege im Dienfte des Reiches 
zu ſcheuen habe. ch habe an*) dem, was wir bejiten, gearbeitet, 
unter Beihilfe der Fractionen, bald von der einen unterjtügt, bald 
von der anderen, was fie „unterftüßt” nennen. Sie haben mit mir 
gemeinfam gearbeitet, das heißt: fie haben die Hedenfcheere an: 
gelegt und das, was beantragt war, verfürzt, vielleicht verſtümmelt, 
vielleicht verbeflert, vielleiht in eine mehr fünftlerifche, den all: 
gemeinen politiiden Grundfägen entiprehendere Form gebradt. 
Für mi bat der Beiltand, den ich von den Fractionen erfahren 
babe, jehr häufig doch die Natur eines Kampfes, einer Verkürzung 
des Erreihbaren angenommen, dem gegenüber ich meine beiten 
Kräfte habe aufreiben müſſen, 

(Unruhe linf3.) 
und wenn wir noch nicht weiter gefommen find, jo mache ich den 
Sractionen den Vorwurf, auch auf die Gefahr hin, daß von der 
äußersten Linken noch ein Mal der Ausdrud des Verdruffes darüber 
laut wird, daß ihre Kämpfe unter einander hauptſächlich Schuld 
daran find, daß das Reich nicht befler vorwärts foınmt, daß man 
zweifelhaft wird an dem, was man errungen hat, daß eine gemille 
Abfpannung und Verftimmung eintritt. Das Volk ift es müde, 
fih mit hoher Politif und mit Fractionspolitif zu befallen. 

(Bravo! rechts; Oho! links.) 

Es will feine praftifchen Intereſſen wahrgenommen jehen, die Streitig: 
feiten der Fractionen halten es davon ab und find ihm langweilig; 
und das werden Sie finden bei dem Ausgang der Wahlen, 

(Bravo! rechts.) 
und wenn nicht bei diefen, dann bei den folgenden). 


*) ©. 968a. 
1) Fürſt Bismard behielt Recht; bei den Wahlen von 1887 erhielten 
die Eonfervativen 120 Plätze, während fich die Zahl der Deutjchfreifiinigen im 
Reichsſtag auf 31 verminderte. 
Bismards politiihe Reben. IX. 5 


5. 5. 1881. 


5.5. 1881. 
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Der Herr Vorredner hat ferner gegen Schluß feiner Nede 
darüber geklagt, daß die parlamentariichen Körperſchaften mit 
Arbeiten überhaftet und mit Gefegesvorlagen überſchüttet würden, 
auch mit folhen, die jhon ein Mal vorgelegt wären‘). Ja, da 
fomme ich auf das eben erwähnte Argument zurüd. Wir wieder: 
holen die Gejegvorlagen, in denen die Neberzeugung der Regierung 
fih ausdrückt, um den Wählern dadurch zu jagen: Wir haben die 
Ueberzeugung, daß unfere Vorlagen richtig waren, keineswegs des— 
balb aufgegeben, weil wir an der Majorität von 103 gegen 101 
damit gejheitert find; wir halten vielmehr an unferer Ueber- 
zeugung feit, wir haben fie nicht frivol gefaßt, jondern nach jorg- 
fältigem Nachdenken und halten daran feft, jo lange der Einzelne 
von uns lebt und ftrebt. Das haben wir jagen wollen mit der 
Wiederholung unferer Vorlage! Auch fie ift eine Sprache zu den 
Wählern, zu der ich uns berechtigt und verpflichtet halte, um die 
jelben aufzuklären über die Ziele der Negierungen. Gerade die 
Haft und die Ueberlaftung mit Gejchäften*), über die der Herr 
Vorredner Elagt, wollen wir ja vermindern dadurch, daß wir Ihnen 
die Möglichkeit geben zu längeren Sigungen, indem Sie nicht ein- 
geengt find durch die Nothwendigfeit, in jedem Jahre zwei große 
Körperihaften, groß oder Elein, den Reichstag und die Landtage, 
neben einander fungiren zu lafjen, und die Zeit, die die eine dieſer 
Verfammlungen braucht, der anderen zu verfümmern, wenn wir 
dahin fämen, und allerdings ift, wenn die Annahme des Syitems; 
welches die Vorlage zum Ausdrud bringt, fi auf das Reich be— 
ſchränkt, das Werk nur halb gethan, es muß auf ſämmtliche Land- 
tage übergehen, es muß die Gejeggebung des Neiches ein Verbot 
bringen, daß Neihstag und Landtag gleichzeitig tagen; ein Jahr 

*) StB.: der Geſchäfte. 

9) Abg. v. Bennigfen: „Wenn wir neben ben laufenden Geſchäften und 
Hleineren Borlagen .. . eine ober wenige gröfere, forgfältig überlegte und durch- 
geatbeitete Vorlagen haben, fo werden wir eher bie Möglichteit beſihen in den 
einzelnen Seffionen, bie eine ober andere derartiger wightigerer Vorlagen zu 
Stande zu bringen, als jet, mo wir bei dem embarras de richesse gar nicht 
wiſſen, welche Torlage wir zuerft in Angriff nehmen follen, wo wir zum Theil 
auch Vorlagen befommen, bie wir ſchon in der vorigen Seffton abgelehnt haben, 
und wo bei manden Vorlagen von vorn herein die Ausficht auf ein Zufammen- 
gehen der Regierung und der Mehrheit jo gering ift, daf kaum ernſthaft im die 
Berathung folder Vorlagen eingetreten wird“ (StB. 967n). 


— 


A — 
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joll der Reichſstag haben für feine Geſchäfte. Daneben find ja 
Berufungen nicht ausgeſchloſſen. Die Hauptarbeit liegt eben im 
Budget und dem Zwang der Termine. Die dringende Haft, über 
die der Herr Vorredner klagt, liegt hauptfächlih in dem Zwang 
zum $yertigwerden des Budgets, welches in jedem Jahre neu ge: 
Ihaffen werden muß. Man hat mit berechtigtem parlanıentarifchem 
Egoismus bisher nur von den Schwierigkeiten geſprochen, Die 
Ihnen aus dem Landtage nur die eine oder*) andere Entwide: 
lung der Sache bringt. Eine leije Anmwandelung von Mitgefühl 
mit der Lage der Minifter oder des Bundesraths habe ich in feiner 
der Reden bisher finden fünnen, und doch find dieſe gerade Die 
Gehegten bei dem bisherigen Syitem, und es gibt feine Minifter- 
natur, die ledern und intereljelos genug wäre, un das auf die 
Dauer aushalten zu Fönnen. Wollen Sie andere Minifter und 
Leute, fo beten Sie die todt, die gegenwärtig am Nuder find, aber 
Jeder geht bei diefer Leberarbeitung mit Geſchäften**) zu Grunde, 
und nicht bloß die leitenden Minifter, auch alle gouvernementalen 
Kräfte nutzen fih ab. Ich habe erlebt, daß im Preußifchen Land: 
tage bei der Budgetberathung die Blüthe der Geheimräthe, fünf: 
zehn vielleicht, weil am Budget ihre Aufgabe heranfommen Tonnte, 
am Montage erſchienen find, am Dienftag, und fo an jedem 
Wochentag bis Sonnabend — ich kann das Beiſpiel thatſächlich 
mit Daten belegen — und am folgenden Montag ift endlich der 
Gegenftand der Etatberathung herangefommen, für den Diele, 
außerhalb der Minifter, circa ein Dugend der höchitgeftellten und 
am meiften beichäftigten Beamten, eine Woche lang im Landtage 
gefeffen und Reden, die für fie fein Snterefje hatten, Stunden 
lange Reden angehört haben, und die ganze Sade ift für alle 
fünfzehn am nächſten Montage ohne ein Wort der Discujfion vor— 
über gegangen, fie fonnten am nächſten Montag Abend, ohne ge: 
braucht zu fein, nah Haufe gehen. Das ift ein Zeittodtjchlagen, 
welches von dem Syitem vielleicht nicht ganz zu trennen, aber doch 
etwas zu vermindern ift. Auch den Miniftern ift es jo gegangen, 
den Leitern der Reſſorts im Reich, die gerade in diejer Zeit viel 





*) ©. 968b. 
**) StB.: der Geſchäfte. 


5. 5. 1881. 


5. 5. 1881. 
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zu thun haben, daß fie hier im Neichstage drei, vier Tage hinter 
einander erſchienen find auf die Gefahr hin, ob der zweite Gegen- 
ftand der Tagesordnung daran fommen werde oder nicht, umd 
daß fie naher nad) Haufe gegangen find und jo viel Arbeitstage 
verloren haben. Man kann arbeiten, auch wenn man bier figt 
und zuhört, aber doch nicht jede Arbeit maden, namentlich die 
ernfteren nicht. 

Ih möchte deshalb all die Argumente, die der Herr Vor: 
redner vorhin gegen das jetzige Spftem „der Haft” anbrachte, 
wegen der Art der Vorlagen der Regierung in engere Schranken 
führen; und fie fallen mit erheblichen Gewicht in die parlamen- 
tarifhe Waagſchaale. Wir werden beiderjeits Zeit haben, wenn der 
Reichstag oder der Landtag in dem Jahre, wo er fich verfammelt, 
fi von Haus aus der Hoffnung hingeben kann, daß es fein Un- 
glüd ift, wenn er feine Sigungen auf drei oder fünf Monate aus— 
dehnt, und die Arbeitszeit der Minifter in der Zwiſchenzeit jo be 
mefjen ift, daß fie wirklich die Vorlagen rechtzeitig fertig ftellen 
fönnen, Das ift ſehr leicht gejagt, daß die Säumigkeit der Miniſter, 
die die Vorlagen nicht rechtzeitig bringen, Schuld am Zeitmangel iſt, 
— wie ein Diener, der nicht raſch genug die Treppe herauf ges 
fommen ift. Aber die Herren follten doch ein Mal jehen, ob fie 
im Stande wären, in diefer kurzen Zwifchenzeit, die bleibt, die 
Dinge früher fertig zu ftellen. Das Budget ift kaum votirt, fo 
babe ich drei Tage darauf ſchon die Vorlagen für das neue zur 
Arbeit befommen, die bereits in vorräthiger Arbeit waren. So 
geht es in Preußen, jo geht es im Reich. Die Herren, wenn fie 
bier mit ihren parlamentarifchen Geſchäften aus einander find, dann 
mag es für einige unangenehm fein, in ihre Bureaur wieder zurüd- 
zufehren, für fie hören die Ferien dann auf, allerdings, 

Heiterkeit.) 
für die anderen aber, die wirklich nur hierher gefommen find, um 
den Beruf eines Vollsvertreters zu erfüllen, die diefen Beruf nicht 
mit dem eines Nedacteurs einer Zeitung verbinden, combiniren 
und jo das ganze Jahr für denjelben Beruf beichäftigt find, für 
dieſe fangen dann ihre eigentlihen und regelmäßigen Geſchäfte erft 
wieder an. Für die Minifter ift in beiven Zeiten die Arbeit gleich 
ſchwer, gleich ermüdend, gleich aufreibend, und das ift, glaube ich, 


— 
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nit nüßlih, die Minifter*) zu nöthigen, daß fie ihre Arbeiten 
flüchtig und mit mehr Gleichgültigkeit machen follen. Sie würden, 
wenn Sie immer jolde Minifter gehabt hätten, gar nicht jo weit 
gefommen fein, wie wir uns bier bei einander fehen, und es ift 
nicht nüßlich, die Träger der Staatsarbeit auf dieje Weije zu er- 
müden und ihnen die Zeit zur Befinnung nicht zu laffen. Diefe 
Rüdjichtslofigkeit gegen ”**) die minifterielle Denjchenclafje liegt auch) 
in dem Antrag, daß der Reichstag im October zufammentreten 
jolle. Es ift ja klar, daß der Bundesrath in dieſem Falle drei 
bis vier Monate früher zufammentritt; wir können das auf drei 
Monate abfürzen, aber unter drei Monat vorher wird der Bundes— 
rath feine Arbeit nicht erledigen fünnen. Wenn Cie alfo den 
Reihstag im Detober hier haben wollen, dann müſſen Sie von 
dem Bundesrath verlangen, daß er Ende Juli etwa zuſammentritt. 
Alle die bundesftaatlihen Minifter, melde eben noch im Gefechte 
mit ihren LZandtagen waren, fommen nicht her, um fih an dem 
Bundesrath zu betheiligen, Dann wird der Bundesrath Tchlieglich 
Etwas, was dem alten Frankfurter Bundestage mehr und mehr 
ähnlich fein wird. Die Hauptſache, daß diejes Centrum der Re— 
gierungsautorität im Reich in Anjehen und wirkſamer Thätigfeit 
bleibt, ift die, daß die dirigirenden Minifter felbft im Bundesrath 
ericheinen. Wir haben deshalb in unferer Gejchäftsordnung im 
Bundesrath die Nenderung getroffen, daß alle wichtigen, entjcheiden: 
den Bejchlüffe auf eine kürzere Zeit der Situng concentrirt werden. 

Ich wage nicht, dem Keichstage etwas Nehnliches vorzufchlagen, 
denn diejer, wie ich glaube, fruchtbare Gedanke würde dadurd ‚un 
annehmbar werden, daß er von miniſterieller Seite zuerit gebracht 
wäre; aber im Bundesrathe jpüren wir ſeitdem eine große Er: 
leihterung und die Möglichkeit, daß auch diejenigen Herren, die zu 
Haufe nothmwendig find, fih an wichtigen Beichlüffen perjünlich 
betheiligen können, und wir haben dort noch eine zwedmäßigere 
Einrihtung, wir haben gar feine Grenze der Beichlußfähigkeit, 
und ich glaube, daß der Reichstag auch gewinnen würde, wenn er 
die nicht hätte, jo daß diejenigen, die ein Vergnügen daran haben, 


*) S. 969. 
+) StB.: auf. 
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Neben zu hören, jeder Zeit erfcheinen können, ohne ausgezählt zu 
werden, daß aber eine höhere Beichlußfähigkeit wie die jegige gejegt 
wird, wenn jolche Bejchlüffe gefaßt werden follen, welde die Zu- 
lunft des Reiches durd) Gefege binden‘). Das Reich hat ein Necht 
darauf, daß mehr wie die Hälfte der im Land gewählten Abge- 
ordneten bei einem ſolchen Beſchluſſe anweſend fei, der auf die 
Gefchide der Nation einen wejentliden, dauernden und ſchwer 
wieder zu bejeitigenden Einfluß übt. Die Hälfte des Reichstags 
ift nicht mehr der Reichstag, jo wie die Verfafjung ihn kennt, er 
bat auch nicht das Anjehen im Publicum und in der öffentlichen 
Meinung. Die Abfpannung, von der der Herr Vorrebner jo viel 
ſprach und die er, wie es jchien, der minifteriellen Politit zuſchrieb, 
geht vorzugsmweife von dem Beifpiel aus, welches eine große An- 
zahl der Herren Abgeordneten gibt, und davon, daß es eine reich- 
liche Anzahl dieſer Herren nicht der Mühe werth hält, den Sigungen 
beizuwohnen; bei einer der letzten Abftimmungen ift mir gejagt 
worden, daß ohne Angabe des Grundes, id) glaube, 111 Mit 
glieder des Neichstags gefehlt haben. Wie wollen Sie da annehmen, 
daf die Bevölkerung noch mit demfelben Eifer wie früher an den 
Geſchäften des Neiches Theil nehme, wenn ihre gewählten Vertreter 
ihr ein folches Beifpiel geben? 

Der frühere Eifer hatte aud wohl darin feinen Grund, daß 
das Deutfche Neid Anfangs etwas Neues war, man hatte eine 
gewiſſe Weihnachtsfreude daran, es zu befigen, und nahm mit Vers 
gnügen Theil daran. Aber das „beati possidentes“ ?) findet bier 
feine Anwendung; was man bat, verliert an Werth, der Beſitz 
macht gleichgültig; was man hat, das will man nit, und was 
man nicht hat, das will man, und jo geht es mit dem Deutſchen 
Reich. Seitdem es als wohl*) beſeſſen erfcheint, hat man nicht 
mehr diefelbe lebendige Theilnahme, es ift nichts Neues mehr, es 
fommt vielen Leuten vor, als wenn es immer fo gewejen wäre, 
namentlich denjenigen, die feine Erinnerung an die Vergangenheit 
haben, und als ob es immer jo bleiben müßte. ch möchte doch 


*) &. 969b. 
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darum jehr inftändig bitten, daß man fich dieſem Wahne nicht 
bingibt, als ob ohne eigene Mitwirkung, ohne eigene patriotijche 
und jelbitlojfe Hingebung für das Baterland je eine Nation Die 
Mohlthaten, deren fich jeßt die deutjche nach langer Entbehrung 
erfreut, fih auf die Dauer bewahren könnte. 
(Sehr ridtig!) 

Ich wollte ferner noch eine Frage wo möglih aus der Dis- 

cuffion ausfcheiden, das ift die Frage von der Prärogative des 


Kaifers!). Es ift ja zweifellos, daß hierin, in der Beichränfung 


des Berufungsrehhts des Kaifers auf den October, oder vielmehr in 
der Nöthigung zur Berufung dadurd, daß Sie aljo im Art.*) 13 
einschalten Hinter: der Kaifer Tann berufen: der Kaifer muß im 
October berufen — eine Beihränfung der Prärogative liegt, aber 
ih meine, diefe Frage follte nicht Gegenftand der Discuffion diejes 
Haujes fein, jo lange Se. Majeftät der Kaijer Seine Anficht 
darüber nicht geäußert hat. Wenn der Kaijer es den Intereſſen 
des Reiches entiprechend findet, Seine Prärogative zu bejchränfen, 
jo wird die Frage der Prärogative Se. Majeftät nicht abhalten, 
dein Land diejes Opfer an Machtvollfommenheit zu bringen; aber 
wohl fann es Ihn empfindlich berühren, daß man über Seine 
Rechte aburtheilt, ehe Er Seine Meinung geäußert hat, und Be: 
ſchlüſſe faßt, ob Er fie aufgeben ſoll oder nicht. Ich alaube, da 
fönnte man eine Snitiative oder Andeutung des Katjers durch Seine 
berufenen Organe abwarten, ob Er dazu geneigt fei, denn ohne 
Seine Bereitwilligfeit Tommen Sie doch nicht darüber hinweg, und 
das ift deshalb eine Frage — ich kann die Discuffion nicht hindern, 
fich beliebig zu bewegen, aber ih muß jagen, das hängt allein von 
der Entichließung des Kaijers ab. Der Kailer bat bisher Seine 
perjönlihen Rechte noch nicht zur Discuffion und Beſchlußfaſſung 
durch den Reichstag geitellt. 

Die Frage der Priorität des Reihe, die dur den October 
erreiht werden ſoll, und die der Herr Abg. Rickert durch feinen 
Antrag ganz allgemein erreichen will, wäre aanz einfach dadurd 


*) StB.: $. 
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zu erreichen, dah man den Anfang des Budgets noch um drei 
Monate verfhiebt; und dann würde bei jährlichem Budget für die 
Landtage der Zeitraum nad der Neichstagsfigung von Oftern bis 
Johanni ein vollfommen geeigneter fein zur Berathung. Daß der 
Reichstag und der Bundesrath im Allgemeinen auf eine für fie 
unbequeme Zeit abgejchoben werden follen, damit kann ich als 
Reichskanzler mich nicht einverftanden erflären, und ſchon dieſe 
Zurüdfegung des Neichstages und des Bundesraths würde mic, 
zu einem Gegner folder Beſtimmung machen, welde die ange— 
nehmere Sigungszeit den Landtagen zumiefe. Das Deutjche Reich 
ift uns noch lange nicht, bei unferem angeborenen Particulariss 
mus, nicht nur ftaatlichem, jondern auch provinziellem und Nejjorts- 
particularismus, noch nicht jo in Fleifh und Blut eingedrungen, 
daß wir nicht wohlthäten, es ftets vor Aller Augen auf den erften 
Platz zu jchieben und ihm den Ehrenplag zu lafjen, und ich werde, 
jo lange ich irgend mitzureden habe, für den Reichstag oder ben 
Yundesrath die günftigfte Zeit, den Winter, nicht aufgeben, das 
beißt natürlich für die Negel — es kann ja nothwendig werden, 
aud im Sommer Neichstage und Landtage zu berufen, wir waren 
früher darin nicht verwöhnt —, ich erinnere an die Jahre 1848 
bis 1852 und 1853, da haben wir im Monat Juni, Juli, Auguft, 
ja das ganze Jahr hindurch hier und aud in Erfurt getagt, bier 
auch in dem heißeften Sommertagen, wo Berlin von allen Denen, 
die nicht hier bleiben müfjen, forgfältig gemieben wird. Da bitte 
ih nun alſo die Herren, deren Intereſſe fih*) mehr den Lands 
tagen als dem Reich zumendet, ihr Wohlwollen für jene nicht 
jo weit zu treiben, daß die Landtage im Januar und Februar in 
der Stadt bleiben wollen, und nachher die Sommerzeit für den 
Neichstag rejp., für den Bundesrath übrig bleibt, Wann müßten 
denn die Mitglieder des Bundesraths mit ihren Arbeiten beginnen, 
um im October mit der Pünktlichkeit, die Herr Abg. v. Bennigien 
verlangt und gegenwärtig vermißt, als fertige Arbeit abzuliefern 
fowohl das Budget als auch die übrigen Vorlagen? Hoch im 
Sommer! Es iſt als eine Ungeheuerlichfeit in der Discuffion bes 
zeichnet worden, daß jet überhaupt noch Vorlagen kommen; ja, 
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meine Herren, Sie werden auch noch jpäter manche erhalten, und 
ih will mich fragen, ob meine Pflicht nicht von mir fordert, außer 


denen, die jet in Arbeit find, Ihnen noch andere zuzufchiden.. 


Sie find ja njeht gezwungen, fie zu verarbeiten, aber die Regierung 
bat doch das Bedürfniß, ihre eigene Meinung vollftändig Fund zu 
geben und über diejelbe in der Deffentlichkeit keinen Zweifel zu laſſen. 

Der Herr Vorredner hat gejagt, es jei früher Großes ge: 
ihehen und jegt nicht — fo verftand ih ihn —; nun, wir haben 
auch jegt, glaube ich, große Aufgaben vor uns, und ich habe die 
Hoffnung, daß auch weiter Großes gejchehen werde. Es ift zum 
Beijpiel vor anderthalb Jahren Großes geichehen dadurch, daß wir 
in der Zollgefeggebung aus dem Wege, auf welchen das Land der 
langfamen Aushungerung unterzogen wurde, wieder in eine ver: 
ftändige Bahn eingelentt find, in die alte gute Geſetzgebung des 
Zollvereins — lange nicht Jo weit wie früher —, wir hatten 
damals, als wir projperirten, einen viel höheren Schutzzoll als 
heute und als wir ihn jegt erftreben, namentlich aber, als wir ihn 
bisher erreicht haben. Aber diejes Herausrüden des Staatsiwagens 
und des Reichswagens aus der fehlerhaften freihändleriichen Nic): 
tung, bei der das Land von Tag zu Tag, von Jahr zu Jahr mehr 
ausgehungert wurde, und ohne den gleichzeitigen Zuſchuß der Mil: 
liarden viel früher an Berblutung und Entfräftung zu Grunde 
gegangen wäre — das Ausbiegen aus der falihen Bahn war eine 
große Leiftung, für die id) Anerkennung erwarte, jo weit ich dabei 
mitgewirft babe, wenn auch nicht von Denen, denen dadurd) ihre 
politiiden Cirkel geftört worden find. Das Intereſſe an theoretijchen 
Principien und großen Grund, Rechts- und Berfaffungsfragen und 
parlamentarijchen Gleichgewichtsfragen im Staate ilt eben, nad: 
dem man den erften Durft an der parlamentariihen Quelle dreißig 
Jahre lang geftillt hat, im Lande ſehr vermindert, und man fieht 
ih jegt um und fragt, was erfordert unſer praktiſches In— 
tereſſe? Die praktiſchen Intereſſen leichter zur Bertretung zu 
bringen, ift der Zwed der Vorlage, und ic) würde erfreut fein, 
wenn — nicht in diefer Seflion, worauf ich nad) der Lage der Dinge 
wenig Ausſicht habe, aber in der nädjften — diefer Zwed erreicht 
würde, wo ih, wenn id) lebe, wiederum und zum vierten oder 
fünften Male, wenn es fein muß, diefelben Vorlagen made, — 
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ich muß nach meiner Weberzeugung handeln, wenn id) ein ehrlicher 
Mann bleiben will. Wenn ich die Vorlage immer wieder vor: 


„bringe, jo verbinde id damit allerdings das Intereſſe, denjenigen, 


die im Volke eine probuctive Beihäftigung haben, der fie für die 
Dauer ihrer Theilnahme an den parlamentarijhen Debatten ent 
jagen müfjen, wenn fie den ehrenvollen Auftrag ihrer Mitbürger 
annehmen, denen die Theilnahme am Parlament dadurch etwas 
zu erleichtern, daß fie nicht genöthigt find, in jedem Jahre an 
zwei Parlamenten Theil zu nehmen. Wenn wir das nicht thun, 
machen wir den Leuten, die im praftifchen Leben ftehen, ich meine, 
die irgend Etwas materiell produciren, Handwerker, Kaufleute, 
Advocaten und Aerzte mit wirklicher Praris, 
(Heiterfeit.) 

Landwirthe, Fabrikbefiger, Induſtrielle, Leute, deren praftifhe Er— 
fahrungen *) uns von hohem Werthe find und die ein volles Recht 
haben, ihre Intereſſen hier vertreten zu fehen und deshalb von 
den Wählern hierher gejdict werden, — denen maden wir es 
bisher ja beinahe unmöglich, daß fie an den parlamentariihen 
Sigungen auf die Dauer Theil nehmen. Einer nad dem Anderen 
wird es müde, hierher zu fommen und — verzeihen Sie, ih will 
Niemand perfönlich verlegen, ich jelbit verfalle in den Fehler, zu 
lang zu reden — bei der ungeheuerlihen Länge der einzelnen 
Neden und bei den jehr geringen Bezirken politifch betrachtet, bei 
dem ſehr geringen Bruchtheil der politiihen Elemente des Reichs— 
tages, von dem die Nedner geftellt werben, — das ermüdet zulegt 
außerordentlich; namentlih da man viele von den Neben vorher 
zu Haufe gedrudt gelefen hat, lieber als daß man fie hier anhört, 
wo man dazu die Natürlichkeit des Nedners vor fich hat, Wir 
befommen auf diefe Weije ſchließlich zwei verſchieden veranlagte 
Kategorien von Abgeordneten: die Einen, die die Zeit des Schluffes 
gar nicht abwarten können, um ihre Gejchäfte, worin fie ſchwer 
vermißt werden, wieder aufzunehmen; die Anderen, die bedauern 
und jeufzen, wenn fie der lieb gewordenen Gewohnheit, bier 
öffentlich zu ſprechen und den Fractionen und Commiffionen bei: 
zumohnen und den ganzen öffentlichen und fameradichaftlihen Bes 
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ziehungen entfagen zu müfjen, weil fie in Gottes Welt weiter Beſchäf— 
tigung eigentlih nicht haben, wenigitens feine ſolche, die fie Lieben. 
(Heiterfeit.) 
Wenn ih mir einen Beamten in guten oder geringen Berhältniffen 
benfe, der nad) einer NReichstagsfigung bei gutem Sommerwetter 
wieder jeine ftaubigen Bureaur beſuchen und feinen jtrengen Dienft 
thun ſoll und demjelben Vorgeſetzten wiederum eine gewilje An: 
erlennung zollen joll, auf den er bis dahin von jeinem curulijchen*) 
Seſſel mit einer gewiſſen Geringſchätzung herab geblidt hat, von 
der Höhe des Abgeordneten, jo begreife ih, daß Ten, wenn er 
an die Annehmlichkeiten des vergangenen parlamentarifchen Lebens 
zurüd denkt, ein gewiljes Heimweh bejchleicht und er wegen Er— 
müdung durch die parlamentarijchen Arbeiten einen berechtigten 


Badeurlaub anjtrebt. (Seiterfeit.) 


Aber dabei läuft ein folder Abgeoroneter, der mit dem Lande 
nit die Fühlung hat, welche gemeinfame Arbeit, gemeinfames 
Schaffen und Erwerben mit den Wählern geben, aud jehr leicht 
Gefahr, jede Fühlung und jede Möglichkeit der richtigen Be— 
urtheilung der Intereſſen und der Wünfche des Kreifes, der ihn 
gewählt bat, zu verlieren. Es iſt ja jchwierig und langdauernd, 
bis der Wähler in feiner Provinz fih über diefen Mangel voll: 
ftändig Far wird, denn es gibt immer fehr viele Mittel, ihn 
darüber zu einer unerwünſchten Anficht nicht kommen zu laflen. 
Ich habe ja jelbit früher Wahlreden zu halten gehabt — fteno- 
graphirt werden fie in der Regel nicht — und ich habe jehr oft 
das Gefühl gehabt, wenn der Wähler mich vollftändig und meine 
ganze Thätigkeit kännte**), würde er mich nicht wählen; 
(Heiterfeit.) 

ie habe aber von Anderen das Gefühl, wenn er mich Fännte”*) 
und wüßte, was ich eritrebe, jo würde er mich wählen. Alſo es 
ift nicht leicht, eine vollitändig klare Anficht über feine Vertreter 
zu gewinnen. Aber ich halte es im Intereſſe des Reichs für eine 
große Gefahr, wenn es dahin fommen follte, daß die Mehrheit 
unter die Herrichaft derjenigen Abgeordneten fallen jollte, die eine 


*) StB.: curilifhen; c. Seſſel — Amtsſtuhl der römischen Behörden. 
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andere, eine bürgerliche Beſchäftigung eben nicht haben, die ge- 
werbsmäßig Volksvertreter und deshalb im Neben die geübteften 
find, und die die Stoffe, über die gejproden wird, auf Monate 
und Wochen vorher forgfältig durdgearbeitet haben, weil fie die— 
jelben*) auch in der Publiciftit vertreten und ihnen Anklang zu 
verschaffen ſuchen, — ihre Zeit erlaubt es ja, fie find ausſchließlich 
darauf angemwiefen. Und fie ftehen dann, jo wie es auf bie Ge— 
ichidlichkeit, auf die rhetorifhe Menſur ankommt, ja, vermöge der 
größeren Menfurpraris, die fie haben, außerordentlich im Vorder— 
grumde. In den Vollsverfammlungen kennen wir ja die Topen, 
die ſich bis zu rhetoriſchen Klopffechtern !) ausbilden — die es 
natürlic) hier nicht gibt —, 
Heiterkeit.) 

aber dort fieht man, wie die jeden Widerftand jofort niederrennen 
und jcharf im Zaume halten. Aber ich wiederhole, wie id das 
ſchon neulich bemerkt habe?), daß im Neihstage die Neden zwar 
zur Orientirung dienen, aber daß fie keine Herrſchaft üben dürfen; 
der Wähler hat ein Net auf einen ımabhängigen, auch von der 
überlegenen Beredtfamfeit weder beeinflußten noch eingeſchüchterten 
Vertreter. 

Ih erwähnte, daß mein Syitem, von dem ich ja hier nur 
die erften Jalons ) zu ſtecken fuche, dahin gehen würde, daß aud 
die Landtage durch Reichsgeſetz genöthigt werden follen, dieſem 
jelben Spitem zu folgen, und dann wird aud) die Priorität des 
Reichsbudgets zu erreichen fein, das Neihsbubget von 1881/83 
wird die Unterlage fein des Landesbudgets von 1882/84, und jo 
werden fie eins in das andere greifen und fich rechtzeitig ergänzen 
und corrigiren. 

Die financielle Schwierigkeit, die der Herr Vorrebner in der 
Vorlage fand t), fann id) doch in dem Maße, wie er fie jehilderte, 


*) ©. 971a. — StB.: denjelben. 
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nicht anerkennen. Schwierig find beide Wege. Aber wir haben 
früher manches Schwierigere überwunden, es gibt in einzelnen 
Bundesftaaten Thon längft mehrjährige Budgets, und ich habe 
nicht gehört, daß deren Finanzen jchledhter verwaltet werden wie 
die anderen — vielleiht im Gegentheil! 

Wenn man durch die Mebertreibung und Häufung der parla- 
mentarifhen Sigungen und durch die Uebertreibung der Dauer der 
einzelnen, Denen, die auch noch andere Gejchäfte haben, Denen, 
die nicht bloß fruges consumere natı!) find, die nicht bloß von 
Gehalt, Honorar und Capital leben, wenn man Denen die Be: 
theiligung am Reichötag ſchwer macht, dann wird man mit der 
Zeit dahin fommen, daß die Volfsvertretung nur eine neue Species, 
oder ich will lieber fagen Gattung der „Bureaufratie” werden 
wird *), daß wir, wie wir erblihe Beamtenfamilien haben, jo aud) 
erblihe Barlamentarierfamilien haben werden, die von Haufe aus 
ihr Studium darauf richten, und die, wie der volfsthümlicdhe Mund 
fih ausdrüdt, jagen: „Jh will Abgeoroneter lernen,“ 

(Heiterfeit.) 


und wenn man findet, daß diefes Gewerbe doch auch feinen Mann 
nährt und zumeilen Einen recht gut in die Höhe bringt — meine 
Carriere ift ja auch lediglich eine parlamentarifche, von mir hätte 
Niemand Etwas erfahren in meiner ländlihen Zurückgezogenheit, 
wenn id nicht zufällig Mitglied des Vereinigten Landtages von 
1847 gewejen wäre —, aljo ich rechne mich immer ein, wenn ich 
von Parlamentariern rede. 
(Heiterfeit.) 

Aber die Bureaufratie weiter hinaus und auf das parlamentarische 
2eben auszudehnen, und auch diejes zu einem Zweige der Reichs: 
und Landesbeamtenverwaltung werden zu laffen, der mit der 
misera contribuens plebs ?), die da jchafft und arbeitet, wagt und 
wettet, erwirbt, gewinnt oder verliert, wenig Berührungspunfte 
und namentlih nicht gemeinjame Intereffen und Denkungsweiſe 
hat, halte ich für ſchädlich; denn der befte Beamte, deilen Groß: 


*) Fehlt im StB. 
) ©. 3b. V 308. 
) Dem armen fteuerzahlenden Volle, vgl. Bd. VI 271, VIII 37. 
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vater und Vater Beamte waren, deſſen ganze Erziehung darauf 
gerichtet war, weiß beftimmt nicht, wie jeinem Wähler, der nie 
Beamter geweſen it, der auch in feiner Familie nicht einen 
Beamten gehabt hat, in feinem Haufe, feinem Streben, feinen 
Wefen zu Muthe it. Wir haben früher auf vem*) Lande gejehen: 
wenn die Herren Negierungsräthe auf das Land kamen, um prak— 
tiſche Dinge zu unterfuchen, jo hatte man leicht den Eindrud: Na, 
recht viel verfteht er nicht davon, aber man hatte bei dieſer Bureau- 
fratie doch noch die Beruhigung, daß fie fein anderes Streben 
fannte, als zu finden, was Nechtens war. Lesteres ift jest leider 
mehr in Hintergrund gedrängt durch mande neuere Einrichtungen; 
die ehrliche, rechtliche Meberzeugung, der dringende Wunſch, zu 
finden, wer Recht hat, war unjerer Verwaltungsbureaufratie 
vollſtändig treu geblieben und ift bei ihr**) durch politifches 
Parteiwejen noch heute nicht jo beeinflußt, wie andere Kategorien. 

Nun weiß ich nicht, ob ich die mannigfachen***) und mir im 
Munde des Herrn Vorredners nad) ihrer Schärfe unerwarteten 
Ausftellungen, die er an der Vorlage und an der Tendenz der⸗ 
jelben machte in der ganzen Politik der Regierung, indem er fie 
als die Urſache des Zurücgehens des öffentlichen Intereſſes f)) am 
Deutſchen Neiche anführte ), ob ich die werde alle beleuchten fün- 
nen, es ift mir ja nicht möglich; objchon ja der Herr Vorredner 
nad) feiner Gewohnheit Har und verjtändlich ſprach, jo würde ich 
doch darauf nicht eingehen können, indem ich mid phyſiſch nicht 
beherriche. Aber ich möchte ihn bitten, ſich perfönlih und mit 
den Freunden, die ihm anhängen, doc nicht diejer traurigen peſſi— 
miſtiſchen Auffafjung hinzugeben, die ich im Namen der Fraction, 
welder er angehört, zuerjt ankündigen hörte von Seiten der 


*) ©. 971b. 
**) StB.: ihnen. 
***) StB.: mannigfach. 

+) StB.: im öffentlichen Intereffe. 

) Abg. v. Bennigfen: „Wenn es dahin gekommen ift (daß fid) eine ge- 
wife Ermüdung und ein Mangel an Intereſſe gegenüber den Parlamentöver- 
Handlungen im Bolfe zeigt), jo liegt es im MWejentlichen daran, daß wir fefte 
Zuftände in den Parlamente, namentlich im Reichstag nicht mehr haben, ein 
fo gutes Verhältnifi der Mehrheit mit dem Neichstanzler nicht mehr befteht, 
wie früher, wo man mit Freubigfeit Großes geichaffen hat in Gemeinjchaft mit 
dem Kanzler und den verbündeten Negierungen zc." (StB. 9636). 
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„Rationalzeitung”, etwa vom Ende 1877 an, wo alle unjere Zu: 
ftände gefliffentlih in den düſterſten farben gemalt wurden, es 
gehe zurüd, die Reaction jei im Anzug, die Reaction jeder Art, 
die ſchließlich doch nur darauf fich concentrirte, daß auch die 
Schugzölle zur Reaction gerechnet wurden, ohne zu bedenken, daß 
die beiden freieften Republifen, die wir augenblidlich haben, Amerifa 
und Frankreih, recht tüchtige Schußzölle uns gegenüber ftellen. 
Alfo diefe Klagen über Befürchtung der Reaction, die düjtere Miß— 
fimmung — ic verweile Jeden auf den Stil der Keitartifel in 
ber „Nationalgeitung”, mir iſt er nicht geläufig, weil er zu beladen 
und zu ſchwer ift in den Schilderungen der Wolfen, die über uns 
berabhängen. Die „Nationaeitung” betrachte ich jest nicht mehr 
als Blatt der Fraction, aber fie war ed damals. 

Ich möchte den Herrn VBorredner bitten, der mir unter jeinen 
Fractionsgenoſſen der Mitkämpfer gewejen ift, dem ih wirklichen 
Beiftand verdanfe, und dem das Deutiche Neid) für feine Her: 
ftelung, für feine Conjolidirung fo viel ſchuldig ift, für feine 
Politit von langen Jahren her, — an ihn möchte ich perfünlich 
doch die Bitte richten, fi durch Beftrebungen und Einflüffe, die 
ih für fachliche nicht halten kann, nicht der Reichspolitif, wie fie 
jeßt getrieben wird, weil ih, jo lange ich die Zeitung in den 
Händen habe, feine andere gegen meine Weberzeugung treiben 
fann, — und fich nicht der Reichsregierung in dem Maße zu ent: 
fremden, wie ich e& befürdhten muß, wenn ich die Richtung und 
Tonart feiner Rede höre. Es wäre das meines Erachtens ein 
großer Verluft für unfere parlamentariihe Entwidelung auf der 
Bafis der PVerftändigung zwilhen Parlament und Reichsregierung 
nah *) allen Seiten hin, und mir perjönlich ſehr Ihmerzlich, nicht 
bloß wegen meiner perjönlichen Gefühle für den Herrn Vorredner, 
fondern auch wegen der Pläne, die ich an die Möglichkeit geknüpft 
batte, daß zwiſchen den Herren, die der Führung des Herrn Vor: 
redners folgen, und denen, die fich rechts an ihn anschließen, eine 
Verſchmelzung eher möglich fein würde, als zwiſchen denen, Die 
fih links an ihn anſchließen, und deren äußerfter linfer Flügel 
überhaupt im Ende gar nicht abzujehen ift. 

— — — (Große Heiterkeit.) 

*) StB.: und. 
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Nachdem wir bei mehreren Wahlen gefehen haben, daß die 
Socialdemofraten einftimmig für fortſchrittliche Candidaten ftimmen, 
müffen wir befürchten, daß zwiſchen diefen*) Parteien**) eine 
Art Cartellverhältniß für die Wahlen doch eingetreten ift; nachdem 
wir gejehen haben, daß die Herren, die aus der nationalliberalen 
Fraction nach links hin ausgefchieden find ), ihre Fühlung bei der 
Fortjhrittspartei nehmen, jo ann ich wohl jagen, daß auf diefe 
Weiſe, wenn bie jegige nationalliberale Fraction die Anlehnung 
nad) links fefter nimmt, die Continuität der gegenfeitigen Be— 
ziehungen von dem rechten Flügel der Nationalliberalen bis in die 
Socialdemokratie hinein, wenigftens in dem praftiichen Zufammenz 
gehen, wie weit fie in der Theorie auch von einander entfernt fein 
mögen, nicht ausgejchloffen ift, jondern zu meinen Befürchtungen 
für die Zukunft gehört. Und deshalb möchte ih dem Herm Bor: 
tebner noch zurufen, was in dem befannten Gedicht von Bürger ?) 
ihm in Erinnerung fein wird, das auf hannoverſchem Grund und 
Boden entitand, und worum ich ihn mit der vollen Herzlichkeit 
bitte: „Laß nicht vom Linfen Dich umgarnen!“ 

(Heiterkeit; Bravo! rechts.) 

Die Debatte wurde in der nächften (39.) Situng am 6. Mai 
weiter geführt, doc ohne nochmalige Betheiligung des Reichskanzlers. 
Die Abjtimmung ergab die Annahme des Art. 13 nad) den Commiffions: 
antrage und des Art. 24 in Fafjung der Negierungsvorlage, jedoch die 
Ablehnung der Art. 69 und 72 in der neuen Faſſung. Bei der dritten 
Leſung in der 41. Sigung am 16. Mai wurden die Bejchlüffe zweiter 
Lefung in der Einzelabſtimmung beftätigt; die Abftimmung über das 
ganze Gefe aber ergab die Ablehnung. Den oben S. 63 mitgetheilten 
Antrag Rickert nahm der Neichstag an. 





Fürft VBismard hat fih an den weiteren Verhandlungen des 
Neichstags nicht mehr betheiligt. Am 15. Yuni 1881 ſchloß Staats: 
miniſter v. Boetticher die Seffion durch Verlefung einer entſprechen⸗ 
den Alferhöchten Botjhaft vom 13. Juni 1881. 


*) 3. 9720, 
**) StB.: Verbindungen. 

3) Die fogenannten Seceffioniften. 
%) Der wilde Jäger. 


ll. 


Deutſcher Reichstag. 


17. Uovember 1881 bis 30. Januar 1882. 


Bismards politiihe Reden. IX. 6 


Hatte das preußifche Volk ſich in den Wahlen zum preußifchen 
Abgeordnetenhaufe vom 7. October 1879 günftig für die von der 
Regierung verfolgten wirthichaftspolitiichen Ziele ausgefproden (vgl. 
3b. VIH 159), jo ergaben die Neuwahlen zum Deutſchen Reichätag, 
die am 27. October 1881 ftattfanden, ein völlig anderes Nefultat: 
e3 ſchien, als habe das deutſche Volk jelbjt in diefen Wahlen fein 
Verdict jprechen wollen über alle die großen Zufunftspläne, die der 
Kanzler auf wirthichafts: und jocialpolitiichem Gebiete jeit zwei Jahren 
verfolgte. Mit Hilfe einer über alle Maßen verlogenen Preßagitation, 
die Fürſt Bismard jelbit einmal als „politifche Brunnenvergiftung” 
harafterifirt hat, war es gelungen, den Samen des Mißtrauend aus: 
zuftreuen und namentlich auch denjenigen Kreiſen die Reinheit der von 
Seiten des Reichskanzlers verfolgten Beftrebungen verdächtig zu machen, 
in deren Intereſſe Fürlt Bismard den Kampf gegen Mandejterthum 
und capitaliftifche Ausbeutung aufgenommen hatte. Die Zerjplitterung 
der Parteien hatte das Ihrige dazu beigetragen, den Wahlfampf zu 
erbittern, und als dann nad Vollzug der zahlreihen Stichwahlen fi) 
das Ergebniß der Wahlſchlacht überfehen ließ, da bot fi dem Auge 
fein erfreulihes Bild. Im neuen Reichstage jaßen 50 Deutfchcon: 
jervative, 28 Freiconfervative, 1 Liberaler, 46 Nationalliberale, 46 fo: 
genannte Secejfioniften oder, wie fie genannt zu fein wünſchten: Mit: 
glieder der liberalen Vereinigung, 60 Fortichrittsmänner, 9 Mitglieder 
der jüddeutichen Bolkspartei, 12 Socialdemofraten, 18 Bolen, 10 Welfen, 
15 elfaß:lothringische Proteftler, 2 Dänen und 100 Ultramontane!), 
jo daß thatſächlich das Gentrum in allen Fragen der Neichspolitif durch 
das Gewicht feiner Stimmen den Ausſchlag geben mußte. 

Der Kaifer war durch Unmohljein verhindert, in Perjon den 
Reichstag zu eröffnen und, wie er beabfichtigt hatte, perlönlich vor der 
Vertretung des deutſchen Volkes Zeugnig abzulegen für die von feinem 
Kanzler eingeleitete Socialpolitif. In feinem Auftrag vollzog die Er: 
öffnung Fürſt Bismard, indem er in ber 


1) Die Zahlen nach der dem Reichstage überſandten Wahlſtatiſtik, StB. 
Anl. Nr. 64. 
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Eröffnungsfißung des Deuffchen Reichstags 
Donnerftag 17. November 1881 
folgende Anſprache an die Erwählten der Nation richtete*): 

Se. Majeftät der Kaifer ficht Sich wider Erwarten durch 
Unwohlſein verhindert, die Seffion, wie es in der Allerhöchſten 
Abficht lag, Selbft zu eröffnen. Se. Majeftät hat mir befohlen, 
Ihnen, geehrte Herren, Sein Bedauern hierüber auszufpreden, 
Sie im Namen der verbündeten Regierungen willtommen zu heißen 
und bei der mir aufgetragenen Eröffnung Ihrer Seffion eine Aller: 
höchſte Botſchaft mitzutheilen, welche ich die Ehre haben werde, zu 
verlejen: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 
von Preußen zc., thun fund und fügen hiermit zu wiffen: 

Wir haben den im vorigen Reichstag fundgegebenen Wünfchen 
entſprechend, dem früheren Brauche entgegen, den Reichstag noch 
im laufenden Jahre berufen, um feine Thätigfeit zunächft für bie 
Feftftellung des Neihshaushaltsetats in Anfprucd zu nehmen. Der 
Entwurf wird dem Neichötage unverzüglich zugehen. Derfelbe zeigt 
ein erfreuliches Bild der fortichreitenden financiellen Entwidelung 
des Neiches und der guten Erfolge der unter Zuftimmung des 
Reichstags eingefchlagenen Wirthſchaftspolitik. Die Steigerung der 
den einzelnen Bundesftaaten vom Reich zu überweifenden Beträge 
ift erheblich höher als die Steigerung der Matricularbeiträge. 
Daf der Gefammtbetrag der legteren im Vergleich mit dem laufen- 
den Nechnungsjahre eine Erhöhung erfahren hat, findet feine Be— 
gründung in Einnahmeausfällen und in Bedürfniffen, melde im 
Intereſſe des Neichs nicht abzumeifen find. 

Die**) Einigung, welde mit der freien Stadt Hamburg über 
die Modalitäten ihres Einfchluffes in das deutſche Zollgebiet erzielt 
worden ift, wird der Reichstag mit Uns als einen erfreulichen 
Fortfchritt zu dem durd die Reichsverfaſſung geitedten Ziele der 
Einheit Deutfchlands als Zoll: und Handelsgebiet begrüßen. Die 





”) 8. 2a. 
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verbündeten Regierungen find der Weberzeugung, daß der Reid)s- 
tag den Abſchluß der deutſchen Einheit nad) diefer Seite hin und 
die Vortheile, welche dem Reich und feiner größten Handelsſtadt 
aus demfelben erwachſen werden, durch den Koftenbeitrag des Reichs 
nicht zu theuer erfauft finden und dem hierauf bezüglichen Geſetz— 
entwurf die Zujtimmung ertheilen werde. 

In dem Beitreben, die gejchäftlichen Mebelftände zu befeitigen, 
mwelhe ih aus der Goncurrenz der Reichstagsſeſſionen mit den 
Sigungsperioden der Landtage ergeben, hatten die verbündeten 
Regierungen dem vorigen Reichstag einen Gefegentwurf vorgelegt, 
der eine Verlängerung der Legislatur- und Budgetperioden des 
Reichs vorſchlug, über den aber eine Berftändigung nicht hat er- 
reiht werden können). Die gejchäftlihe Nothlage der Regie: 
rungen und die Nothwendigfeit, den Verhandlungen der gejeß- 
gebenden Körper des Reichs ſowohl wie der Einzelftaaten die um: 
entbehrlihe Zeit und freie Bewegung zu ſichern, veranlaßt die 
verbündeten Regierungen, der Beihlußnahme des Reichstags 
wiederum eine entiprechende Vorlage zu unterbreiten. 

Schon im Februar diejes Jahres haben Wir Unſere 1leber: 
zeugung ausjprechen laflen, daß die Heilung der focialen Schäden 
nicht ausihlieglih im Wege der Repreifion jocialdemofratiicher 
Ausſchreitungen, ſondern gleichmäßig auf dem der pofitiven Förde— 
rung des Wohles der Arbeiter zu juchen fein werde. Wir halten 
ed für Unfere Kaijerlihe Pfliht, dem Reichstage dieje Aufgabe 
von Neuem ans Herz zu legen, und würden Wir mit um fo 
größerer Befriedigung auf alle Erfolge, mit denen Gott Unſere 
Regierung fichtlich gelegnet hat, zurüdbliden, wenn e& Uns gelänge, 
bereinft dad Bemußtfein mitzunehmen, dem PVaterlande neue und 
dauernde Bürgichaften jeines inneren Friedens und den Hilfe- 
bedürftigen größere Sicherheit und raiebigfeit des Beiftandes, 
auf den fie Anfpruh haben, zu Hinterlaffen. In Unſeren darauf 
gerichteten Beftrebungen find Wir der Zuftimmung aller verbünde- 
ten Regierungen gewiß und vertrauen auf die Unterſtützung des 
Reichstags ohne Unterſchied der Barteiftellungen. 

In diefem Sinne wird zunädjft der von den verbündeten Re— 


1) S. o. ©. 60 ff. 
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gierungen in der vorigen Sejfion vorgelegte Entwurf eines Ge- 
jeges über die Verfiherung der Arbeiter gegen -Betriebsunfälle 
mit Rückſicht auf die im Reichstag *) ftattgehabten Verhandlungen 
über denfelben einer Umarbeitung unterzogen, um die erneute Be— 
rathung defjelben vorzubereiten. Ergänzend wird ihm eine Vor— 
lage zur Seite treten, welde ſich eine gleihmäßige Organiſation 
des gewerblichen Krankencaſſenweſens zur Aufgabe ftellt. Aber 
auch diejenigen, welche durch Alter oder Invalidität erwerbsunfähig 
werden, haben der Gefammtheit gegenüber einen begründeten Anz 
ſpruch auf ein höheres Maß ftaatlicher Fürforge, als ihnen bisher 
hat zu Theil werben können. 

Für diefe Fürforge die rechten Mittel und Wege zu finden, 
ift eine ſchwierige, aber auch eine der höchſten Aufgaben jedes Ge- 
meinwejens, welches auf den jittlihen Fundamenten des hriftlichen 
Volkslebens fteht. Der engere Anſchluß an die realen Kräfte 
diejes Volkslebens und das Zufammenfafjen der legteren in der 
Form corporativer Genojjenichaften unter ſtaatlichem Schug und 
ftaatliher Förderung werden, wie Wir hoffen, die Löfung auch 
von Aufgaben möglich machen, denen die Staatsgewalt allein in 
gleihem Umfange nicht gewachſen fein würde. Immerhin aber 
wird auch auf diefem Wege das Ziel nicht ohne die Aufwendung 
erheblicher Mittel zu erreichen fein. 

Auch die weitere Durchführung der in den legten Jahren 
begonnenen Steuerreform weift auf die Eröffnung ergiebiger Ein- 
nahmequellen durch indirecte Neichsfteuern hin, um die Regierungen 
in den Stand zu ſetzen, dafür drüdende directe Landesfteuern ab- 
zufchaffen und die Gemeinden von Armen: und Schullajten, von 
Zuſchlägen zu Grund: und Perfonalfteuern und von anderen 
drückenden directen Abgaben zu entlaften. Der fiherfte Weg hierzu 
liegt nach den in benachbarten Ländern gemachten Erfahrungen in 
der Einführung des Tabakmonopols, über welche Wir die Ent- 
ſcheidung der gejeßgebenden Körper des Neichs herbeizuführen be 
abfichtigen. Hierdurd und demnächſt durch Wiederholung früherer 
Anträge auf ftärfere Beſteuerung der Getränke follen nicht financielle 
Ueberſchüſſe erftrebt werden, fondern die Umwandlung der beſtehen— 


*) ©. 2b. 
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den directen Staat: und Gemeindelajten in weniger drückende 
indirecte Reichsſteuern. Diele Beitrebungen find nicht nur von 
fiscaliſchen, ſondern auch von reactionären Hintergedanken frei; 
ihre Wirkung auf politiſchem Gebiete wird allein die ſein, daß wir 
kommenden Generationen das neu entſtandene Reich gefeſtigt durch 
gemeinſame und ergiebige Finanzen hinterlaſſen. 

Die Vorbedingung für weitere Beſchlußnahmen über die er— 
wähnten ſocialen und politiſchen Reformen beſteht in der Her— 
ſtellung einer zuverläſſigen Berufsſtatiſtik der Bevölkerung des 
Reichs, für welche bisher genügendes*) und ſicheres Material nicht 
vorliegt. Someit letteres im Verwaltungswege bejchafft werden 
fann, wird es in Kurzem gefammelt jein. Vollſtändige Unterlagen 
aber werden nur durch gejeglihe Anordnung, deren Entwurf dem 
Reihstage zugehen wird, zu gewinnen jein. | 

Wenn danach auf dem Gebiete der inneren Neichseinrichtungen 
mweitgreifende und jchmwierige Aufgaben bevorftehen, deren Löjung 
in der kurzen Frift einer Sejfion nicht zu bewältigen ift, zu deren 
Anregung Wir Uns aber vor Gott und Menichen, ohne Rüdficht 
auf den unmittelbaren Erfolg derjelben, verpflichtet halten, jo macht 
es Uns um jo mehr Freude, Uns über die Lage Unferer ausmwär: 
tigen Politif mit völliger Befriedigung ausiprechen zu Fönnen. 

Wenn es in den lebten zehn Sahren, im Widerjpruh mit 
manden VBorherfagungen und Befürchtungen, gelungen ift, Deutich- 
land die Segnungen des Friedens zu erhalten, jo haben Wir doch 
in feinem diejer Jahre mit dem gleihen Bertrauen auf die Fort: 
dauer diefer Mohlthat in die Zukunft geblict, wie in dem gegen- 
wärtigen. Die Begegnungen, welde Wir in Gajtein mit dem 
Raifer von Deiterreih und König von Ungarn, in Danzig mit 
dem Kaiſer von Rußland hatten, waren der Ausdruck der engen 
perjönliden und politiichen Beziehungen, welde Uns mit den Uns 
jo nahe befreundeten”**) Monarden, und Deutichland mit den bei: 
den mächtigen Nachbarreichen, verbinden. Diele von gegenfeitigem 
Vertrauen getragenen Beziehungen bilden eine zuverläffige Bürg— 
ihaft für die sFortdauer des Friedens, auf welche die Politif der 


*) S. 3a. 
**) S. 3b. 
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drei Kaiferhöfe in voller Webereinjtimmung gerichtet ift. Darauf, 
daß dieſe gemeinfame Friedenspolitif eine erfolgreiche jein werde, 
dürfen Wir um fo ficherer bauen, als aud Unſere Beziehungen 
zu allen anderen Mächten die freundlichiten find. Der Glaube an 
die friebliebende Zuverläffigfeit der deutſchen Politit hat bei allen 
Völkern einen Beltand gewonnen,. den zu ftärfen und zu vecht- 
fertigen Wir als Unfere vornehmſte Pflicht gegen Gott und gegen 
das deutſche Vaterland betrachten. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und 
beigedrudtem Kaiſerlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 17. November 1881. 

(L. 8) Wilhelm. 
v. VBismard. 


Im Namen ber verbündeten Regierungen erfläre ich auf Be- 
fehl Sr. Majeſtät des Kaifers den Neihstag für eröffnet. 


Hamburgs Anfchluß an das Bollgebiet des Deutſchen 
Reichs. 


Nach Art. 33 der Deutjhen Reichsverfaſſung bildet Deutfchland 
ein Zoll: und Handelsgebiet, umgeben von gemeinſchaftlicher Zollgrenze; 
nad Art. 34 bleiben die Hanſeſtädte Lübeck, Bremen und Hamburg 
mit einem dem Zweck entfprechenden Bezirke ihres oder des umliegenden 
Gebietes ala Freihafen auferhalb der gemeinſchaftlichen Zollgrenze, bis 
fie ihren Einſchluß in diefelbe beantragen. 

Aus dem Wortlaut beider Artikel geht hervor, daß die den drei 
freien Stäbten gewährte Sonderftellung nicht ein für alle Zeiten ge: 
mährtes Privileg fein, jondern die durch Art. 33 conftituirte Einheit 
des deutſchen Zoll: und Handelsgebiets als ein in einer nicht zu fernen 
Zukunft zu erreichendes Ziel betrachtet werden follte. Der Zollvertrag 
vom 8. Juli 1867, der für die oben erwähnten Artikel der Verfaſſung 
des Norddeutſchen Bundes wie des Deutſchen Reichs die Grundlage 
bildete, ließ über das Proviforifche dieſer Bejtimmung feinen Zweifel, 
indem er in Art, VI ausdrüdlic bemerkte, daß die auf die Zolleinheit 
bezüglichen Beftimmungen des Vertrags vorläufig auf gewiſſe nament: 
lich bezeichnete Gebiete nicht zur Anwendung fommen dürften. Freilid) 
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machte Art. 34 der Reichsverfaſſung die Aufhebung des Privilegs von 
einen Antrag der freien Städte abhängig und ftellte dadurch die Mahl 
des Zeitpunkts in deren Belieben; Yürft Bismard aber lebte des 
Glaubens, daß die Stärke des nationalen Gedanfens und das eigene 
Intereſſe von jelbjt die Städte dazu führen würden, ihren Anjchluf 
an das Reich, dem ſie politifch durch die Verfaſſung angehörten, aud) 
in zollpolitiiher Beziehung einzuleiten. Während Lübeck ſchon am 
11. Auguft 1868 dem Zollverein beitrat, liegen Hamburg und Bremen 
Jahr für Jahr verftreichen, ohne den Antrag auf Einverleibung in das 
Zollgebiet des Reichs zu ftellen, und als Fürſt Bismard in Mai 1879 
durch den preußiichen Geſandten bei den Hanfeftäbten, v. Wentzel, an 
die Senate von Hamburg und Bremen die Anfrage richtete, ob die 
Reichäregierung in abjehbarer Zeit auf den im Art. 34 vorgefehenen 
Antrag der Hanfeftädte, betreffend ihren Eintritt in den Zollverein, 
rechnen könne, da erklärte fih Hamburg zwar unter gleichzeitiger aus: 
führliher Darlegung feines abweichenden Standpunftes zu einer gemein: 
Ihaftlihen Unterſuchung der Frage bereit, Bremen aber jprad fi) 
unummunden für Beibehaltung des beftehenden Zuftandes aus. 

Unter dieſen Umftänden blieb dem Neichsfanzler, wenn er das in 
der Berfafjung aufgeftellte Ziel der Zolleinheit nicht aufgeben wollte, 
nichts Anderes übrig, als mit allen Mitteln, die in der Verfaſſung 
begründet waren, die Abneigung der Hanjeftädte gegen ihren Eintritt 
in das Bollgebiet zu überwinden. Als PBreffionsmittel bot ſich dazu 
eine Beſchränkung des Freihafengebiets. Die Verfaſſung gewährte 
den Hanjeftädten den Zollausfhluß mit einem dem Zweck entſprechen— 
den Bezirfe ihres oder des umliegenden Gebietes. Wie groß Ddiejes 
Gebiet fein müffe, war nirgends gejagt; von der Beichlußfaffung des 
Bundesrath3 war der Lauf der Zollgrenze abhängig, bei ihm lag mit: 
bin auch die Entfcheidung, wie viel von dem umliegenden Gebiete den 
Hanfeftädten verbleiben müßte, wenn ihre Eigenschaft als Freihäfen 
gewahrt bleiben follte, die ihnen nad der Verfaflung ohne eigenen 
Antrag nicht entzogen werden durfte. Fürſt Bismard eröffnete den 
Kampf zunähft gegen Hamburg. Sein Beitritt zum Zollgebiet mußte 
auh für Bremen enticheidend ſein; jein Widerftand gewährte der 
Heineren Republik einen ftarfen Rückenhalt. 

Mittelft Jmmediatberichtes vom 15. April 1880 juchte Fürſt Bis: 
mard ala Minifterpräfident von Preußen die Genehmigung des Königs 
dazu nad, dem Bundesrath den Antrag Preußens, betreffend die Ein: 
ihließung der Stadt Altona und eines Theiles der hamburgiſchen Vor: 
jtadt St. Pauli in das Reichzollgebiet, vorlegen zu dürfen. In einem 
Schreiben, das er an demjelben Tage an den preußiichen Finanzminiſter 
Bitter richtete !), befämpfte er den innerhalb des preußiſchen Miniſte— 
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riums erhobenen Einwand, als ftehe die Elbſchifffahrtsacte einer Ber: 
legung der Zollgrenze an der Unterelbe hindernd im Wege, und wies 
mit treffenden Gründen nad), daß die Beitimmungen der Elbacte den 
bei ihrem Abſchluß betheiligten Staaten fein Recht einräumen Fönnten, 
bei Feſtſtellung der innerhalb des Neichsgebiets geltenden Zollgrenze gehört 
zu werden. Am 19, April erging Preußens Antrag an den Bundes- 
rath ?), den Einfchluß Altonas und eines mäher bezeichneten Theiles 
der hamburgiſchen Vorftadt St. Pauli in das Zollgebiet beſchließen zu 
wollen. Zur Begründung des Antrags wies Fürft Bismard auf 
den Nachtheil Hin, der der Stadt Altona aus ihrer Verbindung mit 
Hamburg erwachſe, infofern Hamburg als der bei Weitem mächtigere 
Theil den ganzen Großhandel an fich ziehe, Altona dagegen mehr und 
mehr zu einer Vorftadt Hamburgs herabgebrüdt werde und troß der 
wachſenden Bevölterungszahl an Wohlſtand ftetig abnehme; er ſprach 
als jeine Ueberzeugung aus, daß durch den Einſchluß Altonas in das 
Bollgebiet des Reichs nicht bloß der in Verbindung mit dem oll- 
inlande frei gewordene Handel diefer Stadt neue und durch den directen 
Verfehr mit dem gefammten deutſchen Hinterlande ſichere Grundlagen 
gewinnen würde, jondern auch, daß die gewerbliche Thätigfeit ihrer 
Bewohner einen neuen Aufihwung erlangen und befreit von der über: 
mächtigen Concurrenz Hamburgs zu einer jelbftändigen Entwickelung 
werde fommen können. Für die gleichzeitige Einſchließung eines Theils 
der hamburgifhen Vorſtadt St. Pauli machte er zolltechniſche Rüd- 
ſichten geltend; einem etwaigen Widerfprud Hamburgs gegen den Ein: 
ſchluß eines Theiles von St. Pauli begegnete er durch den Hinweis 
auf die Neihsverfafjung, die in Art. 7 dem Bundesrath das Necht 
verleihe, die zur Ausführung der Reichsgeſetze erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen und die entiprechenden Einrichtungen 
au treffen, demnach ihn auch ermächtige, darüber zu entjcheiden, welcher 
Theil des Hamburger Gebiets im nterefje der Freihafenftellung von 
der Zollgrenze auszufchließen fei. 

Hamburg beftritt in feinem Gegenantrag vom 28, April 1880 ?), 
daß die den Hanjeftädten in Art. 34 der Verfaſſung gemährleiftete 
Freihafenftellung eine bloß vorübergehende in dem Sinne jei, daß fie 
aud ohne Nüdficht auf den Entwidelungögang der deutſchen Zollgeſetz⸗ 
gebung in gegebener Frift ihr Ende zu erreichen habe. Die Beftim: 
mung des Zeitpunktes, wo die Aufhebung der Freihafenftellung ohne 
Schädigung der großen Handels: und Verkehrsintereſſen ausführbar fein 
werde, jei der Entſchließung der Städte ſelbſt vorbehalten worden, 
diejer Zeitpunkt aber nad) Anfiht des Senats nod nicht gefommen. 
Die Vorftadt St. Pauli, die in communaler Beziehung mit Hamburg 
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aufs Engjte verbunden jei, könne ohne Einwilligung Hamburgs nicht 
aus dem ;sreihafengebiet ausgeſchloſſen und dem Reichszollgebiet ein: 
verleibt werden; der Antrag Preußens, jomweit er St. Pauli betreffe, 
jei demnach unvereinbar mit Art. 34 der Reichsverfaſſung. Demgemäß 
beantragte Hamburg, der Bundesratl) möge bejchließen, daß die Ein: 
verleibung eines Theiles der hamburgifhen Vorſtadt St. Pauli in das 
Zollgebiet ohne Zuftimmung des Senats der Hanjeftadt Hamburg unzu— 
läſſig ſei. 

Während Reichs- und Particularintereſſen ſolcher Geſtalt im Bundes— 
rath auf einander ſtießen, begann auch ſchon in der Preſſe der Kampf. 
Alles, was freihändleriſch geſinnt war, trat Hamburg zur Seite und 
zeterte über die Vergewaltigung, von der es durch Preußen bedroht 
werde; als Bundesgenoſſen fanden ſich von rechts und links ein, die 
aus irgend welchem Grunde gegen die Stärkung des Reichs waren 
oder in perſönlicher oder ſachlicher Abneigung gegen den Reichskanzler 
jede Gelegenheit benutzten, ihm Schwierigkeiten zu bereiten. Von der 
Preſſe verpflanzte ſich der Streit in den Deutſchen Reichstag. 

Ehe noch der hamburgiſche Gegenantrag beim Bundesrath ein— 
gereicht war, brachten am 27. April 1880 die Abg. Dr. Wolffſon, 
Möring und Ridert mit großem (Gefolge aus dem freihändlertiich: 
fortichrittlihen Lager folgende Interpellation ein: 


An den Herrn Neichsfanzler erlauben fich die Unterzeichneten 
die folgenden Anfragen zu richten: 
Iſt es richtig, daß die preußiſche Regierung bei dem Bundes: 
rat) beantragt hat, die Ginverleibung der Stadt Altona 
und eines Theiles der hamburgiſchen Vorſtadt St. Pauli 
in das Zollgebiet zu bejchliegen 
2. Sind der Einbringung dieſes Antrags Verhandlungen mit 
der Stadt Hamburg wegen Cinverleibung cines Theiles 
ihrer Vorftadt St. Bauli in das Zollgebiet vorangegangen, 
und eventuell: welchen Erfolg haben diejelben gehabt? 
3. sit der oben erwähnte preußische Antrag darauf gerichtet, 
daß die Cinverleibung eines Theiles der Vorſtadt St. Pauli 
in das Zollgebiet auch ohne die Zuſtimmung der Stadt 
Hamburg ftattzufinden habe, und zutreffenden Falls, wie 
- ft ein jolches Vorgehen in Einklang zu bringen mit Art. 34 
der Reichsverfajlung ? 
Auf die Tagesordnung der 43. Sitzung des Neidhstags vom 
1. Mai 1880 gefegt, erhielt bie nterpellation von dem Unterftaatg: 
jecretär des Reichsſchatzamts Scholz im Auftrage des Reichskanzlers 
folgende Beantwortung }): 
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„Die vorliegende Interpellation der Herren Abg. Dr. Wolff- 
Ton und Genofjen ift nicht Namens der verbündeten Regierungen 
zu beantworten, die Antwort ift nad Form und Inhalt der 
geftellten Fragen von dem Herrn Neichsfanzler zu ertheilen. 
Namens und im Auftrag deſſelben habe ich die Ehre, Folgendes 
zu antworten: 

Daß Preußen beim Bundesrath beantragt hat, einen 
Beſchluß dahin zu faſſen, daß die Stadt Altona und ein 
Theil der hamburgiſchen Vorftadt St. Pauli in das Zoll: 
gebiet einzubeziehen jei, daß der Einbringung diefes Anz 
tragö Preußens beim Bundesrat) nad) der Reichsverfaſſung 
nicht erforderliche Separatverhandlungen mit Hamburg nicht 
vorauögegangen find, und daß der preußifche Antrag dahin 
geht, den Einſchluß eines Theiles der hamburgijhen Bor: 
ftadt St. Pauli eventuell auch ohne Zuftimmung Hamburgs 
bejchloffen zu jehen, dies Alles find Thatfahen, auf deren 
Geheimhaltung von feiner Seite Werth zu legen war, die 
daher auch alsbald allgemein befannt geworden find, und die 
aus eben diefem Grunde auch auf die Anfrage des Herrn 
Interpellanten, wie hiermit gefchteht, zu beftätigen fein Be— 
denken beiteht. 

‚Hierüber hinaus aber in eine nähere Erörterung dieſer 
allgemein befannten Thatjahe einzugehen, fie hier zu motis 
viren oder zu vertheidigen, ſei es in rechtlicher, ſei es in 
faetiſcher Hinfiht, muß der Herr Neichöfanzler ablehnen, weil 
er es mit der ihm obliegenden Nüdfichtnahme auf die 
verfaffungsmäßige Stellung des Bundesraths und auf die 
Wahrung der Freiheit der Berathung defjelben nicht in Ein: 
Hang finden würde, jeinerfeits über einen bei dem Bundesrath 
eingebrachten und demnächft dort zur Berathung kommenden 
Antrag eines Bundesmitglieds auf Grund einer Interpellation 
mit dem Neichötag zu verhandeln.” 

Die Erklärung befriedigte die Interpellanten nicht, und in heftigen 
Declamationen erging man ſich gegen die angebliche Verlegung der 
Reichsverfaſſung, die Preußen mit feines dominirenden Einfluffes 
im Bundesrath durchzuſetzen bemüht jei; ja der Abg. Lasker beantragte 
fogar am 7. Mai eine Nefolution des Neichstags, daß der Art. 34 der 
Reichsverfaſſung den Anſchluß eines Theiles der Vorftadt St. Pauli 
an den Zollverein ohne Zuftimmung der Stadt Hamburg durch einfeitigen 
Beichluß des Bundesraths nicht geitatte. Der Schluß der Seſſion ver— 
hinderte, daß diefer Antrag noch zur Verhandlung gelangte. Wohl aber 
nahm Fürjt Bismard am 8. Mai 1880 Gelegenheit, in einer Rede 
über die revidirte Elbſchifffahrtsacte die Rechtslage an der Hand der 
Acten und der Verfafjung zu entwideln und der Nation gegenüber 
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ſchädigt wurde, galt aud) für Harburg und ebenfo für alle übrigen Ort- 
ſchaften am Ufer der Unterelbe, wie Buxtehude, Horneburg, Stade, Freiburg 
auf dem linfen, Wedel, Glüdjtadt, Brunsbüttel auf dem rechten Ufer, 
und die reihen Marfchlande, welde die Yande Hadeln, Hehdingen und 
die alten Yande und auf dem rechten Ufer die Nieverungen bei Ueterfen, 
Crempe, Wilfter u. ſ. w. bilden. Ihnen konnte nur geholfen werden 
durch Aufhebung der beiden Zolllinien auf ven beiden Elbufern zwijchen 
Altona und Eurhaven '), und demgemäß richtete Preußen am 28. Mai 1880 
den Antrag an den Bundesrath, den Anſchluß des Elbjtroms von Altona 
und Harburg abwärts bis Curhaven an das Zollgebiet zu beſchließen und 
damit die Grenyolllinien Preußens und Deutjchlands dahin zu verlegen, 
wohin fie der Natur der Sache nad) und gemäß Art. 33 der Deutichen 
Reichsverfaffung gehören, das heißt an die Mündung der Elbe, wo die 
Grenze des Neichögebiets dem Weltmeere oder fremden Staaten gegenüber 
liegt 2). Obwohl Preußen ausdrücklich verficherte, dap an eine Bedrohung 
der Freihafenftellung Hamburgs und der diefer Stadt durch Art. 34 der 
Reichsverfaſſung gemährleifteten Reſervatrechte bei einer Verlegung der 
deutſchen Zolllinie nad) Cuxhaven nicht gedacht werde, fo erregte doc) 
der Antrag Preußens und der entjprehende Beſchluß des Bundesraths 
vom 14. Juni einen neuen Sturm ber Entrüftung gegen den Neichs- 
fanzler, und da der Neichstag nicht mehr verfanmelt war, wurde das 
preußiſche Abgeordnetenhaus zum Tummelplatz des Parteitampfes ge: 
macht. Am 25. Juni 1880 richtete der Abg. Virchow eine nterpellation 
an die preußifche-Negierung folgenden Jnhalts : 

Nachdem die Königliche Staatsregierung im Namen Preußens 
die Einverleibung Altonas und der unteren Elbe in das Zollgebiet 
beantragt hat, richte ich an diejelbe folgende Anfrage: 

1. Haben ausreichende Ermittelungen darüber ftattgefunden, ob 
die erwarteten Bortheile der Einverleibung Altonas nicht durd) 
wirthichaftliche Nachtheile für die Stadt überwogen werden? 

2. it ein Koftenanfchlag über die Ausgaben aufgejtellt, melde 

die Einverleibung erfordern wird? Und beabfichtigt die Nönig« 
liche Staatsregierung, rechtzeitig vor Beginn der Ausführung 
einen Beſchluß des Landtags über die ganze Mafnahme 
herbeizuführen? = 

. Wie glaubt die Königliche Staatsregierung, gegenüber den 
Verhandlungen des Neichstags vom 8. und 10. Mai d. J. 
ihr Vorgehen beim Bundesrath, betveffend die Einverleibung 
der unteren Elbe in das Zollgebiet (Antrag vom 28. Mai) 
rechtfertigen und mit der ſchuldigen Nüdficht auf den Bundes» 
ftant Hamburg vereinigen zu können? 
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Dies Mal gab Finanzminijter Bitter dem nterpellanten, der jeine 
Anfrage in einer mit heftigen Ausfällen gegen den Reichskanzler gefpidten 
Rede begründet hatte, Beicheid mit folgender, jeden Eingriff der parla: 
mentariſchen Körperichaften ın die Rechtsiphäre des Bundesraths ſcharf 
zurüdmweifenden Antwort ’): 

„Zu Nr. 1 der nterpellation: Es haben jorgfältige und 
eingehende Erwägungen darüber jtattgefunden, ob die aus dem 
Zollanihlug Altonas zu erwartenden Bortheile dur wirth: 
Ihaftlihe Nachtheile diejer Stadt werden übermogen werden; 
aber fjelbjit, wenn dieje Erwägungen, was nicht der Fall ge: 
wejen ift, gewiſſe Nachtheile für Altona -hätten erwarten laſſen, 
würde doch dur Art. 33 der Neichsverfaflung für Preußen das 
Recht, für das Reich die Pflicht erwachſen jein, den Eintritt 
Altonas in die Zollgemeinfchaft des Deutſchen Reichs herbei: 
zuführen. Es handelt ji hier um Ausführung der Deutjchen 
Reichsverfaſſung, welche Ze. Majeftät der König als Kaiſer laut 
Art. 17 derjelben zu überwachen hat. 

Zu Nr. 2: Es find Bis jegt nur überſchlägliche Berech— 
nungen derjenigen Kojten, welche zum Zwede der Turdhführung 
und Sicherftellung der Zolllinie würden verwendet werden müllen, 
aufgejtellt worden. Die eigentlichen Koftenanjchläge können erit 
auf Grund der inzwilchen eingeleiteten Ermittelungen gefertigt 
werden. Dieje Berechnungen follen dem Bundesrathe beziehungs: 
weile Reichstage vorgelegt werden. Wegen der zu verwenden: 
den Geldmittel wird demnächſt, Jobald auf Preußen zurüdge: 
griffen werden follte, den bejtehenden gejeglichen Beſtimmungen 
gemäß verfahren werben. | 

Zu Nr. 3: Tie Königlihe Staatsregierung hat ıhr Wer: 
fahren in diefer Angelegenheit den Verhandlungen im Reichs: 
tage gegenüber hier nicht zu rechtfertigen und lehnt jede Cr: 
Härung in diefer Richtung ab. Tiejenigen Rüdfichten, melde 
auf die verbündeten deutihen Staaten zu nehmen find und 
welche voll gewürdigt werden, jind nicht im Preußifchen Ab— 
geordnietenhaufe zu verhandeln, auch nicht auf diplomatischen 
Wege nah der früheren Pragmatif des aufgelöften Deutjchen 
Bundes oder durch Einzelverhandlungen zu erfüllen, ſondern 
werden verfafjungsmäßig innerhalb Des Bundesraths zur Er: 
iheinung gebracht und erledigt.“ 

Es unterlag feinem Zweifel, daß alle Mapregeln, welche Preußen 
bisher in Vorſchlag gebradt Hatte, vom Standpunkte der Verfaflung 
aus unanfehtbar waren; daß jie freilich als legtes Ziel den Anfchluf 
der Stadt Hamburg mit Ausichluß eines enger begrenzten Freihafen— 
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gebiets hatten, darüber lieh Fürft Bismard eben jo wenig einen Zweifel 
auffommen. In Hamburg felbft war die Stimmung Anfangs fehr 
gereist; aber mehr und mehr brach fid die Anficht Bahn, daf der 
Anſchluß der Stadt Hamburg unter Belaſſung von Freivierteln und 
fonftigen angemefjenen Einrichtungen nicht nur für alle gewerbliche 
und induftrielle Thätigkeit, für den Kleinhandel, fowie für das Grumd- 
eigenthum, ſondern aud für Import, Erport und Großhandel mejent- 
liche Vortheile gewähren werde, und nur eine Sorge ängftigte bie 
Gemüther, ob nicht doch die Pläne der Neichsregierung in der Boll: 
anſchlußfrage auf eine Beeinträchtigung der verfajjungsmäßigen Rechte 
Hamburgs und auf Verkümmerung feines Wohlftandes hinausliefen, 
eine Sorge, die von gewilfer Seite verbreitet und fortwährend in 
agitatorischer Weife unterhalten wurde. Um allen Verbähtigungen 
feiner Abfichten ein Ende zu machen, gab Fürft Bismard auf die 
Bitte einer größeren Anzahl angejehener Handelsfirmen und Kaufleute 
in einen alsbald veröffentlichten Schreiben vom 15. November 1880 
die Erflärung ab, da er zwar nad wie vor als Reichskanzler die 
Pflicht habe, die Verwirklichung des Art. 33 anzuftreben, in gleichem 
Maße aber ſich auch dafür verantwortlich fühle, daß die dem Kaiſer 
nad Art. 17 zuftehende Ueberwadhung der Ausführung der Reichs— 
gefege den Nechten Schuß gewähre, welde der Hanſeſtadt Hamburg 
nah Art. 34 der Verfaljung zuftänden. Die Beftimmung der Grenzen, 
die für den Freihafen Hamburgs erforderlich feien, damit derjelbe dem 
Begriff eines Freihafens in loyaler Weife entfpreche, ftehe dem Bundes: 
rath zu; feine, des Reichslanzlers, Mitwirkung an der Entfdeidung 
des Bundesraths aber werde ftets der Ausdrud der Gefinnung und 
des Plihtgefühls fein, kraft deren er für die Förderung des Wohl: 
ſtandes der Hanjejtädte und die Wahrung ihrer verfafjungsmäßigen 
Nechte mit berfelben amtlichen Gewifienhaftigkeit und derjelben lands: 
mannſchaftlichen Theilnahme einzutreten habe, wie für die Intereſſen 
eines jeden Theiles des Reichs. Für den Fall, daß Hamburg den 
Zollanſchluß jeiner bisher ausgeſchloſſenen Gebietstheile beantragen 
jollte, verfprach er, bei dem Neiche jedes zuläffige Entgegenlommen zu 
befürworten, um dieſe Entſchließung und ihre Ausführung zu exleich: 
tern '). Seit diefer unummundenen Ausſprache zu Gunften des natio: 
nalen Gedanfens fanden die Beftrebungen Bismards in der Zoll: 
anſchlußfrage Hamburgs jowohl innerhalb wie außerhalb Hamburgs 
mehr und mehr Anerkennung; dod; gab es aud) noch eine große An- 
zahl Particulariften, die den Zollanſchluß Hamburgs in Wort und 
Schrift befämpften und durch Aufrehterhaltung einer feindlichen Agi- 
tation Preußens Beftrebungen zu durchkreuzen bemüht waren, Einen 
Bundesgenofien ſchienen fie in der Läſſigkeit der preufiihen Behörden 
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ſelbſt zu finden, deren Aufgabe es war, die im Princip beſchloſſene 
— der — — — be — da⸗ 
fördern, ie dem Bundesrath zur | 

ine % Vorfchläge über die Mobalktiten der ae N 

und formulirten. Fürft Bismard hatte darüber leinen 
Seel gear welch hoher Werth auf die möglichit beſchleunigte 

des im Princip beſchloſſenen Rechtszuſtandes im Sinne 
der — zu legen ſei, aber Monat um Monat verſtrich, ohne 
daß von Seiten des Finanzminiſteriums entſprechende, der weiteren 
Beſchlußfaſſung des Bundesraths zu unterbreitende Vorſchläge an 
ihn — Er mußte bemerken, daß der Stillſtand, der ſeit 
den beiden Bundesrathsbeſchluſſen vom Mai und Juni 1880 auf 
dem Gebiete 
elbe eingetreten 


N 


der Frage des Zollanſchluſſes Altonad und der Unter: 
war, in Hamburg bei den Gegnern Preußens die 
ee feinen Freunden die Befürchtung erwedte, daß die 
der von ihm berbeigeführten Bundesrathsbefhlüfle auf 
Schwierigleiten der Ausführung geftoßen fei, welche Preußen an der 
weiteren Verfolgung feiner Abfihten irre machten. In einem 
Schreiben an Finanzminifter Bitter vom 15. Januar 1881 wies er 
darauf hin, wie feine Stellung im Amte und das Anfehen und der 
Erfolg der preußiichen Politit im Reiche wejentlich dadurd bedingt 
jeien, daß an ber Feſtigkeit und Entſchiedenheit in Durchführung der 
von Preußen herbeigeführten Bejhlüffe des Bundesraths und an der 
Unwandelbarleit der von ihm vertretenen reichsrechtlichen und politi: 
ſchen Weberzeugungen bei der particulariftiihen Oppofition in Ham: 
burg und bei den Gegnern der Negierung im Neichstag ein Zweifel 
nicht auffomme, und bat um eine baldige Aeuferung über die Lage 
der Dinge, indem er gleichzeitig erflärte, daß es ihm unmöglich fein 
würde, dem bevoritehenden Neichstage als Kanzler beizumohnen, wenn 
irgend ein Zweifel an der Durchführung der von ihm im vorigen Jahre 
vertretenen Politit berechtigt erſcheine ?). 

Das Schreiben hatte die beabfichtigte Wirkung. Finanzminiſter 
Bitter theilte noch am demjelben Tage dem Neichsfanzler mit, daß 
die Angelegenheit nicht bloß jede Förderung erfahren habe, fondern 

aud in einem Stadium befinde, das die baldige und rechtzeitige 
mit Sicherheit erwarten laſſe: am 3, Februar 1881 war 
Bismard in der Lage, dem Bundesrat) die preußiſchen Vor— 
über die in Ausführung der Beihlüffe des Bundesraths von 
Mai und 14. uni nothwendige Veränderung der Zollgrenze zur 

ing zu unterbreiten?). Saum waren fie angenommen, fo 
erfolgte ein weiterer Antrag Preußens auf Anſchluß der zum größten 


Ne 


’) Anhang I Nr. 9. 
— 1%. 10. 
are poliifee Neden. 
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Theil noch außerhalb der Zollgrenze des Reichs gelegenen Stadt 
Wandsbek im Nordoften von Hamburg, jo daß num rings um Ham—⸗ 
burg die politische Grenze gegen Preufen überall mit der Zollgrenze 
zufammenfiel 1). 

Mittlerweile waren die Verhandlungen mit den Senat von Ham— 
burg über einen Zollanſchluß der Stadt fortgeführt worden; eine Zeit 
lang hatte es den Anſchein, als wolle die Negierung der Nepublik zu 
den Anfihten zurüdfehren, die in den Jahren 1867 und 1868 die 
gegenfeitigen Verhandlungen geleitet hatten: daß nämlich die Verwirk— 
lihung des Art. 33 — die Herftellung eines nationalen, das gefammte 
Reid, umfafjenden Zollvereins — aud) in Hamburg als das verfafjungs: 
mäßige Definitivum, Art. 34 aber als ein Provijorium aufgefaßt werden 
müffe, bejtimmt, die Zeit zu den für den Webergang nöthigen Verhand— 
lungen und Anlagen zu gewähren. Bald aber trat die Abjiht der Ham: 
burger Negierung, das Freihafenverhältniß als verfaſſungsmäßiges Defi- 
nitivum beizubehalten, wieder fo unzweibeutig hervor, daß es der Reichs: 
fanzler an der Zeit hielt, die Beſeitigung derjenigen Einrichtungen in 
Angriff zu nehmen, die die Neichögejebgebung, der Zollverein und Preußen 
jeiner Zeit den Hanfeftädten Hamburg und Bremen zugejtanden hatten, 
um ihnen das Uebergangsftadium zu erleichtern, und die ihnen ſicher 
nicht zugejtanden worden wären, wenn man geglaubt hätte, daß die 
Hanfeftädte die ihnen gewährte Ausnahmeftellung als ein Definitivum 
würden fefthalten wollen. Demgemäß bradte Fürft Bismard in einem 
Schreiben an Finanzminifter Bitter vom 23. März 1881 neue Anträge 
Preußens an den Bundesrath in Vorſchlag, die Hamburg beweiſen jollten, 
daß ver Reichskanzler fein verfafjungsmäßiges Mittel unangewendet laſſen 
werde, un Art. 33 der Neichöverfafung zu einer Wahrheit zu machen. 
Nahm Hamburg feine Rückſicht auf die nationalen Intereſſen, jo hatte 
auch das Reich Feine Veranlafjung, der Hanſeſtadt gewiſſe ihr vortheil- 
hafte Einrichtungen zu laffen, auf die Hamburg einen verfaſſungsmäßig 
zu begründenden Anſpruch nicht erheben fonnte. Derartige Einrichtungen 
waren: das vereinsländiiche Zollamt, die Zollvereinsnieverlage und der 
Beitrag, den Preußen bisher, zulegt in der Höhe von jährlich 876000 Mark, 
für feine im freihafengebiet wohnenden Unterthanen aus der Staatscafje 
gezahlt hatte, um die Möglichkeit ihres Verbleibens außerhalb des ver- 
fajjungsmäßigen Zollvereins herzuftellen. Fürſt Bismard erſuchte ven 
Finanzminifter Bitter, fid mit ihm über die Anträge an das Königliche 
Staatsminifterium zu verftändigen, die erforderlich feien, um eventuell 
einen Antrag Preußens an den Bundesrath zur Abftellung der genannten 
proviſoriſchen Zolleinrichtungen vorzubereiten). Finanzminifter Bitter 
war mit den Vorfchlägen des Neichsfanzlers nicht ganz einverftanden ;. 





') Anhang I Nr. 11. 
*) Anhang I Nr, 12. 
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er hatte die Hoffnung, mit Hamburg die Baſis einer Verjtändigung zu 
finden, nicht aufgegeben und fürdhtete, dag neue Anträge Preußens an 
ven Bundesrath, die in Hamburg als eine Prejjion aufgefaßt werden 
fönnten, lähmend auf den Fortgang der Verhandlungen einwirken möchten. 
Fürſt Bismard als erfahrener Diplomat war der gegentheiligen Anficht. 
Er ſah bei der hamburgifchen Regierung nur die Abficht, Preußen 
dilatorifch zu behandeln und durch Aufwerfen immer neuer Schwierig: 
feiten die Entjcheidung hinzuziehen, in der jtillen Hoffmung, daß Preußen 
ihließlih doch nicht auf feinen Plänen bejtehen würde. Ihr dieſe Hoff: 
nung zu benehmen und fie nicht darüber im Unflaren zu laffen, was 
Preußen thun werde, wenn die Verhandlungen rejultatlos bleiben 
jollten, hielt er zur Bejchleunigung der Angelegenheit für nützlich '). 

Der Erfolg gab ihm Recht. Bereits am 16. April vermochte der 
Sinanzminifter Bitter dem Reichskanzler die Grundzüge einer Ver: 
ftändigung mit Hamburg über den Einſchluß feines Gebiets in die ge: 
meinjchaftliche Zollgrenze vorzulegen. Freilich erwiesen fie fich für Preußen 
in einzelnen Punkten als unannehmbar, da fie ſich in mander Hinficht allzu 
weit von den in einer vertraulichen Beiprechung des Stantöminifteriums 
vereinbarten Linien entfernten ?), aber Fürſt Bismard forgte auch dafür, 
daß die Hamburger Regierung die Ausftellungen Preußens an den ver: 
einbarten Grundzügen nicht zum Vorwand erneuter langwieriger Ver: 
bandlungen nahm. In einem Schreiben an Finanzminiſter Bitter vom 
1. Mat 1881 brachte er die Aufhebung der in Hamburg bejtehenden provijo: 
riſchen Zolleinrihtungen aufs Neue zur Sprache. Seien auch die Verhand: 
lungen mit Hamburg vorgefchritten, jo ſei doc) die Frage, ob jie zu dem 
eritrebten Ergebniß führen würden, aud jest noch nicht unbedingt zu 
bejahen. Gelange man jelbjt zur Uebereinſtimmung im ‘Brincip, jo könne 
immer noch die Ausführung fih hinziehen. Muf alle Fälle müffe der 
volle Ernjt des preußifchen Vorgehens hervortreten, und man dürfe die 
Zeit, während welcher der Bundesrat noch verfammelt ſei, nicht ver: 
jtreihen laflen. Allerdings ſei in Rückſicht auf den möglichen Zoll: 
anfhluß Hamburgs zur Zeit auf die Durchführung derjenigen Maßregeln 
nicht zu drängen, welche die Herſtellung einer Zollgrenze zwijchen Ham: 
burg und Altona bezwedten, wohl aber die Aufhebung des vereins: 
ländiſchen Hauptzollamts, die Aufhebung der Zollvereinsniederlage und 
die Einbeziehung der Unterelbe in das Zollgebiet weiter zu verfolgen, 
die legtere Mafregel in der Weiſe, daß für den Abſchluß der Unterelbe 
nad der Mündung zu definitive, für ihren Abſchluß gegen das ‚rei: 
hafengebiet einftweilen proviſoriſche Einrichtungen getroffen würden. 


1) Bgl. Bismard! Schreiben an Finanzminijter Bitter vom 25. März 1881, 
Anhang I Nr. 13. 

2) Bol. Bismarcks Schreiben an Finanzminiſter Bitter vom 21. April 1881, 
Anbang I Nr. 14. 
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Schließlich erklärte fih Fürft Bismarck damit einverftanden, daß vor 
dem 5. Mai ein weiteres Vorgehen nicht tattfinde, und nahm in Aus: 
fiht, dann die Anträge wegen Aufhebung des vereinsländifhen Haupt: 
zollamts und der Zollvereinsniederlage an den Bundesrath, den Antrag 
wegen Ausführung des Bundesrathäbeichluffes über Einbeziehung der 
Unterelbe in das Zollgebiet, ſoweit legterer zur Ausführung reif fei, an 
die preufifche Negierung zu richten und den Bundesrath davon in Kennt: 
niß zu ſetzen, daß diefer Beſchluß zur Zeit noch nicht in vollem Umfange, 
der Abſchluß gegen das Freihafengebiet vielmehr einftweilen nur durch 
proviforifche Mafregeln durchzuführen fei Y. 

Nachdem die Prächufivfriit bis zum 5. Mai verjtrichen war, ohne 
daß die Verftändigung erfolgt wäre, brachte Fürft Bismard am 13. Mai 
beim Bundesrath den Antrag Preußens ein, die Auflöfung des in Ham: 
burg bejtehenden Hauptzollamtes und die Aufhebung der dortigen Zoll: 
vereinänieberlage bis zum 1. October 1881 beſchließen zu wollen und es 
der preußiſchen Negierung zu überlaffen, die zur Sicherung der Zollgrenze 
gegen das Hamburger Freihafengebiet und zur Erhebung der Zölle an 
dieſer Grenze erforderlichen Einrichtungen zu treffen *). Indem fich 
Hamburg überzeugte, daß an dem Ernſte Preußens nicht mehr zu zwei⸗ 
feln ei, famen Senat und Bürgerfcaft endlich zu der Einſicht, daß ein 
längeres Handeln und Feilſchen nicht am Plage fei und daß Hamburg 
jeinen Intereſſen am beften dienen werde, wenn es im Vertrauen auf 
die loyalen Zufiherungen des Reichskanzlers den Anschluß feines ganzen 
Gebietes mit Ausnahme eines genau begrenzten, dauernd geficherten reis 
hafengebiets vollziche. So fam es am 25. Mai 1881 zu dem definitiven 
Abſchluß des Vertrags’), in dem Hamburg auf feine Sonderjtellung zu 
Gunften des Neichs Verzicht leiftete. Nachdem der eigentliche Zwed des 
diplomatifchen Feldzugs erreicht war, beftand Furſt Bismard nicht 
mehr auf der rigorofen Durchführung der Gontrole des von Hamburg 
nad) der See und aus der See nad) Hamburg fid bewegenden Schiff: 
fahrtsverlehrs auf der Unterelbe, jondern verjprach bereitwillig Namens 
des Kaifers, den nterefien und Wunſchen Hamburgs nicht minder wie 
denen jedes anderen Bundeögliedes entgegen zu fommen und förderlich zu 
fein, jo weit er es irgend mit feinen Pflichten gegen das Reich ver: 
einigen fönne *). Am 18. uni 1881 beantragte Fürſt Bismard beim 


) Negeft diejes im Wortlaut noch nicht veröffentlichten Schreibens bei 
v. Bojhinger, Documente xc. IV 53. 

®) Der Antrag ift im feinem Wortlaut nicht veröffentlicht worden; ein 
ausführliches Negeft enthält die „Norbdeutfche Allgemeine Zeitung“ von 19. Mat 
1881 Nr. 229; die Motivirung entſpricht danach ganz den in dem Schreiben 
Bismards vom 23. März 1881 (Anhang I Nr. 12) entwidelten Anfichten. 

®) Bol. Anhang I Nr. 15. 

4) al, Anhang 1 Nr, 16 u. 17. 
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Bundesrath die Genehmigung der am 25. Mai geichlofjjenen Verein— 
barung ). 

Bon Eeiten der Oppofition wurde an demjelben Tage, an dem der 
Abſchluß der Vereinbarung erfolgte, noch einmal der Verſuch gemadit, 
den Reichstag zu einem Eingreifen zu Gunjten der Hamburger Partı: 
culariften zu veranlajjien. Auf der Tagesordnung der 49. Sitzung des 
Reichſstags vom 25. Mai 1881 jtand ein Antrag der Abg. E. Richter 
und Dr. Kariten folgenden Wortlauts: 

Der Reichstag wolle bejchliegen: 

in Betreff der im Bundesrath eingebradhten Anträge auf Ein: 
verleibung der Unterelbe in den Zollverein und Aufhebung des 
Hauptzollamtes in Hamburg zu erklären, daß e3 weder dem 
bundesftaatliden Berhältnig noch der Achtung vor dem geltenden 
Verfaſſungsrecht entjpriht, wenn der Bundesrath Nenderungen 
der BZolleinrihtungen vornehmen follte lediglich zu dem Zwecke, 
um einzelne Bundesjtaaten in dem freien Gebrauch ihres ver: 
fafjungsmäßigen Rechts zu bejchränfen. 

Der Antrag enthielt unzweifelhaft die Aufforderung zu einem Ein: 
griff in die Nechte des Bundesrath3 und verbäcdtigte die Gefammtheit 
der verbündeten Regierungen in Bezug auf die Lauterkeit ihrer Abfichten. 
In Vertretung des Neichsfanzlers lehnte Staatsminiſter v. Boetticher 
im Namen der verbündeten Regierungen jede Betheiligung an den Ver: 
bandlungen des Neichstags über diefen Antrag ab, indem er vor Er: 
Öffnung der Discuffion folgende Erklärung abgab?): 

„Der von den Abg. Richter (Hagen) und Dr. Karjten ein: 
gereichte Antrag enthält den Satz: 

„Daß es“ ꝛc. bis „beſchränken“ (wie oben). 

Der Antrag geht ſonach von der Unterjtellung aus, daß der 
Bundesrath unter Hintanfegung des geltenden Verfaffungsrechtes 
Beichlüffe faſſen Fönnte, welche ven Zweck verfolgen, Rechte einzelner 
Bundesſtaaten zu verlehen. 

Im Auftrage der verbündeten Regierungen weije ich Diele 
Unterftellung zurück und lege hiermit Verwahrung gegen den Ber: 
juh ein, die freie Entfchließung des Bundesraths durch jolches 
Vorgehen zu beeinflufien. 

Der Bundesrath iſt fi, wie feiner verfaffungsmäßigen Zu: 
ftändigfeiten, fo auch feiner Pflichten voll bewußt und Hält es 
mit der Würde der verbündeten Regierungen, welche er zu ver: 
treten hat, nicht vereinbar, fih an der Berathung eines Antrages, 
wie e3 der von den Abg. Richter und Dr. Karften geftellte ift, 
zu betheiligen.” 


I) Bol. Anhang I Nr. 18. 
) StB. 1311a. 
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Nach dieſer Erklärung verlieh er den Saal. In heftigen erchmgen 
machte hierauf die Oppofition ihrem Zorne über die Nichtachtung der 
„Stimme des Volks“, über die Verlehung der „Würde des Reichstags“ 
Luft, aber die Mehrheit des Reichstags vermochte der Antrag des Abg- 
€. Richter doch nicht zu gewinnen; vielmehr fand in der 50, Sitzung 
am 27. Mai 1881 der folgende Antrag des Abg. Windthorjt An: 
nahme: 

Der Reichstag wolle beſchließen: 

den Herrn Neichsfanzler zu erfucen: 
in der Zollbehandlung der Schifffahrt auf der Unterelbe, in 
den zu Hamburg beftehenden Einrichtungen für die Zollabferti- 
gung nad) dem Zollgebiete und in der Behandlung der ſo— 
genannten Zollvereinsniederlage in Hamburg jo lange eine 
Aenderung des beftchenden Zuftandes nicht eintreten zu laffen, 
als die zwifchen der Neichöregierung und Hamburg ſchwebenden 
Verhandlungen über den Zollanſchluß nicht zu einem end: 
gültigen Ergebniß geführt haben. 

Fürft Bismard hatte jede Mitwirkung des Reichstags in der Ham— 
burger Angelegenheit abgelehnt, jo lange dieſe verfafjungsmäßig allein 
der Competenz des Bundesraths unterlag; er hielt daran feit, daß der 
Eintritt Hamburgs in den Zollverband von einer Zuftimmung des Reichs: 
tags zu der beabfichtigten Verftändigung nicht abhängig gemacht werden 
fönne ). Und dieje entſchloſſene Zurüdweifung jever parlamentarifchen 
Mitregierung war es auch, was die Oppofition im Neichötag am meiften 
fränkte. Erſt nachdem die Verftändigung zu Stande gelommen war, 
fiel dem Neichötage die Aufgabe zu, über den auf die Reichscaſſe zu 
übernehmenden Koftenantheil fid) fehlüffig zu machen, und dem entſprechend 
ließ Fürft Bismark dem am 17. November 1881 eröffneten Reichstag 
eine Vorlage zugehen, betreffend den Beitrag deö Neichs zu dem 
Koften des Anſchluſſes der freien und Hanſeſtadt Hamburg 
an das deutſche Zollgebiet. Dieſe lautete in ihrem wichtigften 
erſten Paragraphen: 

Der Reichslanzler wird ermächtigt, der freien und Hanſeſtadt 
Hamburg zu den Koſten der Bauten, Anlagen, Einrichtungen und 
Erpropriationen, welche durch den Zollanſchluß Hamburgs und 
die mit demfelben verbundene Umgeftaltung der beſtehenden Handels: 
und Verkehrsanlagen veranlaft werden, aus der Reichscaſſe einen 
Beitrag in Höhe der Hälfte des hamburgijcherfeits für Die bezeich- 
neten Zwede feitzuftellenden Softenbetrags, jedoch höchſtens in 
Höhe von 40 Millionen Mark zu leiften. 


') Bal. Regeſt eines Schreibens an Finanzminiſter Bitter vom 16. Mai 
1381 bei v, Poſchinger IV 54. 





Hamburgs Anſchluß an das Zollgebiet des Deutſchen Reichs. 103 


Die Betheiligung des Reichs an den entſtehenden Koſten aber be: 
aründete die beigegebene Denkſchrift in folgender Ausführung ?): 

Durch den Zollanfhluß Hamburgs wird das im Art. 33 der Reichs— 
verfaflung vorgezeichnete Ziel der Einheit des Zoll: und Handelögebiets 
nahezu erreicht. indem dem berechtigten Anſpruch des ZJollinlandes auf 
freien Verkehr in fih und mit feinen hervorragenditen Seehandelsplaße 
Erfüllung aefichert wird, gelangen die beengenden Schranken zur Be: 
jeitigung, welche dem Verkehr des Zollinlandes mit den überjeeifchen 
Yändern dermalen entgegenftehen, und es gewinnt das Neid) Damit eine 
wejentlich erweiterte Grundlage zur Entfaltung feiner Kräfte auf vielen 
und bedeutfamen Gebieten des mwirthichaftlichen Lebens. Die Thatſache, 
daß troß des Beitehens der gegenwärtigen Zolllinie in den Jahren 1877 
bis 1879 eine Waarenmenge von durchſchnittlich jährlich etwa 17600000 
Doppelcentnern (12 Procent der durchſchnittlichen Geſammtausfuhr von 
147000000 Toppelcentnern) aus dem freien Verkehr des Follinlandes 
nah Hamburg und von dort in wejentlih unvermindertem Umfange 
weiter ausgeführt worden tt, gewährt cin Bild von der Bedeutung 
Hamburgs für den Erport Deutichlands. Daß die Einfügung Hamburgs 
in den wirthichaftlihen Organismus des Reichs dieſe Bedeutung noch 
erheblich jteigern werde, Fann nicht zweifelhaft fein, nicht minder erfcheint 
aber die Annahme beredtigt, daß auch Hamburgs Handel durd ein 
engeres Band mit dem deutihen Wirthichaftsgebiet eine wefentliche 
‚sörderung gewinnen werde. Das große und unmittelbare Intereſſe, 
welches das Neich an einer gedeihlichen Kortentwidelung Hamburgs hat, 
rechtfertigt auch erhebliche financielle Opfer, wenn fie erforderlid) find, 
um den Zollanfhluß unter Modalitäten, wie fie die freie Entfaltung 
des Hamburger Handels bedingt, erfolgen zu lajjen. Da zu dieſem 
Zwecke die dauernde Belajjung eines ausreichend bemeſſenen reihafen: 
bezirks und eine zwedentiprechende Ausſtattung dejielben als geboten an: 
zufehen iſt, jo liegt es in der Billigfeit, die allerdings bedeutenden 
Koften, welche gerade hierdurch bedingt find, nicht Hamburg allein tragen 
zu laſſen, ſondern die Beihilfe des Reichs zu gewähren. Wenn in der 
Borlage bei der Bemeſſung diefer Subvention die Intereſſen Hamburgs 
und der Gejammtheit principiell als gleichwerthig angefehen find, jo 
entzieht ſich diefer Maßſtab zwar jeder vechnungsmäßigen Abwägung, 
da die wirthichaftlihen Bortheile des Zollanjchluffes im der Zukunft 
liegen und erſt allmählih in die Erſcheinung treten fünnen. “Der Be: 
ftimmung einer geringeren Quote der vom Neid) zu tragenden Koſten 
würde aber nur die Auffaffung zu Grunde liegen fünnen, daß das Intereſſe 
der Gefammtheit an dem Eintritt Hamburgs in das SZollgebiet dem: 
jenigen, weldes Hamburg an diejen Schritte hat, in ent|prechendem 
Maße untergeordnet jei, eine Auffaſſung, deren Berechtigung nicht anzu: 


) StB. Anlagen Nr.4 S. 20, 


28, 11. 1881. 
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ertennen iſt. Dadurch, daß die Subvention des Reichs mit dem Höchjt- 
betrage von 40 Millionen Mark begrenzt und dem Neich zugleich eine 
Mitwirtung bei der Aufftellung des Generalplanes nebſt Generalkojten: 
anſchlag gejichert ift, find die financiell erforderlichen Garantien gegen 
eine übermäßige und fachlich nicht gebotene Inanfpruchnahme von Neichs- 
mitteln gegeben. 


Der Gefegentwurf gelangte in der 


4. Sifung des Deutſchen Reichstags 
Montag 28. November 1881 


zur Berathung. Die Discuffion eröffnete der Abg. Dr. Haenel mit 
einer längeren Nede, in der er die Frage behandelte, ob die Auf- 
opferung an Nationalvermögen, die der Gefegentwurf dem Reichstag 
zumuthe, im Verhältniß ftehe zu dem idealen und den materiellen 
Vortheil, der durch den Eintritt von Hamburg erftrebt werde — eine 
Frage, die er zu verneinen geneigt war. Doch wies er die Unter- 
ftellung, als werde die Angelegenheit von feiner Partei unter dem 
Gefichtspunkte der Parteipolitit betrachtet, entſchieden zurüd; wohl aber 
machte er Bedenlen dagegen geltend, daß Art. 34 der Verfaſſung in 
einem Vertrage des Reichskanzlers mit Hamburg eine interpretation 
erfahre, die fich als eine authentifche ausgebe, ohne dod) für das Neich 
irgendwie bindend zu fein. In jedem Falle bezeichnete er eine Com- 
miffionsberathung für unerläßlih, damit in gemeinfamer Arbeit von 
Negierung und Volfsvertretung alle Zweifelsfragen erledigt würden 
und ein rechtlich unanfehtbares Webereinfommen gejchaffen werde, das 
Hamburg wirklich nad) allen Seiten in feinen neuen Pofitionen ſicher 
stelle. In ähnlichem Sinne fprad fi der Abg. Dr. Barth aus. 
Zu Gunften der Vorlage äußerte fih der Abg. v. Minnigerode, 
und von Seiten des Bundesraths der preußiſche Finanzminifter Bitter. 
Beide betonten vor Allem das nationale Intereſſe und unterftühten ihre 
Deductionen durch den Hinweis auf Art. 33 der Verfaffung, der die 
Einheit des deutſchen Zollgebiets als das Definitivum bezeichne. Die 
Behauptung des Abg. Dr. Haenel, daß die Feſtſtellung eines blei- 
benden Freihafengebiets, wie fie der Vertrag mit Hamburg unter 
authentischer Auslegung von Art. 34 der Verfafjung enthalte, weder 
den Kaifer noch einen künftigen Reichslanzler binde, entkräftigte Finanz: 
minifter Bitter durd den Hinweis darauf, daß der Vertrag mit 
Hamburg ja dem vorgelegten Gefegentwurf zu Grunde liege, die An- 
nahme des Entwurfs alfo aud dem Inhalt des Vertrags die geſetzliche 
Sanction gebe. Der Abg. Windthorit jtellte eine jehr fcharfe Prüfung 
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der financiellen Seite des Vertrags innerhalb der Commiffion in Aus: 28, 11. 1881. 
ſicht. Er fand die Ziffer von 40 Millionen Mark bedenklich hoch, 
zumal da die Ausgabe für Hamburg ähnliche Ausgaben für Bremen und 
weitere Millionen für die Entfchädigung der Oftjechäfen nad) ſich ziehen 
würde, denen durch Anſchluß der Stadt Hamburg an das Zollgebiet 
des Neihs eine gefährlie Goncurrenz erwachſe, und fand es an: 
gemefjener, wenn Hamburg alle Kojten des Anſchluſſes jelbft trüge. 
Ein Beitrag des Neichs jei nur dann zuläffig, wenn Hamburgs Bei: 
teitt nicht durch freien Entſchluß, ſondern durd einen Drud des 
Starken auf den Schwachen erreicht worden jei, wie es freilich den 
Anſchein habe. In der Commiſſion werde auch diefem Punkte die 
forgfältigjte Prüfung zu Theil werden müffen. Die Anfpielung auf 
den dem Anſchluß vorangegangenen diplomatiihen Kampf gab dem 
Fürften Bismard Anlaß, in die Discuffion mit folgender Rede eine 
augreifen®) 

Es war nicht meine Abficht, mic in diefer mehr technijchen 
Frage an der Discuffion in diefem Stadium zu betheiligen, und 
es it von meiner Seite gewagt, wenn id) es thue, da ich durch 
anderweitige dienftliche Beſchäftigung verhindert war, dem eriten 
Theil der Sitzung beizumohnen**), nämlich die Aeußerungen der 
erſten Nebner zu hören. Indeſſen ift meine Abficht zu ſchweigen 
erjchüttert worden durch eine Aeußerung, die der Herr Vorredner 
that, indem er jagte in Bezug auf die Vorlage: Wenn der Starke 
fo vorgeht gegen den Schwachen, dann ficht es ſchlimm aus ; 
das fieht aus, als ob innerhalb des Deutſchen Reiches eine Ver— 
‚gewaltigung eines einzelnen Staates, und zwar eines der ſchwäche- 
ven, durch die Neichsgewalt vorläge, oder, da die Reichsgewalt 
auf dem Gebiete des Rechts nie als der Stärfere bezeichnet werden 
lann, da Beide auf dem Nechtsboden ftehen, als ob etwa die preußi— 
ſche Regierung mit einer Preffion gegen die Hamburger, ihr 
verbündete Negierung vorgegangen wäre, die nicht in der noth- 
wendigen Confequenz der Verfaſſung und ihrer Einrichtungen ge 
legen hätte. Aus der Rede des Herrn Vorredners und ſchon aus 
— — 

+ StB. 55b, 

en — im StB. AR 
» BWindthorft: „Was wir unmittelbar vor diefem Vertrag gefehen 
„ nicht erbaulich und dient nicht dazu, das Vertrauen zum Reiche zu 


1, denn wenn fo der Starke gegen den Kleinen vorgeht, dann fieht es 
Ichlimm aus“ (StB. 55a). 
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der Beſprechung der ganzen Frage in den öffentlichen Blätter 
babe ich erjehen, daß die ganze Angelegenheit, wie mir ſcheint, zu 
jehr von dem einjeitigen hamburgiihen Standpunkte aus bes 
trachtet wird, aus dem Standpunkt der Frage: Jit es für Ham— 
burg nüglih oder nicht? und daß der Herr Vorredner zu der 
Conchufion fommt, daß, wenn es für Hamburg nützlich wäre, 
Hamburg aud allein die Koften tragen möge, wenn es aber für 
Hamburg nicht nützlich wäre, dann jei es überhaupt nicht nützlich . 
Auch der Herr Vorredner, einer unferer ſcharfſinnigſten Politiker, 
verſchließt daher den Blid für das große Intereſſe, das das Neich 
jeinerfeits daran nimmt und nehmen muß, daß feine größte 
Handelsftadt von ihm nicht durch eine Zolllinie getrennt jei. Wenn 
Sie glauben, meine Herren, daß das eine gleichgültige Sache ift, 
jo denfen Sie ſich doc einmal den Fall, daß alle unfere Häfen 
in Deutfchland durch eine Zolllinie von Binnenlande getrennt 
wären. Ich weiß nicht, ob es für die Häfen felbft ein Glüd fein 
würde, ich glaube es nicht, denn ich habe gefunden, daß in ganz 
Europa diejenigen Hafenftädte, die mit Freihafensprivilegien ges 
jegnet waren, auf die Dauer nicht daran feitgehalten, ja, wenn 
nicht andere politifche Wortheile und Beſtrebungen ſich damit 
freuzten, fich bemüht Haben, diefe Privilegien als onerofe mit der 
Zeit los zu werden. Aber denken Sie fih den Fall, daß auch 
Stettin, auch Danzig, auch Königsberg, alle unjere Handelsftädte 
vom Binnenlande durch eine Zolllinie getrennt wären, daß alle 
unfere Handelsftädte Freihäfen im Sinne von Bremen und Ham— 
burg und alle für uns Zollausland wären. Iſt wirklih Einer 
unter Ihnen, meine Herren, der behaupten will, daß das für das 


') Abg. Windthorjt: „Ich babe meinestheils bei dem Iebhafteften Inter- 
eſſe, welches id) jeder Zeit für Hamburg und Bremen gehabt habe und aud) 
bewahren werde, gewunſcht, fie gehörten dem Zollverein an, aber nur dann, 
wenn fie es jelbft ihrem Intereſſe entiprechend eradhteten, und zwar nad 
jreimilligem Entjchluffe, gejtügt auf freie eigene Unterfuhung 
und Feftftellung ... Wenn aber ein folder Entſchiuß gefaht worden ift, 
.. dann meine ich, daß nad Mafigabe des eigenen Intereſſes der Beitrag zu 
leiften iſt. An ſich muß ein Act, der im eigenen Intereſſe gefchieht, auch von 
denen bezahlt werden, welche diefen Act beſchließen. Hier aljo meine id), die 
Freibeit des gefahten Beſchluſſes vorausgefegt, daß an ſich Hamburg. allein 
die Koften zu tragen habe und nur infofern einen Zuſchuß verlangen könnte, 
als unmittelbare Reihsanlagen in Frage kämen“ (StB. 55a), 
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aejammte Binnenland eine”) gleihgültige Sache wäre, daß es 
nicht eine gewaltige Schädigung des Binnenlandes wäre, von dem 
directen, unverzollten und durch Feine Zolllinie unterbrochenen Ber: 
fehr mit den ſämmtlichen Safenftädten abgejchnitten zu jein? So 
aber liegt in Bezug auf Hamburg die frage für das geſammte 
Elbegebiet, zu dem auch unfere Hauptjtadt gehört, und noch weiter 
als für das Elbegebiet, denn der Rayon von Hamburg und die 
Fühlbarkeit der Blüthe oder Nihtblüthe des Verkehrs mit Kam: 
burg erftredt fih Dis nad) Bayern, tief nad) Defterreich hinein, 
umfaßt Schlefien, umfaßt mehr als dev Stettiner Handel, kurz, 
das ganze Reid) ift bei dem Hamburger Handel interejfirt. Ich 
fann bier in den Beweis Ddiefer Wahrheit nicht eintreten, ich 
alaube aber, fie liegt ganz offen auf der Hand, und es wird von 
Niemand, wenn die Frage Tar geftellt wird, fo wie ich fie ftelle, 
beftritten werden, daß das Neid) jelbft und das ganze Gebiet, auf 
das der Hamburger Handel ich erftredt, ein jehr großes Intereſſe 
daran Hat, mit feiner Haupthandelsftadt zu demſelben Zollgebiet 
zu gehören. Ya, das Elbegebiet, das gefanımte Hamburger Handels: 
gebiet, hat ein Recht darauf, daß die Stadt, deren Blüthe auf 
dem Verkehr beruht, auf der Induſtrie dieſes — ich nenne es 
einmal Elbegebiets, obſchon es jehr viel weiter reiht — nur auf 
der Bafıs diefes Gebiets kann eine Handelsftadt von 300000 Ein: 
wohnern an der Mündung Ddiejes Stromes ſich feſtſetzen und be— 
jtehen, es gehört zur Bervollftändigung des ganzen Handels: und 
Wirthſchaftsſyſtems dieſes gefammten Handelsgebiets der freie 
Verkehr, der Import und Export feiner Haupthandelsſtadt .. .**). 
Ich muß daher beitreiten, daß das Neid) Fein Intereſſe hätte, irgend 
welde Summe zu Dejahlen; ob fie zu hoch oder zu niedrig ge: 
griffen ift, darüber kann ich nicht rechten, das find Details, die 
fih meiner Entſcheidung entziehen, die") habe ich auch meinerfeits 
unerwogen jo annehmen müſſen, wie fie mir geliefert worden iſt. 
Ich made aber darauf aufmerffam, dag uns alle Geldſummen 


+, ©. 56a. 

**) Redner ijt aus der Conjtruction gefallen; der mit „nur beginnende 
Cap ift als eine Parenthefe zu betrachten. Zu ergänzen ift etwa: nicht außer: 
halb des Zollgebiets bleibt. 

1) Ergänze: Summe. 
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28. 11.1881. heut zu Tage zum Nachtheil des financiellen Intereſſes, ſeit wir 
in Mark rechnen, viel höher erſcheinen, als fie uns in Thalern 
erfcheinen würden, und aud dadurh, daß man die ganze 
Summe als Capital in Anjag bringt, als Capital, das an- 
geblich in einer Summe aufzubringen und zu zahlen wäre, Wenn 
Sie die Nehnung in die uns Allen nad) langjähriger Gewohn— 
beit noch vertraute Thalerrehnung umfegen, jo finden Sie, daß 
es fih um die Aufbringung von jährlich etwa einer halben 
Million Thalern, von 500000 Thalern Zinfen handelt, 4 Brocent 
von dem Capital, welches hier in 40 Millionen Mark ausgedrückt 
wird. Sit das wirklich ein jo ungeheures Opfer für das Deutſche 
Reich, 500000 Thaler jährlich mehr aufzubringen, um mit feiner 
Haupthandeleftadt in denfelben Zollverein zu gelangen, um die 
Reichsverfaſſung in einem ihrer wichtigften und früher immer vor- 
zugsweife betonten Principien, dem Art. 33, endlich auszuführen, 
ein einheitliches Zoll: und Handelsgebiet zu ſchaffen, um dieſe 
nationale Forderung zu verwirklichen und um diejenigen Zufagen 
einzulöfen, die der Stadt Hamburg bei der Verhandlung über 
ihren Beitritt gegeben worden find, daß, wenn fie genöthigt fein 
würde, in Zukunft Entrepoteinrichtungen zu machen, daß dann das 
Neich einen wejentlihen Zuſchuß dafür leiften wirrde? Ich erinnere 
mic, daß damals im Jahre 1867, wie hierüber verhandelt worden 
ift, gar fein Zweifel darüber beftand, daß die Freihafeneinrichtung, 
die zum Vortheil Hamburgs getroffen werden follte, eine provi- 
forifche fei, durch die ein Mebergangsftadium — als ſolches be= 
trachtete man es damals ganz zweifellos von beiden Seiten — 
den betheiligten, bis dahin mit dem Auslande frei verfehrenden 
Städten erleichtert werden folle, und daß ſchon damals Anjchläge 
gemacht wurden, was die Entrepoteinrichtungen ungefähr Foften 
fönnten, ohne deren Herftellung die Einbeziehung Hamburgs in 
den Zollverein nicht thunlich fein würde, dafi damals Summen von 
6 Millionen Thalern*) genannt worden find, Summen von 
10 Millionen Thalern, und daß die Frage urgirt worden iſt⸗ 
Werden diefe Summen vom eich allein zu tragen fein? — jo 
lautete damals die Frage — oder wird das Neich zwei Drittel 


*) ©. 56h. 
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oder die Hälfte und Hamburg das Uebrige tragen? Auch Hamburg 
faßte damals die Einbeziehung als überwiegend im Intereſſe des 
Reichs und unferer nationalen Entwidelung liegend auf und war 
der Meinung, daß ein Zufhuß von 6 bis 10 Millionen Thalern 
dann wohl geleiftet werden würde. Es liegt aljo meinen Gefühl 
nach eine Art von Ehrenpflicht inmitten, die damals Hamburg 
gegenüber übernommen worden ift, allerdings in der Voraus: 
jeßung, daß auch Hamburg die Ehrenpflicht, die es meiner Ueber: 
zeugung nad damals übernommen hat, halten und jeinerjeits den 
erften Augenblid, wo das Freihafeniyitem beftand, und die Jahre, 
die feitdem verfloflen find, dazu benußen würde, um das End- 
rejultat vorzubereiten, die Zollicheidewand zwiſchen fi und der 
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übrigen Nation fallen laſſen zu können. Dieje Pflicht ift aller: 


dings von Hamburg nicht innegehalten. Wenn ich in Folge deflen 
eine Preſſion mit berechtigten Mitteln geübt habe, und joweit 
ich fie geübt habe, fo, glaube ich, ift es ungerecht, mich dafür an- 
zuflagen; im Gegentheil, id) jollte dafür gelobt werden, wenn ich 
firebe, im nationalen Sinn die nationalen Zwede des Reichs zu 
Ende zu führen, und wenn ich dazu diejenigen gejeblihen Mittel 
in Anwendung bringe, die geeignet find, Hamburg die Voraus— 
jegungen in Erinnerung zu bringen, unter denen die Freihafen— 
qualität damals bewilligt wurde. Wenn id) die außer Anwendung 
ließe, jo würde ich meinerjeits Fein gutes Gewiſſen haben, wenn 
ic) irgend eine Arbeit, irgend eine Ueberredung, irgend einen Drud, 
ſoweit er mir gejeglih und verfafjungsmäßig geftattet ift, unter: 
laſſen hätte, um das nationale Princip der Verfaſſung zur Durch— 
führung zu bringen. Ein folder Drud, meine Herren, — Sie 
werden fich erinnern, diejenigen, die politiich alt genug find, um 
dabei mitgewirkt zu haben, daß der bei allen deutſchen Staaten 
bis zu einem gewillen Grade zur Serbeiführung der Einigung 
nothbwendig war, und daß mit großer Yult und Liebe für die 
deutihe Einheit jehr wenig Staaten überhaupt vderjelben näher 
getreten find*), noch viel weniger fich den Conjequenzen, die fic) 
aus vderfelben ziehen laſſen, freiwillig und mit Luft und Liebe 
unterworfen haben. 

— — (Sehr richtig!) 

*) Fehlt im StB. 
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Verlangen Sie einen Kanzler, der das mit Ruhe anfieht, und der 
es nicht für feine Aufgabe erkennt, die Einheit des Reichs auch 
in diefen Beziehungen zu fördern, jo müſſen Sie einen anderen 
haben, als id bin, — von mir werden Sie das nie erreichen. 
Ich werde jede Preffion, zu der ich geſetzlich beredtigt bin, um 
den Art. 33 der Verfaſſung zur Wahrheit zu mahen, mit gutem 
Gewiffen, mit der vollen Weberzeugung, meine Pflicht zu thun, 
üben, und Feine Mifbilligung von der Seite der Oppofition wird 
mid; darin irre machen! 
(Bravo! rechts.) 

Ich verlange dafür Anerkennung und nidt Tadel. — Es wäre ja 
für mid außerordentlich leicht, mir alle dieje läftigen Geſchäfte 
fern zu halten, wenn ich nicht von dem fategorifchen Jmperativ 
des Pflichtgefühls dahin getrieben würde, daß ich, jo viel mir zu 
wirken noch vergönnt ift — id) kann wohl jagen, jo lange ich zu 
wirken noch genöthigt bin, denn freiwillig thue ich es nicht —, 
daß ich meine Schuldigfeit thue, die beftehenden Reichseinrich— 
tungen zu vollenden und zu befeftigen, jo viel bei meinen ſchwachen 
und abnehmenden Kräften ich noch die Mittel dazu habe. In den 
erſten fünfzehn Jahren meiner minifteriellen Thätigfeit, wenn id) 
die Conflictszeit abrehne — oder auch ohne diefe abzurechnen — 
ift meine Thätigkeit weſentlich durch die auswärtigen Aufgaben, in 
deren Bewußtfein ich mein Amt übernommen hatte, abforbirt gemejen. 
Ich habe diefe Aufgaben als zu einem ſolchen Abjchlufje*), den fie in 
einem Menjchenleben überhaupt erreichen können, geführt betrachtet, 
wie das Neich nicht nur durch feine großen Kriege befeitigt, jondern 
auch durch die zehn Jahre, die darauf folgten, über die jehr gefähr- 
lichen und jehr jchwierigen Wege, in denen wir von**) der Gefahr 
übermächtiger europäifcher Coalitionen bedroht fein fonnten, hin— 
weggeleitet wurde, jo daß diefe Gefahr, wie Sie ſelbſt das Gefühl 
davon haben, jet geſchwunden ift; fie kann wieder auftreten, aber 
fie ift einftweilen bejeitigt. Es ift uns gelungen, auch da, wo wir 
durch die Fertigftellung des Deutſchen Neihs Verſtimmung und 
Bitterfeit binterlaffen mußten, schließlich freundſchaftliche Be: 





”) &. 57u, 
”) StB.: vor. 
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ziehungen, die weit über das, was wir zur Zeit des Deutſchen 
Bundes beſaßen, hinausreichen, herzuſtellen und zu gewinnen. 
Alſo meine Aufgaben, die ich mir vor meinem Dienſteintritt auf 
dem auswärtigen Gebiet geſtellt hatte, gaben mir in den letzten 
Jahren keine Berechtigung, keinen Vorwand mehr, meine Augen 
für die übrigen, für die mir auf dem inneren Gebiet erwachſenden 
Aufgaben zu ſchließen. Wenn ich dies ins Auge faſſe unter dem 
Geſichtspunkt der Frage: Was kann ich thun, um bei einem dem— 
nächſt vorauszuſehenden Rücktritt oder Aufhören meiner Wirkſam— 
keit das Reich gefeſtigter und vollendeter zu verlaſſen? ſo habe ich 
dieſe Aufgabe meines Erachtens niemals ſuchen können auf dem 
mir empfohlenen Gebiete, vielleicht eine Anzahl verantwortlicher 
Miniſter neben dem Reichskanzler zu ſchaffen — ich glaube, daß 
das umgekehrt das Reich weſentlich lockern und die Verantwort— 
lichkeit fir die Führung feiner Politik abſchwächen würde —'), 
ſondern ich habe fie geſucht in der Verbeſſerung und Vervoll— 
kommnung der inneren Reichseinrichtungen, in Verbeſſerung unſerer 
wirthſchaftlichen Zuſtände, in Verbeſſerung unſerer Finanzlage, in 
Befeſtigung unſeres inneren Friedens und in Vollendung der— 
jenigen Verfaſſungseinrichtungen, welche überhaupt noch unvollendet 
ſind, und zu denen gehört auf das Schreiendſte und Flagranteſte 
der Art. 33 der Verfaſſung, die Wohlthat eines einheitlichen Zoll— 
und Handelsgebiets, welche bisher der deutſchen Nation nicht zu 
Theil geworden iſt. Daß ein Kanzler, welcher aus Pflichtgefühl 
Alles thut und keine Anſtrengung ſcheut, um dieſe Vollendung zu 
erreichen, im Reichſtage einen energiſchen und die Grenzen des 
gewöhnlichen Parteikampfes überjchreitenden Widerjtand findet und 
gehindert wird, die nationale Aufgabe weiter zu führen, war mir 
damals unerwartet. Ich fand urfprünglicd mehr Unterftügung, nicht 
bei den Regierungen, wie heut bei der hamburgiſchen, ſondern 
umgekehrt im Parlament; heut zu Tage muß ich die Negierungen 
als die ftärkeren Bürgſchaften für die Erhaltung und Förderung 
der deutihen Einheit im Vergleich mit dem Parlament, mit dem 


Reichstage betrachten. 
| (Ch! oh! links.) 
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Im der Durchführung der nationalen Einheit jehe ih mid durch 
die Regierungen gefördert, aber durch den Reichstag gehindert — 
ohne Verſchulden des Einzelnen, es liegt das an der Zerfahrenheit 
unferes Fractions: und Parteilebens!) und in der Neigung, die 
beut zu Tage vorherrſcht, die Beſtrebungen, die ein Reichskanzler 
zur Vollendung unferer nationalen Aufgabe macht, als eine Bes 
drüdung des Schwachen, als eine verfafjungsmäßig unberechtigte 
Preſſion zu bezeichnen. Won diefer Neigung war in der Zeit, als 
wir zuerft die deutſche Einheit im Norddeutichen Bunde ſich an— 
bahnen und bilden jahen, ganz und gar feine Rede; wenn damals 
ein Mitglied jolde Schwierigkeiten gemacht hätte, wie fie jet in 
der Hamburger Frage gekommen find: unter dem allgemeinen Un— 
willen hätte ev ſchweigen müfjen, meine Herren! 
(Oh! oh! linls.) 

So weit find wir zurücgefchritten in der Begeifterung für die 
deutſche Einheit! Und, meine Herren, Sie ftellen, wie das Glüd 
von Evenhall®), dieje deutſche Einheit auf harte Proben*) und 
ſcheinen mir bereit zu fein, fie auf noch härtere zu ftellen. Die 
Folge von dem Parteihader, der uns zerreißt, ſehen Sie darin, 
daß die Fractionen, die dem Deutſchen Reich nothwendig ihrer 
ganzen Tendenz nad) entgegen ftehen, beifpielsweije die polnifche, 
die dänifche, die welfifche, die franzojenfreundliche, will ich Tagen, 
in ihrer ganzen Ausdehnung wachſen, zunehmen umd gedeihen. 
Das wäre noch vor fünfzehn Jahren nicht möglich geweſen. Es 
ift fehr leicht, die Regierung anzuklagen, es ift jehr leicht, deshalb 
zu jagen: Nehmt liberale Minifter, — nun, meine Herren, wir 
werden ja, wenn Sie bereit find, darüber veven fünnen — dann 
wird man ums bereit finden! Ich bin überzeugt, es liegt nicht an 
der Regierung, jondern es liegt an dem Ueberwuchern des Partei= 
haders und des Fractionshafjes, wie er dem deutſchen Charakter 
eigenthümlich iſt. Wir haben ja acht Fractionen, von denen Feine 
einzige eine Majorität bilden kann, und von denen feine im Stande 
iſt, auch nur mit der nächſt benachbarten gemeinſchaftlich ein 


. 57b, 
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pofitives Programm aufzujtellen; in der Negation deſſen, was 
die jeßige Negierung, deſſen, mas ich In Bethätigung meines 
Pflihtgefühle und mit Aufopferung meiner beiten Kräfte für die 
deutfche Nation unternehne, das zu verneinen, dazu ift eine 
große Majorität bald hHergeftellt; aber was fünnen Sie denn 
Pofitives leiften? Für welches pofitive Programm haben Sie eine 
Majorität in diefem Reichstag? Glauben Sie nicht das, was Die 
Zeitungen itrthümlid von mir behaupten, daß mich in diejem 
Ausdrud der Beſorgniß — ic) kann wohl fagen des Unwillens 
über diefe Anfhauung der Gegenwart über meine Leitungen das 
Gefühl leitet, ale ob ich perſönlich verlegt wäre, als ob ich per— 
fünlid etwa einen Dank vermißle, auf den ih Anſpruch gemacht 
hätte. Ich habe nie in meinem Leben auf Dank Anſpruch ge: 
macht, ich habe ihn nie erwartet, ich habe ihn auch nicht verdient, 
denn id) habe niemals um Dank gehandelt, ſondern habe einfach 
meine Schuldigfeit gethan, Niemand zu Liebe, nichts weiter; und 
wer feine Pflicht thut, ift ein getreuer Knecht‘), hat aber feinen 
Anſpruch auf Danf. Ein folder Anspruch liegt mir außerordent: 
ih fern. Sch habe gelernt, ohne den Danf der Welt zu leben, 
ih babe ihn erworben und verloren, ich habe ihn wieder ge: 
mwonnen, ich habe ihn wieder verloren — ich made mir gar Nichts 
daraus, (Heiterkeit.) 
ich thue einfach meine Pflicht. Wenn Sie irgend Jemand für die 
deutſche Einheit Dank ſchuldig ſind, ſo iſt es der Kaiſer und ſein 
Heer: der Kaiſer, der als König von Preußen feine Eriftenz, feine 
Krone dafür einfehte, das Heer, welches unter einer intelligenten 
Führung, aber auch mit großen Leiſtungen, wie fie felten find, 
fih*) ſchlug; diefen find Sie Dank für die deutiche Einheit und 
das Deutiche Reich Ichuldig, mir in fehr geringem Maße, und auf 
das geringe Maß, was etwa vorhanden ift, verzichte ih. Nehmen 
Sie an, daß der böhmijche Krieg mißlang, daß diejer zur Ent: 
Iheidung der deutſchen Verhältnifje, zur Durchhauung des gorbi: 
hen Knotens, in deſſen Verſchlingung wir feit langen Jahrhun— 


*) StB.: fie. 
1) Bgl. Ev. Matth. 25, 21. 
Bismarde politiide Reden. IX. N 


28. Pl. 1881 


28, 11.1881. 
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derten lagen, leider nothwendige Bürgerkrieg für Preußen ver— 
loren ging, jo war ja ganz klar, daß ih, wenn ich überhaupt nad) 
diefem Vorfall lebendig meine Heimath wiedergejehen hätte, der 
allgemeine Sündenbod war, der Verbreher, der das Vaterland 
leichtfertig ins Verderben geführt hatte, und alle die Dvationen — 
das habe ich mir beim Einzuge von 1866 gejagt —, wäre es 
anders gegangen, wären in ihr Gegentheil umgeſchlagen. Es 
drückte fi einer meiner Kameraden auf dem Schlachtfeld jo aus: 
„Die alten Weiber hätten Sie zu Haufe mit Bejenftielen todt- 
geichlagen.“ Das Verdienft nehme ich aljo nicht an, ich hatte 
meine Exiſtenz, meine Ehre und Zukunft, mein Gewiffen, möchte 
ich fagen, eingefegt gehabt für das Gelingen deffen, was gelungen 
iſt. Ich hatte meinem Heren denjelben Rath ertheilt, der zum Guten 
ausgefhlagen ift, aud wenn er nicht fo ausſchlug. Nehmen *) 
Sie an, woran ich viel unjchuldiger war**), der franzöfifche Krieg 
mißlang, wie rajch wäre gejagt: Daran ift allein der leichtfinnige 
Kanzler Schuld, deſſen politiſche Verirrungen, deſſen Ehrgeiz allein 
hat das Vaterland in das Verderben diefes unglüdlihen Krieges 
geftürzt! das allgemeine Verdammungsurtheil wäre jehr raſch ges 
wejen, wie ja jegt ſchon die jüngſten Wendungen erkennen laffen, 
dazu kenne ich die öffentliche Meinung genug. 

Alſo mein Verdienft und meine Bemühungen waren in beiden 
Fällen, wenn dieje Kriege gelangen oder mißlangen, ganz dies 
jelben, und mißlangen fie, gewiß wäre ich dann dem allgemeinen 
Haß und der Verfolgung, vielleicht Schlimmerem, zum Opfer ge 
fallen. Nun find fie gelungen, meine Herren, das ift das Ver— 
dienst des Heeres, mir iſt Niemand Dank jduldig, und wer von 
mir behauptet, id) erwarte ihn, der verleumdet mich, — ich habe 
meine Pflicht gethan und weiter Nichts! 

(Bravo! rechts.) 

Nach einer kurzen ſachlichen Ausſprache des Abg. Meier (Bremen), 
der Namens feiner politiſchen Freunde eine vorurtheilsloſe Prüfung 
der Vorlage nad ihrer financiellen und wirthſchaftlichen Seite in der 
Commiſſion verhieß, nahm der Abg. Yasfer das Wort. Die Nede 


*) &. 58a. 
**) Die Worte: „woran ich viel unſchuldiger war“ beziehen ſich auf das. 
nachgeftellte Subject: „der franzöfiiche Krieg”. 
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— war ihm erſchienen wie eine „Anklage der ſchwerſten 28. 11, 1881. 
die Nation und gegen den Reichstag“, als Habe fie fich 

fanzler gegenüber nicht genügend dankbar bewiefen. Er fühlte 

Pr et diefen Vorwurf von Nation und Reichstag abzumälzen 
und ihn als ungerecht zu bezeichnen in Anbetracht der Ehren, mit denen 
der Reichskanzler überhäuft worden fei. Auch der Reichstag habe ſich bei 
allen Herausforderungen des Neichsfanzlers nie verleiten laſſen, in gleicher 
Sprade die Antwort zu geben, nimmermehr fünne von ihm verlangt 
werben, feine Ueberzeugung zu opfern aus Nüdfiht auf den leitenden 
Staatsmann. Sinn und Bedeutung der legten Wahlen fei, daß das 
wählende Volt verftanden habe, „mit feinem Danfe, mit feiner Anerfen: 
nung, mit der höchſten Anerfennung vor feinem erſten Staatsmann zu- 
‚gleich die eigene Selbftändigfeit zu wahren und das Verfahren Derer 
gut zu heißen, welche nach bejtem Wiffen und Gewiffen hier votiren und 
ſich nicht verleiten lafien, .. . eine Partei Bismard sans phrase zu 
bilden“. Den Widerftand der liberalen Partei gegen jeden Drud auf 
Hamburg rechtfertigte er mit der feit 1867 eingetretenen Veränbe- 
rung der gegenfeitigen Beziehungen der deutihen Staaten und mit 
dem Hinweis auf die Heimlichfeit der diplomatiihen Actionen des 
Reichs lanzlers, der „die wihtigften Dinge“ dem Neichstag ala „Ge: 
heimniß“ vorenthalte. Die Zerfplitterung der Parteien gab er dem 
Reichs lanzler Schuld, der die pofitiv wirkenden Parteien aus einander 
getrieben habe, in der Hoffnung, eine meue gei—hmeidigere Bildung 
ſchaffen zu lonnen. Aber er gab der Hoffnung Ausdrud, daß aus der 
Auflöfung der Parteien eine große liberale Partei hervorgehen werde, 
Die zu pofitiver Arbeit bereit fei und ein Bollwerk bilde „gegen die 
zerftörende Kraft, die feit längerer Zeit ſchon bei uns gewirkt habe 
und jest mit erfchredender Macht offenkundig geworden ſei.“ Negativ 
freilich — das verkündete er — müffe ſich die liberale Partei gegen 
die hie Vorlagen des Neichstanzlers verhalten, da fie ent- 
weder den Stempel der Unausführbarkeit an der Stirn trügen oder 

nicht genügend erwogen eridienen; aber er begrüßte es mit Freuden, 
daß der Neichsfanzler neulich davon gefprohen habe, ſich ganz auf das 
Auswärtige zurüczuziehen, und juchte ihn in diefer Abficht zu beftärten 
mit bem Hinweis darauf, daß bei ihm jehr wohl vertreten jei, was 
die deuiſche Nation an Macht und Klugheit gebraude, um die Ge: 
legenheit zu benutzen nicht aber die „ungeheure Summe ſittlicher 
Momente, welche eine Nation nicht entbehren Fönne, um zu der ganzen 
En ihrer Fähigkeiten zu gelangen.“ Auch für diefen Sag nahm er 
Beweis aus den Wahlen, durch welche die auf die Förderung 
der materiellen Intereſſen gerichtete Volitif der Regierung eine offene 
a erfahren hätte, Der liberalen Partei, für die die 

Nation fich erklärt habe, mies er die Aufgabe zu, den geſchädigten und 
mit ungenügenden Bürgfchaften verfehenen inneren Frieden nieder her— 


BE | 
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3, 11.1881. zuftellen und zu befeftigen und dur „Wiederaufjudung der Grund- 
lagen des ewig leitenden Nechts die Befjerung des eigen dh — 
herbeizuführen”. Die mit lebhaften Beifallsäußerungen der 
belohnte Rede erhielt durch Fürft Bismard folgende rer 

Der Herr Vorredner hat unferer Discuffion noch eine weitere 
Unterlage untergefhoben, als fie, glaube ih, durd) meine Rede 
hatte, und mic dadurch genöthigt, auf einige feiner Anführungen 
noch zu erwidern. 

Er fing an mit dem Irrthum, den er, wie ich hoffe, ein— 
gejehen hat, als hätte ich mich über Mangel an Dank beffagt, der 
mir zu Theil geworden wäre für die einfahe Erfüllung meiner 
dienftlichen Pflicht), während ic im Gegentheil bier glaube in 
den unzweideutigiten Worten, die der Herr Vorredner überhört 
haben muß, erklärt zu haben, daß mir viel mehr Dank zu Theil 
geworden ift, als ich beanſpruchen konnte und als ich je erwartet, 
ja, ich kann wohl jagen, gewünfcht habe; es hat darin eine gewiſſe 
Webertreibung ftattgefunden und man hat viele Verdienſte, die 
anderswo lagen, bei mir geſucht und bei mir anerkannt; aber ich 
weiß nicht, was der Herr Worrebner unter dem Danfe, der mir 
im reihen Maße zugefloffen fein jollte, überhaupt verfteht. Wenn 
er darunter materielle Güter verfteht, die ich der Huld Sr. Majeftät 
des Kaifers verdanfe — ner 

(Oh! ins.) 


gut, ich entnehme hieraus, dab das ausgenommen ift, was mir 
ſehr angenehm ift. Wenn er darunter Chrenbezeigungen ver- 
fteht — ich habe in Blättern, die dem Herrn Vorredner nahe 


*) StB. 6la. 

%) Abg. Lasker: „Der Herr Reichslkanzler beklagt fich, oder vielmehr er 
erwähnt es nur, beklagt ſich nicht darüber, daß er auch einen genügenben Dank 
für feine große Wirtfamteit nicht erhalten habe. Gieichstanter Fürft Bit- 
marc: Im Gegentheil) Meine Herren, ich habe mic) fofort verbeffert, ber 
Herr Reichslanzler beflage fich nicht, er ftelle aber feit, daß ihm der Dank nicht 
gegeben werde. Mehrfache Rufe rechts: Nein, nein!) In diefem Falle mufi 
ich meine Bemerkungen hierüber zurüdziehen, da der Herr Reichslanzler auch 
dies nicht gejagt haben will, und id annehmen muß, daß meine Nieberfchrift 
und mein Gehör mic) getäufct haben. So lafjen Sie mid, denn unabhängig 
hiervon .... feftftellen, daß ich feinen lebenden Staatsmann lenne und vielleicht 
auch in der Geſchichte feinen anderen Staatsmann weiß, der jo mit der Dant+ 
barkeit der Nation überhäuft worden ift, wie der Herr Neichälangler ... Mehr 
u thun ift die Nation nicht im Stande, als fie gethan hat“ (StB, 58b), 
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ftehen, unter Anderem angeführt gefehen, ich wäre „mit Ehren und 
mit Gütern” überhäuft worden, — die „Kölnifche Zeitung” fagte das, 
(Hört! hört! links.) 
man hätte „mir Statuen gefchaffen”. Meine Herren, meine Ehre 
fteht in Niemandes Hand, als in meiner eigenen, und man kann 
mich damit nicht überhäufen; die eigene, die ich in meinem Herzen 
trage, genügt mir volljtändig, 
(Bravo! redts.) 
und Niemand ift Richter darüber und kann entjcheiden, ob ich fie 
habe. Meine Ehre vor Gott und den Menjchen ift mein Eigen: 
thum, ich gebe mir jelbit fo viel, wie id) davon glaube verdient 
zu haben, und verzichte auf jede Zugabe. Was aber die „Statuen“ 
anbelangt, jo muß id) ihm doch jagen, daß ich für diefe Art von 
Dank gar nicht empfänglid bin. Ich wäre in der größten Ver: 
legenbeit, wenn ich beilpielgmweife in Köln wäre, mit welchem Ge: 
ficht ih an meiner Statue vorbeigehen follte; 
(Heiterfeit.) 
ih*) erlebe das mitunter in Kilfingen, es ftört nic) in Promenaden: 


28. 11. 1881 


verhältniffen, wenn ich gewiſſer Maßen foſſil neben mir daftehe. Jh 


glaube, man könnte eben fo viel von Orden jprechen u. f. w. 
Der Herr Vorredner hat ferner behauptet, ih könne nicht 
verlangen, daß die Herren von der Oppofition mir „ihr Gemifjen 
und ihre Ueberzeugung“ opfern ſollten). Wer verlangt denn das 
von Shnen? Umgelehrt, Sie verlangen es von mir. Wie ift denn 
unjer Verhältniß? Ich made Borlagen, und Sie find in der 
Berechtigung, fie abzulehnen. Anftatt fie einfach abzulehnen, machen 
Sie mir die heftigften Vorwürfe darüber, daß ich diefe Vorlagen 
made. Ich kann doch nur Vorlagen nad) meiner Ueberzeugung 
maden. Sie verlangen alſo von mir, ich joll meine Ueberzeugung 
verleugnen und mid in irgend welchen Fractionsdienſt begeben und 


*) ©. 61b. 

1) Abg. Laster: „So viel Rüdfiht ſchicklicher Weiſe genommen werden 
fann, fo viel Rüdfiht foll genoinmen werden auf die hiftorifche Größe ihres 
eriten Staatsmannes. Aber, was wir nit lönnen, meine Herren: unfere ge- 
wifienhafte Pflicht dürfen wir auch nicht einen Augenblid bei Seite fegen, 
um dadurch eine größere Befriedigung dem Herrn Neichäfanzler darzubieten“ 
(StB. 58b). 
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28. 11.1881. ich folle meine Vorlagen jo einrichten, wie fie beftimmten Fractionen 
willtommen find, — und jchreien über Gewalt, über Kanzler 
dictatur*) und Abfolutismus, Kanzlerabfolutismus, Minifterial- 
dietatur und was dergleichen mehr ift, während ich mich doch auf 
das verfajjungsmäßige Necht, ich kann wohl jagen, die verfafjungs- 
mäßige Pflicht beſchränke, Ihnen Vorlagen nad) Ueberzeugung zu 
machen, und Ihr Recht, fie zu Eritifiren, zu amendiven, abzulehnen, 
zu verwerfen, noch niemals in Zweifel gezogen habe. In diejen 
Mebertreibungen über unfere Zuftände, in diefen Redensarten von 
Abſolutismus, von allen diefen Worten, die fih ja einftellen, wo 
Segrifte fehlen), (Oo! lints.) 


wie Neaction, Abfolutismus, Hausmeier und dergleichen, 
(Heiterkeit) 

da fehlt bloß noch die gewöhnliche Litanei dahinter: Junker und 
Pfaffen, Erbunterthänigkeit, Jagdfrohnden und was dergleichen 
mehr ift, kurz und gut, die ganzen fofjilen Meberrefte der — id) 
möchte jagen — Liasformation, um mit Sceffels Gedichten zu 
fprechen ®), des deutichen Liberalismus und des deutſchen Philifter- 
tbums in Heinen Städten, alle die Ungebeuerlichteiten, die denen 
als möglich vorfehweben, die werden mir gleich auf den Leib ge: 
redet, wenn ich einfach nach meiner Neberzeugung Vorlagen made, 
mit der befcheidenen Bitte, fie in Erwägung zu ziehen und, wenn 
fie Ihnen gefallen, fie anzunehmen, wenn fie Ihnen nicht gefallen, 
fie abzulehnen, und wenn Sie glauben, daß fih daraus Etwas 
machen läßt, fie zu amendiren, Meine Ueberzeugungen foll ich 
aufgeben Herrn Lasfer zu Liebe. Ich gebe die Tendenz zu Ab: 
jolutismus, zu Vergewaltigung fremder, verfaffungsmäßig beredh: 
tigter Meberzeugungen dem Herrn Vorredner einfach zurüd. Die 
liberalen Fractionen, oder beffer die freihändleriihen Fractionen 
wollen mir einfach verbieten, nach meiner Weberzeugung Vorlagen 
zu machen, fie wollen, ich foll mit meinen Vorlagen als Knecht 


*) StB.: Kanzeldictatur. 
") Goethe, Fauft I 4, Studirzimmer, ®. 1641. 1642: 
Denn eben wo Begriffe fehlen, 
Da ftellt ein Wort zur rechten Zeit ſich ein. 
Scheffel, Gaudeamus: Der Ichthyoſaurus. 


u 


— 
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in Barteidienfte treten von irgend einer Fraction !). Sie find alle 28. 11. 1881 
meine lieben Freunde, (Heiterkeit. 
jobald ich einen Pact mit ihnen jchließen will und meine Perſon 
und meinen Einfluß zur Verfügung einer Fraction ftelle. Sie 
haben mid) aber alle angefeindet bis aufs Blut, von den Eon: 
fervativen bis zu den äußerften Liberalen, das Centrum nicht aus- 
geſchloſſen, ſobald ich ihnen den Willen nicht thue; id) habe mit 
allen Fractionen in meinen Leben, wie ich glaube, in Vertretung 
der Einheit und des Fortfchritts der deutichen Nationalentwidlung 
zu fämpfen gehabt und bis aufs Meſſer — kann ich wohl jagen. 
Es ift mir fein Vorwurf, der mich perfönlich Fränfen oder politifch 
discreditiren Fönnte, von irgend einer Fraction erjpart worden, mit 
der ich gerade im Kampfe gelebt habe. Der Herr Vorredner hat 
aljo auf das Publicum den Eindrud machen wollen, als übte id) 
irgend einen Gemwiljensdrud dadurh”), daß ich hier Vorlagen 
machte — iſt der Ton unſerer Borlagen etwa drohend, vergemwalti: 
gend mit irgend welchen verfafjungswidrigen Mitteln? Sind Sie 
nicht vollftändig im Genufje Ihrer Rechte, Ihre Commilfionen zu 
wählen, zu prüfen, zu verwerfen? ja, im Genuſſe des deutjchen 
Urrechts?), von den Miniftern jo ſchlecht zu Tprechen, wie Sie 
wollen bei der Gelegenheit? Es werden Ihnen ja gar feine Schranken 
gezogen. 

Der Herr Vorredner führt als ein Moment gegen meine Be: 
ftrebungen den Ausfall der Wahlen an’). Ka, meine Herren, auch 


*) S. 62a. 

1) D. i. die Fractionen. 

2) Bgl. Bd. VII 366. 

3) Abg. Laster: „... Möge mir der Herr Reichskanzler ein offenes Wort 
nit verübeln: Was die deutfche Nation an Macht, an Klugheit braucht, um 
die Gelegenheit zu benugen und Günftiges daraus zu ziehen, das ift bei den: 
Herrn Reichskanzler jehr wohl vertreten, aber die ungeheure Summe fittlidher 
Momente, melde eine Nation nicht entbehren kann, um zu der ganzen Höhe 
ihrer Fähigkeiten zu gelangen, die kann nit aus einem Kopfe genommen 
werden, jondern die Vertreter der Nation in ihrer Geſammtheit find berufen, 
ein Spiegelbild von den ethiſchen Anſprüchen des Volles zu geben. Man nennt 
die jetzige Zeit eine Zeit der materiellen Intereſſen, und die Regierung und 
ihr Gefolge haben viel gethan, um die Nation von ihren idealen Geſichtspunkten 
abzuziehen; mit alleiniger Ausnahme der Befeltigung des Deutichen Reich 
haben die Regierung und ihr Gefolge auf die Förderung der materiellen Inter: 


28. 11. 1881. 
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wenn die Wahlen wirflih eine liberale Mojorität an die Sonne 
gefördert hätten, jo fönnte ich deshalb doch meine Weberzeugung 
nicht ändern, ich Fönnte zurüdtreten, ich fönnte fragen, ob die Herren 
nun bereit feien, fih mit Sr. Majeftät dem Kaifer darüber zu 
einigen, und ihr Programm jelbft durchzuführen, aber meine Neber- 
zeugung würde doc) diejelbe bleiben, und Sie fönnten in der 
That eine wirkliche große Majorität gewonnen haben, fo würde 
ich dennoch, fo lange ich Reichsfanzler bin, es für meine Pflicht 
halten, Ihnen diejelben Vorlagen zu maden, die ich Ihnen in 
diefer Seffion gemacht habe im Namen des Kaijers oder machen 
werde, und Ihren Ausiprud; darüber, Ihre Anfhauung in Ruhe 
zu gewärtigen; aber zur Beruhigung meines Gewiſſens brauche ich 
immer die Quittung Ihrer Ablehnung, und die können Sie mir 
ja geben, ich werde nicht einmal böfe darüber fein. Aber ich 
glaube, der Herr Vorredner überfhägt die Bedeutung der Wahlen — 
id) meine die letten — in ihrer Tragweite, und ihm find die Er— 
gebniffe nicht in allen ihren Phaſen genau bekannt, jonft würde 
er ſich doch darüber nicht täufhen, daß, ganz abgefehen von dem 
zufälligen Gefammtrejultat von mehr als hundert Stihwahlen, wo— 
bei eine Zwangslage für die Wählenden geſchaffen ift — ganz ab⸗ 
gejehen von dem zufälligen Nejultat der definitiven Wahlen doch 
au ein Feines Gewicht darauf zu legen ift: wie viel Wähler 
haben denn bei der erften Wahl, wo die Ueberzeugungen völlig 
frei zum Ausdrud kamen, ſich für die eine oder andere Nichtung 
ausgefprohen? Der Vorredner hat gemeint, die wirthſchaftlichen 
Vorlagen wären von „der Nation” — id) weiß nicht, was er damit 


effen wie auf das ausſchließlich berechtigte Object unſerer politiſchen Erwägungen 
bingemwiefen, aber die Nation hat aud) hierauf eine Antwort gegeben; fie will 
ihre Theilnahme an der Politit nicht auf die Befriedigung der materiellen 
Interefen einfehränfen laffen. Die Antwort der deutfchen Nation ſcheim in 
der That Mar genug. (Heiterkeit rechts.) IC weiß, das Nefultat der Wahlen 
wird auch anders gedeutet, aber feine Nehnungsfünfte werden Sie über den 
wahren Sinn der Wahlen wegbringen ... Wollen die Deutjchconfervativen 
mit ihren 50 Mandaten ber dreifach überlegenen Zahl der Liberalen noch nicht 
das Anerfenntniß geben, daf die Nation fie verworfen hat? Berworfen, nicht 
etwa, weil die Nation die Berechtigung des confervativen Gedanlens zurückweiſt, 
fondern weil fie erfannt hat, daß diefe Art von Politik, welche die confervative 
Partei... . ſich angeeignet Hat, mit dem Conſervatismus nicht das Mindefte 
gemein hat“ (StB. 60a/b). 


Gewinn und Berluft der Parteien bei den Wahlen. 121 


meint, vielleicht die Meininger Wähler, die ihn gewählt haben !) — 
wären von „der Nation” verurtheilt worden ?). Liegt denn in 
irgend einer Wahl eines Gentrumsmitgliedes, eines Conjervativen, 
eines Freiconfervativen, ja felbit eines Nationalliberalen noth: 
wendig eine Verurtheilung der wirthſchaftlichen Stellung der Negie: 
rung? In diefer liegt der politiſche Schwerpunkt. Cine joldye 
Berurtheilung liegt nur in den fecelfioniftiihen Wahlen, weil die 
Herren diefer Fraction ja den Freihandel und alle Gegenfäge der 
Reformen, die ich anftrebe, an die Spiße ihres Programms ge— 
jtellt haben. Wenn wir prüfen, wie viele Wähler haben fih am 
27. October für die eine oder andere Seite ausgeſprochen, jo 
fommen wir zu den merkwürdigen Rejultat, daß die einzige größere 
Fraction, die überhaupt einen Zuwachs an Stimmen erhalten hat, 
die deutfcheonfervative ift. 
(Heiterfeit links.) 

‘a, meine Herren, lachen Sie nachher; wer zulegt lacht, lacht am 
beften; warten Sie nur no ein wenig. Ich kann Ihnen hier 
eine vergleichende Weberfiht der Abjtimmung vom 27. October 
geben. Es gibt wahlberechtigte Wähler im Deutichen Reich 
9 Millionen rund. Bon denen haben 1878 geftimmt 5760000; 
im Jahre 1881 troß der leidenjchaftlichen Agitation ?s Millionen 
weniger; 666000 Wähler mehr als im Jahre 1878 haben ſich der 
Wahl überhaupt enthalten, fie fonnten alfo bei feiner Fraction 
gezählt werden. Bon den zur Vergleihung fonımenden Parteien 
will ich zuerft die zahlreichite erwähnen, die große liberale Bartei; 
fie bat im Jahre 1881 am 27. October 34000 Stimmen weniger 
befommen als 1878. Ta fehen Sie die Stimme der „Nation“ ®). 
Die Nation, wo es fih um Majoritäten handelt, entjcheidet auch“) 
niit einer Mehrheit von 1 gegen 1000 Stimmen. Die große 


*) ©. 62b. 

I) Lasker war Vertreter des Wahlkreiſes Sonneberg: Saalfeld. 

2) Abg. Lasker: „Die mirthichaftlihen Pläne der Regierung find jajt 
in jedem Wahlfreife zur Sprache gefommen, und ganz überwiegend bat fich 
da3 Land von ihnen abgewendet, weil, was man heraushörte, nur unbeſtimmte 
Verſprechen waren” (StB. 60a). 

3) Abg. Laster: „Die Nation hat ung jeßt die Mittel gegeben, daß 
wir uns organifiren können, ... und wenn die liberale Partei ... dieſes 
Mandat der Nation auszuführen weiß“ ꝛc. (StB. 60b). 
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28.11.1881. liberale Partei ift aljo um 54000 Stimmen zurüdgegangen in 
der Schägung der „Nation“. Nach den amtlichen Nachrichten haben 
für das, was früher Nationalliberale, Fortfehrittspartei und liberale 
Gruppe hieß, im Jahre 1878 54000 Wähler mehr geftimmt, als 
im Jahre 1881 für die liberale Gefammtheit, die heut zu Tage ge— 
bildet wird aus der liberalen Gruppe, den Nationalliberalen, den 
Secefjioniften und dem Fortſchritt. Es ift aljo bier das Nefultat 
nur das, daß die Nation der liberalen Partei in Erinnerung ge 
geben hat, fie möge ſich weniger mit politifchen und mehr mit 
wirtbichaftlichen Fragen befchäftigen, indem fie ihr 54000 Stimmen 
weniger gegeben hat, als das vorige Mal. In Bezug auf die 
Geſammtheit der Conftellation machte dies feinen Eintrag, es hat 
nur eine Verſchiebung innerhalb der großen liberalen Partei nad 
links ftattgefunden. 

Die Möglichkeit, eine confervativ:liberale Majorität zu bilden, 
die ich zu meinem Ruhme erftrebt habe, und welchen Betrebens 
ich mich nicht ſchäme, wie der Herr Vorredner anzunehmen ſchien H, 
hat fich weſentlich verringert, indem das Schwergewicht innerhalb 
der großen liberalen Partei zu weit nach links hin ausgefchlagen 
iſt. Ich will auf die Wahlen und auf die Einflüffe, die hierbei 
ſtattgefunden haben, heut nicht eingehen; die werden ein anderes 
Mal beſprochen werden, das wird fi) finden. Die „liberale Gruppe” 
iſt zurücgegangen von 156000 auf 153000 Stimmen in der 
erſten Abjtimmung, aljo unbedeutend, die Nationalliberalen find 
zurücgegangen von 1330000 auf 640000. Da liegt haupte 
fächlich der Umſchlag. Die Seceffioniften, die ſich ausfonderten 
aus den Nationalliberalen, weil ihnen die Nationalfiberalen viel 
leicht zu national und nicht liberal genug waren, die bilden ja 
einen Theil diefes Ausfalles, ein anderer Theil mag anders weg— 
gegangen fein. Die Seceffioniften haben bei den Wahlen im 
Jahre 1878 mod) nicht eriftirt und haben diesmal 370000 Stimmen 
befommen, die früher in den nationalliberalen Stimmen enthalten 
waren. Der Fortſchritt hatte 385000 Stimmen und hat jegt 
653000, aljo mehr: 268000 auf Koften feiner liberalen Collegen 

*) Abg. Laster: „Der Herr Reichskanzler wird nicht in Abrebe ftellen, 


daß er Jahre lang den Gedanken verfolgt bat, eine fiberal-confervative Mebr- 
beit berzuftellen“ (StB. 596). 


Gewinn und Berluft der Parteien bei den Wahlen. 123 


Die liberale Gelfammtpartei hat gehabt das eine Mal, wo allerdings 
fleine Zifferirrungen möglich find in den Einern, aber nicht weiter, 
rund 1750000 Stimmen vor drei Jahren und diejes Jahr 1664000, 
jie find aljo in ein niedrigeres Hunderttaufend gefommen, und, 
meine -Herren, ih möchte Sie bitten, die Liberalen, diefe Stimme 
der Nation doch wohl zu beherzigen, die Ihnen ans Herz legt, in 
ih zu gehen und zu überlegen, ob der Weg, den Sie wandeln, 
der richtige fei. Sie haben dies Mal troß einer gewaltigen Agitation 
in der Gejammtheit an Stimmenzahl 54000 verloren; Ihren 
Hauptgegnern, den Deutichconfervativen, find 120000 Stimmen 
zugewadjen, fie find von 13 Procent der Wähler im Jahre 1878 
auf 17 Brocent Wähler im Sabre 1881 gekommen. Ind das ift 
die Bartei, die der Herr Vorredner belehren will, fie jolle die 
Stimme der „Nation“ ihrerfeit3 beherzigen und von dem Weg 
ablaffen, auf dem fie wandelt! Das Gentrum, To blühend feine 
Macht ift, hat auch von der einen Wahl zur anderen einen Verluft 
von 142000 Urwählern zu verzeichnen; die Polen, die vier Stinimen 
mehr bier unter uns haben, als fie früher hatten, haben 15000 
Urmwählerftimmen verloren, fie hatten 210000 vor drei „Jahren 
und haben jet 194000. Die Socialdemofraten — und da möchte 
ich die Herren doch bitten, zu erwägen, ob nicht eine Fleine Ver: 
muthung dafür ſpricht, daß einerjeits das Socialiftengefeß, anderer: 
jeitö das Entgegenfonmen der Negierung, um denjenigen, die der 
Verführung, der jocialdemokratiiden Aufwiegelung ausgefegt find, 
ihre Eriftenz zu erleichtern, ob die beiden Elemente nicht zufammen 
etwas dabei thätig gemwejen find, wenn die Socialdemofraten von 
437000 auf 311000 gefommen find; fie haben aljo 125000 
Stimmen verloren und haben nody 311000, ſie haben alfo fünf 
Zwölftel*) defjen verloren, was fie jekt noch haben — doch ich 
wid mid bier in Rechnungen nicht einlaffen —, fie haben jest 
311000 und haben verloren 125000. Die Volkspartei ift eine 
weſentlich neue Einrichtung, fie hat 37000 Stimmen gewonnen. 
Im Uebrigen aber find die Einzigen, die aus der Wahlſchlacht mit 
dem gehobenen Gefühl ihrer Anerkennung durch die Nation hervor: 
gegangen find, die Deutichconfervativen. — 

— (Heiterkeit links.) 

*, 5. 638. 
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Ya, Sie lahen darüber, aber das find ehr ſchlagende Wahrheiten, 
denn die Ziffern find amtlich, fie liegen unantafibar vor, es haben 
in der That bei der jüngften Wahl 120000 Urwähler mehr für 
die Deutfhconfervativen geftimmt als bei der Wahl von 1878, die 
Partei hat alfo einen eminenten Fortichritt gemacht. Die gefammten 
Liberalen haben einen zwar Heinen, aber immerhin einen Rückſchritt 
gemacht, und Sie wifien, daß eine Majorität von 10050 gegen 10049 
immer Majorität bleibt; die Liberalen aber find um 54 000 Stimmen: 
längen in ber legten Wahl gefchlagen. Das conftirt amtlich. 

Das wollte ich auf die „Stimme der Nation“ erwidern, mit ſolch 
pomphaften Nedensarten muß man nicht zu freigebig fein, wenn man 
nur an der Spige von einigen Taufend Meininger Wählern fteht. 

Der Herr Vorredner hat ferner verftanden, ich hätte behauptet, 
im Jahre 1867 hätte Niemand wagen dürfen, mit einem ſolchen 
Widerftand gegen nationale Beftrebungen aufzutreten, wie ich es 
im vorigen Jahre bier in der Discuffion über die Vervolftändigung 
der nationalen Zollpolitit gefunden habe‘). Das habe ih nicht 
geſagt, ich habe behauptet, man hätte es nicht gewagt, diefes „dürfen“ 
ift eine Heine Verfhärfung meiner Aeußerung, die ich nicht an- 
nehmen will. Die Hamburger Debatte im vorigen Jahre”), — 
der Widerſtand, den ich gegen die nationalen Zollbeftrebungen, 
gegen die Zolleinheit im vorigen Jahre bei den Debatten gefunden 
babe mit den Mitteln, die dabei angewandt find, wäre 1867 nicht 
möglich geweſen, der wäre bei dem damals heiß brennenden natio- 
nalen Gefühl erftidt und bejeitigt worden, das behaupte ich auch 
nod) heute. Wir find zurüdgegangen, wir find heruntergefommen 
und willen, wenigftens Viele von uns, felber nicht wie‘). Mir 
aber ift es Har, daß wir heruntergefommen find; das, was bas 
Schwert uns Deutſchen gewonnen hat, wird durd die Prefje und 
die Tribüne wieder verdorben. 


!) Abg. Laster: „Der Herr Reichskanzler hat ferner erflärt ...., man 
hätte im Jahre 1867 nicht wagen dürfen, wenn er jelbft Preffionen verfucht 
hätte, biejen einen foldhen Widerftand entgegen zu ftelfen, mie dies heute gefchehe 
(StB. 59a). 

?) Bol. Bo, VIIL 170 ff. 

>) Qal, Goethe, Schäfers Klagelied: 

Ich bin heruntergefommen, 
Und weiß doch felber nicht wie. 
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Der Herr Vorredner hat ferner wiederholt die Andeutung 
eines anderen Vorredners '), als hätte ich eine „Preſſion“ gegen 
Hamburg ausgeübt, als ob Hamburg mit Gemwalt gemaßregelt 
wäre?). Ya, welche Gewalt denn? Dergleihen Worte find leicht 
lancirt, und man glaubt dann, daß irgend etwas Unrechtes paſſirt 
ift. Die Gewalt, die ich geübt habe, die ich pflichtmäßig geübt 
babe, beiteht darin, daß ich dem Staate Hamburg erklärt habe: 
Sobald ihr das nad unferer erften Abrede proviforiiche Ab— 
fommen als ein definitives behandeln wollt, dann müſſen alle 
diejenigen Gutmüthigfeitsconceflionen, die wir Euch in der Ned: 
nung gemadt haben, daß dies ein Provijorium jei, und daß 
Ihr uns freiwillig und ehrlich mit dem Definitivum entgegen: 
fommen würdet, um Art. 33 der Verfaſſung zur Wahrheit zu 
machen, die müfjen dann in Wegfall kommen. Das ift auch noch 
heute meine Üeberzeugung, daß jolche anomalen Einrichtungen, wie 
wir fie in Hamburg provijorifch getroffen haben, nicht beitehen 
fönnen, jobald es fich um definitive Einrichtungen handelt”). Das 
Rei) und der größte Staat im Neid, Preußen, fünnen nicht die 
Berantwortlichkeit übernehmen, eine unvollfonnmene Ausführung 
der Verfaſſung durch ihre Connivenz zu unterftüßen, und wenn 
die Verfagung diefer Connivenz oder der Fortſetzung diefer Con: 
nivenz eine „Preſſion“ ift, dann bleibe ich jtets bereit, fie zu üben. 
Ich erinnere nochmals daran, daß die Prejfionen in den Jahren 
1866 und 1867 ganz anderer Natur gemwejen find”); wenn die 
geheimen Acten darüber mal zu Tage lommen würden, jo würden 
Sie dies daneben eine ſehr unſchuldige Sache finden gegen das, was 
nothwendig war, um die deutiche Einheit überhaupt zu jchmieden. 
Zur Beleitigung diejer vorübergehenden Erleichterung des Ueber— 
gangszuftandes ift das Reich vollfommen bereditigt, und ich pro- 
teftire gegen den Ausdrud „Preſſion“, gegen den Ausdrud „Starke 
und Schwache“. Ich thue auch in dieſer Frage einfach meine 


*) StB.: handle. 
*) ©. 63b. 
1) Des Abg. Windthorſt. 
2) Abg. Laster: „Nicht gegen den Anſchluß von Hamburg haben wir 
uns aufgelehnt, fondern gegen die Methode und gegen die Mittel, welche eben 
den Charakter einer Preſſion an fi trugen” (StB. 59a). 


28. 11. 1881. 


94. 11. 1881. 


126 II. Deutfeher Reichstag. 17. Nov. 1881 bis 30. Januar 1882. 


Schuldigteit als Reichskanzler, und die werde ich auch künftig nad 
vollen Kräften thun, um den Art, 33 zum Abjchluß und zur Er- 
füllung zu bringen. Es ift miv eine Freude, dabei die Unter- 
ftügung der hamburgiſchen Negierung gefunden zu haben, die ihrer- 
ſeits einfichtig genug ift, um den Vortheil und die Anterefien ihres 
Staates richtig zu beurtheilen, und deshalb jagte ich vorher"), id) 
babe in der Förderung der deutſchen Einheit in den legten Jahren 
mehr Unterftügung bei den Negierungen als beim Reichstage ges 
funden. Vergegenwärtigen Sie fih nur den Kampf über Ham— 
burg im vorigen Jahre hier; der hat mich eigentlich viel mehr ent- 
muthigt als die legten Wahlen. Wenn ich ſah, welche Leute — und 
mit weldien Argumenten — fi dagegen wehrten, daß eine ganz 
zweifellos nationale Einrichtung ihrer Vollendung entgegen geführt 
werde, jo Fann ich jagen, das war ein trauriger, niederſchlagender 
Eindrud, den ich aus diefen Neichstagsverhandlungen damals mit- 
genommen habe, wo die Fractionslandsmannihaft weit über die 
deutiche Landsmannſchaft ging. 

Der Herr Vorredner hat geklagt über diplomatifche Geheim- 
niffe, er hat angenommen, daß das, was ich vorhin über die Ham— 
burger Verhandlungen bei Einrichtung der Verfaſſung gefagt hätte, 
nicht öffentlich gemacht worden wäre, und der Herr Vorredner hat 
daraus, daß das nicht öffentlich wäre, eine Berechtigung geglaubt 
ableiten zu fönnen, die Negierung ohne Sachkenntniß, ohne 
Kenntniß diefer Vorgänge angreifen zu können ?). Meine Herren, 
es iſt das ein Prineip, welches ich nicht zugeben kann; über Dinge, 
die man wicht weiß, ſoll man lieber ſchweigen, nicht aber jagen: 


. 0. 8. 111f. 

*) Abg. Laster: „Ich laſſe dahingeftellt, wenn der Herr Neichstanzler 
die Mittel zur Erörterung bringen und nachweiſen will, daf fie feine Preffion 
geweſen find, daf fie bloß ein Ausflug gewejen wären von demjenigen, was 
im Jahre 1867 feftgeftellt worden ſei. Diefen Einwand würde ih im vollſten 
Mafe gelten laſſen, wie es in der That überrafchend für mich heute geweſen 
ift, zu hören, daß über den Beitritt Hamburgs, über die Modalitäten, über den 
Betrag, der an Finanzmitteln Hamburg zu Gebote geftellt werden follte, ſchon 
im Jahre 1867 Verhandlungen gepflogen worden wären. Aber wir werben 
von allen diefen treibenden Momenten gar nicht in Stenntnif gefeht ..., bie 
wichtigften Dinge werden als Geheimnik uns vorenthalten, und wie werden 
nur befannt gemacht mit den Erjheinungen, wie fie zu Tage treten, am beften 
unter Neberrafhung und unter plötlicher Action” (StB. 59a). 
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‚Hätte id) das gewußt *), würde ich nicht jo gefprochen haben. Es hat 
feine Geheimnißfrämerei von unferer Seite ftattgefunden. Ich 
glaube mich vielmehr zu erinnern, daß ich daffelbe, was ic) heute 
darüber jagte, und was Herr Lasfer nicht Fannte, ſchon ein Mal 
auf diefer Stelle gejagt habe — ich meine, daß ich bei der vor- 
jährigen Hamburger Debatte davon geiproden habe’) und aufer 
mir Andere, auch 1867; ich glaube ſogar, daß ich die Summen 
von jehs und zehn Millionen jchon damals genannt habe —, ih 
werde Recherchen darüber anordnen, aber ein Geheimniß lag nicht 
vor. In vielen Recueils hätte der Vorredner das leſen fönnen: 
wenn er nicht genug lieft, dann follte er auch weniger reden. Es 
ift das fein Geheimniß gewefen. 

Der Here Vorredner hat mir vorgeworfen, daß ich die Frae— 
tionen in ihrem foliden Bau zerftört hätte?). Ja, ich babe jede 
Fraction jhon bekämpfen müſſen, jede Fraction, jobald ich mich 
ihrer Unterftügung bedient habe, hat bald die Neigung gehabt, 
die Kaiferlide ſowohl wie die Königlich preußiiche Negierung in 
ihren Dienjt zu nehmen. Die confervative Fraction hat damit 
angefangen und hat mir die Bundesgenoſſenſchaft aufgefagt, als 
ich verlangte, daf die Politif im Rathe des Königs und nicht in 
der Fraction gemacht werde. Mit der Centrumsfraction bin ich 
durch die hiſtoriſche Entwidelung, weniger durd meine Schuld, 
als die Herren annehmen, weſentlich durch die Polonifirungsvers 
ſuche in unferen polniſchen und ſchleſiſchen Yandestheilen, in einen 
Kampf gerathen, der an Bitterkeit Nichts zu wünjchen übrig läßt, 
der aber jofort bejänftigt worden wäre, jobald ich mich erboten 


SB.: gejagt. 

') Bl. Bo. VIIL 176 ff. 
>) Abg. Laster: „Der Herr Reichslanzler Hat ſich bellagt, es rühre alle 
0. Degeneration ... des Neichätags in nationaler Beziehung her von dem 
ei Warteihader, von der Zerjplitterung der Parteien, von der Anreisung 
der Zeivenihaften gegen einander. Sollte der Herr Reichskanzler ... nicht 
einmal die fich vorgelegt Haben, ob er nicht vielleicht ſelbſt einen Theil 
rt daß Vieles, was feſt im Deutjchen Reich, namentlich was 
in Nepräfentation gewefen, zeriplittert worden und die Feſtigleit nur 
üft bei Denen, welche ihm Oppofition leifteten? Der Herr Reichslanzler 
mar €8 ja..., der die pofitiv wirkenden Parteien, die ganz oder doc zum 
‚heil feine Unterftügung waren, aus einander getrieben hat in der Hoffnung, 
‘ee mürbe eine neue, geihmeidigere Bildung ſchaffen können” (StB. 59b). 
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28. 11.1881. hätte, in den Dienft der Fraction zu treten. Von Seiten der 
nationalliberalen Fraction habe ich wejentliche Unterftügung gehabt, 
bis die Herren fanden, ihres Unterftügens der Negierung wäre 
nun genug, fie wollten, ich jollte num die Fraction unterftügen. 
So drehte fih die Sache im Jahre 1878, Ich will diefen do- 
lorem ') heute nicht*) erneuern, das führte uns zu weit in der 
jpäten Stunde, aber ich conftatire nur vor dem Lande: Nicht ich 
babe die nationalliberale Fraction angegriffen, fondern fie hat mir 
das Bündniß aufgefündigt und hat mich erft dilatoriſch, dann kühl, 
dann abwehrend umd feindlich behandelt. Dabei ift es namentlich 
der Führer, der legte Vorredner, der Herr Abg. Laster gewefen, 
der wejentlih meine Beziehungen zur nationalliberalen Partei 
untergraben hat durch die Art feiner Oppofition, duch den Ton, 
den er öffentlich hier gegen mid) anſchlug — ich erlaubte mir da= 
mals den Ausdrud „abfanzeln“, den ich nicht wiederholen will, 
ſondern nur als biftorifche Neminiscenz*) —, und demnächſt ift 
ein Blatt, was ich den Todtengräber der Partei nenne, die „Natio— 
nalzeitung“, an der Entfremdung ſchuld. Ich habe ſchon ein Mal?) 
über den verderblichen Einfluß diefer Zeitung hier geklagt, aber 
bei den Herren, deren Intereſſen fie zu vertreten vorgab, feinen 
Anklang damit gefunden, Der Bruch volljog fih damals, als 
mir im Preußiſchen Yandtag die natürlichſten Dinge abgeſchlagen 
wurden, die nachher Anderen mit Leichtigkeit bewilligt wurden, 
lediglih um auf mich einen Drud zu üben, damit ich mich fügen 
jollte; als man mir damals auch jeden Beiſtand bei der Neubil- 
dung des Minifteriums verfagte und ein gewiſſes Fractionsverbot 
ausgegangen war, mit mir in Verhandlungen zu treten; 

Heiterkeit.) 
als man mir die erfte jocialiftiiche Vorlage ablehnte und als man, 
jobald die Wahlen eröffnet waren, aus Zorn über die Auflöfung, 
mic feindlich angriff, wogegen ich mid, natürlich wehrte, Die 
Herren find darin noch gerade, wie alle Menſchen find: Jeder— 
mann glaubt, fein Schlag fei erlaubt, aber daß der Andere fich 


*) ©. 64a. 

') Schmerz, Klage. 

*) Bgl. Bd, VIIL 148. 
’) Bat. Bo, VII 375. 
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wehrt und wieder ſchlägt, gilt nicht. Ich bin nur defenfiv vers 28. 11. 1881. 
fahren gegen die nationalliberale Fraction, 
Heiterkeit.) 

Ich bin mit derfelben in eine mir nicht erwünfchte, von mir nicht 
erftrebte Stellung gefommen. Die Gefälligkeit, daß ich durch die 
Auflöfung eine Nüdficht auf diejenigen Herren nahm, die gegen 
die erfte Socialiftenvorlage geftimmt haben, ift unverftanden ges 
blieben. Ich konnte dem Anftandsgefühl nicht zumuthen, daß die— 
ſelben Herren, ohne durch die Läuterung einer Neumahl gegangen 
zu fein, nun wenige Monate jpäter gerade das Gegentheil von 
ihrer Abftimmung bethätigen follten, nachdem inzwiſchen nur der 
Unterfchied vorlag, daß von zwei Mördern der zweite Erfolg ge 
Habt hatte und der erſte nicht. Ich konnte doc nicht glauben, 
daß dieſer vein äußerliche Erfolg die Ueberzeugung der abftimmen- 
den Herren hätte ändern können. Ich mußte annehmen, daß die 
Ueberzeugung in ber Erfenntniß unferer Situation, wie fie ji bei 
der Hodelſchen Vorlage ausgeiprohen hatte, den Herren überhaupt 
und bleibend eigenthimlich war. Es war von meiner Seite ein 
Entgegenfommen, für das id) Dank verdient hätte, wenn ich ihnen 
Gelegenheit gab, geänderte ,Anfichten durch die Neuwahl und die 
Meinung der Wähler zu motiviren. Ich habe das jchon damals 
in den Conjeilfigungen ausgejprodhen, daß ich den Herren Ge- 
legenheit gab, fi dur das Bad einer Neuwahl die Möglichkeit 
des Wechſels ihrer Anfiht anzuſchaffen, — das liegt in den Acten 
vor. Ich habe damals erklärt, es fei eine Zumuthung, die man 
den Herren nicht machen fann, daß fie, ohne daß fie ihre Wähler 
befragen Eonnten, nun das Gegentheil von dem votiren jollten, 
was fie bei der Hödelſchen Vorlage mit großer Majorität votirt 
hatten; — es war eine Minorität von nur 75 damals, bie für 
die Annahme des Socialiftengejeges ftimmte. — Für dieſe Gefällig- 
feit, die id) hatte, ihnen*) das Geſchäft der Zuftimmung zu er: 
leichtern, babe ich allerdings wenig Dank gefunden. 

Wenn**) id) mit dem Fractionsweien im Kampf gewejen bin, 
Dann tt es immer in Vertretung des Reichs gegen die Fractionen, 





”) St8.: Ihnen. 
”) ©. 64b, 
Sie mar as politijhie Neben. IX. 9 
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des nationalen Patriotismus gegen den Fractionsparticularismus 
geweſen. Nach meiner Weberzeugung — Sie mögen ja eine andere 
haben — jucht Jeder bisher die Nation nur in feiner Fraction 
und hat die Ueberzeugung, daß die Nation nur von feiner Fraction 
gut regiert werden würde, Dabei hat aber feine Fraction die 
Möglichkeit, eine Majorität zu bilden, auch feine hat hinreichende 
Bundesgenofien, mit denen fie ein pofitives Programm aufftellen 
könnte. Es wäre unter folden Umftänden jede patriotijche Rück— 
fit dafür fprechend, dab Sie den Befigftand des Reichs, für den 
Sie feinen Erfag bieten können, einftweilen reſpectiren und nicht 
in der Weife, wie es in der Prefie, in Wahlen und Wahlpro- 
grammen gejchehen ift, verfuchen, mich perjönlich zu discrebitiren 
in meiner Stellung und diefelbe zu untergraben und mir zu vers 
leiden. 

Wenn ich vorhin jagte, ih made auf Dank feinen Anſpruch, 
fo habe ich damit doch nicht jagen wollen, daß ich nicht ein ge— 
wiſſes Wohlwollen in der deutjchen Nation erwartet hätte, eine 
nachſichtige und wohlwollende Beurtheilung; aud die Statue, die 
mir in Köln gefegt ift, hatte mir durch den Ausdruck bes Wohl- 
wollens, der darin lag, einen angenehmen Eindrud gemacht. 
Nachdem mir aber diefes Wohlwollen in Wegfall gefommen, und 
vielmehr dieje Leiftung mir vorgehalten worden ift als eine Quit⸗ 
tung dafür, daß ich meinen Dank weg hätte, da hat eine Statue 
für mic auch feinen Werth mehr, und ich würde fein gutes Wort 
geben, um deren Abbruch zu widerfprechen. Und jo geht es auch 
mit den Eindrüden, die ih von den Wahlen gehabt habe — nicht 
das Ergebniß der Wahlen hat mich entmuthigt, denn auf dergleihen 
war ich gefaßt, Es war ja für mich ein außerordentlich günftiges, 

Heiterkeit.) 
daß die Leute, die mich unterftügen, um 120000 Stimmen zus 
nahmen, und diejenigen, die theils entſchieden, theils ab und zu 
mich befämpfen, um 54000 Stimmen abnahmen; mehr fann man 
in dieſer ſchlechten Zeit wohl nicht verlangen, und nicht das ift es, 
was mich ſchmerzt. Aber die Art von bitterer Bosheit, von Geifer, 
Gift und Galle, die über mich ausgefchüttet ift in den Wahlpro— 
grammen und Wahlreden, das hat mir einen verlegenden und, ich 
darf wohl jagen, niederſchlagenden Eindruck gemacht. Ich bin auf 
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jo viele verleumderiſche Hegereien meiner Perfon gegenüber nicht 
gefaßt geweſen, wie fie ausgejprochen worden find, und zwar nicht 
bloß von Leuten niederen Vildungsgrades, jondern von jolden, 
die hoch in der Bildung und auf anderen Gebieten hoch in Ans 
jehen ftehen, und die mich verleumden, als ob id dem Abfolutiss 
mus zuftrebte, und die mir Verfaſſungsbruch — alſo Lügen, 
Heuchelei — öffentlich vorwerfen, recht gebildete Leute, die über 
eine zweitaufendjährige Vergangenheit ein hiftorifches Urtheil fich 
beifegen‘), was doch einiger Maßen an Glaubwürdigkeit verliert, 
wenn man fieht, wie fie blind für die Erfcheinungen der Gegens 
wart find. 

Der Herr Abg. Laster hat alfo meine Thätigkeit auf dem 
auswärtigen Gebiet auch anerkannt, hat mir aber die Befähigung 
auf dem Gebiet der inneren Politik gänzlich abgeſprochen und hat 
feine Befriedigung darüber geäußert, daß id) ja bereit wäre, mid) 
auf das Altentheil des Auswärtigen zurüdzuziehen?). Ich möchte 
doch bitten, darüber nicht mit jo voller Sicherheit ſchon einen 
Schluß zu ziehen; (Heiterkeit) 


— id warte ab, wie fi) die Abftimmungen bei uns geftalten 
werben, benn auf bloße Wahlprogramme und Wahlliften hin kann 
ich Feine definitive Entſchließung fallen und dem Kaifer die Unter 
lage fiir ſolche machen. Ich muß abwarten, wie fi die*) Ab: 


*) ©. 65a. 
') Anfpielung auf Th. Mommſen, ſ. u. zum 24. Januar 1882, ©. 226. 
*) Abg. Laster: „Die Nation hegt nicht entfernt den Wunfd ..., dab 
eye Neichötanzler feine bedeutende Kraft dem Vaterlande entziehe, aber 
Herr Neichslanzler hat heute mit voller Ueberzeugungstraft den hödjften 
— öffentlichen Wirkfamkeit in das verlegt, was er zu Gunſten 
Deutihlands dem Ausland gegenüber gethan Hat; mit gleicher Klarheit und 
Heberzeugungäftaft die Verbienfte darzulegen: was außerhalb der Verfafjungs- 
geftaltung der Herr Neichöfanzler für den inneren Ausbau bes Reichs gethan 
ſcheint mir, ift ihm nicht gelungen, und daraus würde die Folge zu 
wie id) zu meiner Freude gehört habe, daß der Herr Reichskanzler 
feine Erwägung geftellt hat, daß, wie die Umftände ſich aud) wenden 
Be jedem Falle die auswärtigen Angelegenheiten nad) wie vor vers 
merbe zur Bewunderung der Welt... Was aber die mannigfahen 
complicirien Bebürfniffe des inneren Staatstebens betrifft: die Ordnung 
en te lann ber Herr Reichslanzler nicht aus feiner Perfon allein 
... ein Mann ift nicht im Stande, die Bedürfnifje des Landes ganz 
‚bie befte Weife ihrer Befriedigung zu beftimmen“ (StB. 60a). 
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ſtimmungen bier geftalten, dann erſt werbe ich mich über die Zus 
funft äußern fönnen. Aber id möchte doch wiffen, warum mir 
der Herr Abgeoronete jedes Urtheil über innere Politik abſpricht. 
Er hat gejagt, ein Mann kann nicht Alles beurtheilen. Ja, das 
möchte id ihm zurüdgeben; es gibt feine Sache, über die wir nicht 
fihere und competente Urtheile von dem Abg. Laster hier ſchon 
gehört hätten. Sollte id nicht das auch fönnen, was der Herr 
Abg. Lasfer kann? Ih halte mich nicht für begabter als den 
Durchſchnitt der Menſchen, aber auch nicht für unbegabter. Ich 
glaube, was Eure Alba können, das fann auch Carl, nicht mehr‘). 
Der Herr Abgeordnete möge mir die Vergleihung feiner mit Alba * 
verzeihen; allein er glaubt Alles beherrihen zu können, er gibt 
bier ein ſicheres Urtheil als Abgeordneter über jede Frage, innere 
und äußere; feine Neben find jchneidig und vernichtend für den 
anbersdenfenden Gegner, er hat ein Urtheil über alle inneren An- 
gelegenbeiten und auch noch dazu auf einem Gebiete, auf dem ich 
mir niemals angemaßt habe, mitzureden, auf dem juriftiichen Ge— 
biet, — fein umfaffender Geift ftellt damit den meinigen in 
Schatten; ich aber bin feit zwanzig Jahren als Minifterpräfident 
und Kanzler genöthigt, mich mit allen inneren Fragen zu be- 
ſchäftigen, meine Unterfehrift dazu zu geben und fie alfo, jo viel 
ich Zeit hatte, zu prüfen; da möchte ich ihn doch um die Nachficht 
bitten, daß auch meine gegen die jeinige weit zurüditehende und 
von Haufe aus geringer veranfchlagte Befähigung durch diefe 
zwanzigjährige Schulung und Disciplin eine gewiſſe Gewohnheit 
des Urtheils fiber diefe Dinge erlangt hat, und daß ich fein Ber: 
diet über meine Unfähigkeit, mit der ich geboren bin, ja vollftändig 
annehme, aber doch durch mein Amt ein Menjchenalter hindurch 
gezwungen geweſen bin, mich mit manden Dingen auch im Innern 
vertraut zu maden; ic) habe Manches gehört, ich leſe mit Nutzen, 
Heiterkeit.) 
— kurz, id habe mic; gezwungener Weife etwas vorgebildet, auch 
für die Beichäftigung mit der inneren Politif; id bin auch durch 


’) Dal, Schiller, Don Carlos IT 2, 8. 1104. 1105: 
Garlos: Jeh fühle mid. Was Jhre Alba leiften, 
Das fann auch Carl. Und Earl kann mehr. 
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meine Vergangenheit in der Lage geweſen, Landwirthſchaft und 28. 11. 1881. 
Fabriken zu betreiben, ich habe die Welt von jehr vielen verſchie— 
denen Seiten jehen können, von oben und aus der ländlichen Ein- 
famfeit her, der Herr Abgeordnete Fennt fie nur aus der Studir- 
ſtube, und ich möchte bitten, daf er mir geftattet, auch wenn ich 
zu weiter Nichts brauchbar bin, dod der Anwalt des praktifchen 
Lebens bei ihm zu fein. Grau, möchte ich ihm fagen, ift die 
Theorie, und grün allein des Lebens goldner Baum ), unter dem 
ich meine Erfahrungen gefammelt habe. Außerdem Tann Niemand 
über fein Vermögen und jeine Kräfte hinaus; wenn ich unzuläng— 
lich bin, jo ſchaffen Sie mir meinen Abſchied, aber „in Gnaden“, 
vom Kaifer, dann lafje id Sie Ihre ganze innere Politik ſelbſt 
beforgen. Es handelt ſich bei uns nur um Meliorationen, um 
feinen nothwendigen Zwang der Nenderung. Die Meliorationen, 
die ich vorfchlage, wenn Sie fie nicht wollen, wenn Sie feine 
Vollendung unferes Zolliyftems wollen, wenn Sie feine Verbeſſe— 
rung der Armenpflege wollen, feine Erleichterung von Gemeindes 
faften und von directen Abgaben, wenn Sie die Zölle abſchaffen 
wollen und dafür die Clafjenfteuern verdoppeln und verdreifachen, 
jo thun Sie es doc, ich werde fie hoffentlich bezahlen Fönnen und 
ich werde den status quo?) aushalten, id) mag Minifter fein oder 
nicht Minifter fein. Wenn Sie unjere Vorlagen ablehnen, jo 
werden die Meliorationen, die die Neichsregierung nach dem Willen 
Sr. Majeftät des Kaifers anftrebt, unterbleiben müſſen; dabei ift 
von Tyrannei und Abjolutismus nicht die Nede; aber die Ver— 
antwortung dafür, daß dieſe Meliorationen unterbleiben, weile ich 
von mir ab, und meine ganze öffentliche Thätigkeit wird dahin ge— 
richtet fein, die Verantwortlichkeit dahin abzulenken, wohin fie gehört. 
(Bravo! rechts.) 
Aud von Seiten der Abg. v. Malgahn-Güly und Dr. Windt- 


Bush, wurde gegen die Anmaßung proteftirt, die liberalen Wähler als 
„Nation” zu bezeichnen. Der Abg. Richter (Hagen) deutete in 





) Goethe, Fauft I 4, Stubirgimmer, ®. 1684. 1685: 
Grau, theurer Freund, ift alle Theorie, 
Und grün des Lebens goloner Baunt. 
Das gleiche Eitat Bd. VII 178. 
*) Den gegenwärtigen Zuſtand. 
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einer mit vielerlei Invectiven gegen den Reichskanzler gefpidten Rede 
das Ergebnif; der Wahlen als günftig für die liberale Partei und als 
eine Niederlage für die wirthidaftlihen Plane Bismards. In per 
ſonlicher Bemerkung erwiberte der Abg. Lasker: „Der Herr Reichs: 
Tanzler hat unter Bezugnahme auf die „Kölnifche Zeitung“, welche mir 
„nahe jtche*, wie er fih ausbrüdte, angenommen, ich hätte mir einen 
Ausdrud der „Kölniihen Zeitung“ aneignen wollen, daf die Nation 
an Gütern und Ehren den Reichslanzler reich bedacht habe. Ich erkläre 
zunächſt, daß ich in Feiner Beziehung zur „Kölnifhen Zeitung“ ftehe, 
und wenn der Herr Neichsfanzler die politiihen Verhältnifje genau 
Iennte, würde er wifjen, daß die „Kölnifche Zeitung“ vermuthlic ihm 
viel näher fteht als mir. Und fachlich wäre ich nicht geneigt, jenen 
Sat mir anzueignen; es würde meinem Gefühl nicht entſprochen haben, 
an Derartiges zu denfen, als id vom Dank der Nation ſprach. Als⸗ 
dann hat der Herr Neichsfanzler in längerer Ausführung fih dagegen 
gewandt, da ich ihm in Angelegenheiten der inneren Politil jedes 
Urtheil abgefprochen hätte, und anfnüpfend hieran hat der Herr Reichs: 
Tanzler in humoriftifcher Weife feine Weberlegenheit dargeftellt. Ich 
babe weder jene Worte gebraucht, noch den untergelegten Sinn mit 
meinen Worten verbinden wollen. Ich habe wörtlich gejagt, daß der 
‚Herr Neichsfanzler in den inneren Angelegenheiten nicht im Stande fei, 
aus feiner eigenen Perfon alle Kenntnif und alle Information zu 
ihöpfen ... Der Herr Neichsfanzler hat alfo einen Sat hingeftellt, 
von welchem aus es leicht war, mir eine humoriftiiche Erwiderung zu 
Theil werden zu laſſen.“ 

Der Gejegentwurf über den Zollanſchluß Hamburgs wurde an 
eine Commiffion von 21 Mitgliedern verwiefen. Dieſe unterzog die 
Vorlage einer eingehenden Prüfung und beantragte dann ihre An: 
nahme mit der Modification, daß als $ 1 die Beltimmung aufgenom: 
men werde: 

Auf das Freihafengebiet der Hanſeſtadt Hamburg, weldes 
durd den Antrag derjelden auf Einſchluß in die gemeinſchaft⸗ 
liche Zollgrenze nicht berührt wird, findet Art. 34 der Neichs« 
verfafjung fortdauernd Anwendung. 

Der Neichstag trat am 20. Januar 1882 in feiner 30. Sigung 
auf Grund des Gommiffionsentwurfs in die zweite Verathung ein; 
das Ergebnig war Annahme der Gommiffionsvorjchläge und einer 
Nefolution folgenden Wortlauts: 

„Die Erwartung auszujprehen, daß in Gemäßheit bes 
zwiſchen dem Bundesrathe und dem Senate der Stadt Hamburg 
auf Grund des an den hanfeatifhen Herrn Minifterrefidenten 
gerichteten Schreibens des Herrn Reichslanzlers vom 27. Mai v. J. 
erzielten Einverftändnifjes — die Befreiung von jeder zollamt⸗ 
lichen Behandlung für die zwifchen der See und dem Freihafen- 
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gebiet Hamburg und umgefehrt unter Zolflagge und «Leuchte 

i Schiffe eine dauernde Einrichtung fein werde, 
und daß diefelbe, falls fie ſich fpäter als ungeeignet erweijen 
follte, nur durch eine ſolche Einrichtung erſetzt werde, welche 
eine größere Erſchwerung des Tranfitverfehrs nicht mit ſich 


Nachdem der Reichstag in dritter Berathung am 23. Januar 
1882 die Beichlüfje der zweiten Berathung mit großer Mehrheit an 
genommen hatte, erhielt am 16. Februar 1882 der Entwurf geſetz- 

e 2 





5. Sitzung des Deuffchen Reichstags 
Dienftag 29. November 1881. 


Die Aeußerungen des Neichsfanzlers in der 4. Sitzung des Reichs- 
tags über das Wahlergebnif gaben dem Abg. Nidert Veranlafjung, 
in der 5. Sitzung, am 29. November 1881, gegen die mitgetheilten 

if Aufftellungen Einfpruc zu erheben. Er beftritt die Authen- 
ieität der Zahlen, vorbehaltlich näherer Belehrung, und richtete an 
die Vertreter der Bundesregierungen die Frage, wer die vom 
Reichslangler als amtlich bezeichnete Statiftit aufgeftellt habe. Sollte 
die Bufammenftellung des „Neihsanzeigers’ den Mittheilungen des 
Kanzlers zu Grunde gelegen haben, jo müſſe er deren Nichtigleit ber 
zweifeln. Nah feiner Zufammenftellung feien für die fogenannten 

iften nicht 370000, fondern zwiſchen 430: und 450000 Stim: 
men abgegeben worden; aud das Plus von 120000 Stimmen für 
die deutſcheonſervative Partei müſſe er bezweifeln, da in der Statiftit 
des „Neichsanzeigers“ Männer, die entweder der Neichspartei oder gar 
ber liberalen Partei angehörten, für die deutjchconjervative Partei in 
Anſpruch genommen würden. Zum Schluß bat er um Ueberweiſung 
der amtlichen Statijtif an den Reichstag, um diefem die Möglichkeit 
einer Gontrole zu geben. Staatöminifter v. Boetticher fagte bereit: 
die Erfüllung des zuletzt geäußerten Wunſches zu, erflärte aber 
daß die Angaben des Reichsfanzlers auf den amtlichen Ermitte: 
des Statiftiichen Amts beruhten und daf nur für etwa ficben 
je eine officielle Beftätigung der vorläufigen Nachrichten aus: 
ftehe. Ergänzend bemerkte Fürſt Bismard*): 

‚ch erlaube mir, die Aeußerung meines Herrn Nachbarn noch 

in einem Punkte zu vervolltändigen, in Anfnüpfung an die wenigen 
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Worte, die ich von der Aeußerung des Herrn Vorredners gehört 
habe. Derjelbe zog die Authenticität bes „Neichsanzeigers“ in Zweifel, 
Das mag dabingeftellt fein. Es handelt fih bier nicht um die, 
fondern, wie wir foeben gehört, um die Authenticität der Angaben 
der Wahlcommiffarien, reſp. des Statiſtiſchen Bureaus. Er ber 
hauptete, daß die Partei, für welche er ven Namen „Seceffioniften“ 
perhorrescirt ') — ich habe aber nicht genau vernommen, wie die 
Herren eigentlich fünftig genannt zu werden wünſchen, ich bin gerne 
bereit, jeden Namen zu gebrauhen, — alfo er behauptet, daß 
feine Fraction feinen Nachrichten zufolge über 400000 Stimmen 
gehabt hätte und nicht 370000. Meine Herren, ic) bitte doc, fich 
zu erinnern, daß ich geftern einmal gejagt habe: In Bezug auf die 
Details bis in die Einer hinein kann ich nicht einftehen, — ich 
habe runde Summen überhaupt gegeben; aber daß ich außerdem 
ausdrüdlich bevorwortet habe die Wahlen vom 27. October. 
Es haben hundert Stihwahlen ftattgefunden. In den Stihwahlen 
befindet fich aber der Wähler in einer Zwangslage, er kann nicht 
frei für den Mann feiner Wahl ftimmen, er ift genöthigt, für 
Einen von Zweien zu ftimmen, von denen ihm der Eine weniger 
als der Andere unlieb ift, aber vielleicht Beide unlieb. Die Stich— 
wahlen fälfehen deshalb das urfprüngliche Bild der Stimmung der 
Gefammtheit der Wähler; ein joldes kann nur entnommen werden 
aus der Wahl, die am 27. October ftattgefunden hat, und über 
die lautet die amtliche Ziffer, welche auf die Herren von der Partei 
des Herrn Nedners gefallen it, 370000. Sie ift nachher durch 
die Nothlage der Wähler in den Stihwahlen auf 420000 ges 
wachjen. Auch diefe Statiftit habe ich hier vollftändig. Das ift 
aber etwas ganz Anderes, da haben eine Menge vielleicht für die 
Secejfioniften geftimmt, weil diefe Partei ihnen noch vorzuziehen 
ſchien im Vergleich zu der anderen, für die allein fie die Wahl 
hatten, aber durchaus nicht, weil fie von Haufe aus diefer — freis 
händleriſchen Partei, wie ich fie nad meiner Auffafjung einmal 


») Abg. Ridert: „Beiläufig gefagt, wäre es gut, wenn der uns gegebene 
Spottname der Seceffioniften feinen Eingang fände in die Aeten des Neichs- 
tags; wir haben uns niemals als Seceiftoniften bezeichnet, wir find liberale 
Männer umd gelten in den Acten des Reichstags als Mitglieder der liberalen 
Vereinigung” (StB. 7b). 
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nennen will, zugethan waren und für dieſelbe geftimmt haben 
würden, wenn fie freie Wahl gehabt hätten. 

Ich möchte Sie bitten, ſolche amtlihe Angaben nicht fo ohne*) 
Weiteres anzuzmweifeln und als ber Verification bebürftig hin- 
zuftellen. Sie haben es mir im vorigen Jahre hier und in der 
Preffe vorgeworfen, wenn ich die Amtsführung in verfchiedenen 
Städteverwaltungen fritifirt und angezweifelt habe!); aber von 
Ihnen werben doch auch die amtlichen Wahlcommiffäre, die ihrer- 
jeits amtliche Berichte erftattet haben, jo hingeſtellt, als ob ihre 
Nachrichten an und für ſich verdächtig wären und nicht fo ohne 
Weiteres angenommen werben fönnten, als ob das Statiftifche Bureau 
eine politifche Tendenz hätte, die bei der Reichsſtatiſtik nie vor— 
‚gefommen ift — bei anderen Statiftiten mag dies allerdings ber 
Fall geweſen fein. (Hört, Hört! links.) 


In die Neihsftatiftit hat fich diefe Neigung nie eingejhlichen, und 
ich bitte daher, bis auf weitere Feititellungen dieſe Angaben ala 
amtliche anzunehmen und die amtlichen Leiftungen bei der Reichs— 
behörbe nicht in diefer Weiſe in Zweifel zu ziehen, ohne weitere 
Unterlagen dafür zu haben, als die Verdrießlichkeit über die 
anna (Heiterkeit.) 





Der Abg. Nidert erklärte ſich mit der Bezeichnung „Freihändle: 
sie Partei“ für die Mitglieder der „liberalen Vereinigung“ einver: 
ftanden, denn er und feine Freunde feien nicht in der Lage gewefen, 
Meinungen und Ueberzeugungen zu wechſeln, wie der 

er, der früher mit Herm v. Minnigerode als Vorkämpfer 

die [öpolitif eingetreten ſei. Die Zweifel an der Richtig: 

it der. Mftatiftit hielt er aufrecht; nach feinen Ermittelungen feien 

i den Wahlen am 27, October nicht 370000, fondern 437000 oder 

mehr Stimmen auf die fogenannten „Seceffioniften” gefallen. 

tendenziöfen Charakter bei der Aufitellung anzunehmen, liege 

fern, doch wünjche er, daß dem Neichstag die Möglichkeit der 

role gegeben werde durch Zumeifung des Materials. Fürft Bis: 
‚erwiderte**): 
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Ich kann nur die Verfiherung wiederholen, daß diefes Ma— 
terial dem Reichätag vorgelegt werden und Alles darüber mit: 
getheilt werden wird, was wir haben. Ich ergreife nur nochmals 
das Wort, um den Herrn Vorrebner und den Neihstag darauf 
aufmerffam zu maden, daß jelbft dieje kurze incidentielle Debatte 
nicht vorübergehen kann, ohne daß fie benugt wird, um gegen mid 


Berjönlich CEachen und Widerſpruch links.) 


und gegen meinen politiſchen Charakter Inſinuationen zu richten, 
Sie haben eben gehört, der Herr Vorredner hat mir vorgehalten, 
er gehöre im Vergleich mit mir nicht zu den Leuten, die ihre 
Ueberzeugung raſch wechſeln. Er hat gejagt, ich fei früher Frei— 
händler geweſen; er macht mir den Vorwurf, daß ich meine Ueber: 
zeugung mit leichtfertiger Schnelligkeit wechjelte, — ift das etwa 
fein perjönlicher Vorwurf? Weshalb alſo diefe unarticulirten Töne, 
mit denen Sie meine Beſchwerden darüber ſoeben begrüßten? Der 
Vorwurf ift höchſt perfönlih und ſachlich vollftändig überflüffig. 
Es kommt nicht darauf an, was für eine Sorte Menſch id bin, 
ob ich leichtfertig oder zuverläffig bin, es fommt darauf an, ob 
meine Vorlagen gute und richtige find; die haben Sie zu prüfen. 
Ich muß aber feit zwanzig Jahren immer hören: „Der Herr Minifter- 
präfident hat gejagt“ ?). — Nun, mag er Unfinn geredet haben, 
es fragt fi immer nur, ob feine Vorlage gut ift; fachliche Dis— 
euffion ift beinahe nie geweſen. Es ift immer bei der Kritif meiner 
Perſon verblieben, bei dem Verfuh, mich in Widerſpruch zu 
bringen mit meiner Vergangenheit. ch könnte dem Herrn Vor— 
redner darauf antworten; delicta juventutis meae ne memineris!®) 
denn es ift ſchon lange her. Aber ich will lieber wiederholen, — 
was ich in Bezug auf diefen Punkt ſchon öfter gejagt habe, und 
was damit endlich abgethan fein fönnte, jo daß id bitten darf, 
doch der Verſuchung zu widerftehen, die Debatte immer wieder auf 
das perjönlice Gebiet zu lenken und an mir jelbit herumzumäfeln 
und herumzunörgeln. Ich habe ſchon gejtern wiederholt, id habe 
ſchon oft gejagt ®): Ich bin die erften fünfzehn Jahre meiner minifter 
3) Bl, Bo. VII 232, 


®) Gedenfe nicht der Sünden meiner Jugend, Pfalm 25, 7. 
®) Bol. Bd, VII 371 ff. 
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riellen Thätigkeit von der*) auswärtigen Politik abſorbirt geweſen 
und habe es gar nicht für meinen Beruf gehalten, mich um die 
innere Politik des Reichs weſentlich zu bekümmern, auch nicht die 
Zeit dazu gehabt, ich habe angenommen, daß das Innere in guten 
Händen wäre. Nachher bin ich, da mir die Hände, die ich für gut 
hielt, abhanden kamen, genöthigt geweſen, mir die Sache ſelbſt 
anzuſehen, und habe gefunden, daß, wenn ich bis dahin in verba 
magistri geſchworen hatte, die thatſächlichen Reſultate den Vorauss 
jegungen nit entipraden**), die unferer Gefeggebung zu Grunde 
gelegen hatten. Ich habe den Eindrud gehabt, daß wir unter dem 
feit 1865 eingeführten Freihandeliyftem der Auszehrung verfielen, 
(Sehr richtig! rechts.) 
die durch den Blutzufluß der Fünfmilliardencontribution einige Zeit 
aufgehalten wurde, und daß es nothwendig fei, hier eine Remedur 
eintreten zu laſſen. Meine Herren, ich will Ihnen wünſchen — 
Sie werden vielleicht einmal eine fortfehrittliche Regierung haben —, 
daß Sie dann Staatsmänner finden, die nie mit fich ſelbſt in 
Widerſpruch getreten find, auch wenn Sie zwanzig Jahre weit zurüd- 
greifen, und die mit einer übermenſchlichen Sicherheit und Weis- 
heit von Haus aus vor zwanzig Jahren jhon erfannt haben, wie 
fie nad zwanzig Jahren über die Dinge, wie fie dann liegen, denken 
würden. Das würden aber eben Leute fein, die mit ihrer Zeit 
nicht fortgejehritten find, die aus ihrer Zeit Nichts gelernt haben, 
(Sehr richtig! rechts.) 
wie ich überhaupt den Eindrud babe, daf die Fortfchrittspartei — 
und die ihr nahe verwandte, für die ich immer die richtige Ber 
zeichnung vergeſſe) — ihren Namen des Fortfchritts mit Unrecht 
trägt; die Reichspolitik jehreitet fort, geht mit ihrer Zeit; die 
Fortirittspartei würde eher den Namen Hemmſchuhpartei verdienen, 


(Seiterfeit.) 
fie negirt, was bie Regierung bringt, und bringt ihrerfeits Nichts, 
weil fie Nichts weiß. 
ee (Bravo! rechts.) 
un 
* rechen, 
= Ip 
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Der Abg. €. Richter meinte, daß die „allgemeinen Redens: 
arten“ des Neichsfanzlers, die vielleicht vor den Wahlen einen ge: 
willen Zweck gehabt haben möchten, nad) den Wahlen eigentlich feiner 
Antwort bebürften, da ihr Nefultat fo außerordentlich günftig für die 
Fortſchrittspartei geweſen wäre, Das Publicum werde ſich leicht ein 
Urtheil darüber bilden fönnen, wer erregte, zur Sache nicht gehörige 
Momente in die Debatte getragen habe. Der Reichskanzler habe die 
Worte „freihändleriſch“ und „Freihandel“ erft in diefe Frage hinein 
pointirt und dadurch die Aufmerffamfeit auf allgemeine Gefichtspunfte 
bingeleitet. „Ich will,“ fuhr er fort, „auf das, was er in der Ber 
ziehung anführt, nur Eins erwidern. Der Herr Neichöfanzler gibt zu, 
daß er fich früher nicht eingehend mit diefer Frage befchäftigt hat. 
Iſt dies auch der Fall gewejen, als er im Jahre 1875 hier dem 
Reichstag feierlich aufforderte, mit ihm zu gehen, die Freihändler auf: 
forderte, mit ihm zu gehen, um den Zolltarif auf wenige Artikel zu: 
rüdzuführen, den Freihandel radical zur Durchführung zu bringen? .. . 
‚Hatte der Herr Neichsfanzler, als er damals fo eingehend, jo über: 
zeugend ſprach, auch noch Nichts gelernt in der Sache? Glaubte er aud) 
da nod fremden Autoritäten? Hat er erft nach 1875 angefangen, die 
Sache zu ftudiren? 

(Fürft Bismard: Jal) 
Ja, Herr Reichskanzler, nachdem Sie nad) diefem Ihrem Studium zu 
dem überraſchend entgegengefesten Nejultat gefommen, da fönnen 
Sie uns nicht verargen, wenn wir einigen Zweifel hegen, ob es, 
wenn Sie die Sade weiter ftudiren, jo wie wir fie viele Jahre 
ftubirten, nicht wieder der Fall ift, daß Sie wieder zu jener anderen 
befferen Anficht fommen. Gerade die raſche auffallende Wandlung 
beweift uns, daß der Neichsfanzler in feinen Anfichten auch einem 
Wechſel unterworfen ift, und daß es nicht vergeblich ift, von dem jet 
gut informirten an den in Zukunft noch befjer zu informirenden Neichs: 
Tanzler zu appelliren . . .“ Seine weiteren Ausführungen beſchäftigten 
ſich mit der Kritik der Angaben des Reichslanzlers über die Wahlen 
und den Schlüfjen, die er daraus gezogen habe, Dieſe Schlüfje ber 
zeichnete er als falfh. Bon einem Wachsthum der Deutſcheonſerva⸗ 
tiven zu fprechen, ſei miplih, da ſchon beim erjten Wahlgang an 
30— 40000 Gentrumöftimmen auf Beſchuß der Parteileitung einzelner 
Kreife für conjervative Candidaten abgegeben worden jeien. Wollte 
man diefe Stimmen als Verluft der Centrumspartei der deutfchconfer: 
vativen Partei anrechnen, fo müfje man auch die bei der Stihwahl 
zu Gunften focialiftiiher Candidaten abgegebenen confervativen Stimmen 
den Socialiften zuzählen. Der eigentlihe Fehler in der Rechnung des 
Reichslanzlers aber liege darin, daf er des Verluftes nicht gedacht 
habe, den jeine befte Truppe, die Freiconſervativen (Neidspartei) er- 
litten habe. Er bat den Reichslanzler, zur Vervollſtändigung feiner 
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Mittheilungen, dem Neihstage auch nod die „Verluftliften“ der frei: 
confervativen Partei mitzutheilen. Fürft Bismard erwiberte*): 

Ich möchte zuvörderft, um auf meine Beſchwerde von vorher 
zurüdzulommen, an den Reichstag appelliven, ob in der eben ge 
hörten Rede vom Anfang bis zum Ende — mit Ausnahme des 
Schluſſes allenfalls — etwas Anderes als eine Kritif meiner Perſon 
und ausbrüdliche Abjehung von dem Sachlichen, von dem wir reden, 
vorhanden war. Ich weiß wirklich gar nicht, wovon Sie reden 
werben, wenn ich plöglich in einer Verſenkung verſchwinde. 

(Heiterfeit.) 
Dann bietet die Discuffion fein Objectiv; der Kugelfang, zu dem 
ich gewiſſer Maßen diene, an dem Jeder feine üble Laune ablagert 
in perfönlicer Kritif gegen mic, fällt dann fort, und die Herren 
werben dann genöthigt fein, auf einander Feuer zu geben, wenn 
Niemand mehr zwiichen ihnen fteht, während fie ſich jegt an die 
Perſon des Reichskanzler halten dafür, daß er nicht gerade bei der 
Fraction des Nebners Dienfte nimmt. Die Vertretung fachlicher 
Vorlagen, die ſachliche Vertretung der eigenen Anfichten, der eigenen 
Pläne, der eigenen Ziele, kommt dabei ganz zu kurz. Man hat 
über die pofitiven Ziele, zu denen die Fortfchrittspartei ſchließlich 
binausfommen will bei diefer Art zu verfahren, niemals Etwas 
erfahren; fie hat von Haufe aus, wie es ſcheint, über feine Sache 
eine feite pofitive Meinung, über fein Ziel, das fie verfolgt, fon- 
dern fie bildet fi) eine Meinung erjt im Widerfpruc gegen die 
der Regierung, — es ift immer die entgegengejegte?); wenn die 
Regierung ihre Meinung verſchweigt, dann werden die Herren in 
einiger Verlegenheit fein, was für eine Meinung fie ihrerfeits 
haben. Ich will nur conftatiren, daß auch dieje Rede wieder vom 
Anfang bis zum Ende fi mit meiner Perfon umd nicht mit der 
Sache bejchäftigt, und werde Gelegenheit nehmen, das noch öfter 
zu conjtativen, wo ich es wieder finde, daß die Aufgabe der Redner 
bier barin befteht, bloß weiter zu verfahren auf der Baſis, die 
mir jeit achtzehn Jahren in der Stimme des Heren Profeffor 
Virdomw vor den Ohren gegenwärtig ift: „Der Herr Miniſter— 
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präfivent hat gejagt!“ Darauf bafirt dann die ganze Nede, Nun 
gut! Sie werden unter Umftänden einen Minifterpräfidenten oder 
einen Reichslanzler haben, der gar Nichts ſagt, und das wird viel- 
leicht*) günftig fein, damit Sie ſich weniger mit der Perfon ber 
Ichäftigen. 

Ih habe ausdrüdlich gejagt: fünfzehn Jahre hat mich die 
auswärtige Politif abforbirt; die Ziffer des Jahres 1877, die ich 
genannt habe, habe ih aus Gründen, die mir befannt find, aus— 
drüdlich als eine entjcheidende, einen Abſchnitt bildende betrachtet 
für meine diplomatifchen Aufgaben, aber zugleich als eine ſolche, 
wo mir die Noth des Landes, das Ausblafen aller Hodöfen, das 
Zurückgehen des Lebensftandes, der Induſtrie, der Arbeiter, das 
Darniederliegen aller Gejchäfte äußerlich jo nahe trat, daß ih mic 
um diefe Dinge befümmern mußte. Wenn der Herr Vorrebner 
meint, daß ich feit der Zeit, aljo in vier Jahren, darüber nicht jo 
ſehr viel gelernt haben könnte, jo muß ic ja in meiner Beſcheiden— 
beit das zugeben, ihm gegenüber eben jo gut wie geitern dem 
Herrn Abg. Lasler gegenüber, daß ich nicht die angeborene 
Sicherheit habe, Alles von Haufe aus zu willen; aber mit vier: 
jähriger**) ehrlicher Arbeit fann man, wenn man an der Spige der 
Gejchäfte fteht, fih immer einige zutreffende Anfichten bilden, 
namentlih wenn man vorher fat lebenslang aud in der Mitte 
des praftifchen Lebens geftanden hat, was von den Herren nicht 
gejagt werden kann, deren Lebensaufgabe es ift, ihre Meinung 
in Schrift und in der Prefje und auf der Tribüne zwar zu ver 
treten, aber fie nicht dadurch zu berichtigen, daß fie jelbft im 
Volke leben — ich verftehe darunter, daß fie jelbft producirend mit 
wirken, daß fie die Leiden und Freuden des arbeitenden und pro= 
dueirenden Volkes an fich jelbft mitempfunden haben —, dabei 
erfennt man mehr als aus der bloßen Büchergelehriamteit, was 
dem Volke fehlt. 

Der Herr Vorredner hat ferner den Wunſch ausgeſprochen, 
die Wahlziffer der Freiconfervativen zu fennen. Ich werde biefen 
Wunſch fofort erfüllen, berichtige aber doch zuerft die Tendenz 
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meiner ganzen geftrigen Aeußerung, daß die Deutichconfervativen 29. 11. 1881. 
gewonnen haben. Das war ja nur eine beiläufige Bemerkung 
von mir, meine Hauptabfiht war nur, dem Selbjtgefühl, welches 
bei den Liberalen den Ausdrud fand in der Rede des Heren Abg. 
Lasker; Wir fpreden bier im Namen der Nation, wir vertreten 
die Nation, wir wiflen, was die Nation will, Ihr Webrigen habt 
alfo ftille zu fein, die Nation will dies und das — einen Heinen 
Dämpfer aufzujegen, indem ich den Liberalen nachwies, daß fie 
54000 Stimmen verloren haben. Das werden auch die amtlichen 
Unterfuhungen beftätigen in der Gefammtheit der Ziffern der 
Wahlen am 27, October, Daß daneben die Freiconfervativen 
ebenfalls verloren haben, thut mir außerordentlich leid, ändert 
aber Nichts daran, daß die Liberalen in ihrer Gejammtheit auch 
verloren haben, Die Deutſche Neichspartei Hat in der Wahl von 
1878 gehabt 785000 Stimmen und in der Wahl vom 27. October 
347.000, fie iſt alſo von 14 Procent der Wählerſchaft von 1878 
auf 7 Procent der Wählerichaft von 1881 zurüdgegangen. Ya, 
meine Herren, das zeigt Jhnen nur, daß im parlamentarijchen 
Leben die Mittelparteien auf der Defenfive ftehen und deshalb im 
Nachtheil find. Ja, im Feitungskrieg — denn was ift das parlas 
mentariſche Leben anders als die Belagerung diefer Feftung hier? — 
(Seiterfeit.) 

find die defenfiven Parteien immer zulegt im Verluſt, wie bei jeder 
Feftung von dem Ingenieur berechnet wird, wann fie capituliren 
wird müflen; — daß wir werden capituliven müfjen, das ift nun 
glüclicher Weife nicht der Fall, wegen der Fehler in der Ber 
Tagerung; Heiterkeit.) 


aber daß die Mittelparteien verlieren und die ertremen gewinnen, 
lehrt bie Geſchichte überall, Die Leitung der liberalen Partei 
gleitet immer und überall mehr und mehr nad) lints hinüber und 
wird auch bei uns noch mehr nad) links gleiten; es wird ſich immer 
noch Einer finden, der Herrn Richter noch überrichtert und der dann 
die Führung haben wird, weil*) ev jo zu jagen auf der Bant noch 
einen höheren Sprung ausführt, und jo werden Sie allmählich) 
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dem jehr nahe kommen, was Sie mit jo vieler Entrüftung von 
fi meifen: der Löfung der ganzen Entwidelung, die wir in 
Frankreich ja jchon mehr als ein Mal erlebt haben und der Sie, 
wie ich geftern aus Jhrer Entrüftung erfehen habe, unbewußt ent 
gegen gehen, aber meines Erachtens unaufhaltfam zugleiten, der 
Löfung, die in Frankreich ftattgefunden hat, weil die Mittelparteien 
allmählich ausgemerzt werden. Wenn zum Beijpiel die ganze parla— 
mentarifche Situation mehr nad) rechts hinüber glitte, jo wäre die 
größte Gefahr meines Erachtens, daß ſchließlich die Führung den 
extremen Rechten anheimfallen würde, wie wir das zu Zeiten auch 
ſchon gehabt haben, aljo ungefähr denjenigen „Gonfervativen“, die 
ih auch, wie ih geftern jagte‘), in die Liasformation verweiſen 
muß, die in einem mir früher nicht befannt gewefenen Blatte — 
ich glaube es beißt „Conjervative Monatsfchrift” — unter der Lei- 
tung eines Verwandten des früheren „Kreuzzeitungs-Redacteurs” 
Nathufius ihr Wefen treibt. Auch die würde, wenn die Confervativen 
in einer kämpfenden Oppofition wären, allmählich die Führung er- 
langen als die ertremfte Partei. Es ift ein großer Schaden für 
die Zukunft des Neihs, für die Befeftigung deffelben, daß die 
beiden Mittelparteien, die freiconfervative und die nationalliberale, 
ſo viel an ihrem Beſtande verloren haben, jo viel weiter links hin 
abgegeben haben; das kann ich als Reichskanzler und als Patriot 
nur bedauern. Wenn der Herr Vorredner angeführt hat, in der 
Zahl der Eonfervativen ſei eine erhebliche Anzahl von Centrums= 
ftimmen mit einbegriffen, weil viele Gefinnungsgenofien des Cen— 
trums für die Deutſcheonſervativen geftimmt hätten, jo mag das 
ja der Fall fein. Aber ich möchte fragen — id) fenne die Trans— 
actionen jo genau nicht —: Hat denn nicht auch eine erhebliche 
Anzahl Deutjchconfervativer für die Centrumscandidaten geftimmt? 
Es find Transactionen gemacht, die wahrſcheinlich auf Gegenfeitig- 
feit beruhen. Ich weiß nicht, wer beſſer dabei weggefommen ift, 
aber wahrfcheinlich hätten die Transactionen von einer Seite nicht 
ftattgefunden, wenn dieſe Seite gefürchtet hätte, dabei zu kurz zu 
kommen, Es wird erlaubt fein, dies anzunehmen. 

Wenn der Herr Vorredner fagt, daß in den Stiwahlen 
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manche Gonjervative für die Socialdemofraten gejtimnt hätten, jo iſt 
nach meinen ftatiftifchen Nachrichten von diefem Vorwurf jede Frac— 
tion betroffen, Feine ift ausgenommen, fie haben alle unter Um: 
ftänden für Socialdemofraten geftimmt, refpective deren Stimmen 
für fih in Empfang genommen. ' 
(Zuruf.) 

Ich Habe darüber noch Actenjtüde, die ich noch vervollitändigen 
werde, über die Natur der Gejchäfte, die dabei gemacht find in 
beftimmten Localen. Wir werden darüber weiter ſprechen Fönnen. 

Alſo die Wirkung meiner gejtrigen Ausführungen in Bezug 
auf die Zifferangabe ift auch durch den Herrn Vorredner nicht mit 
Recht in Zweifel geftellt, wohl aber nehme ich Act davon — und 
werde jede weitere Rede darüber wiederum controliren —, daß er 
ih auch in diefer Rede lediglich mit meiner Perfon und nicht mit 
der Sache bejchäftigt hat. 

(Bravo! redts.) 


Eine Rede des Abg. Windthorſt forderte cine Ermwiderung des 
bg. Haenel heraus; im zweiten Theil feiner Rede wandte er fidh 
perjönli gegen den Neichsfanzler, Dem er vorwarf, wiederum einen 
Angriff gegen die Fortjchrittspartei und die Freihändler vom Zaune 
gebrochen zu haben, ohne daß ihm Jemand VBeranlaffung dazu gegeben 
habe. „Wenn der Herr NReichsfanzler dieſe Methode jeinerfeits ver: 
folgt ..., wenn wir jehen, wie fein mächtiger Einfluß auf die officiöfen 
und officiellen preußifchen Blätter wirffam tft, in welcher Weife er 
perfönlih in das Parteigetriebe eingreift durd) Briefe und Telegramme, 
wenn er auf Grund feiner Stellung . . . nichts Anderes fo ſcharf pointirt 
als den bewußten oder unbewußten Nepublicanismus der Yortfchritts: 
partei, al3 die Schädigung, die diefe yortichrittspartei dem Kaiſer und 
Reh zufüge — ja, meine Herren, dann muß ich einfadh fagen: 
Aug’ um Aug’, Zahn um Zahn! Der Herr Neichsfanzler hat wiederum 
uns eine fchöne Prophezeiung gemadjt: wir, die Yyortichrittspartei, 
würden von Extrem zu Extrem getrieben werden und jchließlid ... die 
Republit in Deutichland und Preußen zu begründen verfuhen. Das 
ijt eine ſchöne Prophezeiung, aber fie ijt alt. Hier bewährt fich nicht 
die Genialität des Herrn Neichsfanzlers, neue Gefihtspunfte zu er: 
finden. So lange es überhaupt den Gedanken eines conftitutionellen 
Syſtems gegeben hat, fo lange tft die nämliche Prophezeiung von allen 

Dismarda politiihe Reden. IX. 10 


29. 11. 1881 


29. 11.1881. 


146 II. Deutſcher Neichätag. 17. Nov. 1881 bis 30. Januar 1882, 


Feinden diefes conftitutionellen Syftems gemacht worden. Jeder Ab- 
folutift, jeder Dictator, jeder Imperator, jeder groß daftehende Staats: 
mann, der dietatorifche Gelüfte hat, hat behauptet, wie das conftitu- 
tionelle Syſtem im Allgemeinen, fo müfle auch feine Durhführung im 
Einzelnen nothwendig zum Nepublicanismus führen. Das iſt ſchon zu 
Steins Zeiten gefhehen ... Diefer dietatoriſche Geiſt des Herrn 
Neichsfanzlers war es, der ihm jeden wahren Conftitutionalismus, 
den wir vertreten, verdächtig macht. In der That, niemals hat diefer 
dietatoriſche Geift des Herrn Neichsfanzlers ſich Hlarer gezeigt als 
geftern.” Er führte nun aus, wie Fürſt Bismard jede Partei eine 
‚Zeit lang benußt und bei dem erften Verfuhe, Einfluß auf die Negie- 
rung zu gewinnen, von fi geftoßen habe, indem er fo von einer 
Partei zur anderen überfpringe, beweife er, daß er den Kernpunkt des 
eigentlichen Eonjtitutionalismus vollfommen verkenne. Der Conftitu: 
tionalismus verlange, daß ſich die Regierung in ein organifches Ver— 
hältniß mit den großen Strömungen der Nation ſetze und ihnen durch 
die Volfsvertretung einen Einfluß. auf fi) gewähre. Wenn man aber 
diefe Volfsvertretung von vornherein nur in eine dienende Stellung 
ftelfe, ſie nur lobe, fobald fie den Anfichten der Regierung entpreche, 
bei jeder Abweichung aber tadle, jo beweiſe dies, daß das Tempera- 
ment wider bejjeren Willen und vielleicht wider klares Bewußtjein den 
conftitutionellen Anforderungen widerfprede. Ferner liege es im der 
Natur des conftitutionellen Syſtems, daß der leitende Minifter ftetige 
Grundfäge befite; es geftatte nur dem Könige, jeine Grundfäge von 
heute auf morgen zu wechjeln und die verfdiedenen Parteien je nach 
den gegebenen politiihen Momenten, heute biefe, morgen jene, zur 
Negierung zu berufen. „Aber weil ich gerade dies“ — fo ſchloß er — 
„als das Weſentliche des monarhiihen Princips im conftitutionellen 
Spftem erkenne, daß der Monarch allein der feite und dauernde Punkt 
jei, der aud im Wechſel der Anfihten und Parteien befteht, darum 
Mage ih vor allen Dingen den Herrn Neichsfanzler an, daß er es 
verfucht, das Ohr des Monarchen anderen PBarteirihtungen in Lünft- 
licher Weiſe zu verfhließen, ... . indem er durch feine Organe Angriffe 
gegen uns in Formen jdleudert, die beweifen, daß er gerade dieſes 
und fein anderes Ziel verfolgt. Ich lage ihn an, daß er das Ohr 
des Monarden uns, den wahrhaft Liberalen, verſchließt, indem er die⸗ 
felben einer Schägung unterzieht und diefe Schägung öffentlich, jogar- 
in diplomatifchen Aetenſtücken vertritt, die allerdings, wenn fie irgend 
wahr wäre, geeignet wäre, uns das Ohr des Monarchen zu entfremben, 
die aber im fih unmwahr ift. Wir haben jo qut wie jede andere Partei 
das Necht auf das Ohr des Monarchen, weil wir fider find, aus: 
ſchließlich auf der Verfaffung zu ftehen, ausſchließlich zu ftehen — jo 
weit das Gemüthsleben hier in Betracht kommt — auf der Treue 
gegen unferen Kaifer! Mein mächtigjter Staatsmann, auch nicht der 
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Herr Reichsfanzler, hat das Recht, mit den Mitteln, die er angewendet 
hat, uns, den treuen Staatsbürgern des Kaiſers, dejlen Ohr zu ver: 
ſchmälern, e3 uns zu verfchließen.” Hierauf Fürft Bismard*): 
Der Herr Vorredner hat damit begonnen, mir vorzumerfen, 
daß id) mit meiner Anfiht, daß die Fortichrittspartei unbewußt 
republicaniſchen Zielen entgegengleite, diejelbe irrthümliche Prophe— 
zeiung ausgeiprochen hätte, wie fie zu jeder Zeit, wo ſich das, 
was er „wahres conftitutionelles Leben” nennt, entwidelt hatte, 
von Seiten der Reaction, des Abjolutismus, ausgeſprochen worden 
jei. Ich bin weder Neactionär, noch Abjolutift, ich halte den Ab: 
folutismus für eine unmöglihe Sade; aber ih halte mih an 
unjere gejchriebenen Berfaffungen, die wir in Deutichland und 
in Preußen befigen, die mir genügen, die aber von dem parlamen: 
tariijhen Syitem, wie es dem Herrn Vorredner vorſchwebt, Nichts 
enthalten. Die Preußiſche Verfaffung behandelt die drei Factoren 
der Gejeßgebung auf gleihem Fuß, nicht etwa die Regierung und 
die beiden Häufer, jondern den König und die beiden Häufer, und 
die Reichsverfaſſung gibt nicht der Reichäregierung, von der hier 
immer die Rede ift, jondern dem Kaifer ganz beftimmte Rechte. 
Die Bolitif, die da getrieben wird im Reiche, ift von mir als 
Reichöfanzler zu verantworten, aber fie bleibt deshalb doch die 
Politik des Kaiſers; ich vertrete die Politik des Kaijers, bin ver: 
antwortlich für diefelbe, und der ſachliche Kampf gegen die Politik 
des Kaifers wird mich immer bereit finden, dieſe Vertretung zur 
Wahrheit zu machen und die Verantwortlichkeit für die Politik des 
Kaiſers zu übernehmen. Ihr Princip aber ift infofern nicht das 
monarchiſche, als dem, was der Herr Vorredner unter „wahrem 
Sonftitutionalismus” verfteht, zur erjten Grundlage das Eluge 
Wort dient, welches die englifche Ariftofratie nach der großen Re: 
volution, um ihre Herrſchaft zu Defeftigen, erfunden hat: The king 
can do no wrong); dann Tann der König aber gar Nichts thun, 
wenn er fein Unrecht thun fann; den König mundtodt zu machen, 
den König als eine Waffe für die Erhaltung der Herrichaft der 
engliihden Ariftofratice zu ihrer Verfügung zu bebalten, ihm zu 


*) StB. 87a. 
) Der König Tann kein Unrecht thun. 
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jequeftriven, das ift der Sinn davon; feine Beziehungen zum Volt 
in ihrer Gewalt zu haben, fie nicht zu ftark und mächtig werden 
zu laſſen, ſich möglichft zwifchen König und Volk zu ſchieben, über 
jeine Unterjehrift zu disponiren, — denn die braucht das engliſche 
Volk, um zu gehorchen: noch heute glaubt es nicht (gehorchen zu 
müfjen)*), wenn **) nicht „Victoria“ darunter fteht; die Unterſchrift 
ift unentbehrlich. Das war vom Standpunkte der herrſchſüchtigen 
Ariftofratie eine weife Einrihtung, daß fie den König objolet 
werden ließ, feine Unterſchrift aber zur Verfügung behielt. In 
England bat fich diefe Tradition entwideln können; bei uns aber 
iſt es nicht möglich. Wir unterfdeiden uns von England dadurd), 
daß wir eine gejchriebene Verfaſſung haben, die ganz Har die 
Nechte des Königs umd Kaiſers in Deutjchland und Preußen, in 
Bayern und Sachen, in Württemberg und in allen übrigen Staaten 
definirt, und daran allein babe ih mich zu halten. Danach muß 
id) erflären, daß ich auf dem Standpunkt durchaus nicht ftehe, als 
ob der Kaifer im Deutjchen Neich nicht zu feinem Volke fprechen 
dürfte, nicht zur Nation. Daß ich mich mit meiner Namensunter: 
ſchrift als verantwortlich einftelle, daß ich bereit bin, die Meinung, 
die der Kaifer ausjpricht, zu vertreten, das ändert an der That- 
ſache gar Nichts, daß dies die berechtigte, verfafjungsmäßige Aeufe: 
rung des Kaifers ift. Cs heißt in der Verfafjung: Der Kaiſer 
macht Anordnungen und Verfügungen, und in jolchen befteht eben 
die Kaiferlihe Politit im Ganzen, und für diefe babe ich die Ver— 
antwortlichfeit zu tragen und trage fie gern, weil meine Webers 
zeugungen mit denen meines hohen Heren durch langjähriges Zu: 
jammenleben und von Haufe aus, ſchon vor dem Wereinigten 
Sandtag von 1847, weſentlich zufammenfielen. Es bedurfte für 
mich nicht einmal des Gefühls des Unterthanen gegenüber jeinem 
bhundertjährig angeftammten Herricher, um mid dem Kaiferlichen 
Gedanken zu beugen. Das Verhältniß ift durch die Verfaffung 
das, daß die Politik des Kaiſers nicht ins Leben treten fann, wenn 
der Kanzler nicht durch jeine Eontrafignatur die Verantwortlichkeit 
dafür übernimmt, aljo entweder fein Einverjtändnif oder feine 
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Bereitwilligfeit, fie zu vertreten, aus anderen Gründen, weil er es 
nicht für tantı?) hält, um deshalb dem Kaijerlihen Willen zu 
widersprechen, dadurch Documentirt. Wenn der Kaijer einen Kanzler 
hat, der das, was die Kaiſerliche Politik it, nicht contrafigniren 
will, jo fann er ihn jeden Tag entlafien. Der Kaijer hat eine 
viel freiere Verfügung als der Kanzler, der von dem Willen des 
Kaiſers abhängig iſt. Der Kanzler kann ohne die Kaiferliche Ge— 
nehmigung feinen Schritt thun, und wenn er einen Schritt thäte, 
fo würde er nach unferen dienftlichen Begriffen eine Art Prä— 
varication treiben, eine Art Mißbrauch des Amts, inden er der 
Kenntniß des Kaifers Etwas entzieht, um eine von der Kaiferlichen 
unabhängige Politit zu üben. Das würde bei uns bienftlich bis 
zu dem Grade gemißbilligt werden, daß es bei den ftrengen An- 
fihten des Kaiſers vielleicht die Entlafjung des Kanzlers nad) ſich 
ziehen würde. Alfo während der Kaijer eine freie Bewegung in 
der Bolitif hat, indem er den Kanzler wechleln und die monardifche 
Autorität ihm gegenüber eintreten laſſen kann, namentlich wenn 
ein Kanzler etwa lebhaft an jeinem Poſten hängen jollte, fann ber 
Kanzler feinerjeits auch nicht einen einzigen Schritt thun, kann ich 
bier feine Meinung vertreten, für die ich nicht des Einverftändnifjes 
St. Majeftät fiher bin oder es vorher eingeholt habe. Ich kann 
feinen Antrag einbringen, für den ich nicht die Kaiferlide Unter: 
fchrift babe; und wenn Sie glauben, daß dieje Unterjchrift immer 
leicht zu haben ift, fo find Sie in einem großen Srrthum. Ich 
vertrete die Kaiferlihe Politik, und ich bin bei den vielen Aeuße— 
rungen, die über die Kaiferliche Botſchaft gefallen find, nicht zum 
Wort gefommen, deshalb conjtatire ich erit hier meine Ueberzeugung: 
Es wird Ihnen nicht gelingen, dem Kaiſer Wilhelm im Deutichen 
Reich zu verbieten, daß er zu feinem Bolfe jpriht. Den Staifer 
Wilhelm nah zwanzig Jahren unjerer Gefchichte mundtodt zu 
machen, — das ift ein ganz vergebliches Beginnen. Wie wollen 
Sie dein Monardhen, der auf jeine Verantwortung und Gefahr 
die große nationale Politik gemacht hat, die Möglichkeit abjchneiden, 
eine eigene Meberzeugung zu haben und, wenn er fie hat, fie aus— 
zufpredhen; wie wollen Sie einem Könige verbieten, über die Ge: 
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ſchicke des Landes, weldes er regiert, eine*) eigene Meinung zu 
haben und fie zu äußern! Wenn die andere Anficht richtig wäre, 
jo wäre es gleichgültig, wer regierte. Wo fommt es denn in 
Preußen ber, daß die Regierung des hochſeligen Königs nad) ganz 
anderen Principien geleitet wurde als die des jegigen, wenn nicht 
eine Königliche, eine monarchiſche Politif der ganzen Sache erſt den 
Trieb und Stempel aufdrüdte? In demfelben Sinne will id) gleich 
eine meiner Notizen anticipiren, die ih mir gemacht habe erit am 
Ende der Rede des Herrn Vorredners. Er jagt, der Monard) iſt 
der fejte Punkt. Nun, meine Herren, glauben Sie doch nicht, daß 
id Ihnen diene! Ich diene dem Kaijer, dem feſten Punkt, den 
Sie anerkennen; das ift das Motiv, welches mich 1862 unter ſehr 
ſchwierigen Berhältniffen, unter großen Bedrohungen meiner perfön- 
lichen Sicherheit, meines Vermögens — id) meine geſetzlichen Ber 
drohungen — in den Dienft gezogen hat, daß ich jah, mein an— 
geftammter Herr brauchte einen Diener und fand ihn nidt; da 
babe ich gelagt: Hier bin id). 
(Bravo! rechts.) 

Ich fand Keinen, der es mir vormaden wollte, und jehr Wenige, 
die es mit mir haben verfuchen wollen. Es ift dafjelbe Princip 
der angeborenen Unterthanen: und Vajallentreue und Dienftbereits 
ſchaft, die mid vor zwanzig Jahren bewog, alle übrigen Rüd- 
fichten bei Seite zu laſſen und dem König mich zu Dienften zu 
ſtellen. Das ift auch noch heute die Baſis meiner Politik. Diefe 
Gefinnung — ich hoffe nicht, daß fie mit mir ausftirbt, aber jo 
lange id) lebe, wird es einen Noyaliften und einen fiheren Diener 
des Kaifers geben. (Brävo! rechts) 

Der Herr Vorredner jagt, ich hätte dem Volk das Ohr des 
Kaiſers verſchloſſen. Glauben Sie doch nicht, daß der Kaifer ein 
Mann ift, der fich die Ohren zubalten läßt von einem Anderen; 
der Kaiſer fennt volltommen die Situation, kennt vollfommen die 
Gefahren, die ihm von der extremen Entwidelung des Liberalismus 
drohen; er bat mit zu offenen Augen die 85 Jahre feines Lebens 
die Verhältnifje beobachtet. Wäre aber die Möglichkeit vorhanden, 


*) ©. 885. 
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daß Sie das Ohr des Kaiſers finden könnten mit Gedanken, Die 
ich für gefährlich halte für die Monarchie, jo wäre es meine Pflicht, 
Sie daran nah Möglichkeit zu verhindern. Ich wüßte aber 
nicht, wie ih es anstellen könnte; Jollte ih Sr. Majeftät die Zei: 
tungen vorenthalten? Außerdem, meine Herren, haben Sie ja das 
große Sprachrohr hier; warum — wie der Herr Abg. Windthorft 
mit Recht fagte — anftatt meine Perſon zu kritiſiren, ftellen die 
Herren denn nit Anträge öffentlih I? Sie könnten eine Adrefle 
an Se. Majeftät beantragen, Sie fünnten einen Antrag bier ein: 
bringen, der Kaiſer möge dieſen unheilvollen Kanzler, der jeine, 
des Kailers, Ohren dem Bolfe verjchließt, entlaffen. Sch will den 
Antrag mit Vergnügen befördern; will einer der Herren eine 


Adreſſe einreihen, ich will fein Antroducteur jein, Sie jollen meiner - 


Unterjtügung nicht entbehren, wenn Sie glauben, daß der Kaijer 
die Wahrheit nicht erfährt. Sa, in der öffentlichen Preſſe, da 
macht fih das ganz ſchön: „Das Ohr des Kaifers dem Volke zu 
verichließen.” Ich habe allerlei Neminiscenzen aus der Zeit ber 
eriten revolutionären Bewegungen im Sahre 1830 und 1848; da 
ſchwirrte es mir vor den Ohren, daß die Minijter angeklagt wurden, 
daß fie dem Bolfe „das Ohr des Monarchen verfchlöffen”. Das 
find Dinge, die ich als Student erlebte; ich habe fie audy in 
jpäterer Zeit, 1848, gehört. Meine Herren, das gehört in unfere 
Zeit wirtlih nicht mehr hinein, das find unpraftifche Worte, die 
feinen Werth mehr haben, 
(Heiterfeit.) 

jo lange Sie nicht entjprechende Anträge hier, wo Sie dazu be: 
rechtigt find, ausdrüdlich jtelen, die Khrer Meinung Ausdrud*) 
geben. Der Kaifer lieft die Verhandlungen, — da reden Sie 
doch nicht davon, daß id) dem Kaiſer das Ohr verjchließe; fo weit 
reiht meine Macht nicht. 

Der Herr Vorredner erklärte jene Prophezeiungen Dezüglic) 


*) ©. 83b. 

1) Abg. Windthorit: „Meine Herren, nicht alle Tage bloß theoretifche 
Erörterungen, fondern einen feft formulirten Antrag auf Revifton des Zolltarifg 
im Sinne des Freihandels des Herrn Abg. Richter! Dann wollen wir debat- 
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des Nachlinksgleitens in immer bejehleunigterem Tempo, die früher 
wohl ausgeiproden find, für falſch. Ja, dem Herrn Vorredner 
Kann doch nad) feiner Stellung zur Univerfität und zur Wiſſenſchaft 
unmöglich unbekannt fein, wo dieje Prophezeiungen fih auf das 
Glänzendfte bewahrheitet haben: es find ftets die Girondins!) ge 
wejen, die den Staatswagen bis an den Nand des Abgrundes 
hoben, fie haben überall die conftitutionelle Entwidelung fördern 
wollen in demjenigen liberalen humanen Sinne, wie es dem Herm 
Vorredner vorſchweben mag, find aber ſchließlich immer über ihr 
Ziel hinaus gerathen. Es find immer Leute gewejen, die ſich bei— 
jpielsweife auf einen Potsdamer Zug gejegt haben, während fie 
nur bis Kohlhafenbrüd wollten, und denen der Schaffner jagt: 
Der Zug hält da niemals; jo meinen fie: Er hat bisher da zwar 
nie gehalten, wird aber vielleiht heute da halten. So werden fie 
nicht nach Kohlhajenbrüd gelangen, jondern darüber hinaus nad) 
Potsdam, So ift es auch in der Politik; der Liberalismus geräth 
immer weiter, als feine Träger wollen. Sie können die Wucht 
von 40 Millionen, einmal in Bewegung, nicht anhalten, wo Sie 
wollen. So ift es in Franfreih gegangen. Iſt denn nicht in 
Frankreich eine erblihe, taufendjährige, jolid erbaute Monardie 
mit mandimal ſehr verftändigen Verfaffungen, die das Ergebniß 
von 1789 und jpäter waren, vorhanden gewejen mit allen möge 
lichen Sorten der Monarchie, mit dem Kaiferthum, mit der Re— 
ftauration? Iſt der Weg aber nicht unaufhaltfam an der Hand 
der äußerften conititutionellen Linken in die republicanifhe Bahn 
geglitten? Und haben Sie irgend welche Vorausficht, daß in nächſter 
Zeit eine Monarchie dort wieder möglich jein werde? Und halten 
Sie das Untergehen einer erbliden, angeftammten Monarchie für 
das franzöfiihe Land und das franzöfische Wolf nicht für ein Un— 
glück? Ich weiß nicht, ob Sie es thun. Ich halte es dafür, 

In anderen Ländern, außer Frankreich, haben wir allerdings 


") Girondins, Girondiften hieß in ber franzöſiſchen Revolution die Partei 
der gemäßigten Nepublicaner, weil bie bedeutendften Nebner der Partei den 
Departement Gironde angehörten. Unfähig, die revolutionäre Bewegung zu 
beherrſchen, die fie Anfangs gefördert, um die Macht in ihre Hand zu bringen, 
erlagen fie der rabicalen Partei der Jacobiner und büßten ihre Schuld fait 
fänmtlich auf dem Blutgerüft. 
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das gleiche geihichtliche Erperiment, ich möchte jagen, die conjtante 
Praris der Vorjehung, nicht in gleichen Maße id) verwirklichen 
fehen, weil nicht alle Länder jo jelbitändig und unbeeinflußt ſich 
entwideln, wie Frankreich. Nehmen Sie unjere beiden Eleineren 
Nachbarſtaaten Belgien und Holland. Ja, wenn diefe von der 
Größe Frankreichs wären, von gleicher Selbjtändigfeit in ihrer 
politifchen Entwidelung, dann weiß ic) nicht, ob fie noch innerhalb 
des Stadiums der Monardie ſich befinden würden. Nehmen Sie 
Stalien: Haben wir da nicht die Republif vorübergehend theilmweife 
— ich weiß nicht, ob im Einverftändniß der Gejammtheit — ſchon 
gehabt? Jedenfalls jpuft fie in vielen Köpfen, und man ift dort 
dem deutjchen Fortichritt jchon voraus. Können Sie irgend melde 
Garantie für die Zukunft übernehmen, namentlich wenn Gott die 
Dynaftie, die auf wenigen Augen fteht, nicht im Leben erhielte? 
Sind Sie gewiß, daß die Prophezeiungen, die der Herr Vorredner 
für falſch erklärt, dann fih dort nicht verwirklichen Fönnten? Das 
ift unmöglich vorherzujagen. Iſt der Weg, den Italien jeit zwanzig 
Jahren gegen diejes Ziel hin zurüdgelegt hat, nicht erkennbar, und 
ift nicht der Endpunft — ich will nicht behaupten, daß es ihn er: 
reiht — ilt diefer Endpunkt nicht erkennbar? ft dort nicht von 
Minifterium zu Minifterium der Schwerpunkt immer mehr nad 
links geglitten, fo daß er, ohne ins republicanifche Gebiet zu fallen, 
nicht mehr weiter nah linfs gleiten kann? Haben Sie nicht in 
Spanien temporär die Republik gehabt, ja jogar verjchiedene Arten 
von Republifen, die fi) unter einander befämpften? Haben Sie 
denn nicht in Deutfchland, in Baden, Jobald der Fortſchritt ich 
jelbjt überlaſſen war, und fo lange der preußiihe Militarismus 
dem nidht einen Damm entgegenjegte, — haben Eie nicht in Baden 
zur Zeit von Strune und Heder!) diejelbe Bereitwilligfeit gejehen, 
die liberalfte*) Monarchie über Bord zu werfen und die Republif 
zu proclamiren? 

Alfo fo ganz windig und unberedhtigt find die Prophezeiungen, 
die der Herr Vorredner in feinem Ton der ficherften Meberzeugung 
ala frivol und unbaltbar Hinftellte, doch nicht. Die Geſchichte 


*) ©. 89a. 
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jpricht für mid. Die Doctrinäre der Wiſſenſchaft haben *) ſich 
durd den Mund des Vorredners gegen mich geäußert. Ich halte 
mich an die Gejhichte, Und, meine Herren, über diefe Dinge — 
ich kann Ihnen ja das nicht beweifen, ich bin auch nicht bier, um 
in die Beweisführung einzutreten, jondern um Zeugniß zu geben; 
ich lege Zeugniß für meine Meinung ab. Ich bin in einer Stel= 
Iung, wo id) beobachten Tann, ich habe wenigitens in der aus- 
wärtigen Politif, wie Sie mir zugeftanden haben, zwanzig Jahre 
lang den Beweis geliefert, daß meine Augen nicht ganz blind find 
für die Eventualitäten, denen die Geſchichte ums entgegenführen 
tann. Aljo mit dem Gewicht meiner Erfahrung und Stellung 
ſpreche ich als Zeuge mich dahin aus, daß meiner Ueberzeugung 
nad) die Politit der Fortfchrittspartei uns der Nepublit langſam 
mäher führt, — nicht die jegigen Herren, ich bin weit entfernt, 
die Herren deſſen zu beſchuldigen, id glaube, fie bleiben der 
Monarchie treu; aber die Stellung, die fie ſich für Minifter denken, 
ift nicht die Art Stellung, die die Monardie von ihren Miniftern 
verlangt und verlangen muß, wenn fie beftehen will. Darum 
zweifle ich Ihren aufrichtigen Willen, die conftitutionelle Monarchie 
in ihren äußerften liberalen Grenzen zu verwirklichen, noch in 
feiner Weife an; ich glaube nur, Sie beherzigen die Lehren der 
Geſchichte nicht, Sie drüden die Augen denjelben gegenüber zu; 
Sie werden nicht im Stande fein, die Maſchine aufzuhalten, wenn 
fie da angefommen ift, wohin Sie fie geleitet haben, — der Weg 
wird abſchüſſig, und Sie find nicht im Stande, der gewaltigen 
Laft von 45 Millionen auf Commando. Halt zu gebieten, — das 
konnen Sie nit, es wird Sie überwältigen und fortreifen. Es 
wird, wie ic) hoffe, jo nicht kommen — es könnte aber jein, id) 
ſpreche nur das Ergebnif meiner politiſchen Erfahrung und Beob- 
achtung aus — dazu bin ich berechtigt, es kann ein irrthümliches 
jein, aber es ift meine Neberzeugung. 

Dann hat der Herr Vorredner aud wieder Worte der Kritik 
meiner Perfönlichkeit und meiner Beftrebungen geſprochen — es 
ift alfo, wenn ich nicht irre, die Nede Numero 4, die ih in meine 
Sammlung aufnehmen kann —, indem er mid) anflagte, daß ich 


*) EtB.: hat, 
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eine Dictatur anftrebte oder übte. Ich habe geſtern jchon gejagt’): 
Für Sie, meine Herren, iſt Nichtherrfchen immer ſchon Inter: 
drüdung dur) eine Dictatur, und wenn ich mich darauf bejchränte, 
Vorlagen zu machen, die Ihnen nicht gefallen, heißt es Dictatur. 
Wenn ih von meiner Zunge denjelben Gebrauch mache, wie Sie, 
und meine Meinung auch vertheidige, welche der Ihrigen wider: 
Ipricht, jo heißt es Dictatur. Das heißt doch mit anderen Worten: 
Wer nicht will, was wir wollen, ift ein Dictator, der alle freie 
Ueberzeugung unterdrüdt, denn wir allein befiten das Monopol 
der freien Ueberzeugung, und unjere Ueberzeugung nicht anerkennen, 
ſich unjerer Herrihaft nicht unterwerfen, das ift Dictatur. Sa, 
womit fol ih mich denn beihäftigen, wenn idy Ihnen feine Vor: 
lagen made? Müſſen die immer gerade fo befchaffen jein, wie es 
Ihnen gefällt? Ich Habe neulih noch im Fleineren Kreife eine 
NReminiscenz aus meinem Xeben erzählt, daß ein wißiger alter 
Herr, der Baron Rothſchild in Paris, von einem Geſchäftsfreunde 
gefragt wurde: „Herr Baron, was denken Sie über amerifanijche 
Häute?“ Rothſchild drehte fih um und jagte über die Schulter: 
„Herr Meyer, was ijt meine Meinung über amerikaniſche Häute?” 
Soll ich nun vielleicht auch, wenn ich Steuervorlagen made, fragen: 
Herr Bamberger, was ilt meine Anficht über Zölle? 
(Seiterfeit.) 

Das*) Tonnen Sie nit von mir verlangen, ic) kann nur meiner 
Meinung Ausdruck geben, und wenn Zie einen Kanzler brauchen, 
der gar feine hat, — ja, meine Herren, Sie fünnen ja die Ent: 
widelung der Geſchäfte zur volljtändigen Stagnation bringen, Sie 
brauchen nur zu Allem Nein zu fagen; gut, dann wird die Kegie: 
rung fih auf die Vorlage des Budgets beſchränken können, und 
wenn wir das Budget vereinbart haben, werden wir nicht weiter 
zujammen fommen und laffen dem Neichstage Ruhe bis zum Fe: 
bruar 1883; dann wird chen Ruhe, Sie werden gar feinen Etreit 
haben, Sie werden nicht den Berdruß haben, daß ich vor Ihnen 
bier abweichende Meinungen entwidele, cs wird eben eine Stagna: 
tion in den Reichsgeſchäften eintreten. DD das für die Entwide: 


*) S. 89b. 
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fung des Neichs nützlich ift, das überlaffe ih Ahnen, — meiner 
Gefundheit wird es jedenfalls nützlich fein. 

Der Herr Vorredner hat mir einen Vorwurf daraus gemacht, 
daß ich nicht die Parteien zu nügen wühte zum Heil des Ganzen — 
ich glaube, er jagte, die großen Strömungen in ber öffentlichen 
Meinung oder in den Fractionen nicht zu pflegen wüßte, in der 
Nation, die großen Strömungen. Ja, meine Herren, id) jehe von 
diefen großen Strömungen Nichts, ic) jehe nur eine Mafje von 
Heineren. Eine große kann id nur eine folde nennen, die das 
Map einer Majorität überfchreitet. Ich ſehe, glaube id), acht oder 
zehn größere oder Hleinere Fractionen: Sie haben da die Confer: 
vativen, die Freiconjervativen, Sie haben das Centrum, Sie haben 
die Nationalliberalen, Sie haben die Partei, die der Herr Abg. 
Windthorft nicht liberal nennen wollte), 

(Heiterfeit.) 
Sie haben den Fortſchritt — dies find fedhs, Sie haben dann eine 
recht beträchtliche Zugabe noch, die bei diefen ſchwankenden Majo— 
ritäten die Zunge der Waage in der Hand hält*): da find die 
Polen, das find fieben, da find die Elſäſſer — das find act. 
Wir haben das aufgehende Geftirn der Volkspartei noch nicht er— 
wähnt — die fünnte man jehr wohl als die neunte anfehen —, 
und die Socialdemofratie, die recht ftark ift und jeder einzelnen 
liberalen Fraction die Waage hält, das wäre die zehnte. — Wie ſoll 
ich denn diefe großen Strömungen nun pflegen? Ya, der Anfpruc 
fteht mir wohl gegenüber, und ic bin ja nicht furzfichtig genug, 
um den nicht zu erkennen. Die ftärkeren Fractionen ftellen an 
mic den Anſpruch, ich joll ihnen nicht nur meine Perſon, jondern 
das Kaijerlide Gewicht zur Verfügung ftellen für ihre Fractions- 
zwede, dann würden fie wohl austommen fönnen und mit mir zus 
jammen wirtbichaften. Ja, wenn das meine Ueberzeugung wäre, 
wenn meine Ueberzeugung mit einer diejer Fractionen vollftändig 
übereinjtimmte, jo würde ih mich gern der Fraction anſchließen 


*) StB.: halten, 

") Der Abg. Windthorft erklärte, den Wunſch des Abg. Rickert, liberal 
genannt zu werben, nicht erfüllen zu können. Denn ber Liberalismus ber ſich 
liberal nennenden Fractionen beftehe darin, alles Andere unter ſich zu beugen 
und zu biefem Iwed den Staat für fi in Anfpruch zu nehmen (StB. 836). 
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und würde aus meinem Herzen Feine Mördergrube machen !), vor: 
ausgefegt, daß ich vorausfähe, mit diejer Fraction kann id) mein 
Sahrhundert in die Schranken fordern ?), und die ift ſtark genug, 
um das Deutſche Reich mit ihrer Hilfe zu feftigen, auszubilden, 
zu regieren. Wo ift denn aber die Fraction, "an deren Spiße, 
oder, wie Eie jagen würden, in deren Gefolge ich dies leiften 
fönnte? Zeigen Sie mir die, und dann will ich fie ale große 
Strömung behandeln, ih würde fie ftudiren und mit ihr in Be- 
ziehung treten. Jetzt ift mir aber die ſchwierige Aufgabe zu Theil 
geworden, zwifchen allen Parteien, die ſich gegenfeitig ohne Sieg 
befämpfen bis aufs Blut, zu balanciren und zu laviren und die 
Regierung in folder Lage, ohne bejondere Kriſen, jo lange zu 
führen, wie ich fie geführt habe. Das ift eine Yeiltung, der Sie 
Anerkennung zollen follten. Ich babe Schon vor recht langer Zeit, 
im Jahre 1847, auf dem Vereinigten Landtage, einmal meine 
Meberzeugung ausgelprodden ), daß das englifhe Syſtem der 
Majoritätsregierung ein ganz zwedmäßiges jei, jo lange es nur 
Whigs und Tories, jo lange es nur zwei Fractionen in der Haupt: 
jadhe gegeben habe*), die unter einander abzählen, wer die Majo— 
rität hat, und ſobald abgezählt ift, heißt es: „Ablöfung vor”, und 
das Minifterium geht ab, und das andere tritt vor. Das fpielt 
ih leiht ab und ift, was die Franzoſen nennen „le jeu de nos 
institutions“ *). Ich habe jchon gejagt im Jahre 1847: Warten 
wir ab, bis wir verſchiedene Parteien in England haben. 
Schon wenn Sie drei Parteien haben, ift das Necept nicht mehr 
durchführbar, wenn Sie aber fünf haben, wo fie eine Zeit lang 
beitanden haben, jo wird es ganz unmöglich; ic) fagte damals, 
dann find nur Goalitionsminijterien möglich; ſolchen jind dann 
weite Gebiete der Politik, die der Regelung bedürfen, zu betreten 
verboten, weil auf ihnen die Coalition ſich köft. Solche Coalitions— 


*) ©. 90a. 
1) ©. 3b. VIII 422. 
*) Schiller, Don Carlos I] 9, %. 1013. 1014. 
Carlos: Ich fürdte nichts mehr. — Arm in Arm mit Tir, 
So forbr’ ich mein Jahrhundert in die Schranten. 
?) Vgl. Bd. I 301 in einer Rede vom 14. Februar 1851 in der Zweiten 
Preußifchen Kammer. 
+) Das Spiel unferer Staatseinrihtungen. 
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regierungen find aljo nothwendig ſchwache. Bei uns aber liegt 
eine Nothwendigfeit dafür nicht vor, weil es ganz unmöglich iſt, 
eine Majorität zu bilden; auch die Coalition würde dazu nicht 
führen. Sie glauben vielleicht, durch Neuwahlen, wenn alſo ein 
liberales Minifterium jebt ans Nuder käme und auflöfte und mit 
dem ganzen Hochdruck des Einfluffes der Wahltechnik, deren Ge- 
heimniß die Herren befigen, nun auf die Wahlen wirkte, daß Sie 
dann eine volle und große liberale Majorität haben würden. Es 
ift ja möglih. Sie haben den Beweis aber noch nicht geliefert, 
und ich glaube, Sie überfhägen den Negierungseinfluß. Die 
Herren find darin im Irrthum: Wenn Einige aus Jhrer Mitte 
Minister würden, jo würden fie zunächſt den Widerftand der— 
jenigen ihrer eigenen Fraction, die nit Minifter geworden find, 
zu befämpfen haben. Sie irren fih, wenn Sie glauben, daß Sie 
die Majorität, wenn Sie diefelbe überhaupt erreichen, was ich nicht 
glaube — die Machine ift dazu nicht ftarf genug — wenn Sie 
im Volk die*) Majorität erreichten, jo würden Sie diejelbe doc 
nur jo lange befigen, wie Sie in der Oppofition find; Sie wir: 
den mit derjelben das Minifterium, jo lange es ſich dazu hergibt, 
bedrücken und beeinfluffen fönnen, das ift ja wohl möglich. Aber 
jobald Sie Minifter werden, würden diejenigen von Jhnen, bie 
Minifter geworden find, fofort mit der nota levis*) oder mehr 
behaftet werden, die nad) dem Begriffe eines deutſchen Liberalen 
jedem Minifter anklebt ’). 
(Widerfprud) links.) 

Ihre bisherigen Genofjen würden es für Schmach halten, eine 
minifterielle Partei zu fein; fie würden von der Unmöglichkeit, 
eigene Weberzeugung aufzugeben, reden, von Byzantinismus, Adu—⸗ 
lation — was ift da Alles zu hören geweſen —, das würde jofort 
in der eigenen Partei ihren alten Führern der Bruder dem Bruder 
vorwerfen. Die Meinung, daß ein Parteiführer glaubt, er könne 
feine Fraction als Minifter mit in die Negierung nehmen, und 
fie werde ihn auch da unterftügen, ift eine ganz irrthümliche, und 


*) Fehlt im StB. 
') Bol. Bo. III 456. 
?) Leichte Mare, 
») Xgt. 3b. IV 165. 
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wer das glaubt, der kennt die Deutfchen nicht, und mag er adhtzig 
Sahre alt fein. Ich habe darüber meine Erfahrung, da ich mit 
allen Fractionen über das Thema in Kampf gewejen bin. Wenn ic) 
mit zehn Fractionen und in dem jchwierigften Verhältniſſen, häufig 
mit Sturm und Wind, jo lange zu kämpfen gehabt habe, und 
wenn ih da die Regierung zwiſchen zehn Fractionen im Kampf 
habe führen können, ohne daß es zu weiteren Zmiftigfeiten als zum 
Auswechfeln böſer Worte gekommen it, meine Herren, das bat 
man mir wenig gedankt. Es war das eine angreifende Arbeit. 
Diefe hätte ich aber nicht leiſten können, wenn id) mid) einer 
Fraction jo zu Dienften hätte geben wollen, wie es ab und zu von 
der einen wie von der anderen beanfprudt worden ift. Denn der 
Anſchluß an die eine Fraction involvirt den Bruch mit der anderen, 
und die Schmach, minifteriell zu jein, wird Jedem vorgeworfen, 
der mit dem Minifter ftimmt. Dieſes Vorurtheil findet ja auch 
an meinen beiten und nächſten Freunden in der conjervativen 
Bartei, der mein eigener Bruder angehört und meine nächiten 
Verwandten angehören, vollen Anklang; fie jagen mir: Glaube doc) 
nicht, daß wir minifteriell feien, eine jolche demüthigende Meinung 
von uns muß man nicht haben, wir*) find unabhängige Leute, 
die eine eigene Meinung haben. Mo es für eine Schande gilt, 
minifteriell zu jein, da iſt eine conftitutionelle Regierung eine voll 
ftändige Unmöglichkeit. Ich Habe oft Engländer geſprochen, die 
dem Parlament angehörten, und die mir jagten in Bezug auf 
irgend eine beftimmte Maßregel: ich halte dieſe Maßregel für 
thöricht, für gefährlich und für unglüdlih, aber der Minijter, der 
die Partei führt, der Führer der Partei hat es gewollt, er muß 
die Verantwortung dafür übernehmen — ich glaube, er begeht 
eine Thorheit). Sa, meine Herren, zu dieſer Entjagung werden 
Sie den deutſchen Barticularismus, der fih in dynaftiichen Län— 
dern, in Reichsdörfern wie in Neichsitädten, in Häuſern, in Narben, 
in Fractionen verkörpert oder Dorf gegen Dorf abſchachtelt, wo 
Jeder in jeiner ftolzen Unabhängigkeit allein die Meinung fich nad) 
feinem Kopfe bildet — dazu werden Sie es bei uns nie bringen, 


*) S. 90b. 
') Bel. Bd. V 307. 
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und deshalb glaube ich, daß wir nicht zu der Negierungsforn, die 
dem Herren Abg. Haenel vorſchwebt, befähigt find. Ich habe in 
allen diejen Kämpfen nur eine einzige Magnetnadel gehabt, die 
mich leitete. Das war das: Was id) in jedem Falle für das Reichs— 
interejje erfannte, das habe ich vertreten, mochte die Fraction, die 
ich dabei bekämpfen mußte, mir nahe ftehen oder nicht; eine andere 
Aufgabe kann ich mir auch Fünftig nicht ftellen. Daß id) dabei 
meine Pofition habe wechjeln müſſen, war natürlih; das lag aber 
nicht an einem Wechfel meiner Weberzeugungen, ſondern an der 
Nothwendigkeit, zu tbun, was unter jo oder jo veränderten Um— 
ftänden für das Neich zu thun war. Die Verfatilität lag auf der 
Seite der Fractionen, nicht bei mir; fie find alle allmählich weiter 
nad) links geglitten, jo daß fie mit dem, womit fie im Jahre 1866 
noch zufrieden waren, heute nicht mehr zufrieden find, fie verlangen 
heute mehr. Seitdem haben wir einen weiten Weg zurüdgelegt. 
Sie haben jede einzeln den Punkt, bis zu dem ich mit ihnen geben 
konnte, überfchritten, und jegt fuche ich zu hemmen und zu halten. 
Es liegt aljo die Verfatilität nit an mir, ſondern an den Frae— 
tionen, Denken Sie zurüd, was war früher Liberalismus? Zu 
den Zeiten, wo wir Alle jchon im Parlamente waren, da waren 
Fractionen wie Camphaufen und Befeler, die jogenannten Alt 
liberalen, ſchon der ſchärfſte Ausdrud der Oppofition, vor deren 
Blick jeder Minifter, der zu den Höflingen der Majorität gehörte, 
den jeinigen niederſchlug. Wo ift die Herrlichkeit geblieben? Jetzt 
gelten die Altliberalen für Neactionäre, für einen überwundenen 
Standpunft der großen liberalen Partei gegenüber, und jo werden 
hinter diefer immer wieder neue Größen auftauchen, die das, was 
Sie, meine Herren, ſchließlich als Aeußerſtes erreicht haben, als 
Ausgangspunkt für neue Forderungen und Beftrebungen *) betrachten. 
Das fünnen Sie nit ändern, und deshalb jeien Sie doch mit dem 
Vorwurf, daß ich veränderlich in meiner Neberzeugung wäre, etwas 
iparjamer. Es fommt mir das gerade jo vor, als wenn man 
meinem verehrten Freunde, dem Grafen von Moltke, hier vorwerfen 
wollte: Warum haben Sie nit in der Schlaht von Sedan das— 
jelbe Manöver wie in der Schlacht von Mars la Tour ausgeführt? 


*) StB: Forderungsbeitrebungen. 
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Das ift auch eine Inconfequenz, die man von einem fo einfichtigen 29. 11. 1881 
Strategifer nicht erwartete. Er wird jagen: Der Fall lag eben 
‚anders, der Feind ftand anders, er ſchoß mit anderem Material. 
So iſt es auch bei mir, verlangen Sie von mir feine Conſequenz⸗ 
dern ich führe die Regierung nach meiner Weberzeugung, 
Die immer auf Seiten des Reichs und nie auf der Seite einer 


Fraction ſtehen mird. (Bravo! rechts.) 


Unter den folgenden Rednern war es der Abg. E. Richter, der 
die Rede des Reichslanzlers zum Gegenſtand einer gehäffigen Kritil 
machte. Es ſei falſch, daß die liberale Partei den Kaiſer verhindern 
wolle, zu ſeinem Volte zu ſprechen. „Was wir verhindern wollen, iſt 
Das, daß durch die Kaiſerliche Botſchaft, für die der Kanzler die Ver— 
antwortung trägt, ein Drud auf die Weberzeugung der Wähler und 
des Voltes geübt wird. Nach unferer Meinung hat der Parteitampf 
den Zwed, die freie Ueberzeugung im Volke zur Erjcheinung zu bringen, 
um nad 
den a 


H 


e derſelben dem Kaifer in der Führung der Geſchäfte 

Nath zu geben. Wer aber derartig die perfönliche Ueber 

Kaiſers für maßgebend erklärt, der beeinträchtigt diefen 
rt freier Meberzeugungen.“ Auch der Behauptung des Reichs: 
DR: daß der Conititutionalismus zur Nepublif führe, widerſprach 
er. Die Bewegung von 1789 fei die Folge eines abjolutiftiihen Re— 
die heutige franzöfifche Nepublit die Folge der cäja- 

riſtiſchen haft — Die Berufung auf Moltke und deſſen 
verſchiedene na beweife, daß Fürft Bismard alle Fragen nur 
aus dem Gefichtspunkt der Taktit und Strategie betradhte, um die 


Fürft Bismard in Wahrheit der Krone die Freiheit be: 
fepränte, einen Anderen in die Stelle des Kanzlers zu berufen. „Das 
des Nanzlers fpigt ſich immer mehr darauf zu, daß 

die Krone, weil ihr thatſächlich eine andere Wahl nicht bleibt, auch in 
ver — ihrer Eniſchließungen beeinträchtigt und genöthigt ift, bei 
dem Fürften Bismard als Kanzler zu bleiben. Darin liegt eine 
Gefahr, und wenn wir diefe Gefahr nicht noch für gröfer halten, fo 
ift e8 der Umftand, daß wir die Hohenzollern nicht für Meromwinger 
em & haben, daß fie, wenn diefes Syſtem 

m zu einem Syſtem des Hausmeierthums, daß 

die Hohenzollern ein foldes Hausmeierthum nicht auffommen laſſen 
würden.” Fürft Bismard hatte vor dieſer Nede bereits das Haus 


Sie mat as pofitifge Rdn, IX, u 
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6. Sitzung des Deuffchen Reichstags 
Wittwoch 30. November 1881. 


Bei der Berathung des Etats für das Auswärtige Amt am 
30. November 1881 bat der Abg. Virdom den Neichsfanzler um 
Auskunft über den Stand der Verhandlungen mit Nom. Troß: 
dem der Neichsfanzler bemüht jei, den Frieden nicht bloß in Europa, 
fonbern in der Welt im Allgemeinen zu fördern, beſtehe doch jett die 
lebhafteſte Beunruhigung im Lande über die Verhandlungen mit dem 
päpftlichen Stuhle. Er eradte es deshalb im Anterefje des Landes, 
den Reichslanzler zu bitten, er möge über feine Auffaffung der Situation 
und namentlich in Bezug auf das, was die Stellung des Papftthums 
und den Papjt fpeciell betreffe, Einiges mittheilen und vor Allem 
darüber Klarheit verſchaffen, inwieweit die Entwidelung der auswärtigen 
Angelegenheiten auf die inneren Dinge einen Einfluß auszuüben ge: 
eignet fein möchte. Fürſt Bismard erwiderte*): 

In dem Budget, über das wir discutiren, befindet fih eine 
Pofition, welche zu der Interpellation über Beziehungen des Reichs 
zum Papft Anlaß geben fönnte**), nicht. Ich kann jedoch deſſen— 
ungeachtet die Anfrage des Herrn Vorredners dahin beantworten, 
daß Verhandlungen des Deutjchen Reichs mit dem römischen Stuhl 
überhaupt nicht ftattfinden. Ich kann feine Anficht nicht theilen, 
daß es dem Lande oder dem Reiche nüblich wäre, die Beziehungen, 
in denen beifpielsweije das Königreich Preußen, auch andere Bundes- 
ftaaten, zu Nom ftehen***), hier zum Gegenftand der Discuffion 
zu maden: Die confejfionellen Fragen gehören nicht zu den unter 
Art. 4 der Reichsverfaſſung aufgeführten, und ich halte es für 
nüglic, den Streit darüber auf diejenigen Grenzen zu beſchränken, 
in die er ſachlich möglicher Weife eingegrenzt werden kann. Die Bes 
siehungen, die dem Herrn Vorredner vorjchweben, find wohl nicht 
die des Reiche, jondern die Preußens, und ich wäre gern bereit, 
näher auf die Frage einzugehen, wenn er mir im Preußtichen Land⸗ 
tage eine ähnliche Anfrage vorlegte; dann würde ich über die Abs 
fihten der preußiichen Regierung dort Auskunft geben. Der König 
von Preußen jowohl, wie andere Mitglieder des Reichs — ich 


*) StB. 1026. 
**) StB.: Lönnten. 
*) StB.: fteht, 
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meine wie andere Bundesftaaten — haben ein wejentlihes Inter— 
eſſe oder fühlen die Pflicht, können fie fühlen, und der König von 
Preußen fühlt fie jeden Falls, die Intereſſen ihrer katholiſchen Unter: 
thanen in Rom auch vom Standpunkte der weltlicden Gewalt wahr: 
zunehmen, und deshalb ijt die Abficht, demnächſt in das preußifche 
Budget eine Pojition einzufügen, die den Zweck hat, directe Be— 
ziehungen und PBerhandlungen über die vielen Perjonal: und an: 
deren Fragen, die vorflommen, über viele Localfragen, auch über 
widhligere und principiellere Fragen, wieder direct möglich zu 
maden. Die Aufhebung derjenigen Gejandtichaft, die von Preußen 
auf den Norddeutihen Bund und dann noch auf das Deutiche 
Reich übergegangen war, die früher in Rom beftand, hat an und 
für fi principielle Gründe, die mit dem, was man Eulturfampf 
in Preußen nennt, in einem logiihen Zufammenhange Ständen, 
nit. Sie werden fih aus den Verhandlungen erinnern, daß mir 
damals empfindlich) berührt wurden durch die Tonart der Sprache, 
die von Rom aus in Bezug auf die preußifche Regierung, reipective 
den Kaijer, der ja gleichzeitig König von Preußen ift, geführt 
murde, und daß das der Grund war, warım wir zuerft die Ver: 
bandlungen abbrachen und demnächſt die Geſandtſchaft nicht wieder 
in Anfag braten). Diejes Motiv der Berftimmung unfererfeits 
ift feitdem weggefallen. Wir ftehen in den höflichjten und freund: 
lichften Beziehungen mit dem jetigen Inhaber des römischen 
Stubles ?), und es liegt Fein Grund mehr vor, die Intereſſen der 
fatholifhen Unterthanen der einzelnen Staaten nit wahrzunehmen. 
Wenn diefe Aufgabe nach meiner Auffaflung zunächſt durd) den 
preußifchen*) Staat mehr ala durd das Deutiche Reich zu erfüllen 
ift, jo leitet mich dabei fein principielles Bedenken, fondern nur 
die Logik der geſchäftlichen Lage. Das Reich hat die confejfionellen 
Fragen und den Schub der Eingeſeſſenen der einzelnen Länder, die 
Vertretung und Befürwortung ihrer Intereſſen in Rom, die ja 
von evangelifhden und Ffatholiihen Staaten feit Jahrhunderten 
immer ftattgefunden bat, in einer eingeltandenen oder officiöfen 


*) S. 103a. 
ij Bel. Bb. V 336 ff. VI 69 ff. 228 ff. 
2) Leo XIII. feit dem 3. März 1878. 
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Form — das Neich hat fie unter feinen Attributionen in der Ver- 
faſſung nicht aufgezählt. Cs würde das an ſich fein Hindernif 
jein, da auch andere Landesintereffen, die mehreren Bundesftaaten 
gemeinfam find, wie diefe, unter Umftänden durch Beamte des 
Reichs wahrgenommen werden, und das Intereſſe, mit dem höch- 
ften Priefter der katholiſchen Kirche, welcher ein fo wejentlicher 
Theil der deutſchen Unterthanen angehört, direct zu verhandeln, 
ift geichäftlich nicht mur in Preußen vorhanden, es ift in allen 
deutjchen Staaten vorhanden, welde fatholifche Unterthanen haben. 
Von Bayern wird es durch einen eigenen bayerijchen ftändigen Ger 
fandten wahrgenommen, und logiſch zunächft lag mir die Löſung der 
Sache in der Form nahe, da der König von Preußen die Intereſſen 
feiner Unterthanen jelbft wahrzunehmen habe. Das würde nicht 
hindern, wenn beijpielsweife, was bisher nicht der Fall geweſen 
ift, in Sachſen, in Württemberg, in Baden, in Heffen die gleiche 
Auffaſſung der Dinge beftände, daß diefelbe Vertretung auch von 
Seiten des Reichs ftattfinden könnte, nicht als eine Vertretung bei 
einer auswärtigen Macht, jondern als eine Vertretung bei dem 
Haupte einer Kirche. Ich habe mir dabei die Frage vorgelegt: 
Kann ich die katholiſche Kirde in Deutfchland als eine ausländische 
Inſtitution betrachten, die dem rein diplomatiſchen Verkehr umter- 
worfen ift? Ich habe geglaubt, diefe Frage verneinen zu jollen. 
Ih rechne die Bekenner der katholiſchen Kirche zu unferen gleich- 
geftellten Sandsleuten und die Inftitution der katholiſchen Kirche in 
Deutſchland mit jammt der päpftlihen Spite, die zu ihr gehört, 
für eine einheimiſche Inſtitution der deutſchen Bundesſtaaten, 
reſpective des Deutſchen Reichs, und in fo fern komme ich in Folge 
der Logik der Thatfahen, nicht durch irgend ein Prineip, immer 
nur dahin, daß ich die Einzelvertretung zunächft indicirt halte, daß 
ich aber die Gefammtvertretung derjenigen Yundesitaaten, die hierin 
ein gleiches Intereſſe haben, durch das Reich nicht ausgeſchloſſen 
finde. Die ſchwebenden Verhandlungen haben bisher feine Trags 
weite, die felbft den Herrn Vorredner beunruhigen könnte. Wir 
wünſchen, daß nicht bloß im Reiche, welches feinen Eulturfampf 
hat, jondern auch in den einzelnen Bundesftaaten wir dem Frieden 
näher und näher fommen und jo nahe fommen, wie es irgend mit der 
traditionellen und jeit Jahrhunderten den Gegenftand des Kampfes 
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bildenden ftaatlihen Unabhängigkeit, auf die der Staat beftehen 30. 11.1881 
muß, verträglich iſt. Dieſe Quadratur des Cirkels wird ſich in 
Vollfommenbeit niemals Löfen laſſen und hat fich nie Löfen laffen, 
aber wir hoffen, daß ein für beide Theile annehmbarer modus 
vivendi!) durch eine directe Vertretung bei Nom möglich und 
nutzlich iſt. Wir Haben bisher diefe Vertretung im Sinne und im 
Namen des Einzelftaates Preußen ins Auge gefaßt; wir fönnten 
aber von dort, wenn es der Wunſch der übrigen Regierungen 
notabene ift, die darüber doc zuerſt zu befinden haben, wie fie 
ihre Intereffen vertreten zu*) ſehen wünſchen — wir könnten aus 
diefer Situation, wie wir fie erfireben, in jedem Jahre und an 
jedem Tage leicht in die der Neichsvertretung übergehen. 

Ueber den materiellen Stand der Verhandlungen mit dem 
romiſchen Stuhle hier Auskunft zu geben, beabfichtige ich nicht; 
ic) theile, wie gejagt, die Anficht des Herrn Vorredners nicht, daß 
es dem Neiche oder dem Lande nüglic wäre, wenn ich es thäte. 





Nach dem Reichskanzler ſprach der Abg. Windthorft: er warf 
dem Abg. Virhom vor, daf er mit feiner Anfrage neuen Samen der 
Zwietracht auszujäen beabfichtige. Diefen Vorwurf wies der Abg. 
Sirchow zurüd: feine Abficht ſei im Gegentheil geweſen, durch die 

it, die er dem Neicslanzler zur Ausſprache geboten habe, 
den Frieden im Sande auszubreiten. Es fei jet in Deutichland dahin 
‚gelommen, daß Alles, was auf lirchlichem Wege geſchehe, ich in poli- 
tüfche Phraſen überfehe und jede Frage der. Neligion ſich zuletzt con- 
vertire in eine Frage der Politif. Früher habe der Neichöfanzler als 
jchwerfte Anihuldigung gegen das Centrum erhoben, daß es als eine 
confeſſionelle Politik und Religion mit einander vermenge; ſeit⸗ 
dem ſich auch mod der extremſte Proteſtantismus mit dem Centrum 
verbündet habe, drohe eine Vergiftung des ganzen politiſchen Lebens 
durd; Kämpfe, bei denen es ſich ſchon nicht mehr um die Religion, 
fondern um Begründung einer intoleranten Hierarchie handle. Wenn 
man nun jehen müfje, daß die Regierung die proteſtantiſche und katho— 
liſche Kirche als die eigentlichen Trägerinnen unſerer politiſchen Ve— 

anerfenne, fo ſei es Aufgabe der Liberalen, ſich dieſer Ent: 
zu wiberfegen. Für die Richtung, die der” Culturfampf an: 
‚habe, müffe er die Verantwortlichfeit ablehnen. „ALS wir 
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diefen Namen in unferem Programm aufgeftellt haben, geſchah «8, 
um anzubeuten, daß das nicht ein Krieg im gewöhnlichen Sinne fein 
folfte, der zur Intoleranz führen könnte, daß diefer Kampf nicht in 
eine Verfolgung Einzelner auslaufen follte, ſondern in eine größere 
Freiheit der Individuen.“ Für die Culturfampfgejege habe er ger 
ftimmt in dem Glauben, daß der Reichskanzler confequenter jein würde, 
„IH habe angenommen, daß er, fo gut wie er ſchließlich zum Civil- 
ſtandsgeſetz gelommen it, auch in der Geſetzgebung über Schule und 
Kirche dahin kommen werde, die wirkliche Befreiung der Schule herbeis 
zuführen und die Kirche in die Stellung zu bringen, melde ihr ger 
bührt, nämlich ſich aufzubauen auf der Ueberzeugung der Einzelnen, 
auf wirklicher Gewiſſensfreiheit, und danach ſich zu gejtalten. Nun, 
meine Herren, das iſt fehlgefchlagen; ich erfenne an, daß ich mic ger 
täufcht habe.” Dankbar fei er für die Erklärung des Reichslanzlers, 
daß mit dem Papfte nit wie mit einer auswärtigen Macht zu ver 
handeln jei; damit würden alle Befürchtungen hinfällig, als fönnte von 
deutſcher Seite die Wiederherſtellung der weltlihen Macht des Papſt- 
thums unterftügt werden. Die Errichtung einer preußiſchen Gejandt: 
ſchaft beim päpftlihen Stuhl fei ihm wenig ſympathiſch, da die Diplo: 
matifhe Vertretung nad aufen eigentlich dem Reiche gehöre; doppelt 
unheimlich werde ihm der Gedanke einer diplomatifchen Vertretung 
Preußens beim Papfte, wenn es fi bewahrheiten follte, daß wir den 
Rapft mit der ganzen Curie in unfer Sand befommen würden. Fürſt 
Bismard*): 


Der Herr Vorredner hat ja vollftändig Necht, wenn er jagt, 
daß diefer Kampf, den er felbjt Eulturfampf genannt hat), feine 
wejentliche politifche Seite hat. Die römiſche Kirche ift von jeher 
nicht bloß eine geiftliche und kirchliche, jondern auch eine politiiche 
Macht geweſen, und der Herr Vorredner hat uns darüber nichts 
Neues gejagt, die wir unſere deutſche Geſchichte taufend Jahre rück- 
wärts fennen. Das Papftthum ift, wie jede Kirche gelegentlich, 
eine jehr ſtarke politiſche Macht geweſen. Nein confeffionelle 
Kämpfe würde ich überhaupt nicht führen; wenn der politifche Bei— 
Tag, die Machtfrage, nicht wäre, eine Machtfrage, die auch in der 
vorchriftlichen Zeit ſich zwiſchen Königen und Prieftern kenntlich 
gemacht hat?), — wenn die nicht da wäre, würde ich ja mit einer 


+) StB. 1056. 

’) Birchow hat das Wort „Eulturfampf“ zuerft in einem Wahlprogranm 
der Fortfhrittspartei im Jahre 1873 gebraudt, vgl. Bühmann, Geflügelte 
Worte (17. Aufl.), ©. 457. 

®) Rot. Bo. V 384 ff.; VI 231. 
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folden Entſchiedenheit in diefen Kampf nicht eingetreten fein, da 
ich confeffionelle Stellungen nicht befämpfe. 

Der Herr Borredner hat mir vorgeworfen und hat aud) darin 
wieder den üblichen Mangel an Gonjequenz bei mir entdedt, daß 
ih dieſen Kampf nicht fortgefegt hätte, daß ich ihn eine Zeit 
bindurh mit Lebhaftigfeit betrieben und nachher fallen gelaffen 
hätte. Nun, jeder Kampf hat feine Höhe und feine Hiße, aber 
fein Kampf im Innern zwiſchen Parteien und der Ntegierung, fein 
Conflict, fann von mir als eine dauernde und nützliche Snftitution 
behanbelt werben '). (Heiterfeit ins.) 

Ich muß Kämpfe führen, aber doch nur zu dem Zwed, den Frieden 
zu erlangen; dieſe Kämpfe können fehr heiß werden, das hängt 
nicht immer von mir allein ab, — aber mein Endziel ift dabei 
immer doc der Friede. Wenn ich nun glaube, in der heutigen 
Zeit diefem Frieden mit mehr Wahrfcheinlichfeit näher zu kommen, 
als in der Zeit, wo des Kampfes Hite entbrannte, fo ift es ja 
an fih meine Pfliht, dem Frieden meine Auſmerkſamkeit zuzu— 
wenden und nicht meiter*) zu fechten, bloß um zu fechten gleich 
einem politiſchen Raufbold, 

(Heiterfeit.) 

fondern ih fehte, um den Frieden zu erlangen. Kann ich ihn 
haben, Tann ih auch nur einen Waffenftillftand, wie wir deren 
ja gehabt haben, die Jahrhunderte hindurch gedauert haben, er: 
langen durch einen annehmbaren modus vivendi, jo würde ich pflicht: 
widrig handeln, wenn ich dieſen Frieden nicht acceptiren wollte. 
Aber felbft wenn ich händelfüchtiger wäre und den Kampf fort: 
fegen wollte, jo würde ich das haben aufgeben müſſen, nachdem die 
Bundesgenofjen, mit denen ich in Gemeinfchaft damals gefochten 
habe, mich verlaffen haben oder für ihre weitere Unterftügung 
Preiſe gefordert haben, die ich im Nüdblid auf das Reich und 
das Land Preußen nicht gewähren fonnte. Es berührt das ja diejelben 
Fragen, über die wir geftern reichlich discutirt haben. Wenn ich 
zulegt durch die Bewegungen und Verſchiebungen, welche inner: 


*) S. 106a. 
1) Bol. Bd. VII 173. 
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halb der liberalen Parteien vorgehen, die mir damals beiftanden, 
jest aber nicht mehr, in bie Alternative geftellt werde, zwifchen 
einer Annäherung an das Centrum und einer Annäherung an den 
Fortſchritt zu optiren, jo wähle ich aus ftantsmännifchen Gründen 
— (Hört! lints) 


Das Centrum kann für den Staat ſehr unbequem werden und iſt 
es geworden, aber nicht ſo gefährlich, wie meines Erachtens der 
Fortſchritt werden kann, — 

(Unruhe links.) 
wenigſtens in den deutſchen Provinzen nicht, in Polen iſt es 
anders, Da wähle id als Politiker, der zu einem Urtheil, zu 
einer Meinung verpflichtet ift, nothwendig das Kleinere Uebel, wenn 
es eins ift — ich will damit feine unhöfliche Bezeihnung vers 
binden — was mir das Heinere erjcheint. Ich will jagen, ich 
wähle die Seite, duch welche meiner Anficht nad das Staats- 
ſchiff weniger periclitirt, fondern nur in feiner Steuerung einiger 
Maßen genirt und gehemmt wird, ohne geradezu Gefahr zu laufen. — 
Sie jehen, ich lege auch hierin meine Anficht offen dar, und 
ich bitte, Sie an das geftrige Bild erinnern zu dürfen, daß, wenn 
id) im Kampf gegen die Parteien und gegen die ununterbrochen 
ſich drehenden Strömungen und Wirbel der Parteien am Steuer— 
ruber des Staates ftehe, ich nicht alle Jahre, alle Tage und in 
jedem wechjelnden Moment wie ein theoretiſcher Narr dafjelbe 
thun fann, was ich vor fünfzehn Jahren etwa gethan habe, wäh— 
rend eine vollftändig veränderte Situation da ift, und der Kampf, 
den ich pflichtmäßig vielleicht, ich weiß nicht wie viel Jahre und, 
ich geftehe gern ein, mit der mir eigenen Lebhaftigkeit geführt habe, 
jest meines Erachtens nicht mehr nothwendig ift. Ich orbne dieſe 
meine Zebhaftigfeit, wie ich glaube, immer, vielleicht nad) meinem 
geftern getadelten Temperament mitunter nicht ſchnell genug, body 
dem mich beherrichenden Gejeß der salus publica !) bereitwillig 


unter, (Bravo! rechts.) 


) Des Öffentlichen Wohles, vgl. Bo. VIII 328. 
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Bon Seiten des Gentrums ermwiderte dem Abg. Virchow der 
Abg. A. Reihenfperger (Crefeld); ihm folgte der Abg. Haenel 
„mit ein paar Morten der Abwehr”: „Wenn der Herr Reichskanzler“ 
— fagte er u. A. — „uns verfihert hat, daß ihm aus allgemeinen 
politifhen Erwägungen die Unterftüßung des Centrums werthvoller ſei 
als die unferige, jo iſt das eine Thatjache, die wir bereits ſeit einem 
Sahre willen; feit einem Jahre wiſſen wir, daß gerade an dieſem 
Bunfte die Politif des Reichskanzlers eine mwejentlich veränderte iſt.“ 
Hierauf erwiderte Fürſt Bismard*): 

Ich muß mid von Neuem gegen den ungerechten Vorwurf 
eines willfürlihen oder jchnellen Wechjels meiner Weberzeugungen 
verwahren, der in feiner Rede von jener Seite geitern und heute 
mir eripart geblieben ift, und den ich in feiner Nede vorübergehen 
laffen werde, ohne ihn zu berichtigen. Der Herr Vorredner hat 
gejagt, meine Stellung zu den Parteien ſei von mir weſentlich 
verändert worden. Er hat das mit Bezug auf meine Neußerung 
gejagt, daß ich von den Bundesgenoffen, die ich gehabt hätte, ver: 
laffen worden jei. Zu diefen Bundesgenoffen habe ih nun Die 
Fortjchrittöpartei niemals zählen Fünnen. Der Herr VBorredner 
wird wohl nicht**) von mir behaupten können, daß in meinem 
ganzen politiihen Leben ein Moment erijtirte, wo ich mid) in irgend 
einer Sntimität mit der Fortſchrittspartei befunden hätte, die ic) 
hätte aufgeben können. In allen meinen Beitrebungen, und zum 
Theil erfolgreichen, im Preußiſchen Yandtag und im Deutſchen Neichs- 
tag babe ich immer und unmandelbar die Kortichrittspartei zum 
Gegner***) gehabt. Sie hat immer verfucht, das zu verhindern, 
was ich eritrebt habe; ich habe fie immer auf der gegneriichen Seite 
gefunden. Ich kann mich alfo in der Beziehung nicht geändert 
haben; fie hatt) mid die Farbe der Unterftügung, die ich auf: 
gegeben haben joll, nie kennen lernen laffen. Der Herr VBorredner 
bat alſo Unrecht, zu jagen, ich hätte erflärt, oder es läge über- 
haupt vor, daß ich, zwilchen der Unterftügung der Fortichrittspartei 
und der Unterjtügung des Gentrums wählen jollend, die des Gen- 
trums vorzöge. Ich darf gar nicht ſehr wähleriſch jein in Den 


*) StB. 108b. 
++) Fehlt im StB. 
***) StB.: zu Gegnern. 
+) StB.: Sie haben. 
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erſtrebe oder zu erftreben glaube, die Unterftügungen anzunehmen, 
die mir gewährt werben. Ich ſage nur, wenn ich mich in einem 
gewiffen Maße zu einer Heerfolge mit einer Fraction engagiren 
ol, daß ich dann die Wege des Centrums für weniger reichs- 
gefährlich halte, als die der Fortſchrittspartei, weniger gefährlich 
für unfere monarchifche Ordnung. Die Unterftügung des Centrums 
habe ich jelten gehabt, aber doch in einer ſehr wichtigen Frage, 
in der Zollfrage, und von da ab wurde die Aenderung in der 
Haltung der liberalen Fractionen zu mir definitiv, die im Früh— 
jahr 1878 begann, wo man mich für die Unfolgjamkeit firafte 
und mir Succurs entzog, mid, politiſch auszuhungern bemüht war, 
um mic folgjam zu maden. Das wurde dadurch befiegelt, daß 
im Jahre 1879 mit den Liberalen über diefe Zollſache nicht zu ver- 
handeln war*), ohne, wie ich vorhin fagte, einen Preis dafür zu 
zahlen, den ich nicht geben wollte, während das Centrum auf bloß 
ſachlichem Grunde jeine Unterftügung anbot, 
Widerſpruch links.) 
ohne andere Bedingungen als formelle zu ſtellen. Ja, meine 
Herren, man gewinnt auf eine Regierung nicht Einfluß dadurch, 
daß man fie bekämpft, reizt, beſchimpft, ſondern man gewinnt 
Einfluß dadurch, daß man fie unterftügt. Diejenigen Regierungen, 
die für den Drud, für Grobheit, möchte ic jagen, empfänglicher 
find, als für Unterftügungen, taugen überhaupt nicht viel. 
Heiterkeit.) 

Das find, wie ich fie geftern nannte ?), die Höflinge der Majorität, 
die Negiftratoren der Majorität. Solche Leute fünnen Sie in 
untergeordneten Schichten finden, die bloß fragen; Wie fällt die 
Majorität aus, der werden wir gehorfam fein ohne Kopfzerbreden; 
es wird abgezählt: 150 gegen 140, — was nun dem Staate 
nüglich ift, darüber bildet man ſich fein Urtheil, das hängt allein 
von der Majoritätsfrage ab. Es wird abgezählt, das ift jo un- 
gemein bequem, dazu brauchen Sie feine Männer von Fähigkeit, 
von Dienfteifer oder von derjenigen Sachkenntniß, die auch an mir 


*) &. 1090. 
) ©. 0. &, 160. 
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von Ihnen jo ſehr vermißt wird, dazu brauchen Sie mich nicht, 
dazu brauden Sie einfache Protofollführer der Majorität, denn 
der Byzantinismus ift in unfern Zeiten nie jo weit getrieben wor: 
den, als in der Anbetung der Majoritäten, 

(Sehr wahr! rechts.) 
und die Leute, die der Majorität unter Umftänden feit ins Auge 
fehen und ihr nicht weichen, wenn fie glauben im Nechte zu jein, 
die finden Sie nicht fehr häufig, aber es ilt immerhin nüglich, 
wenn der Staat einige davon in Vorrat) hat. 

(Bravo! redts.) 

Wenn ich vorher von der Unterjtügung geiprocdhen habe, Die 
ich früher hatte, und die ich verloren habe, jo habe ich damit gar 
nicht die ;yortfchrittspartei gemeint, jondern die nationalliberale 
Partei. Allmählich ift in ihr der linke Flügel der jtärfere gewor— 
den, vielleicht ift er auch der beredtjamere, und die Beredtjantfeit 
hat ja ein viel größeres Gewicht, als jie eigentlich in politiichen 
Tingen verdiente, denn es ift nicht immer geichrieben, daß der 
beite Redner auch der befte politijche Urtheiler wäre’). Ich habe 
das ſchon im vorigen Jahre zu jagen Gelegenheit gehabt, und ein 
Minifterium, zufammengefeßt aus lauter Leuten, die auch nur fo 
viel ſprechen, wie id, würde ſchon dadurch unbrauchbar jein. 

(Heiterkeit. ) 
Ich fühle, daß ich darin fündige; ich verlafje feine Sitzung ohne 
eine gewiffe Beſchämung, daß ic) eine erhebliche Zeit meiner und 
Anderer mit Reden, die die Sache felbit weiter nicht fördern, 
verbracht habe. Aber, meine Herren, Sie fünnen von mir als 
Minifter doch nicht verlangen, daß ich hier dabei fiße — und hier 
bleiben muß ich, weil mein Etat zur Berathung fteht — und nun 
ruhig mit anhöre, daß jeder Nedner feine fahlihen Darlegungen 
mit einigen Hieben gegen den Reichsfanzler, jeine Vergangenheit, 
das, was er gejagt hat, das, was von ihm zu erwarten ijt, ver: 
bindet, und ich ſoll mich ruhig Schlagen laffen! Das bin ich nicht 
gewohnt; ich ſchlage wieder, wenn ich geichlagen werde. 

(Heiterfeit.) 
Dann heißt es in den Blättern, der Neichsfanzler allein habe — 


) ©. o. S. 56, vgl. Bo. IV 233 f. 
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darüber ift Alles einig — die Debatte von dem fachlichen Gebiete 
auf das perſönliche geführt, Ich muß dagegen jagen: Dazu habe 
ich mich nit vermiethet, daß ich mich*) injuriiren laffe, ſondern 
ich wehre mic und antworte; aber dann ſuchen Sie die Urſache, 
warum die Sachlichkeit aufhört, in den Spiten und Hieben, die 
gegen mich eingeflochten werden in den ſachlichſten Debatten. 
Leſen Sie doch den Urfprung unſerer breitägigen Debatte hier 
nah! Wie bin ich denn hereingezogen ? Immer durch die Spigen, 
die gegen mich gefchleudert werden; ehe ich wußte, was die Tages- 
ordnung war, habe ich jchon ſolche Angriffe abzuwehren gehabt. 
Das werde ich immer thun. Sie können mic bis zu einem ge— 
wiffen Grade ermüden und aufreiben, aber jo lange meine Kräfte 
reichen, fechte ih, und ich bitte Sie doch auch, daß Sie nicht bloß 
die Zeiftungen der Abwehr und der Vertheidigung zählen und öffent- 
lich bejprechen, ſondern aud die Angriffe. Das it ja bei den 
Kämpfen unter erwachjenen Leuten zwar feltener als unter den 
anderen Theilen unjerer Familien der Fall, daß Jeder fih nur der 
Schläge erinnert, die er empfängt, aber nie derer, die er gegeben bat. 
(Schr richtig! rechts.) 





Der Abg. v. Kleift:Regom conftatirte, daß die Fortfchrittspartei 
den Kampf des preußiſchen Staates gegen Uebergriffe der Curie zu 
einem Gulturfampfe erweitert habe, der ſich gegen die chriſtlichen Grund⸗ 
lagen des modernen Staates überhaupt gerichtet habe. „Wer hat 
denn,“ fragte er, „dem Herrn Neichsfanzler gegen feinen Willen da— 
mals die Civilehe aufgedrungen? Sie werben die Verhandlungen des 
Reichskanzlers mit den württembergiſchen Paftoren in Kiffingen fennen; 
und das ift meine Meinung, ... dab gerade durd die Einführung 
der Givilehe diefer Streit die Natur des jogenannten Culturfampfes 
befommen hat." Zur factiichen Berichtigung bemerkte dazu Fürft 
Bismard**): 


Ich will nur eine factiiche Angabe meines verehrten Freundes, 
der joeben die Tribüne verläßt, richtig ftellen. 

Die Civilehe, fagte er, fei mir durch eine Fraction aufgebrängt 
worden. So hängt es factifch nicht zufammen, und der Herr Vor— 


*) ©. 109b. 
*) StB. 11la. 
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tebner würde den richtigen Zufammenhang erfahren haben, wenn 
nicht etwa damals — wie er ſchon darauf anfpielte — die poli— 
tiſchen, die diplomatifchen Beziehungen zwiſchen uns abgebrochen 
gewejen wären. Ich bin nicht durch eine Fraction, fondern durch 
meine damaligen Collegen im preußiſchen Minifterium zu dieſen 
Gonceffionen bewogen worden, — 

(Hört! hört! rechts.) 
die mir erklärten, fie würden zurüdtveten, 

(Hört! hört! rechts.) 
wenn id die Unterzeichnung weigerte. Da ih in Varzin frank 
lag, zum Theil krank an Gemüthsbewegung über den damaligen 
Conflict, den ich mit der confervativen Partei hatte, und nicht im 
Stande war, Cr. Majeftät dem Könige von dort aus ein anderes 
Minifterium zu bilden, jo mußte ich jagen: In diefem Augenblid 
halte ich das Uebel eines Minifterwechjels für ein größeres, und 
habe jo, nadgebend, meine von Berlin aus wiederholt urgirte Zu— 
fimmung, erteilt. 

Der Abg. Virhom fand es gegenüber der letzten Bemerkung 
nothwendig, den Herrn Neihöfanzler daran zu erinnern, daß er nichts 
Anderes gethan habe, als was auszuführen ein ausdrüdlicher Artikel 
der Preußiſchen Verfaffung vorfchrieb. „Wir Alle haben erwartet, daß 
ihm nichts Fremdes damit geboten wurde, jondern etwas ihm ganz Be- 
lanntes, ein ihm als Aufgabe feines Minifteriums vorfchwebendes Ziel.” 

(Reichsfanzler Fürft Bismard: Dod mit Widerſtreben!) 

Za, das mag fein; indefjen ift ein Minifter aud für das verantwort: 
‚ was er mit Widerſtreben thut, und er kann die Verantwortlich: 
nicht dadurch von fich abſchieben, daß er jagt, ich habe es ungern 


(Reichskanzler Fürft Bismard: Ich thue es nicht!) 

Weiter erinnerte er den Reichskanzler an die Unterftügung, die ihm 
die Fortſchritispartei beim Schulaufſichtsgeſetz, ſowie bei der neuen 
Sandelsgeſetzgebung geleiftet habe. Er bat, die Männer der Fortihritts- 
partei nicht deshalb für theoretiiche Narren zu halten, weil fie nicht 
ihre Anficht geändert hätten. 

Nah kürzeren Aeuferungen der Abg. Frhr. v. Minnigerode 
und €. Richter wurde die Discuffion geſchloſſen. 
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Bei Berathung des Capitels: Geſandtſchaften und Confulate regte der 
Abg. Kapp eine Revifion des Confulatsgefeges vom 8. November 1867 
an, namentlih mit Nüdficht auf $ 7, der die Anftellungsbedingungen 
für Berufsconfuln feftjegt. Als Wunſch, nicht als Antrag ftellte er 
der Erwägung der verbündeten Regierungen die Vermehrung der Be: 
zufsconfulate anheim. Nach beiden Richtungen Hin jprad der Com: 
mifjar des Bundesraths, Geh. Legationsrath Goering, die Bereit: 
willigfeit der verbündeten Negierungen aus, den geäußerten München 
näher zu treten. Der Abg. Sonnemann beantragte geradezu eine 
erheblide Vermehrung der Berufsconfulate, die den Intereſſen des 


deutſchen Handels weit förderlicher feien als die Mahlconfulate, und 


ſchloß an feine Ausführungen einige Bemerkungen über die Vorbildung 
der Berufsconfuln an. Es fehle ihnen weniger an theoretiiher Vor: 
bildung, als an Ausbildung im praftifchen Leben. Wenn alle Aſpiranten 
um das Amt eines Berufsconfuls nad Vollendung ihrer akademischen 
Ausbildung und Ablegung der erften Prüfung zwei Jahre an einem 
Fabrikorte oder in einer Hafenftadt praftiih in einem Gejdäfte thätig 
fein müßten, um ſich praltifh mit dem Gefchäftsleben vertraut zu 
machen, jo werde man bald tüchtig vorgebilvete Confuln haben. Hierzu 
bemerkte Fürft Bismard*): 

Ich bin zu überrafht über die feltene Thatfache, mich mit 
dem Herrn Vorredner über eine Frage in voller Nebereinftimmung 
zu befinden, um nicht diefer Neberrafhung Ausdrud zu geben. 

Der Vorſchlag, den er am Schluffe feiner Nede machte, ift 
von mir bereits vor Jahr und Tag für den Reichsdienſt überhaupt 
angeregt worden. Ich bin nur durch Krankheit und Weberhäufung 
mit anderen Geſchäften verhindert worden, ihm fo weit Folge zu 
geben, daß er in die**) Deffentlichleit zu bringen war, vielleicht 
auch dadurch, daß, außer bei mir, der Gedanke feinen fehr leb— 
baften Anklang in den amtlichen Kreifen gefunden hat; aber ich 
werde ihm nicht aufgeben und werde ihn in der Art verfolgen, 
daß im Neichsdienft für dasjenige, was ich im Allgemeinen die 
Affefforenqualität nenne, für welche fih im auswärtigen Dienfte 
Correlate befinden, eine zeitweie Beſchäftigung im praktiſchen 
Leben nothwendig wird, und faſt gerade mit den Worten, wie der 
Herr Vorredner, babe ich diefem meinem Gedanken Ausdrud ge 
geben, daß in einem kaufmänniſchen Gejchäft, in einem induftriellen 


*) StB. 116b. 
**) Fehlt im StB. 
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oder Bankgeſchäft, in einem überjeeifchen Conſulate, in einer Land: 
wirthichaft, kurz in einem Zweige der praftiih producirenden 
Lebensthätigfeit die Beamten mindeftens ein Jahr lang beichäftigt 
gewejen fein jollen, bevor fie fih zum Eramen melden, und daß 
diefes Stadium, dieſe Form der praftifchen Vorbereitung in die 
Beitimmungen aufgenommen werde, die bisher darüber gelten, 
jollte auch deshalb die eigentliche Bureauarbeit, die bisher zur 
Vorbereitung erforderlih ift, um ein Jahr vermindert werden. 
So viel ih weiß — und das hat mich eben ermuthigt —, habe 
ich bisher auf dem Reichsgebiet darin ziemlich freie Bewegung, 
die im preußiſchen Tienft für das Minifterium nicht vorhanden 
ift, und ich glaube deshalb, daß die Herren in furzer Zeit wenig: 
ſtens Entwürfe) als praftifches Ergebniß der feit Jahr und Tag 
von mir angeregten Vorbereitungen kennen lernen werben. 


Der Abg. Kohhann bemerkte, daß bei der Wichtigkeit der heutigen 
induftriellen und commerciellen Berhältniffe es durchaus nothmendig ſei, 
daß unfere Conſuln nicht allein über die induftriellen und commerciellen 
Berhältniffe Deutichlands Beſcheid wüßten, ſondern daß fie auch mit den 
Bedürfnifjen des Auslandes fich ftetS vertraut madıten. Er bat deshalb, 
die Frage zu erwägen, ob es nicht gut wäre, daß geeignete Berfönlichkeiten, 
die technische Hochſchulen befucht hätten, den deutſchen Confulaten in New: 
York, London und Antwerpen oder noch weit beſſer den großen Ge: 
fandtfhaften in Wafhington, Brüffel, Paris und London zugetheilt 
würden. Ihnen würde die Aufgabe obliegen, über alle neuen Er: 
findungen und Entwidelungen auf induftriellem Gebiet fofort Bericht 
zu erftatten, und diefe Mittheilungen müßten dann in geeigneter Form 
zur Kenntniß des größeren Publicums gelangen. Fürft Bismard 
bemerfte hierzu*): 

Ich theile die Auffaffung des Herrn Vorredners und bemerke, 
daß ih nach dieſer Richtung hin über das Stadium dieſer An- 
regung bereit Hinausgegangen bin, und wenn Gefundheit und 
Zeit es geitatten, hoffe ich auch, damit ing Leben treten zu können, 
ehe der Reichstag wieder zufammentritt, und ich betrachte Die 
Aeußerungen der letzten beiden Vorredner zugleid) als eine Auf: 
forderung an mid) und an alle meine Mitarbeiter, die Beftrebungen 
nad diefer Richtung hin zu activiren !). 

— (Bravo!) 


*) StB. 117b. 
1) Es wurde bereits in den preußijchen Etat für 1882/83 eine entjprechende 
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An der weiteren Discuffion über diefen Punkt nahm Fürft Bis- 
mard nicht Theil. 


7. Sißung des Deutſchen Reichstags 
Donnerftag 1. December 1881. 


AS Fürft Bismarck den Preußiſchen Vollswirthſchaftsrath ins 
Leben rief, hatte er jchon feine Erweiterung zu einem Deutſchen Volts- 
wirthſchaftsrathe in Ausficht genommen). Schon zwei Tage nad) Er: 
Öffnung der erften Tagung des Preußiſchen Volkswirthſchaftsrathes er: 
öffnete er die Verhandlungen mit den verbündeten Regierungen darüber, 
indem er an die Gefandten Preußens bei den deutſchen Bundesftaaten 
folgenden Erlaß rihtete*): 

Berlin, 29. Januar 1881. 

Ew. ꝛc. beehre ih mich angejchloffen zwei Exemplare der 
für das Königreich Preußen erlaffenen Allerhöchiten Verordnung 
vom 17. November v. J, betreffend die Errichtung eines Volks— 
wirthsjchaftraths zur Kenntnißnahme und mit dem Erfuchen mitz 
zutheilen, das Einverftändniß der Negierungen, bei welden Sie 
acereditirt find, dahin zu erbitten, daß die für Preußen geſchaffene 
Inftitution auf das Neich unter Anwendung derjelben, beziehungs- 
weife ähnlicher Grundjäge übertragen werde. 

Die Aufgabe des Volkswirthſchaftsraths für Preußen ift in 
dem $ 1 der obigen Verordnung angegeben. Derfelbe ſoll einen 
technifchen Beirath Sr. Majeftät des Königs in denjenigen, die 
wirthſchaftlichen Intereſſen von Handel, Gewerbe und Landwirth- 
ſchaft betreffenden Fragen bilden, welche der Negelung im Wege 
der Geſetzgebung oder der Königlichen Verordnung unterliegen, 
und es würde ein Deutfcher Volfswirthichaftsrath in gleicher Weiſe 
informatorifhen Zwecken für den Kaifer und das Reich zu dienen 
haben, 


Pofition eingeftellt, und nachdem das Abgeordnetenhaus fie bewilligt hatte, ger 
langte die Einrichtung im April 1882 zunäcft in Paris, Wafhington, Rom 
und Petersburg zur Ausführung. 
v. Bofchinger, Documente zur Wirthichaftspolitit IV 39 ff. Nr. 16. 
') 2gl. Bd, VIII 207. 212, 
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*Bei der Vorbereitung der Gejegesvorlagen, welche das wirthe 1.12. 1881: 
ſchaftliche Leben der Nation berühren, hat es bisher an einer Stelle (29-1: 1881 
gefehlt, wo derartige Vorlagen einer geregelten Kritik durch Sach- 
verftändige aus den zunächſt betheiligten Kreifen unterzogen werden 
konnten. Ohne Kenntniß von den Eindrüden, welche die beab- 
fihtigten Anordnungen auf die Kreife machen, deren befondere 
Verhältnifje dadurch berührt werden, konnte bisher Sr. Majejtät 
dem Könige bei der Unterbreitung von Gefegentwürfen zur Ge— 
nehmigung für die Zweckmäßigkeit derjelben nicht ftets das uns 
bedingt erforderlihe Maß von Sicherheit gewährt werden Y. 

Die Mitglieder des für das Königreih Preußen errichteten 
Volkswirthſchaftsraths gehen nach SS 3, 4 der Verordnung vom 
17, November 1880 theils aus Präfentationswahlen, theils aus 
directer Berufung hervor, und zwar ift das Präfentationsrecht den 
auf gefeglicher Beſtimmung oder freier Vereinbarung beruhenden 
Vertretungen kaufmänniſcher, gewerblicher und landwirthſchaftlicher 
Intereſſen zugeſtanden worden, 

Von den 90 auf dieſe Weiſe Gewählten werden dem Könige 
durch die betreffenden Reſſortminiſter 15 Vertreter des Gewerbes, 
15 des Handels und 15 der Landwirthſchaft, außerdem aber nad 
freier Wahl dieſer Minifter noch 30 Mitglieder, unter denen 
mindeftens 15 dem Handwerfer- und Arbeiterftande angehören, zur 
Berufung vorgeichlagen. 

In ähnlicher Weife würde die Zufammenjegung des Volks— 
wirthichaftsraths auch für das Reich erfolgen können. Nur würde 
es jchwer durchzuführen jein, die Wahlkörper für alle deutſchen 
Staaten in der Verordnung felbft zu beftimmen, da, abgejehen 
von der Organijation des Deutſchen Landwirthſchaftsraths, welche 
ſich gleihmäßig über das ganze Neich erjtredt, die Vertretungen 
der in Betracht fommenden wirtbichaftlihen Interefien ganz ver— 
ſchiedenartig geftaltet find. Es wird fi daher empfehlen, den 
einzelnen Regierungen die Bejtimmung darüber zu überlafen, 
in welcher Weiſe fie die Auswahl der dem Bundesrathe zur Ber 


#) Der Abſchnitt von * an ift bei v. Poſchinger ausgelaffen; er findet 
‚mitgetheilt in der Rede v. Boettichers am 10. Juni 1881 in der 57. Sitzung 


‚StB, 16008, 
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rufung in Vorſchlag zu dringenden Vertreter der fraglichen Berufs- 
zweige (Zandwirthichaft, Gewerbe, Handel, Handwerk und Hand» 
arbeit) bewirken wollen. Im großen Durchſchnitt würden etwa 
auf jede Million der Einwohnerzahl drei Vertreter fallen. Da, 
wo die Bevölkerung einzelner Staaten Ys Million nicht erreicht, 
würden inehrere Staaten von gleichartigen wirthſchaftlichen Zus 
ftänden zur Berufung von einem, zwei oder drei Delegirten zu= 
jammentreten können. 

Nach dem Verhältniffe der Mitgliederzahl des Preußiſchen 
Volkswirthichaftsraths zur Ziffer der preußiſchen Bevölkerung im 
Jahre 1875 würde fi die Mitgliederzahl des Deutfchen Volks— 
wirthſchaftsraths etwa auf 125 ftellen. Eine Tabelle über die 
Vertheilung derjelben auf die einzelnen Bundesſtaaten geftatte ich 
mir nebft Erläuterungen beizufügen. 

Es dürfte nicht erforderlich fein, zum Zwed der Errichtung 
der neuen Inſtitution den Weg der Reichsgefeggebung zu befchreiten, 
vielmehr wird dazu, analog dem in Preußen eingejchlagenen Ver: 
fahren, der Erlaß einer vom Bundesrath genehmigten Kaiferlihen 
Verordnung genügen. Die Mitwirkung des Reichstags würde aber 
in fo weit in Anſpruch zu nehmen fein, als in den Etat eine 
Pauſchalſumme zur Beltreitung der an die Mitglieder des Deutſchen 
Volkswirthichaftsraths zu zahlenden Diäten und Reiſelkoſten ein- 
zuftellen fein würde, 

Ew. ꝛc. erfuche ih, von der x. Regierung zunächſt eine ver- 
trauliche Aeußerung über vorjtehende Vorſchläge zu erbitten und. 
mir biejelbe recht bald zugehen zu lafjen, damit die weiteren Ver— 
bandlungen bei den Bundesrathe eingeleitet werden fönnen. 

v. Bismard. 

Nachdem das principielle Einverftändnig der Negierungen here 
geftellt worden war, brachte Preußen den Antrag auf Errichtung eines. 
Deutſchen Volfswirthidaftsrath8 an den Bundesrath. Der vorgelegte 
Entwurf beſchränlte die Mitgliederzahl des Vollswirthſchaftsraths auf 
125, die des permanenten Ausſchuſſes auf 40, der Ausſchuß des Bundes⸗ 
raths für Handel und Gewerbe aber, dem der Entwurf zur Prüfung 
überwiefen worden war, erhöhte, um jedem der deutihen Staaten das 
Präfentationsreht wenigftens eines Mitgliedes einzuräumen, die Mit- 
glieverzahl des Voltswirthidaftsraths auf 135 und die des permanenten 
Ausfhufes auf 45. Fürft Bismard, der in diefen mehr durch poli- 
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tiſche Rückſichten veranlaßten Aenderungen eine Abweihung von dem 
Grundgedanfen des preußiſchen Entwurfs ſah, wandte ſich unmittelbar 
an die Regierungen, indem er an die preußiichen Gejandtjichaften folgenden 
Erlaß rictete*): 

Berlin, 10. April 1881. 

Ew. ꝛc. beehre ich mich unter Bezugnahme auf mein Schreiben 
vom 29. Januar d. %. den von mir mit Allerhöchiter Ermäd)- 
tigung dem Bundesrathe zur verfajlungsmäßigen Beichlußnahme 
vorgelegten Entwurf, betreffend die Erridtung eines Deutſchen 
Bolkswirthichaftsraths, nebſt Begründung mitzutheilen. Dem Ent: 
wurf ift eine auf Grund der Volkszählung von 1875 aufgeftellte 
Tabelle über die Bertheilung der 125 Mitglieder angeſchloſſen. 
Eine auf Grund der Volkszählung von 1880 ausgearbeitete Ber: 
tbeilungstabelle füge ich außerdem bei. 

Mit Rückſicht auf die geringe Bevölferungsziffer der Eleineren 
deutihen Staaten ftellte fi) ala nothwendig heraus, mehrere der: 
jelben nah Maßgabe ihrer wirthichaftlichen Verhältniffe zu Gruppen 
zu vereinigen und diejen die Verjtändigung über die Wahl der 
gemeinfchaftlihen Delegirten zu überlaffen. Dieſes Verfahren 
ihloß fih den gegebenen Bevölferungsziffern möglichft eng an und 
berüdfichtigte die Anſprüche der einzelnen Länder jo gerecht wie 
möglid. Bei der Borberathung in dem Ausſchuſſe für Handel 
und Berfehr ift indefien durch Majorität der Beichluß gefaßt wor: 
den, jedem Staate das Recht zur Präfentation mwenigftens eines 
Delegirten einzuräumen und die Zahl der Mitglieder von 125 auf 
135 zu erhöhen. 

indem ich den hiernach umgearbeiteten Entwurf in der vom 
Ausſchuſſe beichloffenen Faſſung, ſowie eine dementjprechend auf: 
geftellte Theilungstabelle beifüge, beinerfe ic), daß die Muflöfung 
der Gruppen nur eine Vermehrung der Mitglieder um 9, alſo auf 
134 bedingt haben würde, daß aber die Zahl von 135 angenommen 
worden ift, um die Zahl der Mitglieder des permanenten Aus— 
ſchuſſes ($ 5) gerade auf ein Drittel der Mitglicder des Volfswirth- 
Ichaftsraths bringen zu können. 

Die von dem Ausſchuſſe beſchloſſenen Abänderungen scheinen 


*) v. Bofdinger a. a. DO. II 48 ff. Nr. 21. 
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mir mit der gejtellten Aufgabe in Widerfpruh zu ftehen, Cs 
handelt fich bei der Errichtung eines Deutſchen Volkswirthidafts- 
raths nicht um eine politifche, jondern um eine rein wirthſchaftliche 
Inftitution, und es befteht die Aufgabe der von den Staaten zu 
präfentirenden Mitglieder nicht darin, die Nechte der Staaten zu 
wahren, jondern fiber gemeinfame deutjche Wirthichaftsangelegen- 
beiten auf Grumd ihrer Intereffen und Erfahrungen ſich gut— 
achtlich zu äußern. Es ift mit diefem Geſichtspunkte micht ver 
einbar, daß jedem Staate, ohne Rücficht auf die wirthichaftliche 
Bedeutung feiner Bevölkerung, politifh ein Präfentationsrecht 
zugeltanden wird, vielmehr ift zu befürchten, daß, wenn im Wege 
der Abänderung des vorgelegten Entwurfs durd den Bundesrath 
dies gejchehen würde, damit in die Inſtitution des Volkswirth— 
ſchaftsraths ein politiſches Moment bineingetragen 'wäre, welches 
in feinen Gonfequenzen den Charakter diejer Körperihaft, und 
zwar nicht zum Vortheile der ihm geftellten Aufgabe und feines 
wirthſchaftlichen Anfehens im Volke zu beeinfluffen geeignet ift. 
In diefem Falle würde auch für die Meinung, als ob mit dem 
Vollswirthſchaftsrath beabfihtigt werde, mit der Thätigkeit der 
parlamentariſchen Körperfchaften im Neich und in den Einzel- 
ftaaten in Goncurrenz zu treten, ein unerwünſchter Anhalt ge 
boten jein. 

Diefen politiihen Erwägungen gegenüber fünnen die Geſichts— 
punkte, welche den Ausfchuß bei feinen Nenderungen geleitet haben, 
nicht in Betracht kommen. Auch vermag ic) eigentliche Schwierigkeiten 
in der Durchführung der in dem urſprünglichen Entwurfe ent 
baltenen Beltimmungen nicht anzuerkennen. Die zu Gruppen ver- 
einigten Staaten werden, wie ich nicht bezweifle, ſich unſchwer 
über einen geeigneten Modus für die Ausübung des Präfentations- 
rechts verftändigen, da die Homogenität der wirthſchaftlichen nter- 
effen bei der Gruppenbildung vorzugsweife maßgebend geweſen ift, 
es auch lediglich auf die befondere Qualification der auszumählen- 
den Perfönlichteiten, nicht aber auf deren Staatsangehörigkeit an- 
kommt und die Negierungen der kleinen Staaten vorausſichtlich 
nicht einmal fämmtlih im Stande jein werden, ftets aud nur 
eine zum Delegirten geeignete Perfon im eigenen Lande zu 
finden. 


ZZ a 
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Ein ſachlicher Grund liegt nicht vor, daß die Mitgliederzahl 
des permanenten Ausſchuſſes genau auf ein Drittel der Mitglieder: 
zahl des Deutſchen Volkswirthichaftsraths feitgejeßt werden müßte. 
Ueberdies ift die Zahl von 40 Mitgliedern für den permanenten 
Ausfhuß, auf welchem der Schwerpunft der neuen Inſtitution 
liegen wird, bereits jo groß, daß ich es nicht für erwünſcht er: 
achten kann, eine weitere Vermehrung derjelben eintreten zu laſſen. 

Em. ꝛc. erfuhe ih, die 2c. Regierung über dieſe Geſichts— 
punfte in vertraulider Weile ſchleunigſt zu informiren und ſich 
darüber zu vergewiffern, ob diejelbe geneigt jein würde, bei der 
Abftimmung im Plenum des Bundesraths gegen den Antrag des 
Ausſchuſſes zu ftimmen. Sie wollen darüber feinen Zweifel laſſen, 
daß ich aus den obenerwähnten Gründen auf die Annahme der 
uriprüngliden Vorlage großen Werth legen muß. 

v. Bismard. 


Das Ergebiiß der erneuten Befprehungen entjprad) den preußifchen 
Wünſchen: die Vertreter der deutichen Regierungen im Bundesrath er: 
hielten Weifung, fih den preußischen Vorſchlägen anzuichliegen, und 
demgemäß fonnte der Reichsfanzler anı 20. Mai 1881 in cinem Nach— 
trag für den Neihshaushaltsetat für das Jahr 1881,82 die Summe 
von 81000 Mark zu Tagegeldern und Fahrfoften für den Deutichen 
Volkswirthſchaftsrath fordem. Für die Tagegelder wurde dabei ein 
CEinheitsfag von 15 Mark in Ausfiht genommen, die jährliche Tagung 
des Volkswirthſchaftsraths auf 21 Tage, die des permanenten Ausſchuſſes 
auf 42 Tage veranſchlagt. Ter Reichötag erhielt dadurch Gelegenheit, 
fih mit der Angelegenheit zu befhäftigen. Es geihah in der 48. Sitzung 
am 24. Mat 1881. Doch zeigte fih im Grunde wenig Verſtändniß 
für die geplante Einrihtung; man befürchtete troß aller gegentheiligen 
Berfiherungen de3 Staatsminijters v. Boctticher cine Beeinträchtigung 
der Rechte des Reichstags, leugnete rundiweg die Frage des Bedürf— 
nifjes, da für volkswirthſchaftliche Geſetze der Neichätag die alleinige 
Inſtanz fer, und äußerte den Verdacht, daß der Reichskanzler fih in 
dem Wirthichaftsrathe nur eine neue politifche Inſtitution ſchaffen wolle, 
die fich feinen Plänen gefügiger zeige als der Neihätag. Auch in der 
Commiffion, die der Reichötag auf den Antrag des Aba. v. Bennigfen 
ernannte, befämpften die Gegner die Vorlage mit fahlihen und poli: 
tifhen Gründen, allein ſchließlich kam es doch zu einer Majorität, die 
dem Reichsſtag die Annahme der Vorlage empfahl. Gleihwohl ließ 
fih auch bei der dritten Berathung, die in der 57. Sitzung am 10. Juni 
1881 ftattfand, die Majorität des Reichöstags von der Nothwendigfeit 
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und rein wirthichaftliden Bedeutung des geplanten Wirthichaftsraths 
nicht überzeugen und lehnte in namentlicher Abftimmung mit 153 gegen 
102 Stimmen die betreffende Pofition des Nachtrags ab. 

Fürft Bismarck ließ ſich durd den erften Miferfolg nicht ent: 
muthigen; er jtellte in den Neichshaushaltsetat für 1882/83 einen 
RPoften von 85000 Mark zu Tagegeldern und Fahrkoſten ein und er- 
ſchien in der 7. Sitzung des Reichstags am 1. December 1881 perfön- 
ih, um in dem zu erwartenden Kampfe die Poſition ſelbſt zu ver: 
theidigen. Als erjter Redner trat im Namen der nationalliberalen 
Partei der Abg. v. Benda auf. Er fand es in Erinnerung an die 
eingehende Motivirung, die die ablehnende Haltung feiner Partei ſchon 
in der Frühjahrsfeffion von 1881 durch den Abg. v. Bennigfen ers 
fahren habe, nicht mothwendig, nochmals die Gründe ausführlich zu 
erörtern. Er und feine Freunde feien zwar bereit, der Regierung, 
wenn fie durch Vernehmung von Sadverftändigen Informationen für 
die Vorbereitung der Geſetzgebung wünſche, von Fall zu Fall die Mittel 
zu bemilligen, müßten ſich aber gegen eine dauernde organiſche In— 
ftitution diefer Art erklären, nicht ſowohl aus dem politiihen Bedenken, 
daß der Wirthſchaftsrath mißbräuhlic gegen das Parlament verwendet 
werden Zönnte, als vielmehr in der Ueberzeugung, „daß eine ſolche In— 
ftitution, eine Verfammlung anfehnliher Verfonen, welchen man das 
Gefühl einer großen Bedeutung beilege, ohne daß fie die Empfindung 
der Verantwortlichleit für ihre Berathungen und Beſchlüſſe hätten, ſeht 
leicht und faſt unaufhaltfam auf Abwege gerathe und daf ſich in ihr 
jehr leicht ein gewiffer Kaftengeift ausbilde, der unbequem und ftörend 
werde, nicht allein für die Geſetzgebung, fondern auch für die Negierung 
jelbjt“. Außerdem eriftirten eine große Anzahl von Organen der Selbit: 
verwaltung, die zur Erfüllung der beabjichtigten Zwecke vollfommen 
geeignet feien, insbejondere auch für die Yandwirthichaft der Deutſche 
Landwirthſchaftsrath, der unter der Leitung des Herrn v. Wedell- 
Malchow ſchon jehr erhebliche Dienfte für die Geſetzgebung geleiftet 
habe. Hierauf ergriff Fürft Bismard das Wort zu folgender Neve*): 

Ich erlaube mir, gegen diefen Antrag auf Ablehnung meiner 
jeits die Annahme nochmals mit denjelben Gründen wie das vorige 
Mal’) zu empfehlen, und möchte doch davor warnen, daß die 
Herren nicht hinter einfahen Beſtrebungen, die Gejchäfte zu ers 


*) StB. 131a. 

*) Bei der erftimaligen Berathung der Vorlage, betreffend die Errichtung 
eines Deutjchen Vollswirthſchaftsrathes, vertrat nicht Fürft Bismard, fondern 
Staatöminifter v. Boettiher die verbündeten Regierungen, doch verjteht es 
fich von felbft, daß die Begründung, die v. Boetticher gab, vorher mit Fürft 
Bismard in ihren Hauptzügen vereinbart worden war. 
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leichtern, jtets politifhe Motive wittern. Der Herr Vorrebner 1.12. 1881. 
jagte, ev wiefe alle politifhen Unterftellungen zurüd. Ich thue 
das meinerjeits auch, Der Gedanke, damit das parlamentarifche 
Gewicht zu ſchwächen, bat uns außerordentlich fern gelegen, als 
wir in Preußen die analoge Einrichtung ins Leben zu rufen juchten; 
wir haben einfach gefühlt, daß wir für unfere Vorlagen nicht 
überall die hinreichende fachliche und vieljeitige Vorbereitung gehabt 
hatten. Es ift uns das ja auch fehr lebhaft hier zu Gemüthe ge: 
führt worden, daß unfere Vorlagen unvollfommen, unvolljtändig 
find; man hat fie, wie die Lehrer eine Schularbeit Fritifiren, hier 
von Haufe aus jo bezeichnet: die Arbeit ſei ſchlecht, fie müſſe neu 
gemacht werden. Num, die Negierung glaubt ja nicht Alles zu 
verftehen. Wenn man jo lange wie id’*) in ihr thätig gewejen 
it, jo drängt fi Einem nothwendig mit der Zeit die Neberzeugung 
auf, daß die Art, wie Gefegentwürfe entftchen, eine mangelhafte 
it, weil den Negierungsorganen und Minifterien bei ber Ueber— 
daftung mit Arbeiten, die aus der alljährlihen Concurrenz der 
parlamentariſchen und der adminiftrativen Aufgaben entjtehen, die 
Zeit zu genauer Selbftprüfung nicht übrig bleibt, — und außer: 
dem, wenn fie die Zeit dazu hätten, fo haben fie nicht immer alle 
Kenntniffe. Es hat das zur Folge, daß die Gejehesvorlagen ſehr 
häufig nichts Anderes find, als das Ergebnif der Weberzeugung 
eines einzelnen vortragenden Raths, der gerade das Departement 
unter fi) hat, es vorzugsweife pflegt, es wahrſcheinlich auch ver: 
fteht, aber doch einfeitig, vom grünen Tiſch aus auffaßt, weil er 
mit den Arbeiten des praftiihen Lebens als Minifterialvath nicht 
die nothwendigen Beziehungen hat. Diele von diefen Herren haben, 
wenn fie in dieſe Stellung kommen, irgend ein Lieblingsproject in 
ihrem Fade Liegen, und ihr Chef verweigert ihnen, vielleicht mehrere 
Sabre hindurch, die Gefälligkeit, diefen Lieblingsgejegentwurf ſich 
anzueignen und in die Deffentlichteit zu lanciren; ſchließlich wird 
er weich, und der Verfaffer hat die Freude, fein Werk in die 
Deffentlichleit gehen zu jehen. Er ift Specialift, er hat das Werf 
mit Sachtunde, aber doch vom einfeitigen und theoretijchen Stand- 
punkte ausgearbeitet; fein Chef ift nicht einmal Specialift. Nun 


”) ©. 1316. 
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wird das Werk beifpielsweife in das preußifhe Staatsminifterium 
eingebracht, — ja, da ift im Allgemeinen in Fachſachen doch bei 
den Miniftern dasjenige collegialifhe Vertrauen vorhanden, daß 
man glaubt, der Refjortcollege wird die Sache hinreichend forg- 
fältig geprüft haben; die anderen Herren — ich jpreche rein aus 
Erfahrung — haben große Padete von Unterfehriften daneben, manche 
haben ja Hunderte von Unterjchriften täglich zu leiften, ein Packet 
ſchwindet, das andere wächſt auf der anderen Seite; währenddeſſen 
ift in ununterbroden gleichem Tone der Vortrag des betheiligten 
Minifterialraths hörbar; der Vorſitzende ift vermöge feiner Pflicht, 
die Debatte zu leiten, genöthigt zuzubören, fann aber den 120 Para- 
graphen in ihren Einzelheiten nicht folgen. — Im Ganzen wird 
der Gefegentwurf im Minifterium angenommen im Vertrauen auf 
die Sahfunde und die forgfältige Prüfung des Nefjortminifters, 
während diefer wieder überzeugt ift von der Sachkunde feines tüch— 
tigen Raths, der ſich Jahre lang damit befchäftigt hat. Die Arbeit 
mag vielleicht vom Standpunkt des Einzelnen eine ganz gute fein, 
aber fie leidet an ihrer Einfeitigkeit. Wir glauben im Staats: 
minifterium nicht, daß uns über alle Fragen, die vorfommen können, 
die Sicherheit des Urtheils angeboren ift; wir haben das Bedürf- 
niß, ums zu informiren, und id) möchte doch glauben, die patla= 
mentariſchen Verfammlungen jollten diefes Bedürfniß auch einiger 
Maßen haben; Sie*) find ja natirlih von Haufe aus, da Sie*) 
von der Nation gewählt werden, viel erleuchteter als die Minifter, 
die nur von den Monarchen gewählt werden; 
(Heiterkeit. 

aber aud Sie können unmöglich in der Kürze der Zeit, in dem 
Drange der Gejhäfte, in dem Ueberwuchern der anderweiten ſach— 
lichen Geſchäfte, mitunter auch in den Frictionen und Kämpfen 
mehr politifcher Art, wie fie vorfommen, — es fann unmöglich, 
jeber Einzelne von den vier Hunderten in jede Sache jo eindringen, 
daß ein Harer Fingerzeig von wirklich fahfundiger Seite nit auch 
ihm erwünſcht fein follte. Mir ſcheint dies jo natürlich, daß id) 
in die Nothwendigkeit gerathe, politiihe Motive unterzufchieben 
und an die Befürchtung zu glauben, als wenn durch bie Con— 


*) StB: fie. 


Der Wirthihaftsrath ein Organ zur Information der Regierungen. 185 


currenz Sachkundiger die parlamentariiche Autorität gefährdet wäre, 
als wenn eine Rivalität eintreten könnte, während wir nur ein 
Hilfsorgan für alle Factoren der Gejeßgebung damit anftreben, 
was Ihnen in gleihem Maße dienftbar jein fol. Sie fünnen und 
follten unter Umftänden bejchließen *) die Sache pro informatione!) 
an eine ſolche Enquete durch Sachkundige zu verweilen. Daß Sie 
dazu eine ſtändige Inſtitution Haben, halte ih um desmillen für 
nüglih, weil nur diejenigen Erwählten oder Ausgejuchten aus den 
wirthſchaſtlichen Verhältniſſen, welche fich eingearbeitet haben in 
folde Sachen, nur die, welche auch dur) ihre Annahme des Man- 
dats zu erfennen gegeben Haben, daß fie Zeit und Luft dazu haben, — 
weil nur diejenigen überhaupt fich damit jo befaſſen, daß in der 
oft kurzen Zeit! eine gejchäftlih hinreichend geformte Aeußerung 
ohne viel Discuffion abgegeben wird. Sind das eine Zeit lang 
hinter einander immer diejelben Leute, jo werden fie eine gewiſſe 
Praris in der Behandlung diefer Saden und dadurd cine 
Abkürzung ihrer Discuffion haben, die man vermißt, wenn man 
eine einmalige allgemeine Enquete veranlaßt, wo man fich beliebig 
ohne den mindeften Fingerzeig jedes Mal die Sachkundigen ausjuchen 
und einberufen fol, von denen man gar nicht weiß, ob fie bereit 
und geneigt find, dergleihen anzunehmen. 

Es ijt der Regierungen Wunfch, der Ihnen heute wieder von 
uns entgegengebradht wird, und der jo dringend auf unjeren 
Miniftern laftet, daß er in jeder Seſſion Ihnen wieder entgegen: 
treten wird. — (geiterkeit. Hört! hört! links.) 

Ja, meine Herren, es handelt fi doch nicht um Ihre Bedürf: 
nifje bier, da Sie Alles jelbjt wiſſen. Es handelt fih um die 
Bedürfnifje der Regierung; die weiß nicht Alles. Daß Sie uns die 
Mittel verfagen, Ihnen forgfältig allfeitig geprüfte Vorlagen zu 
bringen, iſt in der That eine außerordentlihe Härte und eine 
Hemmung der Staatsmafchine und des einen Gliedes der Geſetz— 
gebung, welches mit Ihnen zujammen arbeiten jol. Sie follten 
uns helfen, uns aufzuklären, Sie Jollten mit Freuden das Belennt: 


*) ©. 132a. 
1) Behufs eigener Belehrung. 
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. 1.12.1881. niß der Negierung ergreifen, dab die Negierung nicht allwiffend 
ift und nicht in bureaukratiſcher Allmacht vom beſchränkten Unter 
thanenverftand — wie das früher gefchehen fein ſoll ) — ſpricht, 
jondern fi an diejen Unterthanenverjtand vertrauensvoll wendet. 

(Bravo! rechts.) 
Diefes Vertrauen Fehlt Ihnen, meine Herren. Darum liegt eine 
Beratung des Volkes und des praktifchen Lebens in Ihrer 


Weigerung. (Ob, ob! fine.) 


Sie follten uns doc) diejes Hilfsmittel nicht verfagen. Wenn Sie es 
ung verfagen, erwarte ich auch, daß Sie fünftig die Kritik über unvoll- 
kommen ausgearbeitete Vorlagen — die ung zuerft auf diefen Gedanken 
gebracht hat, weil wir innerhalb der bureaukratiſchen Sphäre beim 
beſten Willen und bei der beften jorgfältigiten Bejegung nicht alle die 
Auskunft haben fünnen, die wir brauden — daß Sie diefe Kritik 
fünftig aufgeben. Sie follten uns doch entgegenfommen und übers 
baupt die wirthichaftlichen Ziele mit uns gemeinfam feftzuftellen 
ſuchen, und die Wege, die zu diefen Zielen führen, mit uns gemein- 
ſam erwägen und uns helfen, dieſe Wege zu ebnen, und fie mit ung 
wandeln. Thun Sie es nicht, jo ift das eine Erſchwerung, eine 
Hemmung des öffentlichen Dienftes, über deren wirklihe vor dem 
Volk offen zu rechtfertigende Gründe ich mir nicht Har werden 
ann, und deshalb wiederhole ich: Wir können nicht anders, wir 
müſſen Ihnen mit diefer Forderung wieder kommen, wir brauchen 
diefe Inftitution ganz nothwendig. Wollen Sie uns das, was wir 
erbitten, wollen Sie uns die Mittel, die die Negierung zu 
ihrer Amtsführung bedarf, verfagen, um die Negierung gewiſſer 
Maßen lahm zu legen, um fie ohnmächtig, unwiſſend zu machen 
und fie nachher deſto fchärfer angreifen zu fönnen, wenn fie un— 
vollfommene Werke vorlegt, — ja, meine Herren, daß wir uns 
gegen ein ſolches Syftem wehren durch jedesmalige*) Wiederholung 
der Vorlage, können Sie uns nicht verdenfen. Sie könnten jonit 
Tagen, daß die einmalige Einbringung eine muthwillige Forderung 


*) ©. 132 b. 

) Das geflügelte Wort vom „beichränkten Unterthanenverftand“ gebt ber 
tanntlich auf den preußiſchen Minifter v. Roch ow zurüd, wenn er es auch nicht 
in biefer Form gebraucht hat; vgl. Bühmann, Gefl. W. (17. Aufl) 8.483 ff. 
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von uns gewefen wäre, und das Bedürfniß erledigt jei. Es ift 
nicht erledigt, es ijt ein offenbares Bedürfniß, auf deilen Erfüllung 
und Abhilfe die Regierung eben jo gut beftehen muß, wie auf die 
Bejoldung der nothmwendigen Zahl von Beamten und auf jonft 
nothwendige jahlihe Ausgaben. Wenn Sie uns dies verjagen 
wollen, ja dann hört das Geſchäft auf. 

Wir find in Preußen genöthigt gemejen und haben dort unter 
großem Entgegenfommen der Betheiligten und unter Opfern, mate: 
riellen und an Zeit, die Möglichkeit gefunden, uns dieje Belehrung 
zu verfchaffen. Für uns ift dieſe Belehrung, deren wir bedürftig 
find, eine erwünſchte und nüßliche gewejen. Ich erlaube mir, Sie 
an ein altes Sprihmwort zu erinnern; es ift noch länger, ich will 
bloß den Schluß davon anführen, der da Heißt: „Wer nicht weiß 
und weiß, daß er nicht weiß, der fommt immer noch ſehr viel weiter als 
Der, der nit weiß und nicht weiß, daß er nicht weiß.” Zu den Erfteren 
gehören wir. Wir willen Manches nicht und find uns deifen bewußt, 
daß wir es nicht wifjen, und erfundigen uns deshalb und ſuchen uns zu 
belehren. Zur zweiten Kategorie gehören alle diejenigen, die glauben, 
Alles zu wiſſen, und jede Belehrung ſich verjagen, wenn fie von Bauern 
oder jahfundigen Arbeitern Fonmen kann. Wir haben in Breußen 
Diejes Inſtitut, und da habe id) das Gefühl, daß es eine für den 
nationalen einheitlihen Gefichtspunft unerwünſchte Situation ift, 
wenn da über die Vorlage, die der König von Preußen in jeiner 
Eigenfhaft als Deuticher Kaifer madt, nur preußische Sachfundige 
gehört werden Fünnen, und wir haben das Bedürfniß, unfere jüd- 
deutfchen rejp. ſächſiſchen Landsleute u. ſ. w. dabei in aleichem 
Maße vertreten zu jehen. Alle Regierungen haben daſſelbe Be: 
dürfnig. Sind denn alle 25 Regierungen fo wenig zurechnungs: 
fähig über das, was fie bedürfen, daß fie in einem joldhen Ber: 
langen einig find und fi) dennod) fo dabei irren, daß fie etwas 
ganz Weberflüffiges dabei fordern? Das Bebürfniß bei den Re— 
gierungen ift jo ftarf, daß, wenn Sie uns die Mittel verjagen, 
wir an die Opferfreudigfeit des Volkes gegenüber der Berjagung 
des Reichstags werden appelliren müſſen und mit den Regierungen 
uns verftändigen, ob fie ihrerjeits bereit find — und ich glaube, 
tie find dazu Dereit —, den preußifhen Wirthichaftsrath, den mir 
demnächſt gerade für die uns zumächlt vorliegenden Aufgaben be: 
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rufen wollen, duch Beſchickung von Seiten der übrigen bundes= 
ftaatlihen Regierungen zu vervolltändigen. Dann müſſen wir 
einen vom Reichstag unbewilligten, aber factiſch doc herzuftellenz 
den Vollswirthſchaftsrath haben, bei dem wir uns Rath holen, 
um Ihnen etwas beſſer informirt gegenüber treten zu können, als 
es fonft der Fall fein wiirde. Gerade die Aufgaben, die die Re— 
gierung ſich zunächſt geftellt hat, die jocialen Neformen und die 
financiellen, erfordern eine ununterbrodene Wechſelwirkung mit 
den praftifchen Erfahrungen, die darüber in den wirthſchaftlichen 
Kreifen des Volkes vorhanden find, weil fie auf die Entdedung 
einer für die Negierung und für die bureaukratiſche Welt jo gut 
wie neuen terra incognita ?) ausgehen, und weil man diefe Aufs 
gaben, die ich mir allerdings nicht von Hauſe aus gleich jo weit 
greifend denke, wie fie gef&ildert werden, ſondern die allmählich 
und empirifch, vielleicht nie ſich vollftändig erfüllen werden, aber doch 
der Erfüllung in jeder Sigung näher gebracht werben können .. .*). 
Auf diefem Gebiete, das wir neu betreten wollen, neu betreten 
müffen — wenn es von uns nicht gejchieht, fo wird das Bedürfniß 
fpäter darauf dringen — auf diefem Gebiete bedürfen wir mehr 
denn je des Stabes, der Führung **), nicht wie ein Blinder fie 
braucht, aber doch wie Einer, der eine Neife in eine bisher unents 
deckte Gegend unternimmt. Denn die Wifjenihaft, die nad) einigen 
Seiten jehr weit eindringt, ift in die Verhältniffe, welche man zur 
praktiſchen Loſung der Aufgaben, die***) fi das Kaiferlihe Pro- 
gramm geftellt hat, kennen und erwägen muß, bisher nicht jo tief 
eingedrungen, daß fie uns hinreichend Belehrung gäbe; und wer, 
wie ich, von feiner Kindheit her das Innere der Arbeiterhäufer 
und ihr Familienleben Eennen gelernt hat, wird darin oft Ein— 
drüde und Wahrnehmungen erhalten haben, die er in feinem noch 
jo gelehrten wiſſenſchaftlichen Buche richtig wiedergegeben findet. 
Ich glaube, daß gerade diefe Fragen ſich von den praktifchen In: 
duftriellen, Landwirthen, Kaufleuten beſſer beantworten lafjen, als 


*) Der Say iſt abgebroden; ergänge etwa: ohne bie Mitwirkung fadhe 
fundiger Männer nicht der Cöfung entgegenführen Tann. 
**) St%.: Fühlung. 
*) ©. 1330. 
?) Eines unbefannten Landes. 
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von den wiſſenſchaftlich gebildeten und bei uns hauptſächlich das 
Wort führenden Mitgliedern des Reichstags, 
(Heiterfeit.) 

und ſelbſt beiler, als es von Seite Derer möglich ift, die im Reichs— 
tag denfelben praftiihen Kreilen angehören, aber hier immer in 
einer ziemlich Turzen Zeit, und ohne auf die anderen Aufgaben zu 
verzichten, genöthigt werden, fich ein ficheres Urtheil zur Abſtimmung 
über eine, ih kann wohl jagen, riefenhaft ausgedehnte Aufgabe zu 
bilden. Ich alaube, Sie fünnen uns auf die Dauer diefe Bei- 
hilfe, die wir zu unferer Jnformation fordern, gar nicht verjagen; 
und wie der Tropfen den Stein höhlt, und wie fchließlich es fchon 
in der Schrift gejagt ift, daß unabläjfiges Bitten den Berfager 
doch endlich ermüdet, werde ich in jeder Sigung wiederfommen und, 
wenn Sie es uns diesmal abjchlagen jollten, was ich nicht Hoffe, 


immer von Neuem bitten: Geben Sie uns diele Unterftüßung zu 


unserer information. _ 
Inf (Bravo! redts.) 


Nah dem Fürjten Bismard fprad der der freiconfervativen 
Partei angehörige Abg. Leuſchner für die Erridtung des Volkswirth— 
fchaftsraths; ihm folgte der Abe. Bamberger mit einer längeren 
Rede gegen die Vorlage der verbündeten Negierungen. Er gab zu, 


dag feine Hauptbedenken gegen die Ynftitution aus dem Argwohn her: 


flöffen, es folle in dem Volkswirthſchaftsrath ein Nebenparlament er: 
richtet werden, das der Regierung die Möglichkeit biete, den Reichstag 
gegebenen Falles zu umgehen oder ihm in die Flanke zu fallen. Wie 
die ähnliche franzöfifche Inſtitution jeder Zeit ein gefügiges Werkzeug in 
der Hand der jeweiligen Regierung Frankreichs geweſen fei, fo werde 
auch der Volkswirthſchaftsrath ein Inſtrument der Regierung gegen die 
Volksvertretung werden und immer nur Die Meinung äußern, die die 
Regierung wünſche, nimmermehr aber der Ermittelung unparteiischer 
objectiver Wahrheit dienen. Diefe könne viel cher Durch pecielle 
Enquten ermittelt werden, als durd einen jtändigen Volfswirthichafts: 
rath, der, nur aus Intereſſenten zufammengejeßt, einem Gerichtshof 
gleiche, in dem die Zeugen zugleich die Richter ſeien. „Mill die Regie: 
rung“ — fo Schloß er — „Zeugen vernommen haben, will fie Enqueten 
und Specialunterfuchungen, welcher Art fie feien, will fie ausnahm®: 
weife einmal eine befondere Berfammlung von Fachmännern zujammen: 
berufen, um eine fpecielle Frage zu jtudiren und dann Bericht zu er: 
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ftatten, wir werben ihr niemals in den Weg treten, aber ein neues 
LVoltswirthicaftsparlament mit allen Fehlern eines Parlaments ohne 
deſſen gute Eigenfchaften nieverzufegen, dazu Fann id; niemals rathen.“ 
Fürft Bismard erwiderte*): 

Bevor id auf die Sache eingehe, will ich dem Herrn Vor: 
rebner die Erklärung geben, daß es mir, wenn ich ihn geftern 
oder vorgeftern perjönlic erwähnte, nicht eingefallen ift, ihn, wie 
er meinte, damit lächerlich zu machen !), es würde mir auch ſchwer— 
lich gelungen fein, fondern ich habe ihn gerade als einen der her- 
vorragendften meiner Gegner citirt, um dadurch zu zeigen, wie es 
für mich doch nicht möglich wäre, meine Vorlagen nad) den Wün- 
ſchen einzurichten, die bier im Neihstage mir gegenübertreten. 
Dann muß ich aber auch auf jeine Neußerungen, was ich leider 
in der Ausdehnung, in der er geſprochen hat, nicht vermögen werde, 
doch noch Einiges erwidern, weil der Herr Vorrebner die Bebeutung, 
die Tragweite der ganzen Vorlage, wie wir fie bringen, weſentlich 
verſchoben hat, vielleicht unabfihtlih**); vieleicht mißverfteht er 
ſelbſt, was wir erftreben. Er hat wiederholt den Accent darauf 
gelegt, er wolle Zeugen zulafien, aber Sie***) brauchten feine 
Nihter‘). Nun, meine Herren, weiter wie Zeugen über Sach— 
verhältniffe ſuchen wir ja auch gar nichts. Nichter! Mein Gott, 
worüber jollten denn diefe richten! Ein Nebenparlament, das Liegt 
uns ja ganz und gar fern. ch möchte jagen, da fommt bei Ihnen 
das Miftrauen des argwöhniihen Alleinherrjchers zum Vorſchein, 
der feine andere Größe neben fich dulden will; — uns liegt das 
aber jehr fern. Der Herr Vorredner hat gejagt, diefer Wirth- 


*) StB. 139u, 
**) ©. 139b. 
++) StB.; fie. 

) Abg. Bamberger: „Der Herr Reichslanzler Hat öfter mich citirt ... 
und... es fam mir vor, ald wäre es nicht in feiner bisherigen verbindlichen 
Weife, daß er mid) mit gewiffen Anekdoten vermiſcht; aber ich Tann mid) irren 

.. und es fommt mir vielleicht nur mit Unrecht vor, als verbinde er meinen 
Namen mit Dingen, um mid) ins Lächerlihe zu ziehen“ (StB. 1376). 

) Abg. Bamberger: „Es liegt in dieſem Appell an die Weisheit und 
Erleuchtung der Jnterefjenten ein ganz großer Jrrthum. Es befteht hier die 
Verwechfelung zwiſchen Zeugen und Richtern. Zeugen jollen die Intereſſenten 
fein, die Richter follen fie nicht fein” (StB. 1386). „Nein, meine Herren, man 
foll die Intereffenten hören, aber als Zeugen vor unparteiifchen Richtern, und 
diefe unparteiiſchen Nichter jollen die Volfsvertreter fein" (StB. 1398). 
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ſchaftsrath würde nicht unparteiiich fein‘). Das fol er aud gar 
nicht. Die Regierung jet ihn zufammen, das iſt ja ganz natür— 
lid. Die Negierung jucht dabei feinen Nichter weder über ſich 


1.12. 1881. 


noch über den Reichstag, fie ſucht ein Hilfsorgan, um ihren eigenen 


Schwähen, ihrem Mangel an Kenntnif zu Hilfe zu fommen, oder, 
wie der Here Vorredner ſchärfer gejagt hat, fie ſucht Zeugen über 
die wirklichen Thatbeftände, die durch die Vorlagen der Regierung 
berührt werben können. Sie beabfichtigt auch nicht, ſich die Mei- 
nung machen zu laflen von dem Volkswirthſchaftsrath“), fondern 
fie will nur ihre Meinung nicht eher feitjtellen, als bis fie dieje 
Sadfundigen über die Thatbeftände, über die Bedürfniſſe, tiber 
die Leiden der betreffenden Induſtrien gehört haben wird. 

Der Herr Vorredner hat damit begonnen, daß er mir einen 
Vorwurf daraus machte, daß ich nach fo furzer Zeit, fünf oder 
jehs Monate nachdem Herr v. Bennigſen zu meinem großen 
Bedauern diefe Vorlage, die gar keinen politiihen Charakter hat, 
was ich ſchon damals fagte, bekämpft hat, fie wieder einbringe‘®). 
Na, meine Herren, wenn wir das nicht thäten, jo würden Sie 
glauben, daß das Bedürfniß, eine jolche Inſtitution zu haben, bei 
uns nicht fortbeftehe. Wir müſſen Sie mahnen, diefem Bedürfniß 
abzubelfen, wir jagen Ihnen, wir, die Regierungen, wir bedürfen 
der Informationen. Darauf jagt Herr Bamberger: Da irren fie**) 
ſich, fie**) bebürfen deren gar nicht; — je weniger informirt fie**) 
vor uns fommen, deſto leichter ift unfer Spiel — 

Widerſpruch links.) 














*) StB.: Voltsrath. 
+) StB.: Sie, doc bezieht fi das Pronomen auf die Regierungen, 

’) Abg. Bamberg „Ich jehe bier nicht ein Mittel, unparteiiſche 
Wahrheit zu erhalten, als vielmehr, Meinung zu machen in dem Sinne, wie 
die 8 wunſchen · (StB. 136b). „Diejer Voltswirthſchafisrath 
wird ein Herr Meyer fein, der feine eigene Meinung hat, fondern ein 
der immer die Meinung haben wird, die man von ihm verlangt" 


= a). 
5 Abg, Bamberger: „Raum fünf Monate find verfloffen, daß dieſe 


e bier im zweimaliger Lefung ... beiproden ,.. und ... abgelehnt 
ift, Das ſcheint mir dod) ein Grund zu fein, wenigftens dem Neiche- 
zu geben, daß er einmal wieder in feinem Walten und Wirken es 
ec ſich hier eines Befjeren befinnen wolle, und dab man ihm nicht 
im ben erſten Tagen feines Wieberzufammentritts diejenige Vor- 
, bie ihm in feinen letzten Tagen auch präjentirt wurde“ 
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1.12.1881. — mag der Gedanke zu Grunde liegen, — ich weiß es nicht, aber 
auf mid) macht es den Eindrud und im Lande macht es den Ein- 
drud: fie*) brauchen diefe Informationen nicht, fie*) follen ihre**) 
Informationen allein bier im Neichstag juchen. Meine Herren, 
der Neichstag kann Alles, Alles ablehnen, Alles amendiren, aber 
die Vorlagen fann er für die Negierung nicht arbeiten. Dar— 
auf kommt es aber an, und das liegt in der ganzen Motivirung, 
die wir voriges Jahr gebracht haben, und die wir immer wieder 
bringen. Zur Herftellung unferer Vorlagen brauden wir den 
Wirthſchaftsrath; da ift von Nichten, von Beſchränkung der Com: 
petenz des Neihstages nit die Nede, wenn man nicht außer— 
ordentlich argwöhniſch und mißtrauiſch in diefer Richtung ift, wie 
ich das zu meinem Bedauern von einem jo angejehenen Barlamen- 
tarier, wie der Herr Vorredner ift, heut vernommen habe. Ich 
glaubte, Sie wären Ihrer Stellung und Herrſchaft fiherer, als 
daß Sie fih vor dem Wirthichaftsrath fürchteten! 

(Heiterkeit rechts.) 
Unjer Bedurfniß befteht fort, und davon haben wir Jhnen von 
Neuem Kenntniß geben müfjen. Außerdem hat der Herr Vorredner 
darauf doch zu wenig Gewicht gelegt, daß dies ein ganz neuer 
Reichstag it. Wenn wir dem unſer Bedürfniß nicht wieder an- 
meldeten, jo würde man mit Necht annehmen: fie*) find ftill, alſo 
fie*) find zufrieden, daraus fieht man, es ift eine Quengelei und 
ein plöglicher Einfall, einer von den vielen „ſchenialen“ Einfällen, 
wie ein Herr ſich geftern ausdrüdte!) — ich würde „genialen“ 
tagen —, (Heiterfeit.) 
die in dem Gehirn des Neichskanzlers entjtehen und wieder vers 
geben***), je nachdem es phosphorescirt. Den Vorwurf würde man 
wieberum gemacht haben; ich aber habe die Abfiht, an diefem 
einmal erfannten Bedürfniß, jo lange ich lebe, zu beweifen, daß 


*) StB.: Sie, dod auch hier find die Negierungen gemeint. 
”) StB.: Jhre. 
+) &, 1408. 
') Der Abg. Haenel fprad) in der 5. Sigung am 29. November (aljo 
vorgeftern) von der „Genialität des Heren Neichökanzlers, neue Gefichtspunkte 
zu erfinden” (StB. Rba). 


| 
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die Meinungswechjel bei mir nicht fo häufig find. Der Volkswirth: 
ſchaftsrath ſoll gar nicht, wie der Herr Vorredner fagte, zwiſchen 
dem Reichstag und dem Bundesrath ftehen, er ſoll einfach hinter dem 
Bundesrath ftehen, hinter den Regierungen, namentlich hinter der 
‚eigentlichen Präfidialinitiative, von der die meiften Vorlagen ausgehen, 
damit diefe durch die Zeugenvernehmung diefer Sachkundigen ſich in= 
formiren kann, bevor fie mit ihrer Weisheit an das Licht des Tages 
tritt. Ich erftrebe nicht eine Einrichtung nad) Maßgabe der wiederum 
nicht pafjenden Berufung des Redners auf die gleichmäßige franzöfifche 
Inftitution‘). In Frankreich ift nie irgend ein Parlament — und 
die franzöfifchen Parlamente, ich meine die heutigen, nicht die alten, 
waren jehr viel wechjelnder und gefährdeter in ihrer Stellung wie 
unjere — fo fleinmüthig gewejen, daß es ſich vor dem franzöfifchen 
Volfswirthichaftsrath gefürchtet hätte. Daf es Turgot, dem Minifter 
einer abfoluten Monarchie?), unter Umftänden unbequem gefommen 
it, das mag fein; mir ift auch nicht Alles Lieb gewejen, was aus 
unferen Wirthichaftsrath herausgefommen ift; aber belehrend find 
feine Aeußerungen doch immer, und ich möchte Sie bitten, nament- 
lid) von Ihrer Seite, ſich nicht dem Verdachte des Abjolutismus, 
der feinen anderen Einfluß neben ſich duldet, auszujegen, fondern 
es uns zu gönnen, wenn wir unfere Lernbedürftigfeit eingeftehen, 
uns belehren zu laſſen. Es ift das ſonſt eine außerordentlich ge 
ringihägige Behandlung der Negierungen, wenn fie alle 25 
darüber einig find, fie bedürfen defjen, und hier wird uns gejagt: 
Nein, Sie irren ſich alle 25, Sie bedürfen deſſen nit; Sie find 
für unjere Bedürfniffe Hug genug, Sie follen fich nicht beſſer 
informiren, als wir; wir werden dafür feinen Groſchen bemwilligen. 

Ich erwähnte jhon, daß die Zufammenjegung des Wirth- 
ichaftsrathes natürlich in den Händen der Negierung liegen muß, 
fie jucht ihre Information da, wo fie fie zu finden glaubt. An 
eine Art Richtercollegium dabei ſich zu wenden, das fällt ihr nicht 
im Traume ein, Richter haben wir ſchon genug in der Welt. 
Heiterkeit.) 





") S. die Vorbemerkung. 

*) Zurgot war Minifter unter Ludwig XVI. von 1774—1776. Bam 
‚berger bemerkte, daß Turgot davor gewarnt habe, die Specialintereffenten 
allein zu fragen, weil, wenn man fie höre, die Sache darauf hinausfaufe, daß 
Seder ſchließlich ein Monopol für fich verlange (StB. 135 b). 

Siamar as potitifche Reden. IX. 18 


1.12, 1881. 


1. 12, 1881, 
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Der Herr Vorredner hat gemeint, wir würden denjelben Zwed 
durch Enquöten ad hoc jedes Mal mit weniger Arbeit erreichen ?). 
Er hat mir alfo nicht geglaubt, was ich vorhin ſchon fagte, die 
Enquöten ad hoc mahen ganz zweifellos mehr Arbeit, weil man 
immer homines novi?) dabei befommt, von denen jeder Einzelne 
zuerft vielleicht das Bebürfniß bat, den Beweis zu liefern, wie 
ſachkundig er ift, was für ein Mann er ift, was er verfteht, was 
er weiß; diejenigen, die ſchon eine Pofition gewonnen haben, bei 
denen es nicht mehr zweifelhaft ift, welche Bedeutung fie haben, 
die feine Stellung mehr zu gewinnen haben, mit denen wird leichter 
zu arbeiten fein, Bei neuen Enquöten findet man jehr häufig un— 
richtige Vorftellungen über das, was fir die Gejeggebung über— 
haupt erreichbar ift, aljo was der Herr Vorredner bezeichnete mit 
dem Monopolbedürfnig eines jeden Einzelnen, über das fich der 
Minifter Turgot beklagt hätte. Das findet man bei den plötzlichen 
Enqueten, bei den Sachkundigen, die noch „grün“ find auf dieſem 
Gebiete, jehr viel häufiger als bei denen, die ſchon einiger Maßen 
eingelernt find. 

Es ift wirklich bedauerlich, daß ich vor Ihnen fo lebhaft plai= 
diren muß für die Sorte Information, die wir zu brauchen glauben 
und über deren Bedürfniß, ohne den Nechten des Neichstags zur 
nahe zu treten, meines Erachtens die Negierungen allein urtheilen 
können. Wir fönnen natürlich, ſoweit es Geld foftet, es nicht 
ohne Ihre Zuftimmung machen; aber daß Sie uns den Brotforb 
fo hoch hängen, daß*) Sie uns die Information nicht gönnen, die 
wir zu brauchen glauben, das halte ich nicht der parlamentariſchen 
Billigkeit und dem Entgegenfommen entiprechend, weldes die gejeß- 
gebenden Körper einander Leiften follen. 

Der Herr Vorredner meint, daß man in dem Wirthſchafts— 
rathe die objective Wahrheit nicht finden wirde, Ya, da möchte 
ih nur mit Pilatus fragen: Was ift Wahrheit®) auf dieſem Ge= 


*) ©. 140b. 

) Abg. Bamberger: „Ich glaube, fpecielle Enquöten für ganz bes 
fondere Swede werden in diefem Fall, wenn fie forgfältig behandelt werben, 
viel mehr zu dem Ziele führen, das ins Auge gefaßt ift" (StB. 137a). 

?) Neue, d. h. noch nicht mit der Sache vertraute Männer, 

) Ev. Joh. 18, 38. 
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biete? Ich weiß nicht, ob wir darüber jemals vielleicht in einzelnen 
Fragen klar würden, ob wir jemals darüber einig würden, was 
objective Wahrheit if. Die ſuchen wir auch in dem Sinne, wie 
der Herr Vorredner es meinte, nit. Wir ſuchen Kenntniß über 
dasjenige, was dem bureaufratijchen Blide vermöge der Stellung, 
von der er allein ausgehen kann, entgeht. Wir juchen Belehrung, 
und ich wiederhole, wir glauben fie zu bedürfen, ohne unmilfender 
zu jein wie Andere. 

Einer der Herren Redner!) hat mir geftern?) die Fähigkeit 
abgejproden, in vier Jahren überhaupt Etwas zu lernen. Nun, 
ih babe jchon gejagt, daß ich meine Lernfähigfeit nicht über den 
Durchſchnitt der Menjchen tele), aber ein Triennium, drei Jahre, 
find doch das Aeußerfte, was die meilten von den Herren hier, die 
Etwas hierüber gelernt zu haben glauben, für fih anführen fönnen. 
Ein Jahr mehr nod), namentlich wenn man durch eine fünfzig: 
jährige bewußte Erfahrung im Leben für die Dinge, die man 
lernen ſoll, vorbereitet ift, fann mich wirklich dahin bringen, daß 
ih — vielleiht irre ih mid — von den Dingen doc) eben jo 
viel verftehe, wie der Durhichnitt von Ahnen, meine Herren, den 
Herrn Redner felbjt eingerechnet, — von der Allgemeinheit, in ein: 
zelnen techniſchen Richtungen vielleicht nicht — aber in der Ge: 
ſammtheit glaube ich darüber eben fo viel Urtheil zu haben, wie 
Seder von Ihnen. Die Herren müſſen doch nicht glauben, daß 
ihnen die Wahl ihrer Mitbürger zugleich durch eine gewille myſtiſche 
Weihe alle die Sntelligenz, die gelammte Klugheit der zehntaufend 
Wähler überträgt, die hinter ihnen ftehen. 

(Heiterkeit. Ch! links.) 

Meine Herren, Sie verftehen von der Sade nicht mehr als id. 
Seien wir alfo Beide beicheiden, und räumen wir Beide ein, daß 
wir der Belehrung bedürfen, und jegen Sie fi nicht auf das 
hohe Pferd, daß Sie ung Jagen: Wir — nämlich die Fraction, 
der der Herr Vorredner angehört — wir willen genug für Beide, 
für Regierung und Reichstag, die Regierung braudt Nichts von 
Sadfundigen zu lernen. 


1) Abg. Richter in der 5. Sigung vom 29. November, |. o. ©. 140. 
2) Muß heißen: vorgeftern. 
2) S. o. ©. 142. 


1. 12. 1881. 


1.12. 1881. 
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Der Herr Vorredner fagte noch ganz beiläufig: „Seitdem ich 
mic vom Heren Minifter Delbrüd getvennt habe“) — es ift 
das wieder einer jener hiſtoriſchen Jrrthümer, die einreißen —, ber 
Herr Minifter Delbrück hat fih von mir getrennt, und zwar 
einfach unter Berufung auf feine Gefundheit?). Ich will die ärzt— 
lichen Details hier nicht erwähnen, die er mir anführte, und ich 
babe mich vergeblich bemüht, irgend ein anderes Motiv, ein ſach— 
liches, von ihm herauszubringen unter dem Exbieten, ihm entgegen- 
zukommen in dem, worüber er etwa Hagen könnte. Er ift einfach 
dabei beharrt, jowohl Sr. Majeftät dem Kaiſer gegenüber wie mir, 
ſich auf feinen Gefundheitszuftand zu berufen, umd ich habe nicht 
den entfernteften Grund, anzunehmen, daß er mir, ber ich mit 
ihm feit dem Jahre 1851 pari passu®) in wirthſchaftlichen Dingen, 
er in Zollvereinsgejchäften und id in Bundesgeſchäften in Frank 
furt, zufammen arbeitete, daß er Jemandem, mit dem er fo lange 
befannt und vertraut wäre, irgendwie nicht die volle Wahrheit be- 
kannt hätte, es liegt das überhaupt nicht in feinem Charakter, 
nicht die Wahrheit zu jagen. Wenn ich damals gejagt habe: Da- 
von verjtehe ich Nichts, fragen Sie Delbrüd, — jo muß das dod 
gegenüber einem Manne wie Delbrüd nicht jo buchftäblich ge— 
nommen werden; ich habe damit jagen wollen, Delbrüd verfteht 
davon mehr wie ich, er hat das Nefjort in Händen, ich greife ihm 
nicht leicht ein ohne Beſprechung mit ihm*). Da iſt dod ber 
Herr Vorredner mit*) den üblichen Formen, die zwiſchen Leuten 
wie dem Minifter Delbrüd und ihm und mir bejtehen, vertraut 
genug, um aus diefer meiner Neußerung nicht gleich ein öffent- 
liches parlamentarifches Argument für meine Unwifjenheit machen 


*) S, 14la. 

*) Abg. Bamberger (anlnüpfend an die von Fürft Bismard erzählte 
Anekdote vom alten James Nothichild in Paris): „Der Herr Neichäfanzler hatte 
aud) einmal einen ſolchen Meyer, der hie damals Delbrüd, und ic erinnere 
mich deutlich „.., dab ich mehrmals ihm einen Zweifel oder eine Anſicht über 
Etwas vortrug, und er mir dann antwortete: „Davon verftehe ich Nichts, wenden 
Sie fih an Herrn Delbrüd.“ Das war damals fein Meyer; er hat geglaubt, 
fich von ihm trennen zu müffen“ (StB. 137b/138a). 

®) Dgl. Bo. VII 373; VIII 250. 

%) In gleichem Schritt, vgl. 3b. VIIL 55, 907. 

*) Bgl. Bd. VII 372, 
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zu dürfen. Ich habe ſchon öfters gejagt, ich habe mich in dieſes 
Neffort nicht gemiſcht, jo lange es in der Hand Delbrüds war, 
der eine große Autorität hatte, der jeinerfeits auch die Verant- 
wortung und die Vertretung davon übernahm. Sie haben auch 
aus dem, was id) eben anführte, entnehmen können, daß über 
feine Gejchäftsführung fein Meinungsftreit zwiichen uns beftand, 
und daß meine Anerkennung feiner Autorität jo groß war, daf 
die wejentlihen Zweifel, die bei mir zu keimen begannen, ob wir 
auf dem richtigen Wege wären, von mir unterbrüct wurden gegenz 
über der Bedeutung und technifhen Weberlegenheit diejes Mit— 
arbeiters, auf den ich micht verzichten wollte. Ich habe damals 
ſolchen Wirthihaftspolitifern gegenüber, die fich darüber beſchwerten, 
daß nicht Alles gut ginge — und ich glaube, ich kann Zeugen 
dafür aufrufen — gejagt: Es iſt möglich, daß wir ftellenweis auf 
einem ierthümlihen Wege find, und daß nicht Alles richtig ift, 
was Minifter Delbrüd unternimmt; aber ich weiß nicht, wie ich 
die Lücke deden follte, die entftehen würde, wenn er ausjcheidet. 
Ich kann fein Antheil neben Allem, was ich jonft zu thun habe, 
nicht übernehmen und weiß feinen Erſatz; id) muß mir, wie es jo 
häufig im Leben ift, eine tüchtige Kraft mit ihrem Können und 
Leiften und mit ihren Irrthümern, wenn welche da find, erhalten, 
und kann da nicht einen Mann von der Bedeutung wie Delbrück 
behandeln einfach wie einen vortragenden Nath, dem ich jage: Ich 
babe Sie bitten lafjen, nicht um Ihre Meinung zu hören, fondern 
um Ihnen die meinige zu jagen; fo geht das micht, jondern ich 
habe mit Collegen doch nur den Gejammtdurchichnitt und das 
Facit zu ziehen und abzuwägen, ob ich unerachtet einzelner Ver: 
ſchiedenheiten mit ihnen weiter arbeiten fann und muß, oder nicht, 
und kann nicht in Einzelheiten jagen: Das verftehe ich beſſer. 
Der Herr Vorredner hat nachher wieder auf eine rein preußi— 
ſche Frage, auf die Antwort, die id in meiner Stellung als 
‚Handelsminifter der Handelsfammer zu Grünberg in Schlefien er— 
heilt Habe ?), Bezug genommen. Es ift vorausjujehen, daß dar— 





') In einem Erlaß vom 23, November 1881 tadelte Fürft Bismard bie 
des Berichts der Grünberger Handelskammer, die ihrer gefeglichen 
Beftimmung, bie Gefanmtinterefien ber Handel- und Gewerbetreibenden ihres 


BE ——— 


1.12. 1881. 


1.12. 1881. 
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über in Zukunft Verhandlungen im Preußifchen Landtage ftatt- 
finden werben, da werde ich als Handelsminifter Rede ftehen. Hier 
will ih zur Erläuterung bloß anführen, daß die Verichte der 
Handelsfammern gejeglich vorgejchriebene, amtliche Actenftüde find, 
Wenn id) in dieſen amtlichen Actenftücen aber ſolche Widerſprüche 
in den Ziffern, folde Widerſprüche der Schlußziehung mit den 
Biffern finde, wie darin, jo müßten die Herren Berichterftatter 
felbft und die ganze Welt annehmen, daß ein Handelsminifter, der 
ſich ruhig ſolche Berichte einreichen läßt, ohne darauf zu reagiren, 
fie gar nicht gelefen hat, und daß er feine Schuldigfeit nit hut, 
In einem amtlichen Berichte verlange ih vor allen Dingen Wahr: 
heit; die habe ich darin nicht gefunden, und das habe ich offen 
gefagt und bin bereit, es*) zu vertreten, und wenn Zeit wäre, jo 
würde ich es beweifen, indem ich alle diefe Ziffern, die hier zur 
Hand liegen, Ihrem Sitzungsprotokoll einverleibte. Ich will Sie 
aber nicht damit langweilen, und Sie werden heut gewiß mit mir 
gern darauf verzichten. 


Nach einer Nede des Abg. Frege zu Gunſten der Vorlage wurde 
die Discuffion geſchloſſen; die Abftimmung ergab die Ablehnung der 
Bofition mit 169 gegen 83 Stimmen, 


Bezirks wahrzunehmen und bie Behörden in der Förderung des Handels und 
der Gewerbe durch thatfählihe Mittheilungen zu unterftügen, nicht entjpredie, 
wenn fie, ftatt den Handelöminifter zuverläffige und erſchöpfende thatſächliche 
Mittheilungen zu unterbreiten und bie fi daraus ergebenden Folgerungen und 
Anträge zur Sprache zu bringen, in ihrem Jahresbericht über die Sage der 
Indufteie und über die Wirkungen der Sollreform Urtheile abgebe und Klagen 
erhebe, welche in den thatſächlichen Anführungen ihres eigenen Berichts und in 
den anbermeit befannt gewordenen Verhäftniffen ihres Bezirks theils Feine Unter- 
Tage, theils fogar directe Widerlegung fänden und dadurd den Charakter 
tendenziöfer Abweichung von der Wahrheit annähmen (v, Bofhinger, Docu⸗ 
mente 2c, TIL 83—88). Der Abg. Bamberger lieh dahin geftellt fein, ob bie 
Grünberger Handelstammer Recht oder ünrecht Habe; aber er beftritt ber Ne- 
gierung das Recht, fofort einen „furdtbaren Nüffel” zu erteilen, wenn einmal 
die Meinung nicht fo ausfalle, wie man wünjcde. Das jdeine ihm nicht Die 
Art derjenigen zu fein, welde objective Wahrheit haben wollten (StB. 1382). 
*) StB.: bin es bereit. 
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20. Sitzung des Deuffchen Reichstags 


Montag 9. Januar 1882, 


Am 11. December 1881 reichte der dem Centrum angehörige 9.1. 1832. 
Abg. Frhr. v. Hertling folgende Interpellation ein: 

Liegt es in der Abficht der verbündeten Negierungen, in 
ihrer Fürforge für das Wohl der arbeitenden Claſſen die ber 
ftehende Fabrifgefeggebung einer weiteren Ausbildung 
zu unterziehen, insbejondere in der Richtung, daß 

die Sonntagsarbeit thunlichſt befeitigt, die Frauenarbeit 
weiter eingefehräntt und eine übermäßige Ausdehnung der 
Arbeitszeit für erwachſene männlide Arbeiter verhindert werde, 
daß ferner 

ſpecielle Vorſchriften über die im Sinne des $ 120 Abſ. 3 
der Gewerbeordnung in den gewerblichen Anlagen vorzunch: 
menden Schugmafregeln erlaffen und die mit der Fabrik— 
infpection beauftragten Beamten mit umfaffenderen Befugnifien 
ausgeftattet werden? 

Sie ftand auf der Tagesordnung der 16. Situng am 15. December 
1881, fam aber in biefer nicht zur Discuffion, da Staatsminifter 
v. Boetticher mittheilte, da Fürft Bismard den lebhaften Wunſch 
hege, die Interpellation jelbft zu beantworten, durch feinen Gefundheits: 
auftand aber behindert fei, in der Sitzung zu erſcheinen. Am 17. De⸗ 
—* gab ſich der Reichstag über die Weihnachtszeit Ferien; in feiner 
20. Situng am 9. Januar 1882, der erften nad) den ferien, erſchien 
der Reichslanzler und erklärte auf die Frage des Präfiventen, ob, 
eventuell warn er bereit fei, die Anterpellation zu beantworten”): 


Ich bin bereit, fie heute zu beantworten. 


Der Abg. v. Hertling begründete darauf feine Anterpellation 
mit folgenden allgemeinen Sägen: „Die Allerhöchſte Botihaft hat zu 
mwieberholten Malen der Neberzeugung Ausdrud gegeben, daf die mandherlei 
focialen Schäden, an denen in vielen Theilen unfer Volfsleben Frankt, 
nicht auf dem Wege einfeitiger Repreſſivmaßregeln gegen die focial- 
demokratiihen Ausſchreitungen geheilt werden können, jondern daß es 
dringend erforderlich ſei, pofitive Maßregeln zum Wohle der arbeitenden 
Glafjen zu treffen. Sie hat daran die Mahnung gefnüpft, daß auch 
der Reichstag fich das Wohl der arbeitenden Claffen angelegen fein 

möge, und zugleich ein Syſtem umfafjender Mafregeln nad der 
kn in Ausficht geftellt. Nach der Lage der parla: 
‚mentarifchen Gejchäfte im Reich und in den einzelnen Bımdesftaaten 


2) EB. 479%. 


—— — — 
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und wohl aud nad dem Umfang der Vorbereitungen, die jene Mafi: 
regeln nothwendig maden, haben wir inzwiſchen, wie «8 ſcheint, feine 
Ausficht, noch in der jegigen Seffion mit der einen oder anderen Mafi- 
regel befaßt zu werden. Meine politifchen Freunde waren trotzdem 
der Anfiht, daß es ſich empfehle, jene an den Reichstag gerichtete 
Mahnung nicht ohne Antwort zu laſſen, und daß es ſachgemaͤß wäre, 
wenn zu dieſen allgemeinen Zielen der verbündeten Negierungen auch 
der Reichstag jeinerfeits irgendwie Stellung nähme.“ Nach ausführ- 
licher fahliher Begründung ſchloß er mit den Morten: „Die Tiebfte 
Antwort würde mir jein, daf die ganze Anfrage überflüffig geweſen 
fei, da alle die von mir berührten Punkte die Aufmerkſamkeit und 
Thätigfeit der verbündeten Negierungen feit lange in Anſpruch ge 
nommen hätten. Ich würde indeffen glauben, daß aud dann die ge: 
gebene Anregung nicht ohne Nuten gewejen fein wide.“ Fürft Bis- 
mard antwortete): 

Die Antwort, welde der Herr Interpellant als die ihm liebſte 
bezeichnet bat, kann ich ihm nach meiner Neberzeugung vorweg geben. 

(Bravo! rechts und im Centrum.) 


Ich*) glaube, daß die Anregung eine für den Nugenblid uns 
nöthige war. Ich will nicht jagen, daß fie nicht eine dankens— 
werthe Unterftügung der Beftrebungen der Regierung gewejen wäre, 
aber als ſolche halte ich fie wejentlid verfrüht. Der Herr Inter: 
pellant jeloft ift fi darüber Far gewejen, daß die verbündeten 
Regierungen verwandte Anträge zu den feinigen noch in diefem 
Jahre voransfichtlic einbringen werden; er hat aber geglaubt, da 
einige der von ihm angeregten Punkte unabhängig und vorweg 
erledigt werden könnten, Ich glaube im Gegentheil, daß fie nur 
in Verbindung mit den für das Frühjahr in Ausfiht ftehenden 
Vorlagen der verbündeten Negierungen ſachgemäß erledigt werden 
tönnen. Ich glaube, daß die meiften der Ziele, die der Herr Vor— 
redner uns ftellt, nur auf der Bafis corporativer Affociationen mit 
annähernder Sicherheit, ich will nicht jagen erreicht werden fünmen, 
aber daß es nur auf diefer Bafis möglich fein wird, ihnen jo weit 
näher zu treten, wie es nach menſchlicher Unvollkommenheit thun= 
lich ift. Um dieſe Bafis zu ſchaffen, fteht uns noch mindeftens ein 
arbeitsvolles Jahr, vielleicht mehr wie das bevor. Die Vorlage 


*) StB. 484. 
“) ©. 4853. 
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über die Berufsftatifii, welche Ihnen diefe Sejfion gebracht Hat, 
ift die erfte Grundlage davon, und es wäre mir lieber geweſen, 
diefe Vorlage gefördert zu jehen, als eine Interpellation geftellt 
zu jehen, deren Beantwortung mir der Herr Vorredner dadurch, 
eri wert hat, daß er fie jelbit beantwortet hat, und zwar fo, daß 
ic feiner Beantwortung jo jehr viel faum hinzuzufügen haben 
werbe. 

Der Herr Borredner hat die Schwierigkeiten und Schäden, 
von denen unfere Jnduftrie und die Mitwirkung der Arbeiter an 
derjelben begleitet ift, lebhaft und draſtiſch geſchildert; er hat da— 
duch das Intereſſe ver Regierung, die Sorgfalt, mit der die Regie— 
rung bemüht ift, diefen Schäden abzuhelfen, nicht fteigern können, 
wenigftens die meinige nicht. Es ift, wie ich ſchon häufig wieder 
holt babe, die einzige Aufgabe, die mir die Nothwendigkeit, im 
Dienfte zu bleiben, willtommen macht, und der Herr Vorredner 
lann in diefer Richtung meinen Eifer nicht ftärfer beleben. Ob 
durch die akademiſche Discuffion, in die wir nad) der erheblichen 
Nednerlifte, die ich vor mir Liegen habe, eingehen werden, dieje 
unfere Aufgabe gefördert werden wird — id) glaube es und hoffe 
es, denn dieſe Aufgabe gehört zu denen, die, je mehr fie discutirt 
werben, je mehr fie von den Schladen und den Vorurtheilen bes 
freit werden, von den Irrthümern, die abfichtlich oder unabfichtlich 
darüber verbreitet werden, um jo mehr gewinnen und um fo mehr 
Hoffnung auf Löſung bieten werden. Ich bin aljo in diefer Ber 
siehung dem Herrn Vorredner dankbar, daß er über die Fragen, 
die wir bearbeiten, eine öffentliche Discuffion angeregt hat. 

Wenn id) vor dem Feſte den Wunſch geäußert hatte, dieje 
‚Interpellation ſelbſt beantworten zu fünnen, jo bin ich dazu wicht 
veranlaft worden durch das Bewußtſein, daß ich mehr darüber 
jagen hätte, als irgend ein Anderer jagen könnte, jondern gerade 
durch die Empfindung, daß ſich in dem jegigen Stadium über dieſe 
Fragen nur wenig jagen läßt, und daß das Wenige wejentlid in 
ber Kumdgebung meiner perfönlihen Anfichten befteht. Die ver: 
bünbeten Regierungen find bisher nicht in der Lage geweſen, ſich 
Thlüffig zu machen; fie warten dazu das Material ab, an deſſen 
Vorbereitung wir gegenwärtig arbeiten. Ich bin nicht einmal in 
dem Falle, wie jonft wohl, im Namen des Kaiſers bejtimmte, 
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ſchon Geftalt habende Ziele zu bezeichnen, da Se. Majeftät der 
Kaiſer in Fragen von der Wichtigkeit wie diefe, die definitiven 
Entſchließungen nicht faßt, bevor das Für und Wider forgfältig 
und funditus?) erwogen ift. Die Ziele, welde der Kaiſerlichen 
Politik vorſchweben, find durch die Kaiſerliche Botſchaft gefenn- 
zeichnet. Es handelt ſich nun aber um die Wege, auf welchen ſie 
zu erreichen ſind, und die Wahl dieſer Wege iſt gleich wichtig wie 
die Feſtlegung des Zieles überhaupt, denn jeder Weg kann ein 
richtiger) Weg fein, er kann auch ein Irrweg fein. Ich muß 
jagen: Ich ſelbſt bin meiner Ueberzeugung über die Wahl der 
Wege — über die Ziele bin id) mir ganz klar — aber die Wahl 
der Wege bin ich jo unbedingt ficher nicht, daß ich Ihnen heute 
mit Beſtimmtheit amtliche Andeutungen über das machen könnte, 
was ich hoffe etwa im Monat April dem Neichstage vorlegen zu 
können auf diefem Gebiete. Ich bin theils noch nicht mit mir 
darüber einig, theils nicht mehr in dem Maße, wie ich es früher 
war; noch nicht, weil ich der Belehrung bedarf. Ich bin nicht 
durch die Weihe der öffentlihen Wahl“) gegangen und bin deshalb 
auch nicht im der Lage, über alle Dinge der Welt eine fefte, un: 
abänderlihe Meinung (Oft Tinte.) 


rajch in promptu®) zu haben, jondern id) überlege mir die Dinge 
jelöft, und wie ich in manchem Concept über wichtige Saden viel 
ftreiche, viel ändere, fie caſſire und wieder neu arbeite, jo it es 
auch in diefen Fällen. Ich glaube nicht, es ſchon erreicht zu haben *); 
ich glaube nicht, diefe Dinge, die fich der menſchlichen Beherrſchung 
in demjelben Mafe entziehen, wie der Organismus des menſch— 
lichen Körpers der ärztlichen, jo zu durchſchauen, daß meine Mei— 
nung nicht der Belehrung und Aenderung unterworfen wäre, Ich 
ſage dies in der Erinnerung daran, daß ich über die Unfallver 
fiherung erſt feit der Vorlage des vorigen Jahres die Neberzeugung 


") ©. 485b. 

*) Grünblid, vgl. Bd. VII 155. 

2) 2gl. oben ©. 195. 

*) In Bereiticaft. 

*) Vol. Phil. 3, 12: Nicht, dab ic «3 ſchon ergriffen habe, ober ſchon 
vollfommen bitt. 
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gewonnen habe, daß ohne corporative Unterlagen die Sache factiſch 9. 1. 1882. 
nicht ins Leben zu führen fein wird‘). 
(Hört! hört! links.) 
Die bei der Vorlage vom vorigen Jahre uns vorſchwebende, auf 
den erjten Anblid gewählte — id möchte fie bureaukratiſche Eins 
richtung nennen, (Sehr richtig!) 


bat mid als Gejchäftsmann überführt, daß die Maſſe der Geſchäfts— 
nummern, die entjtehen würden, für feine Centralbehörde zu bes 
wältigen fein würde. Es ift aljo nothwendig eine Arbeitstheilung 
geboten, und zwar eine jolde, die den Sntereffenten mit heran— 
zieht, und welche den jchließlichen Erjag des Schadens combinirt 
mit der Aufgabe, den Schaden durch Aufficht zu verhindern und 
einzufchränfen, — ich meine aljo, eine Beziehung der Fabrikinfpees 
toren — um dies obiter?) zu berühren — zu den Corporationen. 
Die Eorporationen follen wejentlich aus den gleihartigen Gefahren- 
claſſen beftehen, jo daß derjenige, der die Schäden zu bezahlen 
hat, auf den die Beiträge umgelegt werden, der aljo zugleid das 
Intereſſe hat, fie zu verhindern, gerade wie eine Brandafjecuration 
feuergefährlihe Einrichtungen zu verhindern ſucht, daß der auch 
zugleid die Aufgabe habe, bei jeinen Genoſſen darüber zu wachen, 
daß fie nicht leichtfertig Unfälle herbeiführen. Das Corporations- 
intereffe joll die Fabrifinfpection unterjtügen, die ja immer in 
ihrem ftaatlihen Charakter beftehen kann, aber meines Erachtens 
nicht ifolirt bureaukratiſch, jondern getragen von irgend einer colle- 
gialiſch oder unter öffentlicher Controle arbeitenden Correctur; font 
fommen wir in perfönlihe Willfür, die felten, aber doch auch, in 
diefem Fade vorkommt. 

Wenn ich ſage, ich bin nicht mehr jo feit in meinen Ueber 
zeugungen, wie ich es war, jo habe ic) eine Urfahe davon ſchon 
erwähnt: die, daß ich mich überzeugt habe, daß die corporative 
Drganifation, die wir in der früheren Unfallverficherungsvorlage 
nur facultativ ermöglicht hatten, zwangsweiſe eingeführt werben 


) Vgl. die Anmerkungen Bismards zu dem umgearbeiteten Unfallver- 
d vom November 1880 bei v. Bofhinger, Documente zur Ge- 
fehichte der Wirthfepaftspotitit IV TI ff. Nr. 33. 
2) Obenhin, im Worbeigehen, val. ®b. VII 83. 112. 238. Rn, 
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9.1.1882. muß. Ich glaube, es gibt feinen anderen Weg, welcher zu praf: 
tiſchen Erfolgen zu führen verfpricht. 

Eine andere Einwirkung, die mid einiger Maßen irre gemacht 
bat in meinem Glauben an Erfolg, liegt im Ausfall der Wahlen. 
Ich kann mich der Thatſache nicht verichließen, daß gerade in den 
induftriellen und Arbeiterkreifen vorzugsweife Gegner der Regie— 
rung gewählt worden find*), nicht überall, aber dod vorwiegend 
nad der Majorität. Jh muß aljo daraus ſchließen, daß die 
Arbeiter im Ganzen mit den ihnen doch kaum unbekannten Inten— 
tionen der gejeggebenden Initiative nicht einverftanden find, 

(Rufe links: Sehr wahr!) 
daß die Arbeiter aljo von den Herren, die eben „Sehr wahr!” 
rufen, von den Herren, welche die freie Concurvenz aller Kräfte, 
der Schwachen wie der Starken in allen Beziehungen vertreten, 
aljo von den Herren des Freihandels, des Gehenlafjens, wie der 
Herr Vorrebner fagte, des laisser faire, mit einem Wort, von ber 
fortſchrittlichen und jecefftoniftiichen Politit mehr erwarten, als von 
den Neformverfuchen der Negierung. Das liegt unzweifelhaft in 
den Wahlergebniffen eines großen Theiles unjerer Wahlkreiſe, und 
das ift es, was mir in den Ergebniffen der letzten Wahlen am 
meiften zu Herzen gegangen ift. Ob die politifchen Parteien ſich 
etwas verjehieben, ob etwas mehr von den Mittelparteien nach den 
extremen hin abgeht oder umgelehrt, das muß ich mir gefallen 
lafien und das macht mich nicht irre; aber diefe Wahrnehmung, 
daß die Mafjen der Arbeiter jelbjt den Verſuchen der Regierung, 
ihre Lage zu verbefjern, in dem Mafe mißtrauifch gegenfiber ftehen, 
daß fie lieber Vertreter der Nichtung wählen, welche auf dem Ge— 
biete der Wirthichaftlichkeit das Recht des Stärferen befürwortet, 
(Rufe lints: Oho! — Hört!) 
und welde den Schwachen in feinem Kampfe gegen die Macht des 
Capitals, gegen all die Gefahren, die der Herr Anterpellant be 
redter, als ich es vermag, geſchildert hat, im Stide lafjen, ihm 
jeden Beiftand verfagen und ihn dafür auf feine eigene Menſchen— 
würde, auf die freie Concurrenz und die Privatafjecuranz und auf 
ich weiß nicht was noch fir Worte hinweiſen, kurz die ihm jede 


*) ©. 486a. 





Entmuthigung Bismards, Die wirthſchaftlich Schwachen in Preußen. 205 


Staatshilfe verfagen . . .*) — Ich habe als das Syitem, weldes 9. 1. 1882. 
ih nach dem Willen Sr. Majeftät des Kaiſers zu vertreten 
babe, bei früheren Gelegenheiten!) aufgeftellt: Wir wollen dahin 
ftreben, daß es im Staate womöglid Niemanden oder doch fo 
Wenige wie möglich gebe, die fih jagen: Wir find nur dazu da, 
um die Laſten des Staates zu tragen, wir haben aber fein Gefühl 
davon, daß der Staat um unſer Wohl und Weh ſich irgendwie 
befümmert — daß die Zahl Diefer nad Möglichkeit vermindert 
werde. Es gehört zu den Traditionen der Dynaftie, der ich diene, 
fih des Schwachen im wirthſchaftlichen Kampfe anzunehmen. 
Friedri der Große fagte ſchon: Je serai le roi des gueux ?), 
und er hat es nach feiner Art durchgeführt in ftrenger Gerechtig— 
feit gegen Hod und Gering nad der Art, wie feine Zeit es mit 
ſich brachte. Friedrich Wilhelm II. hat dem damals hörigen 
Bauernftande eine freie Stellung verſchafft, in der es ihm gegeben 
geweſen ift — bis zu einer rücläufigen Bewegung, die vor etwa 
fünfzehn Jahren anfing —, zu profperiren und ftark und unabhängig 
zu werden. Unſer oder mein jegiger Herr ift von dem edlen 
Ehrgeiz bejeelt, in jeinem hohen Alter wenigitens nod die Hand 
angelegt und den Anſtoß gegeben zu haben, daß für die heut zu 
Tage jhwächfte Claſſe unferer Mitbürger, wenn aud nicht die 
gleichen Bortheile und Ziele wie für den Bauernitand vor 
fiebzig Jahren, aber doch eine weſentliche Befjerung der Gefammt> 
fituation, des Vertrauens, mit dem diefer ärmere Mitbürger in 
die Zukunft und auf den Staat, dem er angehört, jehen Tann .. .**) 
daf noch zu Lebzeiten Sr. Majeftät hieran Hand angelegt wird, 
und daß***) die Bewegung, die damit angeregt wird, vielleicht 
im einem weiteren Menfchenalter ihre Ziele erreicht, wenn fie viel- 
leicht auch wieder erfterben mag unter dem Drange der Zeit und 
der Gewalt anderer Kräfte. Er hat cs fih als Ziel geſetzt, auf 
dieſem Gebiete nad einem früher oder fpäter erreichbaren ana— 


#) Der Say ift abgebrochen; zu ergänzen ift etwa: hat mid) irre gemacht 
in meinem Glauben an einen Erfolg unferer Beftrebungen. 
##) Der Sab ift abgebrochen, zu ergänzen: herbeigeführt werde. 
9) Statt: „und daß“ iſt richtiger zu fefen: „wenn auch“. 
7) Bl. oben ©. 9. 
2) Ich werde cin König ber Bettler jein, vgl. Bo. II 3% 
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9.1.1882. logen Zuftand der Arbeiter zu ftreben, wie Sein hochjeliger Vater 
in der ewig denkwürdigen Emancipation der Bauern, die an die 
Namen Stein, Hardenberg und Friedrich Wilhelm III. ſich nüpft*). 
Mit diefer Tendenz ift ja das Gehenlaffen, das Anweifen des 
Schwahen auf feine eigenen Kräfte und auf Privathilfe im 
diametralen Widerſpruch. Nichtädeftoweniger und bei der viel- 
bewährten Treue, mit welcher der gemeine Mann bei uns an 
jeiner Dynaftie und an feinem Königthum hängt, find die Ver— 
heißungen, die Anerbietungen, die Anfänge einer emancipirenden 
Gefeggebung in den großen Centren der Induſtrie von dem Ar— 
beiter mit weniger Vertrauen aufgenommen worden, als die Anz 
erbietungen der Herren, die fühl und legal jagen: Helft euch felbft, 
ihr feid dazu im Stande, ihr feid ftarf genug, eure Unabhängig 
feit erfordert das, vom Staate habt ihr Nichts zu erwarten; kurz, 
die Niederlage, welde die Negierung oder die ich perjönlich mit 
meinen Neformbeftrebungen in den großen Centren dev Jnduftrie 
bei den Arbeitern in der Wahl erlitten habe, hat mich bis zu einem 
gewifien Grade entmuthigt; allein diefe Entmuthigung kann mid 
nicht abhalten, meine Schuldigfeit zu thun, jo lange ih im Dienfte 
bin, und wenn ich auch ganz ficher bin, einer ausnahmslojen 
Oppofition gegen das, was ich den Herren vorlege, entgegen 
zu gehen — id) fehe den Korb, den ich befommen werde, jchon vor 
mir, ih muß ihn aber befommen, und zwar öffentlich befommen, 
um das Bewußtſein zu haben, meine Schuldigfeit gethan zu haben. 
Ich kann alſo aud nicht einmal meiner eigenen Neberzeugung, 
meiner Entmuthigung, unter der ich ſpreche im Hinblid auf die 
Arbeiterwahlen, einen vollen und unbegrenzten Ausdrud geben, 
fondern muß meinen Dienft weiter thun. Ich muß wiederholen, 
und bin gewiß viel zu wortreid, um zu entwideln, daß ich eigentz 
lich wenig zu jagen habe, und ich will daher lieber ohne Weiteres 
dem Wortlaut der Snterpellation näher treten. 

Wenn ich fie in der Allgemeinheit beantworten fönnte, wie 
die Frage geftellt ift, dann wäre es ja außerordentlich leicht, dann 
brauchte ich die verbündeten Regierungen nicht zu fragen. Unter 
ihnen ift feine jo übelwollend, daß fie nicht dem Arbeiter feine 
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Sonntagsruhe und die Möglichkeit, feinem Gottesdienft zu folgen, 9, 1. 1882. 
daß fie nicht dem Arbeiter und feiner Frau die Möglichkeit gönnte, 
mit der fürzeften Arbeitszeit die nothwendige Einnahme ſich zu fihern, 
deren er das Jahr bindurd) bedarf, um zu eriftiren. Ich glaube 
aber, eine jo kurze Antwort ift wohl nicht die Abficht der Herren 
Interpellanten gewejen, mit denen ich ſonſt weſentlich in ihren 
Beftrebungen auf diefem Gebiet, nicht überall, auch nicht voll: 
ftändig, aber in der Hauptſache mich einverftanden erkläre; jondern 
fie haben gewiß beabfichtigt, daß ich zu der akademiſchen Diss 
euffion, die uns bevorftehen wird, auch meinerfeits mein Scherf- 
lein beitrage und Material der Kritif entgegenbringe, und das 
wird ja auch gejhehen. Die Anfprüche des Herrn Vorredners — 
ich bitte um Verzeihung, wenn id unter Schwierigkeiten ſpreche, 
ich bin noch nicht ganz bergeftellt, wollte mich aber heute der ge- 
ftellten Aufgabe nicht entziehen — die Anforderungen des Herrn 
Borredners könnte ich um fo ficherer mit einem einfadhen Ja be- 
antworten und mich dann wieder hinjegen, weil ich mich dabei 
‚ganz innerhalb des Gebiets befinde, was ich mir erlaubte bei einer 
früheren Gelegenheit) „praktiſches Chriſtenthum“ zu nennen, das 
heißt Bethätigung unferer chriftlihen Sittenlehre auf dem Gebiet 
der Nächſtenliebe. Ich babe gefunden, daß in der Preſſe mehr 
als im Parlament dieje Bezeihnung manchen Anftoß gegeben und 
mande Gegner gejhaffen bat, denen es unangenehm ift, das Wort 
„hriftlich“*) jo ſcharf accentuirt zu fehen — ich meine nicht von 
confejfionellen Unterfchieden, ich meine nur von dem Unterjchiede 
in dem Grade des Glaubens oder Nichtglaubens. Aber auch die- 
jenigen, die an die Offenbarungen des Chriſtenthums nicht mehr 
glauben, möchte ich daran erinnern, daß dod die ganzen Begriffe 
von Moral, Ehre und Pflichtgefühl, nah denen fie ihre anderen 
Handlungen in dieſer Welt einrichten, wejentlic nur die foſſilen 
Ueberreſte des Chriftenthums ihrer Väter find, 
(Sehr gut!) 

die**) unfere fittlihe Nichtung, unfer Nechtss und Ehrgefühl noch 
heute, mandem Ungläubigen unbewußt, beſtimmen, wenn ev aud) 

%) StB.: denen das Wort „chriſtlich· unangenehm ift, es ıc. 

+) 6. 4873. 
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82. die Quelle jelbft vergejjen hat, aus der unfere heutigen Begriffe 
von Civilifation und Pflicht gefloffen find. Ich glaube alfo, auch 
ihnen und felbft Denen, die einer anderen Confeſſion angehören, 
ift doch das Gebot der Nädjitenliebe, das Gebot der Wohlthätig- 
Teit aud in ihrer Confeffion ein vorherrfchendes. Ich jehe daher 
nicht ein, mit welchem Recht wir für unfere geſammten Privat: 
handlungen die Gebote des Chriftentgums, Iebendig oder foſſil, 
anerkennen und fie gerade bei den wichtigften Handlungen, bei 
der wichtigſten Bethätigung unferer Pflichten, bei der Theilnahme 
an der Gejeggebung eines Landes von 45 Millionen in den Hinter- 
grund ſchieben wollen und jagen: Hier haben wir uns daran nicht 
zu fehren. Ich meinerjeits befenne mic offen dazu, daß diefer 
mein Glaube an die Ausflüſſe unferer offenbarten Neligion in 
Geftalt der Sittenlehre vorzugsweife bejtimmend für mic ift und 
jeden Falls auch für die Stellung des Kaijers zu der Sache 

(Unruhe links 1).) 
und daß damit die Frage von dem hriftlichen oder nichtchriſtlichen 
Staate gar Nichts zu thun hat. Ich, der Minifter dieſes Staates, 
bin Chrift und entſchloſſen, als ſolcher zu handeln, wie ich glaube, 
es vor Gott rechtfertigen zu können. 

(Bravo! rechts.) 

Wenn ich aljo von diefem Standpunkt die Anjprüche — deren 
lebhafte Schilderung der Interpellant uns nad den Bedürfniſſen 
und der Lage der Arbeiter gemacht hat —, die Anſprüche, die er 
darauf gründete, ohne jeinerjeits Etwas zur pofitiven Löſung der 
Frage beizutragen, — wenn ich die als vollftändig gerechtfertigt 
anerfenne, fo bin ich dod als Minifter in einer anderen Lage, 
als ein einfacher parlamentariiher Redner, der von dem, was er 
jagt, eine unmittelbar praftijche Folge, für die er ſelbſt eine Ver- 
antwortlichteit fühlte, nicht erwartet, und id) kann deshalb jo dreiſt 
und entjchloffen der Sache nicht näher treten, wie das in ber 
Interpellation gejchehen ift. Es liegt in all den Aufgaben, die 
aus der Interpellation für unfere Gejetgebung hervorgehen, die 
Frage: Wo ift die Grenzlinie, bis an welche man die Induſtrie 


’) Die „Unruhe“ erzeugte die Nennung der perſönlichen Stellung bes 
Naifers zu der Sache. 
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belaften kann, ohne den Arbeiter die Henne zu ſchlachten, die ihm 9.1. 1882. 
die Eier legt? Wenn man an die Induftrie Anforderungen ftellt 
zur Erfüllung ftaatliher Zwede — und ein ftaatliher Zweck ift 
die Herftellung eines höheren Maßes von Zufriedenheit bei allen 
Angehörigen, die der Induſtrie an fich ziemlich gleichgültig fein 
kann — wenn man die Anforderungen zur Erfüllung*) ftaatlicher 
Zwede an die Jnduftrie ftellt, jo muß man ſich die Grenze der 
Tragfähigkeit diefer Induftrie doch jehr genau vergegenwärtigen; 
(Sehr richtig! links.) 
das kann man wiederum meines Erachtens, wie der Herr Vor— 
redner auch bemerkte, nicht en bloc!) und im Ganzen, das wird 
man mit einzelnen Berufsclafjen vielleicht fönnen, unter deren 
Zuftimmung und mit deren Mitwirkung. Aber wenn man, ohne 
diefe Grenze zu rejpectiven, ohne fie aud nur zu ermitteln — 
und gerade dazu, meine Herren, nehme ic Ihre und die Hilfe 
des von Ihnen verfannten Wirthfchaftsraths in Anſpruch, um 
diefe Grenze richtig zu finden —, wenn man bineingeht, ohne die 
Grenze zu ſuchen, ohne fie zu refpectiren, jo läuft man Gefahr, 
die Jnduftrie mit Anforderungen zu belaften, zu deren Erfüllung 
fie gar nicht im Stande ift. Mit Schaden betreibt Niemand eine 
Induſtrie, oder auch jelbft für geringen Gewinn betreibt fie Nies 
mand; wer mit fünf Procent feines Capitals zufrieden ift, hat 
5 bequemer, wenn er fich rein auf die Couponſcheere verläßt, die 
brennt nicht ab, die verjagt auch nicht, es ift ein reinliches Ge- 
ſchäft. Wer ein Rifico unternimmt durch Anlage großer Capitalien 
in Unternehmungen, deren**) Verlauf Niemand vorherjehen kann, 
der thut es für den Gewinn, den er dabei zu machen hofft, zur 
Vermehrung feines Vermögens, zur Verforgung feiner Familie. 
Schwindet diefer Gewinn, jo tritt das Unglüd für den Arbeiter 
ein, welches meines Erachtens viel größer it als die lange Dauer 
der Arbeitszeit, nämlich die Gefahr der Brotlofigkeit mit dem Ueber- 
gangsftadium der Lohnverringerung. Das ift das Erfte, worin 
ſich das Uebel fühlbar macht, daß es die Löhne verringert, wenn 
der Bedarf an Arbeit ſich jo mindert, daß, anitatt daß jetzt ge— 
+) &t.8.: Herſtellung 
") &, 487b. 


) In Baufd und Bogen. 
= Bidmards pofitifhe Reben. IX. 14 


| za 


9.1.1882, 


210 11. Deutſcher Reichstag. 17. Nov. 1881 bis 30. Januar 1882. 


klagt wird, es wird zu viel Arbeit verlangt, dann zu wenig ver- 
langt wird, und daß dann für ſechs Tage nur für drei Arbeit 
geboten wird, ja, daß ſchließlich die Induſtrie, auf*) die der Arbeiter 
nad) jeinem Wohnort, nad dem, was er gelernt hat, nad) dem, 
was er gewohnt ift, angewieſen ift, ganz eingeht, und die jchwierige 
Frage der vollftändigen Vrotlofigkeit in drohender Form erjcheint. 
Man kann ſich darüber nicht täufhen, da jede von den Ber 
befferungen, die wir für den Arbeiter erjtreben, mit einer Belaftung 
der Induſtrie verbunden ift. Sind wir, wenn wir, auch jelbft ohne 
es zu wollen, die Grenze berühren, wo die Belaftung für die Jnduftrie, 
für diefe Induftrie**), nicht erträglich ift, fondern die Folgen ein- 
treten, die ich erwähnt — find wir dann entjchlofjen, der Induſtrie, 
deren Opfer wir für Erfüllung der Staatszwede in Auſpruch 
nehmen, ftaatlihe Zufhüffe zu geben? Die Fraction, der der Herr 
Interpellant angehört, bat ſich bisher dem verſagt. Ich fchrede 
vor der Frage nicht zurüd, Ich bin jehr weit entfernt davon, 
einem Theil der Staatsbürger fein Gewerbe zu erleichtern durch 
Zuſchüſſe von Seiten der Anderen; ich faſſe die Sade nur fo 
auf: Wenn man von einem Theil der Staatsbürger zur Erfüllung 
von Staatszweden verlangt, daß er über das hinausgeht, was fein 
Gewerbe an fi von ihm fordert, nämlich den Arbeiter zu nugen, 
wenn er Nugen davon hat, ihn laufen zu laſſen, wenn er feinen 
hat — wenn man ihm die Pflicht auferlegt, eine kürzere Ar 
beitszeit mit demfelben Tageslohn einzufegen, jo muß man auch 
darauf gefaßt fein, daß die Jnduftrie, um nicht zu Grunde zu 
gehen, durch Fünftliche Zuſchüſſe zu halten fein wird. Das ift die 
Frage, vor der man fteht, und die Herren, welche die Grenze, 
bei der fie beginnt, nicht überfchreiten wollen, erlaube id mir auf 
die Nefultate der Erfüllung aller der in der Anterpellation ges 
ftellten Forderungen kurz hinzuweiſen. 

Der Herr Vorredner hat von Arbeitszeiten geſprochen, die mir 
ganz unbekannt find ®). ch habe Fabriken in meiner Nachbarſchaft, 


*) StB.: an. 

) Fehlt im StB. 

?) Der Ag. v. Hertling hatte behauptet, baf in gewiffen Besirfen ber 
Tertilinduftrie unter dem Einfluffe der auslänbifchen Concurrenz bie Arbeitögeit 
auf 14 Bis 15, ja ſelbſt 16 Stunden ausgedehnt werde (StB. 483u/b). 


It eine Mehrbelaftung der Induftrie möglich? Arbeiterbubget. 211 


da ift die eigentliche Arbeitszeit eine neunftündige, mitunter eine 9. 1. 1882. 
zehnftümdige, die Schicht eine zwölfftündige mit drei Stunden — 
Ruhe; es ſind das auch Induſtrien, die vierundzwanzig Stunden 
die ganze Woche durch arbeiten und wo die Leute auch zwölf 
Stunden in der Fabrik oder in ihrer Wohnung, danebenliegend, 
in der Nähe der Fabrik, anwejend find und von diefen zwölf 
Stunden in beftimmter Eintheilung in mehreren Abjchnitten drei 
Stunden ruhen und neun Stunden in der Fabrik fi aufhalten. 
Wenn in irgend einer Anduftrie eine jechzehnftündige Arbeitszeit 
gefordert wird, jo bebauere ich die Lage diefer Ynduftrie, denn 
ich halte das für eine Laft, die auf die Dauer nicht zu tragen ift. 
Wenn man ſich aber vergegenwärtigt — id) will nicht von ſech— 
zehn Stunden ſprechen, ich halte das für eine Ausnahme — den 
Unterſchied zwifchen einer vierzehnftündigen und einer zehnftündigen 
Arbeitszeit, wenn für die Herftelung eines Quantums verkäuf- 
licher Waare hundert Arbeitsjtunden erforderlich find: welches 
ift der Unterſchied, der fih für den Unternehmer herausftellt, 
wenn er für diefe Hundert Stunden fieben Arbeitstage zu vierzehn 
Stumden oder zehm Arbeitstage zu zehn Stunden zu bezahlen hat? 
Es macht das auf das gejammte Lohnconto eines ſolchen Unter 
nehmers einen Unterfchied von drei Siebentel, aljo jagen wir 
über 40 Procent. Wenn Sie nun ein mäßiges induftrielles Unter 
nehmen ins Auge fallen, welches hundert Arbeiter nad) diejer Rech— 
nung bat, und jeder Arbeiter hat einen Jahresverdienit, wie*) das 
gewöhnlich angenommen wird, von 750 Mark, jo ift das ein 
Gejammtaufwand des Unternehmers von 75000 Markt. Nehmen 
Sie davon 40 Procent, vier Zehntel, als Zuſchlag wegen der ver- 
fürzten Arbeitszeit ohne Reduction des Lohns, jo haben Sie einen 
Zuſchlag von 30000 Mark Arbeitslohn und jteigern die Koften 
ber Fabrik von 75000 auf 105000 Mark. Es wird mich freuen, 
wenn die Induſtrie das tragen kann. Kann fie es aber nicht tragen, 
dann ſchädigen wir den Arbeiter in viel höherem Mafe, als wir 
ihn erleichtern, indem wir ihm die Induſtrie ftören, auf die fein 
ganzer Lebensunterhalt bafixt ift, wir fommen dann zu trojtlojen Zus 
fländen bei einem großen Theil der Bevölkerung, für die der Gefeg- 
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geber die Verantwortung hat, weil fein Eingriff — ich möchte jagen 
— roh, gewaltthätig und ohne jorgfältige Prüfung der Situation 
erfolgt ift, und dem Arbeiter ift damit am allerwenigften gedient. 

Wenn man nun dieje drei Punkte, die in der Interpellation 
voranftehen, die Sonntagsarbeit, die Frauenarbeit und die Aus— 
dehnung der Männerarbeit — fie haben das mit einander gemein, 
daß fie die Zeitfrage betreffen — wenn man fie cumulirt, die Ber 
feitigung der Sonntagsarbeit in denjenigen Geſchäften, wo fie 
bisher üblich ift, — ih will es ja nicht rechtfertigen, aber ich rechne 
mit den gegebenen Verhältnifjen, wie wir fie thatjählih haben — 
es repräfentirt immer, ſowohl für das Einfommen des Arbeiters wie 
für den Unternehmer, ein Item von einem Siebentel des Lohne. 
Kann der Arbeiter nun das Siebentel Lohn, aljo 14 oder 15 Pro— 
cent feines wöchentlichen und jährlichen Einkommens, etwa auf die 
anderen Wochentage jchlagen, jo ift es gut, dann bleibt feine 
Jahreseinnahme diefelbe; ann er das nicht, jo vermindert fein Budget 
ſich um ein Siebentel, aljo bei einem Durchſchnittseinkommen von 
750 Mark etwas über 100 Mark. Mir liegt — id) will nachher 
darauf kommen, es betrifft die Arbeitszeit der Männer — eine 
Jahresrechnung vor, die Arbeiter in einer Petition aufitellten, 
wobei ich jagen muß, daß 100 oder gar 107 Mark bei diejer 
Rechnung in feiner Weife zu erübrigen find in dem Budget eines 
Arbeiters, aber man muß fih doch klar maden: Wo fol 
das Ergebnif der Sonntagsarbeit in dem Budget des Arbeiters 
oder in den 14 Procent, die etwa noch auf die Lohnausgabe 
des Unternehmers aufzufclagen find, im Zuſatz zu der Rech— 
mung von 40 Procent, die wir vorhin hatten, herfommen? Ich 
weiß es nicht. Kann die Jnduftrie ſolche Auflage tragen? Wir 
müffen uns die Ziele micht zu hoch ftellen; wie hoch wir fie 
ftellen dürfen, werden wir meines Erachtens erft beurtheilen können, 
wenn wir zu corporativen Bildungen gelangt fein werden, wo wir 
dann mit jeder einzelnen verhandeln können und wiffen, wie weit 
fie in Conceffionen den Staatszweden gegenüber gehen kann ohne 
Zuſchuß. Das werden wir aber früheitens im nächſten Frühjahr 
auf Grund der Ihnen dann zu machenden Vorlagen in Angriff 
nehmen können; bis jegt bin ic aufer Stande, darüber ein Urtheil 
zu geben. Eine Verminderung des Arbeitstages von vierzehn auf 
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zwölf Stunden, von zwölf auf zehn, beträgt immer nod Etwas 
wie 20 Procent; können wir die auferlegen? und wenn ich den 
Sonntag noch abziehe und 14 Procent noch weitere Reduction 
zufchlage, können wir, kann die Jnduftrie die deden? 

Dafjelbe findet auf die Frauenarbeit Anwendung. Ich halte 
es im höchften Maße winjchenswerth, wenn die Fabrifarbeiter auf 
den Fuß gelangen könnten, auf dem bie ländlichen Tagelöhner fait 
überall ftchen, daß die Frau in der Negel nicht mit auf Arbeit 
geht, jondern den ganzen Tag zu Haufe bleibt, mit alleiniger Aus— 
nahme der Zeit, wo in der Landwirthichaft Noth an Mann ift, 
alfo der verſchiedenen Ernteproceduren. Ob das bei den Fabrik: 
arbeitern erreichbar ift, das weiß ich nicht, aber das, was die Frau 
bisher verdient, mag es die Hälfte, ein Drittel oder zwei Drittel 
von dem Verdienſt des Mannes fein — es ift zum *) Budget von 
750 Mark immer ein Zuſchuß, der bisher nicht entbehrt werden kann. 
Ich erinnere mid aus meinen eigenen Erlebniffen, als zuerſt die 
Einrichtung zum Schuß der jugendlichen Arbeiter bei uns erfolgte, 
daß die Mütter auf dem Lande zu mir gefommen find, mir Vor— 
mürfe gemacht und verlangt haben, ich jollte ihnen angeben, was 
fie mit diefem unbeſchäftigten und ihnen zur Laſt liegenden Jungen 
zu Haufe machen follen; früher habe er Etwas verdient, jet ver 
falle er dem Mühiggang und anderen ſchlimmeren Laſtern mit den 
übrigen |Rameraden. Es hat ja dieje jehr humane und vortreffliche 
Einrichtung, die Jugend und die zartere Conftitution ſchützen zu 
wollen, auch ihre Kehrfeite, wie ſich hier Jeder vergegenwärtigen 
fann, ber weiß, was für Neigungen in einem Jungen, der ſich in den 
ſogenannten legeljahren befindet, von zwölf bis fechzehn Jahren, 
auftauchen, wenn er zum Müßiggang geſetzlich verurtheilt wird. 

Dann, was die Arbeitszeit der Männer betrifft, jo findet auf 
dieſe, da diefe drei Fragen jehr verwandt find, die Sonntags-, die 
Frauen- und die Männerarbeit, dafjelbe Anwendung‘ Im Gegenz 
ſatz zu dem Herrn Interpellanten darf id aus den Petitionen 
ihließen, die mir zugehen, daß die Hauptklage über die zu lange 
Arbeitszeit der Männer geführt wird; mir ift noch nie eine Peti— 
tion gegen die Arbeit der Frauen oder Kinder zugegangen, viel- 
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leicht deshalb, weil die Schreiber der Petitionen eben die Männer 
find; aber die Klagen über die zu lange Arbeitszeit der Männer, 
namentlich in Folge der jüngjten Aufbefjerung der Geſchäfte, bes 
ſonders in den Bergwerken, die Klage über die Ueberichichten, die 
ift eine ſehr allgemeine. Eine Geſellſchaft von Petenten begleitet 
die mir vorliegende Anforderung auf Verminderung der Arbeitäzeit 
mit der Darftellung des Budgets eines Arbeiters, aus weldem 
folgt, daß diejes Budget einen Ausfall durch Kürzung der Arbeits- 
zeit nicht verträgt, falls nicht der Unternehmer in der Lage ift, 
den Schaden einzubüßen; da wird aufgeitellt bei einem Budget 
von 750 Mark im Jahr, das heißt 300 Arbeitstage zu 2 Mark 
50 Pfennige, ein Bedarf an Hausmiethe von 100 Mark, Feuerungss 
bedarf an Kohlen 30 Mart, Seife 15 Mark, Del 26 Mark, Steuern 
29 Mark; nun vermuthe ich, daß diefe Steuern hauptſächlich in 
Communalzujclägen beftehen, denn es ift ja dies eine der größten 
und am meiften belafteten xheinifchen Städte, denn an Staats: 
fteuern kann ein Arbeiter mit 750 Mark Eintommen unmöglich 
29 Mark bezahlen, und id hoffe, wenn die Herren uns das 
Tabakmonopol bewilligt haben werben, 
Heiterkeit.) 

daß diefe Claſſe im Staate ganz fteuerfrei geftellt, und die Elafien- 
fteuer als ein Uebel volltändig aus der Welt gefchafft werden 
fann, aber wie es jcheint, dauert dies noch lange — aljo 29 Mark 
Steuern, Kleidungsſtücke für die Familie 150 Marf, das macht 
aljo ohne leibliche Pflege 350 Mark. Dieje abgerechnet von 
750 Mark, bleiben 400 Mark, und davon kann nad) der Er: 
Klärung der Bittjteller eine Familie von fünf bis ſechs Gliedern 
nicht leben. Nun vermuthe ic, daf in der Familie von fünf bis 
ſechs Perfonen Frau und Kinder aud) Etwas verdienen, und dab 
das hinzutritt, und Ziffern find befanntlich unzuverläffig, vielleicht 
auch diefe, aber die Nennung von Ziffern führt meines Erachtens 
die Discuffion auf das praktiſche Gebiet, wo im Raume die Dinge 
ſich hart an einander ſtoßen, während die Gedanken den Zuſammen— 
ſtoß leicht überfliegen ), und deshalb möchte ih das vorgetragene 


') Vgl. Schiller, Wallenfteins Tod II 2: 
Leicht bei einander wohnen die Gedanken, 
Doc) Hart im Naume ftohen fid die Sachen. 
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Budget zu beherzigen bitten. Soll es nicht durch Verminderung 9. 1. 1882, 
der Arbeitszeit noch verkürzt werden, jo fragt es fih: Kann man 
den Unternehmer zu einem Zuſchuß nöthigen, ohne daß er zur 
Geſchäftsauflöſung jhreitet, ohne daß in Folge deſſen der Arbeiter 
brotlos wird, denn mit Schaden arbeitet Fein Unternehmer? — 

Es find das Alles Fragen von großer Schwierigkeit, deren *) 
Loſung wir bisher nicht näher getreten find, auch micht durch 
Mittel, die uns die Anterpellation angegeben hätte. Ich bin in 
deſſen jehr gefpannt, ob nicht in der Discuffion die Herren, die 
das Wort ergreifen werden, der Regierung zu Hilfe fommen wer: 
den mit praftijchen Vorjchlägen, die den Uebelftänden abhelfen, 
ohne die Schäden, die ich befürchte, und die mich ängftlich machen. 
Die Rednerlifte, die vorliegt, befteht ja aus den Herren, die ſich 
am meiften und mit dem größten Erfolg mit ſolchen wirthſchaft- 
lichen Dingen beſchäftigt haben; ich hoffe aljo noch in diefen Reden 
einigen Erſatz zu finden für die Verfagung des Wirthſchaftsraths, 
der wir uns gegenüber jehen. 

Heiterkeit.) 

Ich erlaube mir noch in Bezug auf die allgemeine Ber 
ſchrantung der**) Arbeitszeit, die der Herr Vorredner ſchon jelbft 
abgelehnt hat, Einiges zu bemerken. Auch in dem einzelnen Geſchäft 
fann man doch genau und dictatorifch die Arbeitszeit nicht für alle 
Fälle beſchränken. Jedes Geihäft hat jeine Ebbe und Fluth. Wir 
brauden bloß an die Zeit der Feittage hinter uns zu erinnern. 
Welches Berliner Geſchäft hat nicht jeine Fluth gehabt im Monat 
December vor Weihnachten? Und fo iſt bei anderen Gejchäften in 
anderen Jahreszeiten in regelmäßiger Wiederkehr Ebbe und Fluth. 
Bollte man diejelde Arbeitszeit oder ein Marimum der Arbeitszeit 
anjegen, was nicht überfchritten werden darf, in einer Weihnachts— 
zeit, wo die Leute, um zu verdienen, mit Vergnügen die Nächte 
daran jegen, um zu arbeiten, jo würde man hart und jtörend in 
ihre freie Erwerbsthätigfeit eingreifen. Aber aud in anderen 
Gejhäften unabhängig von Feiten und von folden Zeiten kommen 
nad) der Natur des Verkehrs doch Ebbe und Fluth vor, Wenn 
num zu Zeiten, wo großer Begehr nad) einem beftimmten Product 
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9.1.1882, ift — wir wollen jagen, nad den Kohlen — die Kräfte nicht 
mehr angejpannt werden Fönnen und dürfen, wie in denjenigen 
Zeiten, wo man die Kohlen umfonft anbietet er tann fie nicht 
[os werben, und wo die Schichten jo reducirt werben müfjen, daß 
nur drei dem Einzelnen in der Woche bewilligt werden, dann 
fommt bie gefammte Bergwerfsinduftrie, die auf dem Jahres— 
verkehr beruht, zu kurz. Es muß eine Freiheit der Bewegung 
fein, bei ftärferem Berkehr*) die Arbeitskräfte ſtärker heranzuziehen, 
als es bei ſchwächerem Verfehr*) der Fall ift. 

Es tritt ferner bei der Normirung eines Arbeitstages noch 
eine Gefahr ein, das ift diejenige, da das Marimum, welches 
damit beftimmt wird, an vielen Orten die beftehende Arbeitszeit 
überfteigt, denn man kann das Marimum nicht zu niedrig halten. 
Wenn man alfo da, wo zu meiner Verwunderung ſechzehn⸗ ober 
vierzehnftündige Arbeitszeit üblich ift, eine zwölfftündige Arbeitszeit 
einführt, To werden alle die Geſchäfte, die bisher eine zehnftündige 
haben, ſich jagen: Warum follen wir nicht zwölf Stunden annehmen? 
und man würde dann dieje Arbeiter ſchädigen, wenn man nicht abs 
wartet, bis die Berufsclaffen ſich gebildet Haben, die in ſich eine Corpo- 
ration herftellen fönnen, die ungefähr gleichartige Intereffen vertritt, 
mit der man nachher verhandeln Fönnte, und von der man erwarten 
tann, daß fie auch ihre eigenen Interefien dabei wahrnehmen wird. 

Ich erlaube mir noch, auf die Fabrifinfpectoren in beftimm- 
terev Weife als vorher zurüczufommen und darauf aufmerkfant 
zu mahen, daß die Ausbildung diefer Inftitution von den Re— 
gierungen feineswegs aus den Augen verloren ift, ſondern daß 
wir nur eine Pauſe gemacht haben, um wo möglich die corpora= 
tiven Grundlagen aud hierfür zu gewinnen, jo daß demnächſt der 
Fabrikinſpector unter der Controle der Corporation ebenſowohl 
wie des Staates fteht. ALS ich zuerft praktiſch mit diefen Fabrif- 
infpectoren in Berührung gefommen bin, habe id) jofort das Ber 
bürfniß empfunden: Hier muß die Controle der Deffentlichkeit und 
ein Appell an irgend eine der Sache fremdftehende collegiale**) Ent⸗ 
ſcheidung fein; es fann von einer einzelnen Perſon und ihrem 


*) An beiden Stellen ift vielleicht wie oben „Begehr“ zu Tejen. 
”) ©. 4890. 
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Dafürhalten nicht definitiv abhängen, was geihehen muß. Unter 9.1. 1882. 
diefen Herren find ja ganz ausgezeichnete Beamte, welche die Hoff: 
mung der Zukunft auf Vervollkommnung der Einrichtung bilden. 
Es find aber auch andere, die mit weniger Sicherheit und weniger 
zwedmäßig fi bewegen, und bei ſolchen ijolirt ftehenden bureauz 
kratiſchen Beamten fommt häufig das Selbftgefühl und die Vor— 
liebe für eigene Erfindungen und Theorien in einer Weiſe mit in 
Frage, daß da der Gemwerbtreibende mit den geringen Rechten, 
die er dem Beamten gegenüber hat, fürchtet, ſich diejen zum Feind 
zu maden, und lieber in Schädigung und in einen Zuftand von 
Berrüdung und Verftimmung geräth. Deshalb glaube ich, daß 
auch dieſe Einrichtung, wenn fie weiter ausgebildet wird, wofür 
ih durdaus jtimme, der Controle und der Mitwirkung der Cor: 
poration der Betheiligten unterzogen werden jollte. Es kann 
das um jo wirffamer fein, wenn die Körperfhaft der Betheiligten 
zugleich diejenige ift, welche unter fehlerhaften Einrichtungen durch 
Dedung der Unfälle, die daraus hervorgehen, zu leiden hat. Die- 
jelbe Solidarität der Intereſſen, die wir in den Corporationen 
erftreben, Fann zugleih dahin wirken, daß die Kräfte, die der 
Arbeitgeber zu verwenden hat, mehr als bisher geihont werben; 
namentlih wenn wir dahin gelangen jollten, was im weiten 
Felde fteht, auch zur Altersverforgung zu kommen, dann Liegt 
es im Intereffe der gefammten Corporationen, die Behandlung des 
Arbeiters bei allen jeinen Collegen in der Corporation, bei allen 
Mitgliedern jo eingerichtet zu ſehen, daß das Bedürfniß der Alters- 
verforgung nicht zu Früh eintritt. 

Ich Hatte mir noch gewiſſe Einzelheiten notirt, ich glaube 
aber, ih habe fie im Laufe meiner Neußerungen ſchon berührt 
und kann aljo mit der Verſicherung ſchließen, daß mich die ganze 
Darlegung des Herrn Vorredners ſympathiſch berührt hat, daß 
ich aber auch ihn und feine Gefinnungsgenojjen bitte, die Schwierig: 
feiten, die einer praftifchen Ausführbarfeit des Wünfchenswerthen 
— die Wunſche theilen wir ja — entgegen ftehen, auch ihrerfeits 
zu würdigen und nicht zu große Hoffnungen, nicht umerfüllbare 
Hoffnungen zu erregen, und daß id Sie bitte, mit Geduld den 

abzuwarten oder den Zeitraum — ich hoffe, er wird im 
April d. %. beginnen —, wo die verbindeten Negierungen in der 
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9.1.1882. Lage fein werden, nad) den Intentionen des Kaifers das Beitreben 
zu bethätigen, daß auch bei den bisher Schuglojen im Staate ſich 
die Weberzeugung aus der Praris allmählich einbürgert, daß der 
Staat nicht bloß fich ihrer erinnert, wenn es gilt, Necruten zu 
ftellen, oder wenn es gilt, Elafjenfteuern zu zahlen — ich hoffe, 
daß wir über diefen Fehler unferer fteuerlichen Einrichtungen mit 
der Zeit ganz hinwegkommen können —, jondern daß er auch an fie 
denkt, wenn es gilt, fie zu ſchützen und zu ftügen, damit fie mit 
ihren ſchwachen Kräften auf der großen Heerſtraße des Lebens 
nicht übergerannt umd niebergetreten werden. 

(Bravo! redts.) 


Der Abg. E. Nihter, der unmittelbar nad dem Fürften Bis: 
mard das Wort nahm, tadelte zunächſt, daß der Neichsfanzler in 
feiner Nede zu oft den Namen des Kaijers erwähnt habe; früher jei 
das weniger der Fall gewejen (Fürft Bismard: Dod, dod!), 
namentlich erinnere er ſich, daß er, als er jüngft bie Civilehe als 
eine zweifelhafte Einrichtung bezeichnete, nicht vom Kaiſer geſprochen 
habe. Und doch fei das Civilehegejeg als ein vom Kaiſer bejtätigtes 
Geſetz mit höherer Autorität umkleidet, als ein blofer an den Reichstag 
gerichteter Geſetzesvorſchlag. „Gleichwohl meinte damals der Reichs: 
fanzler, dieſe Givilche fei eigentlich jo in die Gejeßgebung gefommen, 
weil er gerade frank gewejen wäre... Aljo da hat der Wille des 
Kaiſers nach feiner Darftellung nicht die Bedeutung, nicht den ent: 
ſcheidenden Einfluß gehabt, feine Krankheit ift damals an der Civilehe 
ſchuld geweſen.“ Dem Citat von Friedrich dem Großen (je serai un 
roi des gueux) ftellte er ein anderes Wort defjelben Königs entgegen: 
er wolle fein un advocat des pauvres. „Das fagte er, indem er 
ih gegen die Getreidegölle erklärte. Cs wäre gerade zwedmaßig 
wenn der Herr Reichslanzler diefen Ausjpruch einmal näher ins Auge 
faßte, wie Friedrich der Große in diefer Beziehung zu feiner Wirth: 
ſchaftopolitil ſteht.“ Er bezeichnete weiter den Fürjten Bismard als 
den „Anwalt des Grofcapitals und der Arbeitgeber“, Hagte ihn der 
Lähfigkeit in der Ausführung der vom Neichstage beſchloſſenen Dh 
zum Schuge der Fabrifarbeiter an und jpottete über den „Anmalt des 
armen Mannes”, der durd feine Zollpolitit das Budget des armen 
Mannes belafte, ihm Del, Kom und Brot vertheuere und ihn zu 
längerer Arbeit zwinge, um Kornzoll und Petroleumgoll zu verdienen. 
Fürft Bismard hatte zum Nerger des Redners das Ende der Rede 
nicht abgewartet, fie blieb aljo ohne Erwiderung. 

Am folgenden Tage wurde die Discuffion fortgefegt, doch a 

Erfolg hatte 
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fie nicht. 
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33. Sigung des Deutfchen Reichstags 
Dienftag 24. Januar 1882. 


Am 7. Januar 1882 veröffentlichte der „Neichsanzeiger” folgen: 24. 1. 1882, 
den Allerhöchſten Erlaf an das Staatsminifterium: 

Das Recht des Königs, die Regierung und die Politit Preu- (4 1. 1882) 
Bens nad eigenem Ermefjen zu leiten, ift durch die Verfaſſung 
eingefchränft, aber nicht aufgehoben. Die Negierungsacte des 
Königs bedürfen der Gegenzeihnung eines Minifters und find, wie 
dies auch vor Erlaß der Verfaſſung geſchah, von den Miniftern 
des Königs zu vertreten, aber fie bleiben Negierungsacte des Königs, 
aus deſſen Entſchließungen fie hervorgehen und der feine Willens: 
meinung verfajungsmäßig durch fie ausprüdt. Es ift deshalb 
nicht zuläffig und führt zur Verdunfelung der verfafjungsmäßigen 
Königsrehte, wenn deren Ausübung jo dargeftellt wird, als ob fie 
von den dafür verantwortlichen jedesmaligen Miniſtern und nicht 
von dem Könige ſelbſt ausginge. Die Verfaffung Preußens ift 
der Ausdrud der monarchiſchen Tradition diefes Landes, deſſen Ent- 
widelung auf ben lebendigen Beziehungen jeiner Könige zum Volke 
beruht. Diefe Beziehungen laſſen ſich auf die vom Könige ernannten 
Minifter nicht übertragen, denn fie knüpfen ſich an die Perfon des 
Königs. Ihre Erhaltung ift eine ſtaatliche Nothwendigfeit für 
Preußen. Es ift deshalb Mein feiter Wille, dab ſowohl in 
Preußen wie in den gejeßgebenden Körpern des Reiches über 
Mein und Meiner Nachfolger verfaffungsmäßiges Recht zur perſön— 
lichen Zeitung der Politit Meiner Regierung kein Zweifel gelafjen 
und ber Meinung ftets widerjprochen werde, als ob die in Preußen 
jeder Zeit beftandene und dur Art. 43 der Verfaflung aus- 
‚geiprochene Unverleglichkeit der Perfon des Königs oder die Noth— 
wendigkeit verantwortlicher Gegenzeichnung Meinen Negierungsacten 
die Natur jelbftändiger Königlicher Entſchließungen benommen hätte. 
Es ift die Aufgabe Meiner Minifter, Meine verfafjungsmähigen 
Nechte durch Verwahrung gegen Zweifel und Verdunkelung zu ver: 
ireten; das Gleihe erwarte Jh von allen Beamten, welche Mir 
den Amiseid geleitet haben. Mir liegt es fern, die Freiheit der 
Bahlen zu beeinträchtigen, aber für diejenigen Beamten, welde 


Ban 
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mit der Ausführung Meiner Negierungsacte betraut find und des— 
halb ihres Dienftes nad dem Disciplinargejeg enthoben werden 
fönnen, erftredt fich die durch den Dienfteid beſchworene Pflicht 
auf Vertretung der Politit Meiner Negierung auch bei den Wahlen. 
Die treue Erfüllung diefer Pfliht werde Jh mit Dank erfennen 
und von allen Beamten erwarten, daß fie ſich im Hinblid auf 
ihren Eid der Treue von jeder Agitation gegen Meine Regierung 
aud bei den Wahlen fernhalten. 
Berlin, den 4. Januar 1882, 
Wilhelm. 
von Vismard. 

An das Staatsminifterium. 


Die officiöfe „Provinzialeorrejpondenz” begleitete die Veröffentlichung 
mit folgenden Bemerkungen: „Noch ein Mal fpricht des Königs Majeftät 
in eimer wichtigen Lebensfrage zu feinem Volke, und zwar geradezu 
über die Stellung der Krone in dem preußiſchen Verfaffungsitaat. 
Nachdem der Monarch ich mittels der Botſchaft!) offen und deutlich 
zu der Politif feines Minifteriums befannt hatte, nachdem aber in 
Reichstag und Preſſe von Neuem die „Frage“ aufgeworfen worden, 
ob der König von Preußen noch das Necht feiner perſonlichen Meinung 
habe, ſchien es ihm an der Zeit, die parlamentariihen Zwirnsfäben, 
mit welchen man jeine Stellung einzufchränfen und zu vernichten droht, 
durch einen Fräftigen Hinweis auf den Beruf des Monarchen, wie er 
im Voltsbewußtfein lebt, zu zerreißen. Unter dem Vorwand, daß 
feine Perfon unverletzlich ift, und weil der Reichslanzler, beziehungs- 
weife die Minifter dem Parlament gegenüber die formale Verantwort- 
licheit für feine Negierungsacte tragen, foll nad) liberal:radicaler Lehre 
ein perfönliches Hervortreten und eine perfönlihe Stellungnahme in den 
politiſchen Fragen ausgeſchloſſen jein und den Kaifer und König bie 
Politit des Neichsfanzlers und feiner Minifter gewiſſermaßen nichts 
angehen. 

Die parlamentarifhen Kundgebungen ließen erfennen, daß ber 
radicale Liberalismus die Zeit für gefommen erachtet, die alten Ber 
ftrebungen nad) Erweiterung der Rechte und der Macht des Parlaments 
zu erneuern und zu verwirklichen. Die Mortführer des foriſchrittlichen 
Liberalismus ftellten fi dabei auf den Standpuntt, als ob in Preußen 
und Deutſchland der „wahre Eonjtitutionalismus“, unter weldem man 
ohne Weiteres die „parlamentariide Regierung”, d. h. die Herr: 
haft der Parteien verfteht, beftehe, und als ob derfelbe vor Beeinträch- 
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tigungen und Einſchränkungen geſchützt werden müjle. Es entipricht 
dies völlig den Beitrebungen, auf dem Wege bejtändigen Brauchs und 
langjamer Gemwöhnung Grundjäge einzuführen, welche in dem Geift 
der Verfaſſung jelbjt gar feinen Anhalt und Feinerlei Berechtigung 
finden, die fi aber in anderen Yändern eingebürgert haben, wo die 
Krone, wie einjt Herr v. Bismard fagte, nur „einen ornamentalen 
Schmud des Berfafjungsgebäudes bildet und als ein todter Mafchinen: 
theil in den Mechanismus des parlamentarischen Regiments eingefügt 
iſt ty.“ 

Gegen diefe Auffallungen und Abjichten iſt von den Mintftern 
des Königs die große Bedeutung des monardiihen Princips und der 
monarchiſchen Bolitif, wie auch der Segen, welcher aus der Macht und 
Lebenskraft der Krone für Deutfchland hervorgegangen ijt, hervor: 
gehoben worden; ihre Erklärungen haben jedoch nur zu neuen Angriffen, 
welche ſich auf parteiifche Auslequngen verfaflungsmäßiger Beitimmungen 
und jtaatärechtliher Begriffe ftüßten, Anlaß gegeben. Wan hat den 
Miniftern vorgeworfen, daß ihre Aeußerungen unerhört jeien, daß jie 
„Reaction“ treiben und neue Grundjäge zur Geltung bringen wollten. 
Und doch haben fie nur die natürliden und verfaflungsmäßigen Rechte 
der Krone gewahrt. 

In diefem Widerftreit der Anfichten iſt das perjönlide Eingreifen 
des Königs eine That. Der König hat vor Allem das Auftreten 
feiner Minijter gegen die neueren Verſuche des Radicalismus, dem 
Geiſt der Verfaflung eine andere Bedeutung beizulegen und die perfön: 
liche Stellung des Monarchen mit Anwendung ftaatsretlicher Zpit: 
findigfeiten zu verkleinern, mit feierlih ernten Worten gebilligt und 
bejonders auch ihre Auffaffung von den Pflichten des Beamtenthums 
beitätigt. 

Der Erlaß des Königs ift eine feierlihe Verwahrung gegen ae: 
wilje Vorkommniſſe der neuejten Zeit, aus denen fi zum Schaden 
des Anfehens der Krone leicht ein parlamentarifches Recht und cin 
conftitutioneller Brauch hätte entwideln können. 

In Preußen „herrſcht und regiert” der König. Die Ver: 
faſſung des Reichs hat diefes Necht der Krone Preußens nur beftätigen 
wollen. Daß der König nur herricht, aber nicht regiert, iſt eine auf 
fremden Boden erwachſene Anfchauung. Diefer Lehre und den fid) 
daraus ableitenden Irrthümern entgegen zu treten, iſt Hecht und “Pflicht 
der Krone, wo und wann auch immer ſich ihr Gelegenheit dazu bietet. 

Das Wort des Königs an das Staatsminiſterium iſt „ein voll: 
fommen getreuer Ausflug der Preußischen Verfafjungsurfunde” ; es ent: 
hält feine Neuerung, wendet ſich aber gegen Verſuche, Neuerungen 
herbeizuführen, über die zu Necht bejtehende Verfaſſung hinaus. An 
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Es bedarf laum der Erwähnung, daß der Erlaf 
Seiten der Fortferittäpartei als ein Beweis der hereinbrehenden 
action betrachtet und in den Blättern der Partei einer i 
unterworfen wurde. Der Abg. Haenel benutzte die ise 
der dritten Berathung des Gejegentwurfs, betreffend die Feſtſtellung 
des Neihshaushaltsetats für das Etatsjahr 1882/83, im der 
33. Sigung am 24. Janıtar 1882, um eine parl i 
des Erlaſſes herbeizuführen. Ueber den formellen Einwand, daß ein Erlap 
des Königs von Preußen an feine Beamten im ie 
einer Erörterung unterzogen werben fönnte, glaubte ſich der Redner 
durch die Erwägung hinwegſetzen zu lonnen, daß der Theil des 
Erlafjes ſich mit der Stellung der Beamten zu ben ganz im 
Allgemeinen befaffe, alſo auch mit ihrer Stellung zu den Reicstags- 
wahlen. Die praftiihe Bedeutung und den ummittelbaren Anlap zu 
einer folden Kundgebung des Königs fand er nicht in Uebergriffen ber 
parlamentarichen Körperihaften in die Rechtsſphäre der Monardie 
— im Gegentheil feien die conftitutionellen Nechte der Volfsvertretung 
in Preußen und im Neid in einer ſchweren Defenfive begriffen — 
fondern „in jenen Verhandlungen des Reichstags, melde ü 
einer bisher nicht gewohnten Weiſe die Perfon des en 
Debatten bineinzogen, und in dem Umftand, daß man durch 
‚Hereinziehung der Perfon des Königs den Anfchein erwedte, als 
man die DVerantwortlichkeit der höchſten Staatsbeamten 
die unverantwortlihe Perfon des Königs deden wollte." Er 
ihn im Intereſſe der wahren Stellung, der wahren Macht 
hoͤchſten Würde des Königthums felbft, zumal da eine 
faffungsmäßige Rechtfertigung für das Verfahren der Wahlbeeinfluffung, 
das er deden folle, nicht vorhanden jei. Die Hineinziehung des Königs 
in die leidenſchaftlichen Erörterungen der Parteien, die —— 
heiße, müſſe über kurz oder lang zu einer Kriſis im unſerem e 
leben führen, in der entweder das Königthum ober bie conftitwtionelle 
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Verfafjung zu Grunde gehen werde. Den Miniftern aber gab er 24.1.1882 
Schuld, da jie, indem fie ſich allein als treue Diener ihres Herrn be: 
zeichneten, defjen Gedanken aud die ihrigen feien, ihre Machtſtellung 
auf Koften des Rönigthums zu erhöhen fuchten. Die wahre Macht: 
ftellung des conftitutionellen Königs fand er in dem Nechte, „mit jeder 
Regierungsmaßregel, die er einmal ergriffen habe, zu wechjeln, jedes 
Regierungsfgftem, das er einmal verfolgt habe, mit einem anderen zu 
vertaufchen und jedes Minifterium, dem er einmal fein Vertrauen ge: 
ſchenlt habe, durch ein anderes zu erſetzen.“ Gerade in Fritiihen 
Zeiten, wo ein Conflict zwiſchen dem leitenden Minifterium und ber 
Nation beftehe, fei der König berufen, das erlöfende Wort auszujprechen, 
das von einem deutfchen Könige (Marimilian II. von Bayern) dahin 
formulirt worden ſei: Ich will Frieden haben mit Meinem Volke! In 
dem zweiten Theile des Erlaſſes vermifte Redner die Klarheit der 
Sprade, die dem erften eigen fei; als Wirkung deſſelben jagte er 
voraus, daß man durch das Mittel der Beamtenagitation die Königs: 
treue wiederum zum Motto des Mahllampfes machen und wiederum 
die Perfon des Königs in die Leidenſchaft der Wahlagitation herein- 
ziehen werde. „Ih ſehe,“ ſchloß er, „in derartigen Kundgebungen 
eher eine Gefahr ala eine Förderung der Königlichen Stellung, der 
Kaiſerlichen Stellung in Deutſchland und in Preußen. Ich meine, die: 
jenigen, die die Verantwortlichkeit dafür tragen, haben um fo ſchwerer 
daran zu tragen, als fie fich wohl zu erinnern haben, daß die abjolu- 
uſtiſchen glorreihen Traditionen der Dynaftie Hohenzollern nicht überall 
die gleiche Wirkung haben in Deutjchland und felbft in den neuen 
Provinzen von Preußen; fie haben fich bei ihrer Verantwortlichkeit 
überall zu erinnern, daß die Liebe, die Treue, die Anhänglichkeit an 
das deutſche Kaiferthum und an das preußiſche Königthum in Deutjd- 
land und in diefen neuen Provinzen Preußens identiſch iſt mit der 
Liebe, mit der Anhänglichfeit und mit ver Treue an die conftitutionelle 
Verfafjung diefer Länder.” 

‚Hierauf Fürft Bismard*): 

Der Herr Vorredner ift, wie ich höre, im Anfang feiner Rede 
zweifelhaft gewejen über feine Legitimation, hier im Neichstage 
einen Erlaß des Königs von Preußen, an Seine Minifter gerichtet, 
zu bejprechen. Ih muß ihm überlaffen, fi) mit feiner Legiti- 
mation als Reichstagsabgeordneter abzufinden; ich beitreite fie nicht. 
Die meinige ift mir ganz zweifellos. Wenn ich hier als Reichs— 
Tanzler und nur als folder exiftirte, jo wäre ich vielleicht zweifel: 
haft, aber ih muß da eine Fiction — der Verfaflung gegenüber 
— — 
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24.1.1882, ift es eine Fiction — berichtigen: Der Neichefanzler, jo oft er 
hier genannt wird, ift eigentlich hier gar nicht anmwejend. Nach 
Art. 9 der Verfaſſung haben die Mitglieder des Bundesraths und 
nur dieſe, reſp. die vom Bundesrath ernannten Commifjarien, das 
Recht; hier zu erfcheinen und jeder Zeit gehört zu werden, um die 
Anfihten ihrer Regierung — jo fteht es in der Verfaſſung — 
zu vertreten. Ich bin alſo vollftändig berechtigt, wenn ich die Anz 
fiht meiner Negierung über den von mir contrafignirten und ver— 
antwortlich vertretenen Erlaß hier nad Art. 9 der Verfaſſung 
vertreten 

Nach Art. 6 der Verfaſſung werden die Mitglieder des Bundes- 
raths, die alſo allein berechtigt find, hier zu erſcheinen, von den 
„Bundesgliedern” ernannt, der Neichsfanzler aber wird von Cr. 
Majeftät dem Kaiſer ernannt, und der Kaifer gehört nicht zu den 
bei der (Eintheilung der Ernennung der Bundesrathsmitglieder 
aufgeführten)*) Bundesgliedern ). Der Kaifer als ſolcher iſt im 
Bundesrath nicht ftimmführend vertreten. Der Neichsfanzler hat 
den Vorfis, aber wenn es Se. Majejtät der Kaiſer nicht für gut 
findet, einen der preußischen Bevollmächtigten im Bundesrath 
zum Neichsfanzler zu ernennen, weil vielleicht feiner derjelben ihm 
dazu geeignet jheint, dann ift es jehr fraglich, ob der Reichstkanzler 
bier das Vergnügen haben fann, wenn es eins ift, vor Ihnen zu 
reden. Ih bin aljo hier und fpreche hier in meiner Eigenſchaft 
als Königlih preußiſcher Bevollmächtigter. Als folder ift meine 
Legitimation nicht zweifelhaft; im Gegentheil, ich ergreife mit Vers 
gnügen die Gelegenheit, die Anfichten meiner Regierung bier aus— 
zuſprechen. Ich würde nicht den Muth gehabt haben, meinerjeits 
bier die Jnitiative zu ergreifen; nachdem fie aber ergriffen üt, jo 
bin ich dafür dankbar. 

Der Erlaß hat in feiner Weife den Zwed, neues Recht zu 
ichaffen, fteht auch in Feiner Verbindung mit irgend welchen Aus: 
fichten auf Conflict. Wenn der Herr Vorredner von dem hoch— 
jeligen Könige von Bayern ſprach, der Frieden mit Seinem Bolfe 


*) Berjtändlicher würde fein: Aufzählung der zur Ernennung von Bunbes« 
rathömitgliedern berechtigten. 

') Infofern als in Art. 9 nur von den 17 Stimmen bes Königs von 
Preußen die Rede ift. 
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haben wollte, ſo hat den der jetzt regierende König von Preußen 
im volliien Maße. (Bravo! redes,) 


Cr hat nur mit einigen Fractionen Des Sandtags nicht den vollen 
Frieden, wie er wünichte, aber doch aud) feinen Conilict; und einen 


Conflict — meine Herren, das nnd jromme Rünide — einen 
Conflict, den werden Sie nicht baben. 
(Heuterfcu red. 


Und wenn der Herr Torredner das an Wiener Blätter) — und 
an was für Wiener Blätter! an ſolche, die in franzöſiſchem Solde*) 
ftehen — anfnüpft, io iollte man jolde Autoritäten in dieſen 
Räumen doch überhaupt nicht citiren; gegen den Conflict übernehme 
ich die Garantie, meine Herren! — ja, aud) jelbit, wenn er von 
anderer Seite geſucht werden follte, Sie werden ihn nicht finden! 

Aber, wenn der Erlaß fein neues Recht hat ſchaffen wollen, 
fo bat er den Zwed, wie aus feinem Inhalt ja hervorgeht, die 
Berdunfelung des beftehenden Rechtes zu verhüten, die conititutio- 
nellen Zegenden zu befämpfen, welde fih wie wucheriſche Schling: 
pflanzen an den ganz flaren Wortlaut der Preußiihen Berfaflungs- 
urkunde legen, als ob es noch andere Rechtsquellen für uns gäbe 
außer dem preußijchen geichriebenen Redte, als ob die zufällig in 
anderen Ländern beftehenden Traditionen oder Berfafjungen auf 
irgend welde Gültigkeit bei uns in Preußen Anjprud hätten. 
Das Ergebniß diefer Legendenbildung, die wir ja im vollften Um- 
fange in wucheriſcher Ueppigfeit in der Rede des Herrn Vorredners 
bier vor uns haben entjtehen jehen, geht in der legten Conſequenz 
dahin, daß eben in Preußen der König zwar regiere, im Sinne 
des franzöſiſchen regner — mir, nad) richtigen preußifchen Tradi- 
tionen, unterjcheiden Beides nicht —, aber nicht regiere im Sinne 
des franzöfiihen gouverner, jondern daß die active Bethätigung 
der Regierungsgewalt in den Händen einer minifteriellen Regie: 
rung wäre, die neben dem Könige fteht und, wenn fie ganz correct 


*) ©. 894. 

ı) In der Wiener „Politifhen Correfpondenz“ vom 19. Januar 1882 
war behauptet worden, Deutſchland müfje dur einen Conflict hindurchgehen. 
Diefed Wort hatte, wie der Abg. Haenel fagte, in Verbindung mit dem Erlaß 
des Kaiferd „zu den wildeften Combinationen Anlaß gegeben”. 

Bismards politiihe Reden. IX. 15 
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24.1.1882. und in Ordnung iſt nad dem Sinne des Vorredners, getragen 
wird von der Mehrheit eines oder beider Körper des Preußijchen 
Landtags. Wie man fi nad franzöfiichen Begriffen eine ſolche 
Regierung denkt, finde ich in dem ausgezeichneten Werf von Taine 
„L’origine de la France contemporaine* gejagt, nad welchem 
der König der Girondins „serait une espece de president hono- 
raire de la r&publique, auquel ils donneraient un conseil exdeutif‘ 
nomme& par l’Assemblee, c’est-ä-dire par eux-memes* ?). 

Das ift ungefähr das conftitutionelle Jdeal der minifteriellen 
Regierung, die dem felbftregierenden König von Preußen gegen— 
übergeftellt werden könnte, und die dann allerdings, geftügt auf 
eine fihere und wohlgeſchulte Majorität, jehr wohl im Stande 
wäre, das Ideal zu realifiren, was beifpielsmweije der Abg. Mommſen 
in feinen Wahlreden als ein Schredbild bezeichnete, nämlich den 
minifteriellen Abjolutismus, neben weldem unfer Königthum ver- 
ſchwinden würde zu der Rolle ſchattenhafter Erbfönige, die, wenn 
man einen neuen Minifter braucht, aus den Coulifjen vorgeführt 
werden und unterjchreiben und dann wieder verſchwinden, nachdem 
fie auf diefe Weife der landtäglichen Oppofition ein neues Ziel 
zur Bekämpfung, eine neue Feftung zur Belagerung, ein neues 
Minifterium — mit anderen Worten — angemwiejen haben. Alſo 
diefe 'conftitutionelle Hausmeierei, die der Abg. Mommjen mit 
einer für einen fo angejehenen Gefchichtsichreiber ungewöhnlichen 
Feindfhaft gegen die Wahrheit 

(Heiterkeit rechts.) 
mir vorwirft?) — ich kann nur annehmen, daß die Vertiefung 
in die Zeiten, die zweitaufend Jahre hinter uns liegen, dieſem 
ausgezeichneten Gelehrten den Blick für die ſonnenbeſchienene Gegen- 
wart vollftändig getrübt hat’), 

(Heiterkeit rechts.) 


1) Zu deutſch: Der König der Girondins follte eine Art von Ehrenprä- 
fident der Nepublif fein, dem man einen von der Nationalverfammlung, d. 5. 
von ihnen jelbft ernannten ausführenden Staatsrat zur Seite ftellen wollte. 

) In einer Bemerkung vor der Tagesordnung erflärte ber Abg. Mommfen 
in der 34. Sitzung des Neichätags am 25. Januar 1882, daß er den Ausdruck 
„eonftitutionelle Hausmeierei” niemals gebraucht habe, ihn auch weber für correct 
noch für vereinbar halte mit ber Ehrerbietung gegen den Herricher (StB. 929b). 

2) Bol. oben 181. 


Br 
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jonft hätte er unmöglich in Reden, die er gehalten hat, mir 24.1.1882. 
Schuld geben fönnen, dab die „Reactivirung des abjoluten Regi- 
ments“ erftrebt werde, in der Nede: „Es gebt um die Zukunft 
des deutſchen Verfaſſungsſtaates! — Nettet, was noch gerettet 
werben fan! Es gilt die Reactivirung des abjoluten Regiments“ — 
es ift wirklich eine nationale Beihämung für mid, wenn id) einen 
jo ausgezeichneten Gelehrten, der unjeren Ruhm dem Auslande 
gegenüber als Hiftorifer vertreten joll, bezüglich der Gegenwart 
jo veden höre —, alio diefes Minifterregiment, diefe Kanzler: 
dietatur ift*) Etwas, was gerade dann möglih wird, wenn Sie 
überhaupt das Minifterregiment an die Stelle des Königlichen 
Regiments jegen, wenn es Ihnen gelingt — es wird Ihnen aber 
nicht gelingen, denn Sie haben gar feine Unterlage hinter fid, die 
Preußiſche Verfaſſungsurkunde weiß davon gar Nichts. Es ift das 
eine Urkunde, die, fürchte ih, viel zu wenig gelefen wird; viele 
Leute haben fie auf ihrem Tiſche liegen, jehen fie aber niemals 
an. Ich will nur den Titel von dem Könige lejen: von den 
Miniftern ift nur ganz furz in der Verfaſſung die Rede, wo gejagt 
wird, daß fie verantwortlich jein jollen, und wie fie angefaßt 
werben follen, wenn fie das Mißfallen der Majoritäten ich zu 
gezogen haben. 

Es beißt in Tit. 3, „vom Könige“, Art. 43: 

Die Perfon des Königs ift unverleglic. 

Nun, das ift fie, Gott jei Dank, in Preußen immer gewejen, und 
es hat außer einigen Verbrechern, die dem Strafgejeg verfallen 
find**), noch nicht Jemand über ſich gebracht, die Perfon des 
Königs zu berühren, zu jchädigen, kurz, feine Unverleglichkeit zu 
mißachten. Zu derſelben rechne ih auch, daß das Königlihe Anz 
jehen, die Königliche Würde, die Ehre des Königs in Worten ge 
ſchont wird überall, wo der König erwähnt wird. Diefer Para- 
graph jagt meines Erachtens: In allen Discuffionen, wo vom 
Könige die Nede it, — wenn id) etwa, wie Luther die zehn Ge- 
‚bote in feinen Katechismus weiter ausfpinnt, hier die feineren 
Conjequenzen ausführen joll, jo heißt dies nad) der Verfafjung: 


=) Fat im oo. 
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Ihr follt vom Könige nicht anders als in Ehrerbietung ſprechen 
und nicht in To unehrerbietiger Weife, wie es hier in diefem Jahre 
vorgekommen ift. 
(Bewegung und Widerſpruch links.) 
Meine Herren, ich meine die Rede des Herrn Abg. Dr. Virhomw'). 
(Bravo! rechts.) 
Die Minifter des Königs find verantwortlich ?). 

Nun, gut! Gewiß find wir das, und ich jehrede vor diejer 
Verantwortlichkeit nicht zurüd. Mein Name fteht auch unter diefem 
Erlaß, und id bin, objhon im Krankenrecht, heute erſchienen, weil 
mein Name darunter fteht. Die Minifter find verantwortlich: Ich 
ann mich verantwortlich machen für meine eigenen Handlungen 
und kann mich aud) verantwortlich gemacht haben durch eine Bürgs 
ſchaft, die ich übernehme für Handlungen eines Anderen, und ic) 
habe mich verantwortlich gemacht auch für alle Handlungen meines 
Königs, die ich gegenzeihne, und auch für die, welche ich nicht 


') Gemeint ift die Rede des Ag. Virch ow in der 22. Sitzung des Neich- 
tags am 11. Januar 1882 gelegentlich der Discuffion des Antrags Windt- 
horft, betreffend bie Aufhebung des Gefeyes über die Verhinderung ber un- 
befugten Ausübung von Kirhenämtern vom 4. Mai 1874. Die Aeußerung 
Virhoms, auf die Fürft Bismard ſich bezieht, lautete: „Die Regierung 
jelbft müßte ſich mit der Zeit jagen, daß, wenn fie auf feiner Seite eine fefte, 
regelmäßige Politik verfolgt, wenn bad, mas der Herr Reichskanzler ung erft 
neulid) in Beziehung auf feine Auffaffung von der Unfallverficherung (f. 0. &. 203) 
zum allgemeinen Erftaunen mitgetheilt hat, daß er von einer Seffion auf bie 
andere eine totale Converfion feiner Anfichten durchgemacht hat, wenn das ſich 
fortjeßt auf alle Gebiete, und wenn Se. Majejtät aud in demfelben 
Maße mitgeht (Sehr gut!), dann kommen wir in der That in die aller- 
ſchwierigſte Lage (Obo! rechts. Unruhe). Meine Herren, wenn der Herr Neichs- 
jandler ſich in jedem Stadium mit dem Namen Sr. Majeftät des Haifers beit, 
fo müffen wir annehmen, daß Se. Majejtät der Kaifer jedes Mal einverftanden 
iſt mit dem, was Fürft Bismard uns mittheilt, und wenn es in der einen 
Seſſion gerade das Gegentheil von dem ift, mas in der nächſten fommt, fo 
müfjen wir annehmen, daß dieſe vollfommenen Gonverfionen ſich burd die 
ganze Regierung vollziehen" (StB. 548b/549a). Staatsminifter v. Boettiher 
tadelte bamal8 bie Art, wie der Ag. Birdom ben Namen Sr. Mafeftät mit 
der Wendung in den Anfchauungen des Neichöfanzlers verfnüpft habe, Menn 
Se. Majeftät der Kaiſer in diefem Jahr zu der Meberzeugung gefonmen jei, 
daß es noch beſſer für das Wohl des Landes und des Volles jei, ein Spflen 
zu aboptiren, an das man im vorigen Jahre nicht gedacht habe, fo müfje mar 
das mit Ehrfurcht und Dank aufnehmen. 

2) Art. 44. 
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gegenzeichne, werde id am legten Ort die Verantwortlichleit gern 24. 1. 1882. 
übernehmen. (Bravo!) 


Das ändert aljo gar Nichts am Königsrecht; die Negierungsacte, 
welde zu ihrer Gültigkeit dev Gegenzeichnung bedürfen, fie bleiben 
doch Regierungsacte des Königs. Sie werben ja als jolde hier 
in der Verfafjung ausdrüdlic bezeichnet: 

Regierungsacte „des Königs“ bedürfen zu ihrer 

Gültigkeit der Gegenzeihnung ’). 

Sind fie gegengezeichnet, werden fie dadurch etwa „minifterielle” 
Acte? Iſt der König dabei Nebenjache und der Minifter die Haupt: 
ſache, die minifterielle Unterfhrift, die tief unten in der Ede 
ſteht? — Ja, meine Herren, wie Sie das mit der weitgetriebenen 
Verehrung, die der Herr Vorredner für die Königliche Stellung 
bat, zufammenbringen wollen, daß Sie den Hauptaccent von den 
beiden Unterjehriften, die unter einander ftehen, wie unter dieſem 
Erlaf, auf die Minifterunterjchrift legen, verftehe ich nicht. Es 
iſt ganz erflärlih, wenn man fi denkt, daß in Ihrer Verehrung 
der König fo hoc) fteht und noch höher, bis in die Wolfen hinein, 
wo ihn fein Menſch mehr merkt und fein Menſch mehr fpürt vor 
lauter Verehrung; nicht aus Herrſchſucht ftellen Sie ihn jo had, 
nein, aus lauter Verehrung für das Königthum, jo daß er zuleßt, 
wie früher der geiftliche Kaifer in Japan *), alle Jahre ein Mal an*) 
einem hohen Fefttage gezeigt wird, von unten, auf einem Gitter 
gehend, jo daß man nur jeine Sohlen jehen kann. Auf biefe 
Weife wird jeden Falls eine conftitutionelle Hausmeierei ausgebildet, 
noch mehr, als fie bei den Karolingern mit ihren Schattenkönigen 
beftand; bei uns aber regiert der König felbft, die Minifter 
redigiren wohl, was der König befohlen hat, aber fie ve 
gieren nicht. 

Dem König allein — fagt die Verfaſſung — fteht 

die vollziehende Gewalt zu®), 

— von den Miniftern ift gar nicht die Rede; 


S. 8952, 
Art. 44. 
Der Taitun, vgl. Bd. VII 32. 
A) Art, 45. 


— N 
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Der König befegt alle Stellen in allen Zweigen 
des Staatsdienites !) 

— auch da ift von Miniftern nicht die Rede, 

Die gefeggebende Gewalt wird gemeinſchaftlich durch 
den König und zwei Kammern ausgeübt ?). 

Ja, das preußiſche Volk hat die beiden Kammern acceptirt, jo daß 
die früher dem König allein zuftehende gejeßgebende Gewalt ges 
theilt wurde; der König hat den Kammern zwei Drittel der Yegis- 
lative abgetreten, das ift bei uns gejchriebenes Necht; aber wenn 
diefes legte Drittel noch auf ein Minifterium, das der König er— 
nennen kann, etwa, wie ic) früher einen Juftitiar ernennen konnte 
und noch unter Umftänden einen Pfarrer ernennen kann — ift er 
aber einmal ernannt, jo fteht er mir gegenüber unabjegbar*), und 
unabjegbar ift ein Minifter, wenn er eine ftarfe Majorität in einer 
Kammer oder gar in beiden Kammern oder im Neichstage hat und 
diefe Majorität befriedigt mit Rechten und Gonceffionen, die er 
dem König abgewinnt. Ein folder Minifter kann fi dem König 
gegenüber genau in der Lage befinden, wie ein Pfarrer, den ich 
vocirt habe, und der mir, nachdem ich ihm vocirt habe, das Leben 
To jauer macht wie möglich. 
Die Verfaſſung jagt: 

Die Uebereinftimmung des Königs und beider Kam— 
mern ift zu jedem Gefege erforderlih), Dem Könige 
jowie jeder Kammer fteht das Necht zu, Gejege vorzufchlagen. 
Gefege, die .. . vom König einmal verworfen worden find, 
fönnen .. . nicht wieder eingebracht werden ). 

Der Minifter ift alfo ein in der Verfaſſung faum genannter Lüden- 
büßer; ob das nun in die conftitutionelle Theorie paßt oder nicht, 
ift mir vollftändig gleichgültig, es fteht das in der Preußiſchen Ver: 
faſſung, und ich fenne fein anderes Grundgefeg, nad dem im 


+) Der Sat ift abgebrochen. Correct und ergänzt würde er lauten: aber 
wenn biejes leyte (dem König) verbliebene Drittel (der geſetgebenden Gewalt) 
noch auf ein Minifterium überginge, jo wäre die conftitutionelle Hausmeierei 
fertig; ftatt des folgenden „und“ wäre finngemäßer:; „denn“, 

%) Art. 47. 

2) Art. 62. 

*) Art. 62. 

*) Art. 64. 
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Preußen zu regieren und zu leben it; Se. Majeftät der König 
von Preußen hat aber den Eindrud gehabt, daß diefe Seine zweifel- 
lojen verfafjungsmäßigen Berechtigungen einiger Maßen verfannt zu 
werden anfingen, namentlich auch aus den legten Discuffionen hier, 
und Er hat das Bedürfniß gehabt, das geltende Verfafjungsrecht 
jo, wie wir Alle es beihmworen haben, auch der König, neu in Erz 
inmerung zu bringen in feiner ganzen nüchternen Nadtheit, frei 
von den Zuthaten legendärer Gebilde, die der Herr Vorrebner uns 
vorgetragen hat, und daran ändert weder die Unverleglichkeit, noch 
die Verantwortlickeit das Geringfte. 

Die preußiſchen Traditionen entipreden auch vollftändig den 
Beftimmungen der Verfaſſung; es ift von den preußifchen Königen 
ihre Stellung niemals in erjter Linie aus dem Gefichtspunft der 
Rechte, jondern in erfter Linie aus dem Gefichtspunkt der Pflichten 
aufgefaßt worden. Unjere Könige, bis zu den Aurfürjten zurüd, 
haben nie geglaubt, daß fie „fruges consumere nati“!) wären 
und zu ihrem Vergnügen an der Spige des Staates ftänden, jondern 
fie haben das ftreng dienftlihe Gefühl der Negentenpflicht gehabt, 
wie Friedrich der Große es in feinem Ausfpruch bethätigt, daß er 
ſich ſelbſt für den erften Diener des preußiſchen Staates erklärte. 
Diefe Tradition ift in unferen Negenten, wie wir ja Alle willen 
— ich erzähle ja nichts Neues, wir willen, wie unfer jegiger Hertz 
ſcher Tebt und feine Zeit ausfüllt vom Morgen bis zum Abend — 
in dem Maße lebendig, daß in der That bei uns in Preußen 
innerhalb des Minijteriums der König befiehlt und die Minifter 
geboren, jo lange fie glauben, die Verantwortlichfeit tragen zu 
können. Könnten fie das nicht mehr, jo ift der Wechſel eines 
Minifters jo ſehr jchwierig*) nicht; wir haben ja von Politikern 
jeder Art jehr reihlihe Auswahl auf Lager, 

Heiterkeit.) 
und ber König, wenn er nicht ganz etwas. Excentrijches will, würde 
für Alles, was feine gegenwärtigen Minifter nicht contrafigniven 
wollen, leicht andere Minifter finden, welche bereit find, die Ver— 
antwortung dafür zu tragen. Es wird uns aber nichts Ercentrifches 





*) 8. B95b. 
3) Geboren (wären), bloß um zu efjen, ſ. o. S. 77 und Bd. V 308. 
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angejonnen, fondern in den feften, tiefen Geleifen, die die Politik 
Preußens im Deutſchen Reich allein gehen Tann, beftimmt Se. Maje—⸗ 
ſtät der König im Princip. Er beftimmt, was geſchehen Toll, wie 
die preußifchen Vertreter am Bundesrath danad) inftruirt werden 
jollen, beftimmt, daß danach die Vorlagen im Landtag und im 
Reichstag gemacht werden follen, nach der eigenen Ueberzeugung, 
und die Ausarbeitung, das Formale in der Sache, ift Sache der 
Minifter. Nun können ja Minifter abweichender Meinung fein, — 
dann findet ein Compromiß ftatt, wie ich ſchon früher ſagte, 
das conftitutionelle Leben befteht aus Compromiffen‘), und ein 
König, der einen Minifter nicht ohne Weiteres entlaffen will, con- 
cebirt ihm wohl Etwas, was er eigentlich Lieber nicht gewollt hätte. 
Noch häufiger aber kommt es vor, daß die Minifter für eine Ar 
beit oder eine Schrift, die ihrer Meinung nad aus einem Guß 
und richtig war, die Königliche Zuftimmung nicht gewinnen fönnen 
und fi dann fragen müſſen: Soll id nun die ganze Sache fallen 
laſſen? Soll ich fie zu einer Cabinetsfrage machen, zurüdtreten, oder 
es für das Vaterland und für den Dienft nützlicher finden, dem 
Königlichen Willen Conceffionen zu machen? Der Königliche Wille 
ift und bleibt der allein entjheidende. Der wirkliche, factiihe 
Minifterpräfident in Preußen ift und bleibt Se, Majeftät der 
König. Ich, der vor Ihnen fteht, habe meinen Collegen gar Nichts 
zu befehlen, ich habe fie nur zu bitten und ihnen Briefe zu ſchreiben, 
die fie nicht immer überzeugen *), das ift jehr angreifend, und ich 
thue es deshalb nicht immer, ſondern wenn ich glaube, daß Etwas 
geichehen muß, und ich kann es nicht durchjegen, dann wende id) 
mic) an den wirklichen Minifterpräfidenten, an Se, Majeftät den 
König; finde ich da feinen Anklang, jo laſſe ih die Sache fallen, 
finde ich ihn, fo kommt ein Königlicher Befehl, es jo und jo zu 
machen, und dann geſchieht's, oder es folgt eine Cabinetskrifis, die 
ſich dann ruhig vollzieht. 

Dieſe Negentenpflicht, die Freude an der Arbeit, wenn über 
haupt eine Freude bei dem Negieren ift, wird nun von dem Könige 
von Preußen innerhalb der Schranken, welde die Verfafjung ge— 


’) gl. ®b, IT 81. 87. 302; III 100. 116; IV 13. 80 f 
) Bel. Bo. V 862. 


— 
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zogen bat, mit derjelben Hingebung geübt und erfordert vielleicht . 1. 1882. 
noch eine größere Arbeit, weil die Schranfen die Bewegung er— 
ſchweren, und der Naum, auf dem man ſich bewegt, ein jehr viel 
engerer it. Die Könige von Preußen waren im Vollbeſitz ber 
Macht, der gejeßgebenden wie jeder anderen, zu der Zeit, wo die 
Verfaſſung erlafien wurde. Die Herren, die mit mir, es werben 
wenige jein, in den Jahren 1849, 1850 und 1851 an der Ver— 
fafjung gearbeitet haben, und die noch parlamentarijch thätig find, 
die mit mir 1851 die Verfaſſung beſchworen haben, wiſſen, wie 
fern uns damals die conftitutionelle Theorie der Majoritätsregierung*) 
lag, und wie ftark die Vorbehalte waren, die der hochjelige König 
bei der Beeidigung machte über die „Möglichkeit“, mit diejer Ver: 
faſſung zu regieren. Es waren, wenn Sie es vom Geſichtspunkt 
des contrat social!) betrachten wollen, wie diejer Vertrag ge 
ſchloſſen wurde, die Anfprüche der parlamentarifchen Einflüffe hinter 
dem heute vom Heren Abg. Dr. Haenel uns ſtizzirten Ideal da= 
mals noch jehr weit zurüd. 

Daß es jo in Preußen ift, ift doch ein großes Glüd. Bedenken 
Sie mal, wenn es anders wäre, dann wären wir ja gar nicht hier, 
id) hätte gar nicht den Vorzug, zu Ihnen hier in diefem Saale 
zu reden, wir hätten gar feinen Deutfchen Reichstag. Nehmen 
Sie mal an, daß von 1860 ab Se. Majejtät**), unfer conftitutio- 
neller König, die Conftitution nad den Haenelſchen Grundfägen 
ausgelegt hätte und bis zur Entlafjung der Minifter die minifterielle 
Politit, alfo beifpielsweile die auswärtige Politif meiner beiden 
Vorgänger ?), zur Ausführung gebracht, ſich ihr gefügt hätte, und 
daß Se, Majeftät die Minifter jo gewählt hätte, wie die Majorität 
der Kammer, des Landtags es damals angezeigt erjcheinen ließ, 
daß alfo der König feine Politi der Majoritätspolitik untergeordnet, 
die Haeneljche Legende ins praftiihe Leben geführt hätte, dann 
hätten wir zunächit Feine reorganifirte Armee gehabt, das ift doch klar; 
(Sehr wahr! redts.) 





) StB.: Mojoritätsregierungen. 
©. 896. 
%) Zitel eines Werkes von 3. I. Nouffeau. 


*) Vorgänger Bismards im Minifterium der Auswärtigen Angelegenheiten 
waren v. Schleinitz und Graf Bernftorff. 
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denn die Herren im Parlament verftanden die politiihen Mögliche 
teiten in Europa jo wenig, daß fie fi darüber nicht Har waren, 
daß, wenn man die deutſche Einheit wollte, das Erfte, was man 
dazu brauchte, eine ſtarke preußiſche Armee war und die Unter 
ichrift des Königs von Preußen. 
(Sehr richtig! reits.) 

Statt deſſen wurde diefer König von Preußen in feinem Verſuch, 
diefe Armee jo ftark zu bilden, daß er die deutjche Einheit nicht 
nur bherftellen, fondern auch nachher in den zweifellos ferner zu 
führenden Kriegen weiter vertreten konnte, aufs Aeußerſte bekämpft, 
und wir hätten zunächſt die Armeereorganijation gar nicht, wir 
hätten die Armeeorganifation behalten, die den tapferften Soldaten 
— das war der damalige Kriegsminifter zur Olmüger Zeit) — 
doch veranlafte, mir, als ih, als Abgeoroneter und Landwehr- 
officier einberufen, mich bei ihm meldete, zu jagen: „Wir können 
uns gar nicht ſchlagen, wir find gar nicht in der Lage, wir haben 
erft in vierzehn Tagen 70000 Dann zwifchen Oder und Elbe, 
wir können die Defterreiher gar nicht hindern, Berlin zu bejegen, 
wie müſſen mobilifiven in zwei getrennten Lagern, das eine in 
Königsberg, das andere in Eoblenz, von da müſſen wir unſer Land 
und Hauptftabt wieder erobern; alfo, ih muß Sie bitten, wenn 
Sie Einfluß auf Ihre Collegen haben — Sie haben Urlaub von 
Ihrem Regiment — wiegeln Sie ab, was Sie fönnen, wir können 
mit der Landwehr heute nicht jchlagen, wir haben Cadres von 
150000 Mann in Baden ftehen und Haben fie nicht zufammen.” — 
In derfelben Verfaffung wären wir militäriſch bis heute geblieben, 
wenn es nad) dem Parlament ging. 

Die zweite Folge, wenn der König nicht in der Lage gewejen wäre, 
feine eigene Politif durchzuſetzen, jondern die parlamentarijche, 
minifterielle, Iegendare Politif, war, daß wir 1863 unter Zeitung 
des damaligen Vicepräfidenten des Abgeorbnetenhaufes, Herrn 
Behrend aus Danzig, für die polnische Inſurrection Partei nahmen 
gegen Rußland, daß wir die polnische Infurrection ermuthigten — 
ich erinnere Sie an den Antrag Donalies aus Oftpreußen ?) und 


v. Stodhaufen. 
2) Bot, Bo. II 149. 
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dergleichen, ich Habe das im Gebähtniß, die fogenannte See- 24. 1.1882. 
ſchlange ). Geiterkeit.) 


Kurz, die Königliche Politik war, Rußland zu ſchonen für künftige 
Kriege, für große Zeiten; die parlamentarifche Politit war: „Mein 
Gott, da ift Lärm, da ift Aufftand, da ift Inſurrection, furz und 
gut, da wird eine Negierung angegriffen, das erregt unfere Sym— 
paldie“, (Seiterfeit.) 

und ohne weitere Weberlegung wurde parlamentariſch Jeszcze 
Polska?) gefungen, und damit vorwärts. Das war die Politik, 
die man dem König aufgezwungen haben würde, wenn er nicht 
feine eigene befolgt hätte. 

Es würde weiter im Jahre 1864 in Bezug auf die Elbherzog- 
thümer*) Preußen fih, wenn es nad der Mehrheit des Parla- 
ments damals ging, in den Dienft der Frankfurter Majorität ges 
ftellt haben. Das war ja die damals im Abgeordnetenhaufe **) 
populäre Politit. Wir würden alfo im Dienfte diefer Frankfurter 
Majorität wahrſcheinlich eine Bundeserecution auf Grund der 
Bundesprotofolle mit Preußens Mitteln vollzogen haben. Leſen Sie 
doch die damaligen Verhandlungen: wie bin ich vilipendirt worden, 
weil es mir neben der Bundeserecution gelungen war, Defterreich 
für gemeinfame Operationen zu gewinnen! Wir hätten aljo Defter- 
rei den Kauf aufjagen, auf den gemeinſchaftlichen Feldzug ver- 
zichten müſſen und dafür die Bundeserecution vollziehen müſſen, 
um dann ein gutes Zeugnis des VBundespräfidiums zu erhalten 
und den Bund zu verewigen, nachdem wir für ihn gethan hätten, 
was wir fonnten. Wir würden aber ohne Oeſterreich viel wahr: 
ſeinlicher durch Europa, von dem europäiſchen Seniorenconvent, 
gemaßregelt worden fein und uns bundesprotofollarifch gefügt haben; 
wir würden eben ein zweites Olmütz erlebt haben. 

Das wären die Folgen gewejen, wenn damals parlamentarijche 
Politit und nicht Königliche Politik getrieben wäre, wir würden 


=) &tB.: Erbherzogthümer. 
=) ©: 808». 
) Bl. Bo. VI 
— Tert des een Dombrowsti-Marfces, zu deutſch: Noch ift Polen 
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dann wahrjcheinlich, meine Herren, noch heute in der Ejchenheimer 
Gafle ?) feſtſitzen, und wenn ich auch nicht mehr Bundestagsgefandter 
fein würde, jo wäre ein Anderer dort und würde meinen Jnftrucz 
tionen gemäß Erecutionen und Protofolle bejchließen, und Sie Alle 
wären bier gar nicht vorhanden, 

Statt defjen bat der König an feiner eigenen Politik fefte 
gehalten, und hat, trogdem die Königliche Minorität in der Kammer 
auf 11 Stimmen rebucirt war — es waren 11 Eonjervative —, 
fejtgehalten an dem, was die Traditionen der preußiſchen Dynaſtie, 
die Traditionen feiner Vorfahren ihm als Politik vorzeichnen, was 
fein deutjches Herz, fein deutſches Gefühl ihm als Ideal vor 
zeihnen. Se. Majeftät hat damals in den bolfteiniichen Saden, 
als ich nicht raſch genug im deutſchen, im nationalen Sinne vor- 
gehen wollte, mir in einiger Erregung das Wort gejagt: „Sind 
Sie denn nicht aud ein Deuter?” — So waren die Gefinnungen 
Sr. Majeftät in nationaler Richtung engagirt, und fo genau vor- 
gezeichnet *) war die Politif, für deren Gelingen man der Armee 
danken Fan, für deren Beginn und Durchführung aber der Dank 
bei mir an eine falſche Adrefje gerichtet ift — er gebührt für die 
politiiche Eonception einzig Sr. Majeftät dem Könige —; 

(Bravo! rechts.) 
und (diefe Politik wurde durchgeführt) **) dadurd, daß der König 
feine Minifter gewechjelt hat, bis er ein Minifterium fand, welches 
bereit war, dem Könige den Willen zu thun, und, was man jagt, 
flott mitzugehen, losgefagt von der Aengſtlichkeit der drei Vor— 
gänger, die ic im Auswärtigen Dienft gehabt habe *), eine nationale 
Politik, auf die Spige des Schwertes gejtellt, durdzuführen; (fie 
wurde durchgeführt) **) dadurch, daß der König eben Feine miniftes 
rielle Sausmeierei ſich bilden lieh, geftügt auf erdrüdende Majori- 
täten, die der Krone entgegenjtanden,; und leſen Sie die Ver— 
handlungen von damals durch, noch heute laſſen an Lebhaftigkeit 


*) Ergänzung des Herausgebers. 
*») Die in Klammern gefegten Worte find Ergänzungen des Herausgebers. 
ij In der Ejchenheimer Gaſſe zu Frankfurt a. M. befand ſich das Palais 
des Fürften von Thurn und Taris, in dem der Bundestag feine Sigungen hielt. 
?) Der britte Vorgänger Vismards im Minifterium des Auswärtigen war 
Frhr. v. Manteuffel, die beiden anderen find oben S. 233 Anm. 2 genannt, 
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die Redner Nichts zu wünſchen übrig, aber es ift doch jeit zwanzig 24.1. 1882. 
Jahren einiger Fortſchritt in der Höflichkeit parlamentarifcher Diss 
cuffion zu bemerken gegen damals. 
(Heiterkeit.) 

Nichtsdeftoweniger hielt der König feine Politik feſt, jegte fie duch, 
und was wir haben, danken wir nicht der parlamentarifcen, jondern 
der Königlichen Action. Deshalb, meine Herren, follten wir, glaube 
ich, die Königliche Action, die lebendige Wechjelbeziehung zwifchen 
dem Könige und dem Volke, wie fie in Preußen immer geweſen 
ift und nie zum Schaden der Monarchie gereicht hat, nicht anz 
rühren. Der Herr Vorredner hat feine preußifchen Jugendein— 
drüde, wenn er glaubt, daß der directe Verkehr mit dem Wolfe und 
feiner Vertretung dem Anfehen der Monarchie ſchaden könnte; unfere 
Monarchen gewinnen bei näherer Bekanntſchaft, 

(Bravo! rechts.) 
und je mehr fie heraustreten und mit dem Volke in engere Bes 
siehungen*) treten, wie dies früher ohne jede minifterielle Ver— 
mittelung der Fall war, wie unjer König, und noch Anno 1847 
bei den Vorlagen für den Vereinigten Landtag, ohne verantwort- 
liche Minifter im conftitutionellen Sinne direct der parlamentarifchen 
Discuffion, die aud mitunter die Rohheit des Neulings hatte, 
gegenüberftand, — das hat dem Königthum bei uns Nichts gejchadet; 
im Gegentheil, auf diefem Boden der Wechjelbeziehungen zwiſchen 
Volk und König ift das Königthum fo ftarf und jo groß geworden, 
daß Sie, meine Herren, (ad; unte) 


nicht im directe Beziehung mit ihm zu fommen wünfchen, fondern 
Sie wünſchen das Königthum durch einen Vorhang verdedi. 
(Bravo! rechts.) 

Aber wenn wir jehen, was das Königthum bei uns geleiftet 
bat, jo jollten wir uns dod bemühen, es zu**) fördern, zu pflegen, 
zu beleben und nicht dahin zu wirken, daß es gewiſſer Maßen 
durch Nichtgebrauch objolet wird. Alles in der Welt, was man 
in den Schrank jtellt und nicht benugt, das verliert an feiner Ans 
wendbarfeit und jeiner Brauchbarkeit, und jo ift es auch mit dem 


8. 8970. 
“*) Fehlt im StB. 
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für Preußen ganz umentbehrlihen monarchiſchen Element, welches 
in unferem ftart monarchiſch gefinnten Volke herrſcht. Nehmen 
Sie uns das, was können die Herren dann an deffen Stelle ſetzen? 
„Was fannjt Du armer Teufel geben“) — womit id aber Nie 
manden in diefem Saale meine —, 
(Bravo! rechts.) 
wenn Sie uns diejen ftarken, in unferer hundertjährigen ruhm- 
vollen Geſchichte tiefwurzelnden König zerjegen, verderben, in ein 
Wolkenkuckucsheim ?) verflüchtigen wollen, jo hoch, daß wir ihn *) 
gar nicht mehr erbliden? Sie bringen uns damit das Chaos, und 
Sie haben, glaube ih, in Ihrem ganzen Vermögen Nichts, was Sie 
an defjen Stelle jeen, wenn Sie dem Preußen die ausreichende 
hausbadene, directe perfönliche Beziehung zum Königthum nehmen; 
und weil id das weiß aus meinen eigenen Erlebniffen — ich bin 
alt genug, ich habe im Volke in allen Provinzen gelebt — weil 
id das weiß aus der preußiſchen Gejchichte und aus den Tradi— 
tionen meiner Väter und meiner Verwandten, da; wir gar Nichts 
haben an deſſen Stelle, darum fechte ih und trete ich ein mit 
meiner Unterfchrift für den lebendigen König, der entichloffen ift, 
fein Necht zu vindieiren, und welder jagt: Ich habe das Recht und 
lajje es Mir nicht nehmen, durch feine Reden und faljche Aus— 
legungen der Verfafjung, durd Feine Legenden, die fih an die 
Verfafjung fnüpfen, und die nit drin ftehen. 
(Bravo! rechts.) 

Laſſen Sie das Königthum durd Nichtgebraud ſchwach wer— 
den, was find dann die Vortheile davon? Ya, die Belagerung 
diefer Kleinen Miniftercitadelle hier wird allerdings weſentlich er- 
leihtert; wenn dem Königthum die Verpflichtung auferlegt wird, 
jtets incognito zu bleiben, es darf nicht genannt werben, es darf jeinen 
Namen nicht laut nennen, es darf nur mit einer minifteriellen Maste 
vor Ihnen erjcheinen — da ift jeder Angriff außerordentlich viel 
leichter. In ſolchem monarchiſch gefinnten Volk wie das unſerige 





+) &%.: es. 
') Goethe, Fauft I 4, Stubirzimmer, V. 1320: 
Was willft Du armer Teufel geben? 
®) Zu einem Phantafiegebild; der Ausbrud ift Meberfehung eines griech 
ſchen Wortes in den Vögeln des Ariftophanes. 
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fann man bei den Wahlen das leicht erreichen, daß das Volk fich die 24. 1. 1882. 
Minifter getrennt und ifolirt von dem Könige denkt und dahinter den 
König, der zwar unterfchrieben hat, weil er gerade keinen Minifter- 
wechjel wollte, aber doc mit jeinem Herzen, mit feiner Ueberzeugung, 
mit feinen Traditionen nicht bei der Sache ift. Wenn das geglaubt 
wird, jo ift es ſehr leicht dem Volk zu jagen: Was hat das Volk 
an mir und meinen Collegen, es find unbefannte Leute! Man fieht 
auch recht gern einen Wechfel, zwanzig Jahre derfelbe Minifter, ift 
ſehr langweilig; — aber ſobald von dem König die Rebe ift, 
müſſen die Herren ganz andere Glacéhandſchuhe anziehen, wenn fie 
die Regierung in dem Maße herunterreigen wollen, wie es geſchehen 
ft. Die politifche Brunnenvergiftung ?), möchte*) ich jagen, wie 
fie bei den Wahlen ftattgefunden hat, ift gar nicht möglich, wenn 
all die Verbächtigungen, deren die Regierung geziehen wird **), nicht 
den unglüdlihen Neicskanzler, jondern den König von Preußen, 
den Deutjchen Kaifer treffen, — da würde man gar nicht den Muth 
haben, diejen Unfinn in die Welt zu ſchicken. Auch der Beamten- 
eid fällt ja dem Minifter gegenüber gar nicht ins Gewicht — ich 
komme nachher auf die Sache und finde mich da zu meiner Freude 
mit dem Herrn Vorrebner faft weſentlich einverftanden, — wir 
find darin gar feiner verjchiedenen Meinung; er hat auch fo viel 
gouvernementales Gefühl für zukünftige Möglichteiten, daß er jo 
ganz die Sache des Erlafjes nicht wegwerfen will, und ich habe 
einzelne Neußerungen von liberalen Abgeordneten gehört, daß fie 
für den Fall, daß ihnen angefonnen würde, ein Minifterium an— 
zunehmen, doch in einer für die Beamten erfchredenden Weife aufs 
räumen würden, fie würden jo gelinde, jo milde, wie wir jegt, 
von der Dispofitionsbefugnig ganz ficher nicht Gebrauch machen, 
und fie würden wohl daran thun; denn wir find darin bisher viel 
zu milde gewejen. 

Ich komme auf den Vorwurf, den auch der Herr Vorredner 
wiederholt heute ausgeſprochen hat, und der in allen Zeitungs- 
blättern toto die?) zu lejen iſt, als ob die Minifter, wenn fie den 





gleiche Ausdruck Bd. I 204. 


Bil Nichtiger: die gegen die Negierung erhoben werben. 
') Der 
*) Tag für Tag, |. o. ©. 13. 
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24.1.1882. Namen des Königs nennen, damit einen Net niedriger Feigheit be 
gingen, indem fie ſich mit dem Könige als mit einem Schilde gegen 
die Angriffe des Parlaments deden wollten‘). Meine Herren, fo 
gefährlich find Ihre Angriffe nicht — bilden Sie ſich das doch 
nicht ein! —, daf die Minifter dafür eine andere Dedung brauchen, 
als die der eigenen Bruſt; da überſchätzen Sie fih, wenn Sie 
meinen, daß ich gegenüber einer Parlamentsrede, wie ich fie Taufende 
in meinem Leben gehört habe, daf ich deshalb meine Ehrerbietung 
vor dem Könige, meine — ich hätte fait gejagt ſoldatiſche — meine 
Pflicht eines Unterthanen, wie ich fie meinem Könige gegenüber 
erkenne, verlegen, meinen König auch nur der leiſeſten Unannehm— 
lichkeit ausjegen follte, um mid Ihnen gegenüber zu deden. Je— 
mand, der mir das jagt, muß die Geſchichte der legten zwanzig 
Jahre gar nicht gelefen haben. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Habe ich nicht feit 1862 fämpfend auf der Breſche geitanden? 
Habe ich das Königthum nicht gebedt, nicht bloß mit meinen förper- 
fihen, fondern auch mit meinen geiftigen Leiftungen, die ich zur 
Verfügung habe? Aber im Jahre 1862, wie jah denn da die 
Situation aus? Da waren fehr Wenige, die bereit waren, dieſe 
Dedung des Königthums, die ich damals leiftete, zu übernehmen. 
Leſen Sie die Zeitungen Ihrer eigenen Partei, da werden Sie 
finden — id) habe das ſchon einmal gejagt, aber Sie vergefien 
es jo raſch —, daß die Wohlwollenden bezüglich) meiner damals 
von Strafford und Polignac ®) ſprachen, die gemeineren Blätter 
aber von Wollefvempeln im Zuchthaufe, was mein natürliches und 
berechtigtes Ende fein würde. Ich jelbft habe wenigſtens geglaubt, 
daß man mir unter Umftänden, wenn Gegner ans Ruder kämen, 


') Abg. Haenel: „Es widerfpricht der Verfafjung, wenn man die Verſon 
des Königs in die politiſche Debatte und vor allen Dingen in die parlamens 
tarifchen Verhandlungen bineinzieht, wenn die Minifter des Königs Dedung 
fuchen in Bezug auf die Vertretung der Negierungsmafregeln durch die Be- 
rufung auf den Willen des unverantwortlihen Königs” (StB. S90b). 

®) Sord Strafford, Minifter Karls I. von England, wurde am 12. Mai 
1641 hingerichtet, Fürft Rolignac, Minifterpräfident König Karls X, von 
Frantreich, wurde nad dem Sturze der Dynaftie am 21. December 1830 zu 
ewigen Gefängniß und bürgerlihem Tode verurtheilt, erhielt aber durch bie 

* Amneſtie vom 29. November 1836 feine Freiheit wieder. 
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einen Proceß machen würde, der mein Vermögen ruiniren würde, 

und hatte für meine Kinder damals in Sicherheit gebracht, mas 

ih von meinem Vermögen in Sicherheit bringen Tonnte. 
(Heiterfeit.) 


Als bonus pater familias!) werden Sie mir das nicht verargen. 
Ich führe das nur an, um zu beweiſen, was es damals hieß, auf 
die Breſche zu treten: auf der einen Seite Straffords Scaffot, 
auf der anderen Zudthaus, auf der dritten VBermögensconfiscation 
— ih weiß nit, wie viel Millionen ich hätte herauszahlen 
müfjen, und e3 waren damals jehr wenig Leute geneigt, mit mir 
diefes Rifico zu übernehmen. Wenn Sie auf diefe Zeit zurüd- 
bliden, dann jollten Sie mir doch nicht ſolche Vorwürfe ins Geficht 
werfen, ala wenn je eine Feigheit im Dienfte meines Herrn für 
meine Handlungen maßgebend gemejen wäre! Die Unwahrheit, 
die*) Ungerechtigkeit muß Ihnen doch die Röthe auf die Stirn 
treiben, wenn Sie mir das ins Geſicht werfen! 
(Bravo! rechts. — Oh! oh! links.) 
Ich möchte milfen, was haben denn die Herren ihrerjeits für Be- 
weile von Muth gegeben? Sie haben Reden ohne Rifico gehalten, 
die Sie zu gar nichts verbanden, und Jemand, der zwanzig Jahre 
lang für das Königthum auf der Breſche ftand, dem werfen Sie 
vor, er dedt fih mit dem König! 
(Sehr gut! rechts. — Große Unruhe links.) 

Ich Hoffe, den Vorwurf nicht wieder zu hören. 

(Widerfprud line.) | 
Die Herren jcheinen ihn wiederholen zu wollen. Kommen Sie 
doch heraus, nennen Sie fih doch, wenn Sie den Vormurf der 
eigheit wieder aufnehmen wollen! 

(Ruf links: Den Vorwurf hat Niemand gemadt!) 
Alſo dann find Sie ja mit mir einverftanden, daß das ein un: 
wahrer Vorwurf ift, den Sie mir gemadt haben. 
(Große Unruhe.) 


*) ©. 898a. 
) Guter Familienvater, vgl. Bd. VII 138. 
Bismards politiige Reden, IX. 16 


24. }. 18838. 
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räfident v. Levetzow: bitte um Ruhe, «8 i 
feine ee een — ae 
(Ruf links: Der Herr Neichsfanzler hat das getan!) 

Darauf haben Sie!) nit zu antworten, 

Reichslanzler Fürft Bismard: 

Die Herren haben mich unterbroden und haben mich angegriffen 
in dem Augenblid, wo ich fagte, der Vorwurf der Feigheit trifft 
mic nicht. 

(Ruf lints: Den Vorwurf hat Niemand gemacht, das ift Erfindung!) 

Meine Herren, was feſſelt mid denn überhaupt nod an 
diefen Platz, wenn es nicht das Gefühl der Dienfttreue und des 
Vertreters des Königs und der Königlichen Rechte ift? Viel Ver— 
gnügen ift dabei nicht. Ich habe in früheren Zeiten meinen Dienft 
gerne und mit Paſſion und mit Hoffnung gethan; die Hoffnungen 
haben fi zum großen Theil nicht verwirklicht. Ich war damals. 
gefund, ich bin jest Frank; ich war jung, ih bin jet alt — und 
was hält mich bier? ft e8 denn ein Vergnügen, bier zu ftehen 
wie der „Auff“) vor der Arähenhütte, nad dem die Vögel ſtoßen 
und. ftehen, und der außer Stande ift, ſich frei zu wehren gegen 
perfönliche Injurien und Verhöhnungen, die in wohlverclaufulirte 
zmweiftündige Neden eingeflochten find, gegen unarticulirte Unter 
brechungen fich zu verteidigen? Ein Vergnügen ift das wahrhaftig 
nicht. Wenn ich im Dienfte des Königs nicht wäre, und wenm 
mich der König heute in Gnaden entlaffen würde, fo würde ich 
von Ahnen, meine Herren, mit Vergnügen und auf Nimmer- 
wiederjehen Abjchied nehmen. 

Wir haben, wie ich ſchon erwähnte, vor der Verfafjung und 
ſeitdem die Erfahrung gemacht, wie werbend das Königthum bei 
uns wirft. Und, meine Herren, wirklich, wenn wir auf die Zus 
kunft anderer Länder in Europa rumd um uns bliden, jollten wir 
Alles, was bei uns niet- und nagelfeit ift, was feititeht, was wie 
eine Burg ausfieht, das follten wir doch ſchonen und pflegen. 
Und alfo, lafjen Sie dem König doch feinen werbenden Charakter, 
gönnen Sie ihm doch, dab er aus dem minifteriellen Jncognito 


*) Der Rufer war der Abg. Haenel. 
uUhu. 
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heraustritt und direct zu dem Volke jpriht. Im Elſaß machen 24: 1. 1882. 
wir wenig Fortſchritte — zu meinem Bedauern — aus dem 
Grunde, weil wir uns dort an die Parifer und nicht an die 
früheren Franzojen wenden. Das find zwei Nationen, die in ganz 
Frankreich getrennt leben‘). Die Parifer im Elſaß werden wir 
nie gewinnen, die Bevölkerung werden wir gewinnen. Aber was 
hat denn am meiften bort bisher gemwonnen*) und geworben? 
Nächſt dem Militärdienft die Perfönlichkeit des Kaifers. Wenn 
Sie diefen Kaifer fequeftriven, jo hoch über die Wolfen, daß ihn 
fein Menſch fieht, wären folde Erfolge gar nicht möglich; fein 
Minifter kann das; ic führe das nur an als Beleg für meine 
Politik, daß die richtig ift, wenn fie dahin geht: Alles, was wir 
Actives und an Realitäten haben, das ſollten wir jchonen, pflegen 
und verwertben, aber nicht zinslos zurückſchieben auf Nichtgebrauch 
und durch Nichtgebrauch werthlos werden lafjen. Und jo ift für 
Preußen das monarchiſche Princip und das Königthum das Werths 
vollfte. 

Wenn aud in der Verfafjung etwas Anderes fände, als dieſe 
ganz Haren und der freien Thätigfeit des Königs günftigen Ber 
fimmungen, jo würden, meine Herren, die articulirten Beſtim— 
mungen eines Staatögrundgejeges doch allein nicht entjcheidend 
fein für das Maß, was jedes Mal ein Parlament, ein König, ein 
Minifter an Gewicht übt. Es liegt zwar in der Tradition der 
Zeit, anzunehmen, daß alle Perfonen gleich ſchwer wiegen, ein 
Wähler ift ein Wähler und eine Stimme ift eine Stimme; fie 
wird voll gezählt, ein Unterfchied ift nicht. Aber das ift auch 
wieder eine von den Legenden und Fictionen. Es madt einen 
ganz auferordentlihen Unterfdied, ob Sie an der Spige eines 
Staates einen König wie Friedrih den Großen, oder aud nur 
Friedrich Wilhelm I. haben, ober ob Sie — id) will Niemanden 
nennen — aber einen König an der Spitze haben, der feinerfeits 
weniger begabt ift, als die meiften Negenten aus unjerem Haufe 
gewefen find. Es macht ferner einen gewaltigen Unterjchied,. was 
für ein Parlament Sie haben, wenn Sie ein Parlament haben, 


) ©. 898b. 
') Bat. Bo. VII 422. 
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4.1.1882. was eine feft gejicherte Majorität hätte, homogen organifirt, unter 
einer Führung, wie fie in England die beiden Pitt oder 
oder ſelbſt noch Palmerſton, Peel!) geleiftet haben, — ja, 
ein Schwergewicht, eine Mafje, wo jchon ein jehr ſtarker König wii 
Wilhelm von Oranien, ein jehr geihidter König wie Leopold 
von Belgien gegenüberftehen fann und dod nur mit Mühe 
Willen zur Geltung bringt; aber er bringt ihn auch zur 
Immerhin wird ein ſolches Parlament eine gewaltige Macht 
welche unter Umftänden das Oberhaus und die Krone auf einen 
jehr Heinen Raum und geringe Bewegung bejehräntt. Wenn wir 
das haben, meine Herren, dann fommen Sie wieder, dann wollen 
wir einmal über die Sade ſprechen. Aber ein Parlament, welches 
aus einer erheblichen Anzahl Fractionen, acht bis zehn, beiteht, 
welches feine conftante Majorität, Feine einheitlihe, anerkannte 
Führung hat?), das jollte froh jein, wenn neben ihm der Ballajt 
einer Königlichen Negierung, eines Königlihen Willens im Staate- 
ſchiffe befteht. Wenn das nicht der Fall wäre, jo würde eben Alles 
zu Grunde gehen, das Chaos eintreten. 

Ich komme auf den zweiten Theil des Erlajjes, wie der Herr 
Vorredner ihn nannte, was die Beamten anlangt. Auch die Frage 
würde, wie ich ſchon jagte, ſehr viel einfacher ‚liegen, wenn man 
nicht die Figur des Königs aus der Bildfläche zu verbrängen be— 
müht wäre und ihr die Fiction unterzuſchieben, als wenn das 
Minifterium Bismard-Puttfamer u. ſ. w. einzig die Negierung 
von Preußen führe — eine unwahre Fiction, diefe Legende, die 
darauf berechnet ift, die Königliche Gewalt abzuſchwächen — viel 
leicht nicht mit der weiteren Ausficht berechnet, aber fie hat dieſe 
Wirkung. Wenn das nicht wäre, wenn die Beamten ſich immer 
bewußt wären, daß fie dem König gegenüberftehen, dem fie ben 


ira 


’) Der ältere William Pitt (Lord Chatham) war von 1757 bis 1761 
und von 1766 bis 1768 ber leitende Minifter Englands, fein Sohn, William 
Bitt, der Jüngere, von 1783 bis 1801 und von 1804 bis 1806, George 
Canning in ben Jahren 1807 bis 1809 und 1822 bis 1827, Balmerfton 
in den jahren 1830 bis 1541, 1846 bis 1851, 1855 bis 1858, 1859 bis 1865, 
Peel in den Jahren 1841 bis 1846. 

®) Ueber die Zerfahrenheit des deutſchen Parteimejens dal. Bo. VII 
290 f. und oben S. 112. 129 f. 156 f. 
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Eid geihworen haben, wenn fie fich far machten *), daf der König, 
dem fie den Eid der Treue und des Gehorſams geleiftet haben, 
an der Spige der Politik fteht, dann würde auch deren Haltung 
mandmal eine andere fein. Der König hat den Eindrud gehabt, 
daß der Eid**) den Beamten gegenüber zu ſehr in den Hinter 
grund, jo zu jagen in das Hintertreffen geihoben wird, und hat 
das Bedürfnig gefühlt, den Beamten den Eid, den fie geleiftet 
haben, in Erinnerung zu bringen. Hat er dazu***) nicht das 
Net? Er thut das in der jchonendften Weife, jo da ſelbſt dem 
Herrn Borredner eigentlich ein Object feines Zornes mangelte. 
Er jagte, es jei das unklar gejagt, und wahrſcheinlich jeien dabei 
zwei Federn thätig gewejen ’), wobei er mir vielleicht den unflaren 
Theil zufchreibt — oder den Elaren, ich weiß es nicht. Aber 
jo viel kann ich jagen: Der ganze Erlaß ift vom erften bis zum 
legten Buchſtaben aus einem Guffe, nad dem Willen des Königs. 
Die Anfprüde, die der König den Beamten gegenüber ftellt, 
gehen nicht zu weit und durchaus nicht jo weit, wie in dem Eulen- 
burgichen Erlafje vom Jahre 1863°). Ich weiß nicht, ob ich den, 
jo wie er da fteht, gegengezeichnet haben würde. Damals in heiß- 
fpornigem Kampfeszorn war es möglich, heut zu Tage nicht, er geht 
mir zu weit. Daß ein Beamter in feiner eigenen Wahl ſich feines 
Eides erinnern jollte, das wird gar nicht verlangt; feine eigene 
Wahl, die Ausübung jeines Wahlrechtes ift volljtändig frei, 
(Hört, hört! Tinte.) 
fie wird nicht berührt, jondern es ift ja ausdrüdfic im Erlaß 
gejagt: „Mir liegt es fern, die Freiheit der Wahlen zu beein 
trächtigen.“ Der Erlaß bezieht ſich ja — und ich begreife nicht, 
er der Herr Vorredner darin Klarheit vermifjen konnte, der Erlaß 
vieleicht nicht übel, nicht bös genug, aber klar ift er voll- 


2) Ag. Haenel: „Während der erfte Theil in ſcharfen, markirten Sägen 
ift, melde eine Klarftellung und eine Kritik leicht zulaffen, fo zeichnet 

"biefer zweite Theil aus durch eine gewiſſe gleitende und gleifende Wort- 
‚bie der Kritik den Anhalt ſchwierig macht; ich müßte mich täufchen, 


‚wenn nicht zwei verfchiedene Federn daran gearbeitet hätten“ (StB. 891 b). 
2) &, denfelben im Anhang II. 
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24.1. 188% jtändig — der Erlaß wendet ſich ausdrüdlic an die Art der Be 
amten, außerhalb der eigenen Wahl thätig zu fein, umd unter: 
ſcheidet da zwiſchen zwei Kategorien der Beamten, den politifchen 
und den unpolitijhen. Beiden joll die Freiheit, zu wählen, wie 
fie wollen, gar nicht beſchränkt werden; aber von den politifchen 
Beamten jpricht Se. Majeftät die Meinung aus, daß ihr Eid der 
Treue fie verpflichtet, „die Politit Meiner Regierung zu vers 
treten“, nachdem vorher gejagt it in Bezug auf die Minifter, 
daß „gegen Zweifel, Verdunfelung und Entftellung die Ver— 
tretung der Königlichen Nechte erwartet wird“, Der Herr Vor— 
redner fragte, was unter diejer „Vertretung“ verftanden würde). 
Da ich den Erlaß gegengezeichnet habe, jo wird meine Auslegung 
aud wohl die authentifche fein. Ich verftehe darunter, daß ein 
politifcher Beamter bei aller Freiheit der Wahl, wenn er zum Bei— 
ſpiel fortjchrittlich wählen wollte, doc der Verpflichtung nicht über- 
hoben wäre, Lügen, was id vorhin?) „politifche Brunnenvergif- 
tung“ nannte, zu widerlegen nad) feinem beiten Gewifjen; und 
wenn es ein Mann von Ehre ift und von Gewifjen, jo wird er 
das wahrſcheinlich thun und jagen: Ih gehöre nicht zu der Partei 
der Negierung, ich bin gegen fie, aber das ift nicht wahr, das 
ift eine Uebertreibung. Das ift es, was ich vom politijchen Be— 
amten erwarte; und wenn er das nicht einmal leiftet, daß er einer 
notoriſchen Lüge und Entftellung, wie fie*) bei den Wahlen jo oft 
vorfommt, entgegen tritt, daß er der Wahrheit nicht die Ehre gibt, 
daß er die ntentionen der Regierung nicht gegen Entftellung, 
Irrthum und Verleumdung ſchützt, wenn fie ihm befier befannt 
find**) — aljo ein Oberpräfivent zum Beifpiel, der in diejer Ber 
ziehung fehlte, der wäre viel zu lang Oberpräfident gewejen, der 
fih nicht angelegen jein ließe, dergleihen Berleumdungen der 
Negierung zu widerlegen; er mag in feinem Herzen und in feinem 


*) &8.: es. 

**) Der Sap ift abgebroden; feine finngemäße Vervollftändigung: „jo 
wäre er viel zu lang Beamter gewejen", ergibt fi) aus dem folgenden Sahe 

) Abg. Haenel: „Was heißt das, Vertretung bei den Wahlen? —* 
Grenze gibt es da, welche Mittel denkt man ſich hierbei? Was hat man if 
überhaupt bei den Worten gedacht?“ (StB. 892a). 

) S. 0. 8. 29. 
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wird nicht gefragt, das erfahren wir auch nicht, denn ein Mann 
von Bildung wird immer ſo geſchickt fein, das zu verbergen. Das 
wird alfo niemals ein Grund fein, nämlich die Ausübung des 
eigenen Wahlrechtes, gegen einen Beamten einzufchreiten. Man 
würde ſich ſchon geniven, ihm zu fagen, daß das der Grund ſei, 
und id würde dazu nie die Hand bieten. Aber von diefen politiz 
ſchen Beamten wird erwartet, daß fie die Wahrheit, foweit fie 
ihnen befannt ift, der Unmahrheit gegenüber vertreten, Iſt das 
zu viel? Sollen fie fich der Lüge mitfhuldig machen, indem fie dazu 
ſchweigen, wenn fie es beffer wiſſen? Sollen fie in beftimmten 
Wahlfreifen zufehen, ganz ruhig, wie den Anwohnern der König- 
lichen Forften gejagt wird: Der König*) hat mit den liberalen 
Abgeordneten einen Vertrag geſchloſſen, wonach ihr freie Weide in 
der Forft befommt, wenn ihr liberal wählt? Soll der Beamte dies 
ruhig anhören und nicht jagen: Kinder, das iſt eine Lüge!? Meine 
‚Herren, das Gegentheil iſt doch gewiß nicht zu viel verlangt! Und von 
den unpolitiſchen Beamten verlangt eigentlih Se. Majeftät Nichts, 
Der Erlaß erwartet, daß fie fi der Agitation, feindlichen oder 
nicht, aber der Agitation gegen die Negierung des Königs aud 
bei den Wahlen enthalten werden. Meine Herren, das iſt eine 
Forderung, ich möchte jagen des Anftandes, Der Erlaß ſchreibt 
ja Nichts vor, er befiehlt nicht, er droht nicht, er ftellt Feine Nach⸗ 
theile in Ausſicht, er jagt bloß, welde Tragweite der König, dem 
fie?) geſchworen haben, dem Eide beilegt, er bringt diefen Eid in 
Erinnerung und überläßt es nun dem Tacte und Gemiffen des 
betheiligten Beamten, feinen Weg danad) zu finden. Wenn zum 
Beifpiel ein folder Beamter, Königlicher oder Kaiferlicher Ber 
‚amter, einen Arbeiter, der zur Wahl geht, anhält und jagt: Was 
haſt Du für einen Zettel? und er findet, daß der Zettel für einen 
tegierungsfreundlichen Candidaten ift, er reißt ihm denfelben aus 
ber Hand und gibt ihm einen entgegengefegten und bedroht ihn 
mit Ungnade, wenn er nicht diefen abgebe — meine Herren, das 
ift doch eine verwerfliche Agitation gegen die Regierung! — 
—— (Rufe: Wo?) 

*) ©. 899b. 

) Die Beamten. 


Ri 
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4.1.1882. Ich werde fehr gern bereit fein, die Namen, 
‚Zeugen feiner Zeit zu nennen, denn ich habe gegen 
Beamten die Disciplinarunterfudung angeordnet. 

Meine Herren, etwas Weiteres als Enthaltung von 
wird nicht einmal erwartet von den Beamten, 
feine Amtshandlungen, die beeinflußt werden könnten durch die Art, 
wie ein Dritter feine Stimme abgegeben hat, oder die einen Zwang 
irgendwie zur Wahl enthalten. Meine Herren, ein folder Be— 
amter würde ftrafbar werden, und id) glaube, nicht bloß discipli— 
nariſch; und wenn der Herr Vorredner ſagte, er findet zwiſchen 
diefem Erlaß und meinen früheren Aeußerungen einen „diametralen“ 
Widerſpruch), jo kann ich doch bei feiner fonftigen Schärfe in 
der Logik ihm darin nicht recht nachkommen. Cr bezieht ſich 
vermuthlicd) darauf, daß ich mich bejchwerte, daß ein Herzoglich 
ſachſen⸗meiningiſcher Landrath eine Einwirkung auf die Wahlen 
im Herzogthum Meiningen ausgeübt und feine amtliche Autorität 
gegen bie Regierung ins Gewicht geworfen hat*). Meine Herren, 
das war gerade eine ſolche feindliche Agitation gegen feine ihm 
vorgefegte Herzoglih meiningiſche Negierung, die ihrerfeits mit 
den Gejegen umd der Politit, die vom Reiche betrieben und von 
Sr. Hoheit dem Herzoge von Meiningen mit beſchloſſen war, voll- 
ftändig einverftanden war. Ich bin aljo der Meinung, daß ein 
ſolcher politifher Beamter, der in Meiningen, wie id damals 
hörte, fehlerhafter Weife nicht abjegbar it, 

(Heiterkeit linfs.) 
über ſolche Kleinigkeiten fönnen Sie immer laden, über Mei— 
ningen veicht der Fehler nicht hinaus — wenn ein Beamter in 
feiner Stellung gegen jeine eigene Negierung, gegen die Reichs— 
tegierung, gegen die von feiner Regierung gebilligte Neichspolitik 
feine amtliche Autorität in die Waagſchale Tegt — ich weiß nicht, ob 


4) Ag. Haenel: „Wenn wir die Worte des Erlaffes ins Auge faſſen, 
fo müßte ih, um ihn zu Fritifiren, vor Allem feftgeftellt haben: Wie verhält 
ſich denn dieſer Erlaf zu denjenigen Erklärungen, welche feiner Zeit der Herr 
Reihätanzler Hier im Reichstage bei Gelegenheit des Antrags Mendel abgab? 
Auf den erften Augenblid müfjen wir jagen: Ja, die damalige Erklärung des 
Herrn Reichslanzlers fteht in einem diametralen Gegenfag zu dem, was bier 
der Eriaß bejagt“ (StB. 891b/892a). 

®) Rat. Bd. VII 332 ff. 
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er gelobt worden wäre, wenn er für die Negierung Etwas gethan 
hätte; aber dagegen — das fällt unter den Erlaß, wenn es in 
Preußen vorkommt, und jeden Falls wird*) danach gehandelt werden. 

Ich kann mich aljo dahin refumiren, daß Se. Majeftät der 
König vollftändig berechtigt war nad der Verfaffung und nad) 
den preußiſchen Gejegen, ji in der Weije, wie gejchehen, zu 
äußern, daß ich vollftändig im Stande bin, die Berantwortlichkeit, 
die ich durch die Contrafignatur übernommen habe, der Verfaſſung 
und dem Gejege gegenüber zu tragen, daß ich als Reichskanzler 
ebenjo berechtigt war,- den Neichsbeamten **) das mitzutheilen, was 
id für fie von Intereſſe oder Nuten zu lefen halte‘). Sie haben 
feine Weifung befommen, irgend Etwas zu thun; ich habe es bloß 
für zwedmäßig gehalten, daß fie wiſſen, wie ihr Kaifer, dem fie 
ihrerjeits Treue und Gehorjam geſchworen haben, als König von 
Preußen über die Tragweite eines ſolchen Eides denkt. Es ift 
vielleicht doc; der Eine oder Andere darunter feinfühlig genug, um 
ſich zu jagen: Iſt es eigentlich, wenn ich jo evident mit der Agi- 
tation heraustvete, daß ich einem Arbeiter feinen Zettel wegreiße 
und ihm einen anderen ***) gebe, ihm bedrohe — ift das eigentlich) 
mit meinem Eide ganz übereinftimmend? Das Nachdenken darüber 
bat Se. Majeftät anregen wollen; fein Befehl, feine Drohung ift da 

Die Verfajjung aljo, meine Herren, iſt Har; Sie haben ſelbſt 
Nichts beibringen können, was dem widerfpricht, und-ich habe hier 
als preußifcher Bevollmächtigter im Namen des Königs zu er 
Hären, daß Se. Majeftät der König ſich jeine verfaflungsmäßigen 
Rechte weder nehmen noch verfümmern, noch ſich jelbit jo Hoch in 
die Wolfen ſchrauben läßt, daf er fie nicht ausüben Fönnte, ſondern 
daß der König entſchloſſen ift, in dem durch jeine Vorfahren über: 
fommenen und gewohnten, durd die Negentenpflicht ihm vorge: 
ſchriebenen Wechſelverlehr mit jeinem Volke zu bleiben, und dab 


*) St®.: umd wird jeden Falls. 
”*) ©. 9000. 
*) StB.: jeine — andere. 

3) Der Abg. Haenel leitete jeine Berechtigung, über einen Erlaf bes 
Königs von Preufen im Reichstag zu fpreen, u. A. auch aus der Thatfache 
der, bafı ber Erlaf aud) in den Neichelanden durch) den Statthalter veröffent- 
licht und den Beamten der unmittelbaren Neichsoermaltung mitgetheilt worden 
fei (StB. 589). 
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ich als Minifter entjchlofjen bin, dem Könige aud) dabei kämpfend 
zu dienen, aber als Diener und nicht als Wormund. 
(Zebhaftes Bravo rechts.) 

Abg. Haenel zur Gefchäftsordnung: ... Herr Präſident, der 
Herr Reichslanzler hat in einer Wendung, die unmittelbar auf meine 
Rede hinventete, behauptet, daß hier gegen ihn der Vorwurf der pers 
fönlichen Feigheit gefallen fei. 

(Reichölanzler Fürft Bismard: Ja!) 
Nun, meine Herren, darauf habe ich zu erwidern, daß, wenn dieſes 
in Anfnüpfung geſchehen ift an meine Nede, dies einfach und rein aus 
der Luft gegriffen ift (Sehr richtig! Links), daß diefes rein der Phan— 
tafie des Reichskanzlers entftammt (Hört! hört! Links), daß ic auch 
nicht eine Andeutung gemacht habe, die aud nur zum Anlaf der leidens 
ſchaftlichen Scene gemacht werden fönnte, die der Herr Neichsfanzler 
hier vor uns aufgeführt hat. (Sehr wahr! Links.) Ich muß geradezu 
vermuthen, daß der Herr Reichskanzler einen jolden Paſſus brauchte 
und daf er ihn, als er ihn nicht in meiner Rede fand, ſelbſt hinein: 
‚geftellt hat. (Lärm rechts. Sehr qut! links. — Glode des Präfidenten.) 

Präfident: Derartige Unterfchiebungen kann id dem Herrn 
Redner nicht gejtatten. 

(Bravo! rechts. Auf links: Umwahrheit! Nuf rechts: Ruben) 
Der Herr Neichöfanzler hat das Wort. 

Fürft Bismard*): 

Meine Herren, ich bin zu wenig Nhetorifer und ich Tege zu 
wenig Gewicht auf rhetoriſche Effecte, um dergleichen Vorwand zu 
einer Heußerung**) zu brauchen. Der Herr Vorredner iſt viel 
geſchulter in der Nhetorif, und ich habe mich etwas geſchämt, in 
meinem bausbadenen Deutſch nad feiner wohlgejhulten Nede 
REN LEE (Oh! line.) 


Ib kann es aber nicht anders geben, als es mir gewachſen ift. 
Aber das laffe id) mir denn doch nicht aufreden, daß der Herr 
Vorredner nun mit jo ftarfer Tonart und mit folder Unterz 
ftreihung und bloß durch den rhetorifchen Accent, den er auf feine 
Sache legte, nun die Wirkung defjen, was er und vor ihm Andere 
gejagt haben, abſchwächen oder gar volltändig verleugnen wollte, 
are! (Ruf links: Gewiß!) 

3. 900. 
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Sie werden nahher das Wort nehmen fönnen; lajjen Sie mid) 
ausreden! — Wenn man “jemanden bejehuldigt, daß er fich mit 
dem Herrn, der für ihn auf diefer Welt der Höchſtſtehende und 
am meiften zu Schägende und zu Ehrende ift, alfo mit meinem 
angeftammten König und Herrn, — daß id mid mit deſſen 
Perſon — und das hat Doch der Herr gejagt — mit deſſen 
Namen mich deden wollte, um einer gefeglichen Verantwortlichkeit 
zu entgehen, die jonft auf mir laftet, wenn das nicht einen Vor: 
wurf der Feigheit im Dienfte enthält, dann find wir über die Logik 
der Worte nicht einig. 
(Oh! links. Sehr richtig! rechts.) 

Der Herr Vorredner hat mich zweifellos beleidigt durch jeine 
Worte; ih bin aber an Beleidigungen bier vollftändig gemöhnt 
und bin zu alt, um mit Fleiſch und Blut darüber zu Rathe zu 
gehen. Aber ich bitte den Herrn Vorredner, fich doch darüber feine 
Illuſionen zu machen, daß er eine unprovocirte Beleidigung gegen 
einen Ehrenmann, der in feinem Dienfte feine Schuldigfeit thut, 
ausgeſprochen hat, die er nit dadurh gut machen jollte nad 
meiner “dee, daß er fie einfach ableugnet. 

(Oh! links.) 
Sie haben es gejagt und Ihre Ableugnung ift unrichtig! 
(Bravo! rechts.) 


Die Debatte über den Erlaß ſetzte fi) noch Stunden lang fort 
und wurde auch in der folgenden Styung wieder aufgenommen; Fürft 
Bismard betheiligte fich nicht weiter daran, ergriff auh an den 
folgenden Tagen nicht mehr das Wort. Am 30. Januar 1882 jchloß 
Staatzfecretär, Staatöminifter v. Boetticher die Situngen des Reichs: 
tags durch DVerlefung einer entipredhenden Kaiſerlichen Botſchaft. 


24. 1. 1882. 


RAnbang I 


Actenjtüche, betreffend den Anſchluß Hamburgs an das 
Reichszollgebiet. 


1. 
Schreiben des Fürfen Sismard an Finanzminifter Bitter. 
G. Poſchinger, Documente zur Gefchichte der Wirthfchaftspolitit IT 335 Fi.) 
Berlin, 15. April 1880. 

Ew. Excellenz beehre ich mid) zu benachrichtigen, daß ich mittels 
heute vollzogenen Immediatsberichts die Genehmigung Sr. Majeflät 
dazu nacgefucht habe, dem Bundesrath den Antrag Preußens, be 
treffend Einſchließung der Stadt Altona und eines Theiles der ham— 
burgifhen Vorſtadt St. Pauli in das Neichszollgebiet, vorzulegen. 

Mas die bisherige Behandlung der Unterelbe von Hamburg bis 
Curhaven als Zollausland betrifft, jo bin ih mit Em. Ercellenz dar 
über einverftanden, daß, infomeit diefe Behandlung auf Bundesraths: 
beichlüffen beruht, zu einer Aenderung entjprechende neue Beſchlüſſe 
des Bundesraths erforderlich fein werden. Dagegen glaube id) den 
Ausführungen des Schreibens vom 12. d. M., welde eine völlerrecht⸗ 
lie Begründung des beftehenden Zuftandes auf Beitimmungen der 
Elbſchifffahrtsacte, beziehungsweife der Wiener Congrefacte von 1815 
zurüdführen, nicht beitreten zu lönnen. 

Meines Dafürhaltens gilt die Zolleinheit des gefammten Reichs 
gebietö als ein durch die Reichsverfaſſung feſtgeſtelltes Grundgeſetz des 
Reichs, deſſen Wirkſamkeit, wenn fie auch durch die Verfaſſung ſelbſt 
tranſitoriſchen Einſchränkungen unterworfen worden, durch die im Prager 
Friedensvertrag reactivirte Elbjchifffahrtsacte nicht durchbrochen werden 
ann. Auch durch die revidirte Elbjchifffahrtsacte diefes Jahres wird 
hierin Nichts geändert werden fünnen. Ich vermag der Elbacte über- 
haupt, gleichviel ob und in weldem Sinne eine Nevifion derfelben er— 
folgt, der Reichsverfaſſung gegenüber nicht die Tragweite beizumeſſen, 
uns innerhalb des Neihögebiets an eine beftimmte Lage der Zoll: 
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grenze zu binden. Wäre das Begentheil richtig, jo wären aud die 
bereits erfolgten und überhaupt jede noch jo geringe Verſchiebung 
unferer Zollgrenze an der Elbe ohne fremde Zuftimmung nicht gültig. 
Noch weniger wird ein derartiger Anfprud gegen uns auf die Bes 
ftimmungen der Wiener Congreßacte von 1815, durch welde feiner 
Zeit die Freiheit der Schifffahrt auf ven, verſchiedene Staatsgebiete 
trennenden oder durchlaufenden Flüffen im Prineip gefichert werden 
follte, begründet werden können. Kein Staat würde fi eine ſolche 
Auslegung der betreffenden Bejtimmungen gefallen laſſen Tonnen. 
Wollten wir diefelbe in Bezug auf die Elbe zugeftehen, jo würde fie 
er anderen Staaten gegenüber auf andere Flüfje Anwendung finden 
en. 

Ohne auf die Verhältnifje an den Mündungen des Rheins, der 
Donau, der Schelde 2c. hier näher eingehen zu wollen, erlaube ich mir 
zu bemerfen, daß wir dem Intereſſe, weldes andere Staaten an ber 
Belaſſung des bejtehenden Zuftandes auf der Unterelbe haben mögen, 
unſererſeits feine Berückſichtigung ſchuldig find. Mit demſelben Rechte 
würden wir auf Grund des Intereſſes, welches wir an den Zoll: 
einrichtungen auf Flüffen in fremden Gebieten, wie Seine, Loire, 
Themſe und ähnlichen nachweiſen könnten, auch für uns ein Zuftimmungs: 
recht zu dort etwa vorgehenden Aenderungen beanſpruchen dürfen. 

Indem ic, hiernad daran fejthalte, daß wir uns über die Frage 
der für die Unterelbe beabfichtigten Aenderung der Zollgrenze und über 
die Modalitäten der Ausführung lediglich vom Standpunkte der Reichs: 
intereffen und nad Zwedmäßigkeitsgründen jhlüffig zu machen haben, 
werde ich mit lebhaften Intereſſe den weiteren Mittheilungen entgegen: 
jehen, welde Ew. Ercellenz mir über das Ergebni der im diefer 
Tegteren Richtung eingeleiteten Unterfuchungen in Ausficht geftellt haben. 
Mit Bezug Hierauf habe ich noch Folgendes zu bemerken: 

Sollte die Verlegung der Zollgrenze auf die Höhe von Cuxhaven 
fid) als unbequem erweiſen, dann könnte diefelbe ohne Schaden für 
den erftrebten Zwed aud höher hinaufgezogen werden, fei es in Die 

von Brunsbüttel oder bei Glüdjtant, wo die Elbe ſich ſchon 
als ein Fluß mit zwei Ufern Fennzeichnet, die mit einander in Verkehr 
ftehen. Dort würden die Unbequemlichteiten, welche bei Cuxhaven in 
Betracht kommen Fönnten, jeden Falls in geringerem Mafe hervortreten. 
Wenn auch nur bei Glüdftadt oder ſelbſt auf der Höhe von Stade 
der regen gelegt würde, jo würde aud damit immer die politifche 
werden, auf die es vorläufig antommt, nämlich die 
Emwiligung Hanburge zum Eintritt in das Zollgebiet herbeizuführen, 
und es — zugleich die Nachtheile, die dem Zollgebiete und ind: 
Be une beider Elbufer aus dem Ausſchluß Hamburgs 
und des Flußbettes Unterelbe erwachſen, doch auf ein geringeres 
Maß befchräntt. 


* 
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Verträge zwifchen deutfhen Staaten über die Wefer werben ihre 
Erledigung nad) Mafgabe der Neichsverfajjung durd Anwendung und 
Ausführung diefer finden Fönnen. 





2a. 
Antrag Preußens an den Bundesrath. 
(v. Poſchinger a. a. D. 1276 ff.) 
Berlin, 19. April 1880. 

Als die Herzogthümer Schleswig-Holftein 1867 in den Zollverein 
aufgenommen wurden, war bie preufijche Negierung bezüglid) der Stadt 
Altona der Meinung, daß es fi empfehle, diefe Stadt zunächſt von 
der Aufnahme in das Zollgebiet auszuſchließen, alfo in gleiher Lage 
wie das benachbarte Hamburg zu belafien und weitere 
darüber abzuwarten, wie die Verhältniffe nad) dem Anſchluß der Elb- 
herzogthümer ſich geftalten würden. Der Art. 6 des Vertrags zwiſchen 
dem Norddeutſchen Bunde, Bayern, Württemberg, Baden und Hefjen 
über die Fortdauer des Zoll: und Handelsvereins vom 8. Juli 1867 
enthielt die Bejtimmung, daß die den Einfluß in das Zollgebiet 
vorausfegenden Vorſchriften des Vertrags unter Anderem auch auf die 
Hanfeftädte Lübek, Bremen und Hamburg mit einem dem Zweck ent: 
ſprechenden Bezirk ihres oder des umliegenden Gebiets vor] eine 
Anwendung finden follten. Das Präfivium des Norddeutſchen 
behielt ſich dabei vor, fobald die Gründe aufgehört hätten, welche die 
volle Anwendung des gedachten Vertrags auf den einen oder anderen 
der im Art. 6 unter Nr. 1 genannten Staaten und Gebietstheile zur 
Zeit ausfhlofien, den Negierungen der übrigen vertragenden Theile 
davon Nachricht zu geben, Der Bundesrath des Zollvereins jollte als: 
dann über den Zeitpunkt beſchließen, an welchem die Beftimmungen 
der Art. 3—5 und 10—20 des Vertrags in diefem Staat over Ges 
bietötheil in Wirkfamteit zu treten hätten. 

In den Art. 33 und 34 der Verfaſſung des Nordveutihen Bundes 
vom 26. Juli 1867 wurde demnächſt bejtimmt, daß der Bund ein 
Zoll: und Handelsgebiet zu bilden habe, von welchem die wegen ihrer 
Lage zur Einſchließung in die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen 
Gebietstheile ausgefchlofien bleiben jollten, wogegen die Hanſeſtädie 
Lübet, Bremen und Hamburg mit einem dem Zwed entiprehenben 
Bezirke ihres oder des umliegenden Gebiets als Freihäfen außerhalb 
der gemeinfchaftlihen Zollgrenze bleiben follten, bis fie ihren Einſchluß 
in diefelbe beantragen würden. Die gleiche Vorſchrift bezüglich ber 
Hanfeftäbte Bremen und Hamburg findet fih im Art. 34 der Ver: 
faffung des Deutſchen Reichs. Es erſchien gegenüber viefen Beſtim 
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mungen zwedmäßiger, die Stadt Altona zunachſt gleih Hamburg aufer- 
halb der Zollgrenze zu belaſſen, um beide Städte fpäter gemeinfchaftlich 
dem Zollgebiet anzujchließen. Man ging damals von der Auffaſſung 
aus, daß es nicht ohne Bedenken fein werde, Hamburg und Altona 
bei ihren engen Verkehrsbeziehungen zu einander von vorn herein durch 
eine ſchwierige Zollgrenze zu trennen. 

Der bei Weitem größte Theil der im Art. 6 des Vertrags vom 
8. Juli 1867 aufgeführten Zollausfhlüffe ift ſeitdem dem Zollgebiet 
angejchlofjen worden, außer den Elbherzogthümern namentlich Lauen⸗ 
burg, die beiden Medlenburg und Lübech. Die Hanfeftädte Bremen 
und Hamburg verharren dagegen noch jest in ihrer Stellung außerhalb 
des Zollgebiets, und es gewinnt den Anſchein, als betrachteten ſie ihre 
Freihafenſtellung nicht mehr als eine vorübergehende, wie ſie nach dem 
Vertrage vom 8. Juli 1867 und im Sinne der Beſtimmungen der 
Verfafjung des Norddeutſchen Bundes und der Reichsverfaſſung auf: 
zufafjen ift, jondern als eine definitive. Damit verliert der hauptſäch- 
lichfte Beweggrund, welder im Jahre 1867 zum Ausſchluß Altonas 
führte, feine Bedeutung, und die preußiſche Regierung mußte ſich die 
Frage vorlegen, ob diejer Zuftand auch ferner aufrecht zu erhalten ſei. 

Obgleich die Einwohnerzahl der Stadt Altona jeit dem Jahre 
1868 erheblich zugenommen hat, Tann dod die Geftaltung der Ver: 
hältnifje diefer Stadt in den zulegt verflofjenen zwölf Jahren als eine 
günftige nicht bezeichnet werden. Wie die unter I anliegende Ueber— 
ſicht ergibt, war die Zahl der in Altona angefommenen Seeſchiffe, 
— im dehre 1868 noch 977 mit zuſammen 80925 Regiſtertons 
betrug, im Jahre 1878 bereits auf 567 mit zufammen 57455 Negifter: 
tonö gejunten, während die Zahl der in Hamburg eingegangenen See: 
ihiffe im Jahre 1868 5279 mit zufammen 1532665 Regiftertons und 
im 1878 5308 mit zufammen 2273342 Negiftertons betragen 
hat. Anzahl der ausgegangenen Schiffe betrug nach der bezeich: 
neten Anlage: 

für Hamburg: für Altona; 
im Jahre 1871 
5457 mit 1886784 Regiftertong, 1038 mit 61546 Regiftertons, 
im Jahre 1878 


5316 mit 2284116 Negiftertons, 500 mit 55903 Negiftertons. 
‚Der Beftand der Rhederei an Schiffen belief fich 
für Hamburg: für Altona; 


im Jahre 1867 

auf 487 mit 183157 Negiftertons, auf 50 mit 12768 Negiftertons, 
im Jahre 1878 

auf 469 mit 219861 Negiftertons, auf 32 mit 9003 Negiftertons. 
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In allen diefen Beziehungen ift für — ein erheblicher 
Fortſchritt, für Altona dagegen ein Nüdjchritt bemerkbar. 

‚Hiermit ftimmt es überein, wenn das Commerzeollegium in Altona 
in feinen Jahresberichten darauf hinweiſt, daf der dortige — 
gegenüber dem Hamburger immer mehr an Bedeutung verliere, 
feine neuen Häufer von Exheblihteit in Altona entftehen, daß 
ſame Leute nad Hamburg überfiedelten, da Altona immer mehr eine 
Vorjtadt von Hamburg werde und daß die Altonaer Jnduftrie nicht 
gedeihen könne, weil ihr wegen der unmittelbaren Nähe der Zollgrenze 
nur der Plagconjum zur Verfügung ſtehe. 

Aus der unter IT beigefügten Nachweiſung der in den Jahren 
1868 bis 1879/80 in Altona zur Gewerbefteuer vom ftehenden Ge— 
werbe veranlagten Gewerbetreibenden geht hervor, daß ungeachtet 
Zunahme der Bevölkerung die Anzahl derjenigen, welche Handel in 
bedeutenden oder aud nur in mittlerem Umfange betreiben (Claſſe AT 
und AIT) in der Abnahme begriffen it, mährend die Zunahme 
der zum Mittelfage von 24 Mark in Claſſe B und H bejteuerten 
Händler und Handwerker ein bedenkliches Zeichen für den lediglich in 
den geringften Verhältnifjen fich bewegenden Verkehr ift. Ebenfo haben, 
wie die angejchlofiene Nadweifung III ergibt, die Erträge an claffi- 
fieirter Einfommenfteuer und Claſſenſteuer mit dem Anwachſen der 
Bevölkerung feinen gleichen Schritt gehalten, fondern find, — an 
ich geftiegen, doch relativ zurüdgegangen. Es würde leicht fein 
des Näheren nachzuweiſen. Alles deutet darauf hin, daß ber — 
ſtand der Bevölkerung der Stadt Altona ſtetig abnimmt und daß, 
die Vermehrung der Bevölferungsziffer anlangt, ein ſehr ſtarker 
von Perfonen mit geringem Einkommen ftattgefunden hat, von 
ein großer Theil für Hamburger Gejchäfte arbeitet, und welde der 
ſtadtiſchen Cafje erhebliche Ausgaben, namentlich in Bezug auf Schul: 
und Armenverwaltung verurfachen, dagegen nur verhältnißmäßig geringe 
Beiträge zur Stadtcafje leiften. 

Unter diefen Umjtänden kann die preußiſche Regierung ſich der 
Verpflichtung nicht entziehen, den Einſchluß Altonas in das Zoll: 
gebiet ernftlich ins Auge zu fallen. Es ift zu hoffen, 3 dadurch 
nicht bloß der in Verbindung mit dem Zollinlande frei geworden 
Handel diefer Stadt neue und auf den Directen Verkehr mit dem ger 
ſammten deutfchen Hinterlande bafirte fihere Grundlagen gewinnen würde, 
fondern au, daß die gewerbliche Thätigkeit dieſer Stadt einen neuen 
Aufſchwung erlangen und, befreit von der übermädhtigen Concurren; 
Hamburgs, zu einer jelbftändigen Entwidelung werde fommen fönnen- 

Der Ausführung einer folden Maßregel ftehen indefjen bei den 
örtlichen Verhältnifjen erhebliche zolltechniſche Schwierigkeiten entgegen. 

Die Grenze zwiſchen Altona und der hamburgiihen Vorftabt 
St. Pauli läuft auf einer langen Strede zwiſchen Häufern und Höfen 
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Durch und iſt für Errichtung einer Zollgrenze jehr ungeeignet, da 
nirgends eine weitere Umficht für die Controlbeamten möglich ift. Eine 
viel beffere Grenze würde ſich gewinnen laffen, wenn zugleich mit 
Altona ein Theil der Hamburgiihen Vorſtadt St. Pauli dem Zollgebiet 
angefchlofien würde. Die Zollgrenze würde dann von der Elbe bis 
zum Millernthor an die alte Stadtumwallung, demnächſt nördlich an 
Die unbebaute Seite der Eimöbütteler Strafe zu verlegen und am 
Pferdemarkt mit der politiſchen Grenze zwijchen Altona und St. Pauli 
zu vereinigen fein, in der Nähe des Bahnhofs Schulterblatt aber in 
die gegenwärtige Zollgrenze einmünden. 

Daf der Einſchluß Altonas in das Zollgebiet von der Zuftimmung 
Hamburgs nicht abhängig fein kann, bedarf feiner weiteren Darlegung. 
Dem Bundesrath wird aber auch die Befugnif nicht beftritten werden 
Lönnen, den Anjchluß der hamburgifchen Vorſtadt St. Pauli oder eines 
Theils derſelben ſelbſt ohne die Zuftimmung Hamburgs zu bejchliehen. 
Nach Art. 34 der Reichsverfaſſung bleiben die Hanfeftädte Bremen und 
Hamburg mit einem dem Zwede entſprechenden Bezirke ihres 
oder des umliegenden Gebiets als Freihäfen außerhalb der gemein: 
ſchaftlichen Zollgrenze, bis fie ihren Einſchluß in diefelbe beantragen. 
Die Frage, wer darüber zu entjcheiden hat, in welchem Umfange eine 
Ausihliepung des ftädtiihen Gebiets aus der Zollgrenze erforderlich 
iſt, um dem Zwed der Sreihafenftellung zu entſprechen, wird beim 
Mangel einer bezüglichen. Anordnung im Art. 34 nad) den allgemeinen 
Vorſchriften der Neichsverfaffung zu beantworten fein. Der Art. 7 
der Verfafjung weiſt der Entjcheidung des Bundesraths unter Nr. 2 zu: 

die zur Ausführung der Reichsgeſetze erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorjchriften und Einrichtungen, ſofern nicht durch 
Reichsgeſetz etwas Anderes beftimmt ft. 

Zu den Neichögejegen in diefem Sinne gehört auch die Reich: 
verfafjung, zu den zur Ausführung derjelben erforderlichen Einrichtungen 
auch die Verlegung der Zollgrenze innerhalb des Bundesgebiets in den 
durch Art. 33 Abſ. 1 und Art. 34 gezogenen Schranken. Ein Zweifel 
hierüber fann um fo weniger bejtehen, als dem Bundesrath in Bezug 
auf die Zölle und Verbrauchafteuern bereits durch den Art. 37 der 
Verfafjung des Norddeutſchen Bundes und den Art. 8 $ 12 des Zoll: 
vereinsvertrags vom 8. Juli 1867 das Necht der Beſchlußfaſſung über 
die zur Ausführung der gemeinfamen Gejeggebung dienenden Ver: 

hriften und Einrichtungen übertragen war, welches Recht 
ihm alsdann durd Art, 7 der Neichsverfaffung ganz allgemein, und 
nur mit dem Vorbehalte, daß nicht durch Neichögefege etwas Anderes 
beſtimmt morden, zugejtanden ift. Dem Bundesrath gebührt hiernach 
auch die Entſcheidung darüber, welcher Theil des Hamburger Gebiets 
im Intereſſe der Freihafenftellung von der Zollgrenze auszufchließen 
it. Daß aber zum Zwecke der Freihafenftellung Hamburgs der Aus: 

Bismards poltifde Reden. IX, 17 
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ſchluß der g Vorftadt St. Pauli a 
fftng nit rag Haben, Daß eine große yefile Gl, melge 
im Uebrigen alle Bedingungen einer befriedigenden Eriftenz und eines 
blühenden Verkehrs in ſich vereinigt, zu einem weiteren Zurüdgehen 
a 2 
anlafjung gibt, von der Freihafenftellung der Letzteren und deren 
Freihandelsinterefien abjorbirt zu werden. 
Es wird beantragt: 


behaltlich der näßeren Movalitäten der Aus; die Stadt 
Altona und der im Vorftehenden näher bezeichnete der ham: 
burgifchen Vorftadt St. Bauli in das Zollgebiet einzufchliefen fei. 





2b. 


Gegenantrag Hamburgs an den Bundesrath. 
(„Boffifhe Zeitung” 4. Mai 1880 Nr. 124 Abendausgabe.) 
Hamburg, 28. April 1880. 

Die Königlich preußische Negierung hat dem Bundesrath in deffer 
Sitzung vom 22. April den Antrag übergeben, zugleih mit der Stabt 
Altona aud einen Theil der hamburgiihen Vorftadt St. Pauli dem 
Bollgebiete anzufchließen. 

Die mehrfach ftattgehabte Einverleibung größerer oder kleinerer 
hamburgiicher Gebietstheile in das Zollgebiet ift bisher ausnahmslos 
auf Grund eines vor der Beſchlußfaſſung bewirkten Einvernehmens mit 
der Regierung des hamburgijchen Freiftaats erfolgt. Da im vorlie- 
genden Falle im Gegenja hierzu der angerufenen Entſcheidung des 
Bundesraths ein Verſuch der Verftändigung mit Hamburg nicht vor⸗ 
ausgegangen ift, da die benachbarte Negierung «8 nicht für geboten 
erachtet hat, der hamburgiſchen aud nur vorgängige Kenntnig Davon 
zu geben, daß fie eine in die Intereſſen des hamburgifchen Gemein: 
wejens auf das Tieffte einfhneidende Aenderung des beftehenden Zur 
ſtandes anftrebe, jo ſieht ſich der Unterzeichnete beauftragt, die Stellung, 
welde Hamburg zu dem fraglichen Antrage und zu der rechtlichen 
Begründung deijelben einnimmt, dem Bundesrath in der — 
Erklärung ganz ergebenſt darzulegen. 

Die den Hanfeftäbten Bremen und Hamburg im Urt. 34 der Ver: 
fafjung des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen Neichs auf Grund 
voraufgegangenen Bündnifvertrags ertheilte Zuficerung, daß fie als 
Freihäfen außerhalb der gemeinichaftlihen Zollgrenze bleiben jollen, 
bis fie ihren Einſchluß in diefelbe beantragen, hat der Senat von 
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jeher als ein Anerfenntnif betrachtet, daß die volle Erfüllung der 
diefen Städten naturgemäß zufallenden Aufgabe, den Seehandel in 
großem Maßſtabe zu pflegen, nad der geographifchen Lage derfelben 
und nach den jonftigen im Weltverfehr mapgebenden Factoren die Bei- 
behaltung einer freiheit der Bewegung erfordere, welche ihnen unter 
den gegebenen thatjächlihen Verhältniffen und bei dem damaligen 
Stande der Zollgejebgebung im Zollverein nicht geboten werden fonnte. 
Er hat in diefem Nejervatrecht zugleich eine Gewähr dafür erbliden 
dürfen, daß die nationale Bedeutung des hanfeatifhen Handels: und 
Scifffahrtsverfehrs aud in dem neu geeinigten Deutfchland volle Wür- 
digung finden und den Städten die Möglichkeit gefichert jein werde, 
der Pilege defjelben auch ferner mit Anfpannung aller ihrer Kräfte 
und ohne Beforgniß vor plöglien und unvorbereiteten Eingriffen fi) 
zu widmen. Der Senat vermag daher den Art. 34 nicht dahin aufs 
zufaſſen, daß die den Städten gewährleiftete Freihafenftellung eine bloß 
vorübergehende in dem Einne fein fole, daß jie aud ohne Rückſicht 
auf den Entwidelungsgang der deutihen Zollgefeggebung in gegebener 
Frift ihr Ende zu erreichen habe. Die Beftimmung des Zeitpunftes, 
zu weldem die Aufhebung der Freihafenftellung ohne Schädigung 
der großen Handels: und Verkehröinterefjen ausführbar fein werde, iſt 
vielmehr der Entſchließung der Städte ſelbſt vorbehalten worden, und 
es bedarf nur des Hinweifes auf die mit dem neuen Zolltarif ein: 
getretene Vermehrung der Schwierigkeiten und Behinderungen, welde 
die zollamtlice Abfertigung des gefammten hamburgiſchen Seeverkehrs 
der freien Bewegung unabwendbar bereiten würde, um die Thatjache 
zu erklären, daß der Senat den gegenwärtigen Zeitpunkt nicht für ge— 
eignet hält, um den im Art. 34 ihm vorbehaltenen Antrag auf Einſchluß 
in die Sollgrenze, ſei es mit Bezug auf die ganze Stadt, fei es mit 
Bezug auf die Vorftadt, zu ftellen. Denn aud die Einverleibung der 
Vorſiadt erachtet der Senat nach dem Sinne und der Abficht des Art. 34 
abhängig von der Einwilligung Hamburgs. 

Wenn der Art. 34 vorjchreibt, daß die Stadt Hamburg mit einem 
dem Zwecke entiprechenden Bezirk ihres oder des umliegenden Gebiets 
außerhalb der Zollgrenze verbleiben ſolle, fo ergibt diefer Wortlaut 
zunäcit, daf der Ausſchluß der Stadt allein von vorn herein nicht ge: 
nügend erachtet ift für den Zwed der Freihafenjtellung, daß das Frei: 
fengebiet vielmehr eine ausgebdehntere Begrenzung erhalten jolle. 

dies aber der Fall, jo kann es nad Mafigabe der thatjächlichen 
BVerhältniffe nicht zweifelhaft erſcheinen, daß die Zufiherung des Art. 34 
zum Mindeften die Vorftädte Hamburgs und vor Allem die Vorftabt 
St. Pauli mit umfaßt. 

St. Pauli, das nad jeiner Entftehung noch den Namen der 
Vorſtadt trägt, bildet nicht etwa einen jelbftändigen, von der Stadt 
Hamburg abgefonderten Wohnplag mit eigenem Mittelpunft, nad) weldem 
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das bürgerliche Yeben in feinen verjchiedenen Aeußerungen gravitirte, 
es iſt nicht etwa eine abgejondert conftituirte, mit eigenen Organen 
für die öffentlichen Angelegenheiten verfehene Gemeinde, im Gegentheil, 
die Vorftadt ift vermöge des naturgemäßen Bildungs: und Entwidelungs- 
ganges großer Städte ein integrirender Theil Hamburgs A und 
mit der alten Stadt in gleicher politiſcher, adminij und gerichtlicher 
Drganifation in dem Mafe verichmolzen, daß ſich in dieſem über 
53000 Einwohner umfafjenden Stadtbezirke außer einem Kirchen: und 
einem Armencollegium, ſowie außer einem Bezirlsbureau der ftäbtijchen 
Polizeibehörde eine Behörde irgend einer Art überhaupt gar nicht 
befindet. 

Wird ſchon hiernach anzuerkennen fein, daß St. Pauli im Sinne der 
Neichsverfafung zur Stadt Hamburg gehört, fo kommt hinzu, daß gerade 
derjenige Theil, deſſen Einverleibung in das Zollgebiet behufs Ge— 
winnung einer vermeintlich befferen Zollgrenze für die Stadt Altona 
beantragt wird, vermöge feiner Lage an einem der belebtejten Theile 
des Hafens, feiner Landungspläge, Speiher und Zagerräume und der 
vornehmlich auf die Ausrüftung und Verproviantirung der Schiffe ge- 
richteten Gemwerbsthätigfeit feiner Bewohner einen wefentlihen Theil der 
eigentlichen Gejchäfts: und Hafenjtadt bildet, der Freihafenftellung in Art. De 
gewährleiftet wird. Die projectirte Zolllinie würde die volfreihjten Stadt: 
theile von einander trennen, fie würde die großen Verfehrsadern — —— 
der Stelle durchſchneiden, wo dieſe am lebhafteſten pulfiren. Sie iſt, wenn 
überhaupt ausführbar, ſchwerlich auf die Dauer haltbar. Ihre Aus: 
führung würde aljo gerade diejenigen Mißſtände herbeiführen, deren 
Fernhaltung durch die dem Art. 34 gegebene weite Faſſung unter allen 
Umftänden als gefichert betrachtet werden dürfte. Diefelbe würde mit- 
bin in hohem Grade geeignet fein, die Freihafenftellung Hamburgs 
zu_gefähtden, und beshalb mit der Abſicht und dem Awede der Ver- 
faffungsbeftimmung in Widerfprud treten. In der That ijt es, als 
es ſich vor zwölf Jahren um bie Feftftellung desjenigen Bezirkes handelte, 
mit welchem in Gemäfheit des Art. 34 die Stadt Hamburg vom Zoll 
gebiet ausgeſchloſſen bleiben ſoll, die Möglichkeit einer Trennung 
St. Paulis von der Stadt von feiner Seite auch nur angebeutet 
worden. Zugleich aber ift der Berechnung des der ftäbtifchen Benöl- 
ferung auferlegten Zufhlags zum Averfum die Thatjahe ohne Wider⸗ 
fprud und als eine jelbjtverftändlice zu Grunde gelegt, daß Die 
Bevölkerung der Vorſtadt St. Pauli als ſtädtiſche zu betrachten fer. 

Auf Grund der vorftehenden Ausführung erachtet der Senat eine 
die freie Entſchließung Hamburgs behindernde Anordnung des Bundes: 
raths, wie’ fie von der Königlich preufifchen Regierung 
wird, für unvereinbar mit dem Art. 31 der Reichsverfaſſung 
das feſte Vertrauen, daß die hohen YBundesregierungen die 
Verfafjungsbeftimmung auch gegenwärtig in demſelben Einne 
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werden, in welchem fie urfprünglich befchloffen worben, und daß der 
Schuß, melden die Reichsverfaſſung den bejonderen Rechten einzelner 
Staaten gewährt, auch im vorliegenden Falle nicht werde verſagt werden. 
Es wird beantragt, 
der Bundesrath wolle bejchließen, daß die Eimverleibung 
eines Theiles der hamburgifchen Porjtadt St. Pauli in das 
Zollgebiet ohne Zujtimmung des Senats der freien und Hanſe— 
jtadt Hamburg unzuläjfig ſei; auch die Beſchlußfaſſung über diefen 
Antrag der meiteren Berathung des Antrags der Königlich 
preußifchen Regierung vom 19. April auf Grund eines von 
dem PVerfaffungsausfchuffe zu erftattenden Berichts voraufgehen 
zu laſſen. 


3. 
Rundſchreiben des Fürſten Bismarck an die preußiſchen Miſſionen 
in Dentſchland. 
(v. Poſchinger a. a. O. II 328 ff.) 


Berlin, 2. Mai 1880. 

Em. 2c. werden aus den öffentlichen Blättern Kenntniß von dent 
Antrag haben, melden wir in Bezug auf die Begrenzung des ham- 
burgifchen ?yreihafens an den Bundesrath gerichtet haben, und von der 
Gegeneingabe der freien Stadt Hamburg. Ich erſuche Em. ꝛc., den 
diesjeitigen, ebenfomohl im Neichsinterefje als im preußiichen der Stadt 
Altona geftellten Antrag angelegentlih zu befürworten und dabei nad: 
itehende Argumente zu benußen. 

Allen Denen, welche bei den Uebergängen aus dem Zollverein in Die 
Reichsverfaſſung mitgewirkt haben, wird wie mir erinnerlich fein, daß 
uns Damals der Gedanke, einen ewigen Ausihluß der Hanjejtädte aus 
der Zollgemeinfchaft des Reichs herzuitellen, fern lag. Die Ermägungen, 
welhe der vollen Einverleibung der Städte in das Neichszollgebiet 
entgegen jtanden, beruhten vorwiegend auf dem Umſtande, daß die 
Einrichtung von Entrepötlagern, deren der Welthandel diejer Städte 
bedarf, damals nicht vorhanden und der Zeitraum nicht genau zu be— 
ftimmen war, in welchem diejelben ſich in zweckentſprechender Weiſe 
mit oder ohne Betheiligung des Reichs an den Koſten würden her: 
jtellen lafjen. In dem Gedanken, daß alle Theile darüber einig wären, 
daß es fih um eine Zeitfrage handelte, welche nad) Bequemlichkeit der 
Hanfeftädte gelöft werden follte, wurde damals das Gebiet, welches 
zur Herftellung der Zwecke eines Freihafens erforderlid tft, ausgiebig 
und ohne genaue Prüfung der Bedürfnißfrage bemeſſen. Nachdem in 
den jüngjten zwölf Jahren aber nicht nur zur Vollendung unferes 
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Zollſyſtems keinerlei Schritte und Vorbereitungen ſtattgefunden haben, 
jondern im Gegentheil evident geworden ift, daß die beiven betheiligten 
‚Hanfeftädte das ihnen gewährte Privilegium zum Nachtheil von Millionen 
Einwohnern der umliegenden Gebiete für immer feſtzuhalten beabjich- 
tigen, find wir genöthigt, unfererfeits den Bundesrath anzurufen, um 
dieſe Nachtheile auf dasjenige Maß zurüdzuführen, deſſen ſchließliche 
Vefeitigung nad) der Verfafjung von der Zuftimmung jener beiden 
Bundesftaaten abhängt. Bon den Anwohnern beider Ufer der Unterelbe 
und der Unterwejer, die mindeſtens die vier: bis ſechsfache Zahl der 
Einwohner der Zollausſchlüſſe bilden, kann nicht verlangt werden, daß fie 
für immer durd einen ungefähr 100 Kilometer langen Streifen Zoll: 
ausland von einander abgejperrt fein follen. Einen ſolchen Streifen 
bildet bisher die Wafferflähe der Elbe von Hamburg bis an das Meer, 
jo daß die Ufer derjelben zwiſchen Harburg, Stade, Otterndorf einer: 
jeits und Altona, Glüdsftadt, Brunsbüttel andererfeits von einander 
wie vom Auslande abgeſchloſſen find und den binnenländifchen Verkehr 
durch zwei Zolllinien längs ber Elbe unterbroden finden. Am nach 
theiligjten wirft diefe Unterbredung natürlich zwiſchen Harburg und 
Altona und in der weiteren Linie zwiſchen Hannover und den Herzog: 
thümern, zwiſchen dem weftlichen Deutjchland und dem baltiihen Norden, 
weil dort die Haupteifenbahnen von Südweſten nad Nordoften den 
Hamburger Zollausihluß paffiren und bei diefem Tranfit durch den⸗ 
jelben bisher von Seite der Stadt: und VBahnverwaltung nicht alle 
die Erleichterungen finden, welche mit den Störungen durd) das Privi- 
fegium Hamburgs ausfühnen könnten. 

Nie die Stadt Altona unter diefen Verhältniſſen gelitten hat, 
ift aus den Anlagen erfihtlih; da in Hamburg die Mehrzahl der 
Bevölkerung zu Gunften einer herrſchenden Minorität ebenfalls leidet, 
wird uns von den verſchiedenſten Seiten gemeldet. Nach einer dem 
Neichötage zugegangenen, mit zahlreichen Unterfchriften bedeckten Petition 
Hamburger Eingeſeſſenen find bei den legten Bürgerichaftswahlen von 
den etwa 23000 Stimmberechtigten 11800 von der Wahl ausgeſchloſſen 
worden, weil fie ihre Steuern nicht rechtzeitig gezahlt hatten. Dafi 
unter ſolchen Verhältnifjen die Socialdemofratie Fortjehritte macht, ift 
nicht zu verwundern. 

Ich halte aus diefen Grimden für meine Pflicht, zu thun, was 
in meinen Kräften fteht, um die Nachtheile, welche das hanfeatijche 
Freihafenfyftem für Millionen von Deutjchen hat, jo weit einzufchränfen, 
als es nad der Neihsverfaffung ohne die Zuftimmung Hamburgs 
möglid) it. 

Der Art. 34 der Verfafjung gibt den beiden Hanfeftäbten nicht 
das Necht auf den Ausſchluß ihres Stantögebietes oder eines beftimmten 
Theiles deſſelben aus dem Neichszollgebiet, fondern mır das Recht auf 
Freihäfen, aljo auf den Ausſchluß ihrer Häfen oder desjenigen Theils 
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ihres oder des umliegenden Ctaatögebietes, ohne welchen der Zweck 
eines Freihafens nicht erfüllt werden fann. Dazu würden bei Hamburg 
ftreng genommen der eigentliche Hafen der Stadt uud über die Waſſer— 
fante dejjelben hinaus das Epeicherviertel genügen, alfo noch erheblich 
weniger, als der vorliegende preußifche Antrag im Ausſchluß belafjen 
will. Jede andere Auslegung des Art. 34 der Berfaflung ift eine 
gezwungene und mit der Entftehungsgefchichte dieſes Artikels und dem 
Art. 7 Nr. 2 der Reichsverfaflung unverträglid. Die Behauptung, 
daß das Wort „Gebiet“ in Art. 34 das fogenannte hamburgijche 
Landgebiet im Gegenfab zu der Stadt Hamburg bedeuten würde, tft 
irthümlih und wird ſchon dadurch widerlegt, daß mit dem Wort 
„Gebiet“ nit nur der von Hamburg zum Freihafen zu nehmende 
Theil, ſondern aud die aus den umliegenden Staaten zuzuziehenden 
Stüde mit demſelben Worte in demjelben Sage bezeichnet werden. Unter 
„Gebiet“ iſt darnach das hamburgiſche, rejpective das preußifche, even: 
tuell auch das beiderftädtiiche, halb Tübediiche Staatsgebiet gemeint, 
fomeit daſſelbe zur Bildung des dem Freihafenzwed entiprechenden 
Bezirks nah dem Ermeſſen des Bundesraths erforderlich fein wird. 
Die Abgrenzung diefes Gebiets gehört zweifellos zu den „Einrid;: 
tungen” zur Ausführung der Neichsgefege, über melde nach Art. 7 
der Bundesrath beſchließt. Für den Fall, daß Ew. 2c. Zmeifel über 
die Anwendbarkeit diejes Artikels auf die vorliegende Maßregel begegnen 
follten,, erlaube ih mir auf das Ahnen durch den Gircularerlaß vom 
30. März mitgetheilte Gutachten des Reichsjuſtizamts zu vermeifen. 

Die agitatorifhen Anträge und Interpellationen, welche in diefer 
Sache gegenwärtig von dem Neichdtag ausgehen, ftehen nicht auf dem 
Boden der Verfaſſung und find ein Verſuch der betreffenden Unter: 
pellanten und Antragfteller, in die verfaflungsmäßigen Rechte Des 
Bundesraths einzugreifen und die Alleinherrfchaft der Reichstagsmajorität, 
jobald fie zu erlangen fein würde, anzubahnen. Ich bin entſchloſſen 
und dabei gewiß, daß ich im inne der Intentionen Sr. Majeftät des 
Kaiſers handle, diefen Beitrebungen mit voller Entjchiedenheit und mit 
allen verfaflungsmäßigen Mitteln entgegen zu treten und die Nechte der 
verbündeten Regierungen zu wahren. Em. ꝛc. wollen hierüber aud) 
die Regierungen, bei denen Ste accreditirt find, bei vorfommender Ge: 
legenheit nicht in Zweifel laffen. Weitere Argumente zur Unterftügung 
unferer Auffafjung in der vorliegenden Sache werden Sie nah Be: 
dürfniß aus den Anlagen dieſes Erlafjes entnehmen können: 

1. dem preußifchen Antrage vom 19. v. M., 

2. dem hamburgifchen Gegenantrage vom 28. v. M., 

3. einem Schreiben, welches ich unter dem 29. v. M. an den 

preußifhen Herrn Finanzminiſter gerichtet habe, 
4. der Anlage eines Berichts des Königlichen Geſandten in 
Hamburg vom 26. April d. J. 
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Ich erfuhe Em. ꝛc., das Vorftehende und die bezeichneten Anlagen 
zunädhft und ohne Zögern bei der Regierung Ihres Wohnfiges zu ver: 
werthen, und fobald dies gejchehen, auch den übrigen Regierungen, bei 
denen Sie beglaubigt find, entweder fchriftlih einen Auszug dieſes Er: 
lafjes mitzutheilen, oder mit den leicht erreichbaren mündliche Be: 
ſprechungen zu juchen. 


4 


Rundfihreiben des Fürften Bismarck an die preußiſchen Geſandten 
bei den dentfchen Bundesflaaten. 


(„Norddeutiche Allgemeine Zeitung” 8. Mai 1880 Nr. 211.) 


Berlin, 6. Mai 1880. 


Auf Em. ꝛc. gefälligen Bericht . . . erwidere ich ergebenit, daß die 
Hamburger Frage inzwiſchen in den vereinigten Zoll: und Handelsaus: 
ſchüſſen gejtern ausführlich erörtert und in Folge deſſen der einftimmige 
Beſchluß beider Ausſchüſſe gefaßt wurde: 

dem Bundesrath über die techniſche Seite der Anträge 
Preußens und Hamburgs Bericht zu erftatten, ohne die ver: 
fafjungsrechtlihe Frage zur Entſcheidung zu ftellen. 
Zu diefer Entſchließung hat, wie ich glaube, inbefondere die Erwägung 
Anlaß gegeben, daß die Entſcheidungen über zweifelhafte Auslegungen der 
Reichsverfaffung Schwierigkeiten uud Bedenken darbteten; die preußilche 
und Die hamburgifche Auslegung des Art. 34 der Verfaſſung ſtehen 
fih entgegen und Schließen ſich einander aus. Entſcheidet fich Die 
Mehrheit der Stimmen im Bundesrathe für die preußifche Auslegung, 
jo wird Hamburg die Verfaſſung zu feinem Nachtheil für verlegt halten; 
gewinnt Dagegen die hamburgiſche Meinung Die Mehrheit, jo wird 
Preußen die Ueberzeugung haben, daß dieſe Entiheidung gegen die 
Berfaffung und gegen die derſelben zu Grunde liegenden Verträge 
laufe. Da diefe Schmwierigfeiten jich bei jedem Ztreit über Interpre— 
tationen der Verfaſſung wiederholen, jo bin ich fett Einriditung des 
Bundesraths mit Erfolg bemüht aewejen, zu verbüten, daß ragen 
der Art zur Entſcheidung geftellt werden, und ich werde auch im vor: 
liegenden Kalle in demfelben Sinne die Gefährdung der Eintracht unter 
den Bundesregierungen abzuwenden Juchen. 

Als Vertreter Preußens habe ich die licht, Die Rechte Preußens 
im Bunde zu wahren und für die Intereſſen derjenigen preußifchen 
Unterthanen einzutreten, welche durch die gegenwärtige Sejtaltung des 
hamburgiſchen Freihafenbezirks gejchädiat und im Genuß der ihnen auf 
(rund der nationalen Einigung Deutſchlands und des Art. 33 der Ver: 
fafjung zuftehenden Nechte beeinträchtigt werden. Als Neichsfanzler aber 
liegt mir die Pflicht ob, die verfaffungsmäßigen Rechte des Bundesraths 
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wahrzunehmen und die Gejammtheit der verbündeten Regierungen 
in der Ausübung derjelben zu vertreten, jomwohl aegen die Mirfung 
particulariftiiher Beitrebungen und Sympathien der Cinzelftaaten wie 
gegen die centraliftifche Neigung, verfaflungsmäßige Nechte des Bundes: 
rath3 zu Gunften des Reichstags zu verfürzen. Im Namen Preußens 
verlangt die Königlihe Regierung die Ausjcheidung Altonas und der 
fonftigen preußifchen Gebietstheile aus dem ‚sreihafenbezirf und iſt zu 
diefem Verlangen berechtigt, weil die Zugehörigkeit dieſer Gebiete zur 
Erfüllung der Zmede des der SHanjejtadt Hamburg gemährletjteten 
Freihafens nicht erforderlih ijt. Ueber die Berechtigung diejes An: 
ſpruchs Sr. Majeftät des Königs, meines Allergnädiajten Herrn, iſt 
bisher im Bundesrathe eine Meinungsverjchievenheit nicht ausgeiproden, 
im Gegentheil die alljeitige Uebereinftimmung fundgegeben worden. 
Wenn nun durch das Ausſcheiden der preußiichen Gebietstheile aus 
dem Sreihafenbezirf die unabmeislihe Nothwendigkeit einer neuen Be: 
grenzung des letzteren eintritt, jo wird der Bundesrath fich der Pflicht 
nicht entziehen fünnen, nah Art. 7 Abjag 2 der Reichsverfaflung, 
welcher in diefe aus den Traditionen des HZollvereins entnommen tft, 
Beihluß zu fallen. Der preußische Antrag ſpricht vom technifchen 
Standpunkte die Meinung aus, daß die Fünftige Zollgrenze auf dem 
Heiligengeiftfelde zwijchen Hamburg und St. Pauli zmedmäßiger liegen 
würde, als auf der preußiichen Yandesgrenze. Wenn die preußtfche 
Bermwaltung bei Gelegenheit ihres principalen Antrags auf Ausſcheidung 
des preußiichen Gebietes aus dem Sreihafenbezirf dieſer zolltechniichen 
Anfiht Ausdrud gegeben hat, jo iſt fie dabei von preußiſchen inter: 
ejlen nicht geleitet worden; die leßteren machen im Gegentheil, in Sonder: 
interefje der Stadt Altona, das Verbleiben St. Paulis außerhalb 
des Zollvereins wünſchenswerth. 

Nur das Pflichtgefühl, mit welchem die Regierung meines Aller— 
gnädigſten Herrn die Reichszollintereſſen wahrnimmt, hat ſie veranlaßt, 
mehr im Intereſſe der Stadt Hamburg und Vorſtadt St. Pauli als 
in dem der Stadt Altona, jene Zolllinie über das Heiligegeiſtfeld 
dem Bundesrath vorzufchlagen, welcher über diejelbe zu bejchließen 
haben wird. Es tft nicht ſchwierig, einen jolhen Beſchluß zu treffen, 
ohne die Frage über die nterpretation der Verfaſſung bis zum 
Conflict zu jchärfen. Diejenigen Regierungen, welche glauben, daß 
durh Abtrennung der Vorſtadt St. Pauli vom Freihafengebiet ein 
Berfaflungsrecht verlegt oder auch nur berührt werde, werden gegen 
diefe Linie ſtimmen fönnen, und die Zolllinie wird, wenn fie die Majorität 
bilden, dann mit der Yandesgrenze des preußischen und Hamburger 
Gebietes zufammenfallen. Sollte aber eine nach preußifcher Anficht 
unrichtige Auslegung der Neichsverfaflung zur Begründung der Vota 
aufgejtellt werden, jo wird es auch für Preußen nothwendig fein, Die 
nach diesfeitiger Anficht richtige Auslegung der Verfaſſung dein gegen: 
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über zu vertreten, und Tann ich meinem Allergnädigften Herrn in dieſem 
Hal in Seiner Eigenſchaft als Teuticher Kaiſer zu einem Berzicht 
auf zmeifelloje Aufrechterhaltung der Berfaflung nicht rathen. Ich 
würde ungern, aber nothmwendig, aus ſolchen Vorgängen die Ueberzeugung 
entnehmen, daß mein bisheriges Beftreben, Berfaflungsitreitigfeiten zu 
vermeiden, fich nicht durchführen läßt, und die Erfenntniß, daß die Ent: 
jtehung folcher Streitigkeiten, wenn fie nicht mit Sorgfalt verhütet 
wird, bei den meisten wichtigen ragen möglich ift, würde ſchwerlich 
lang auf fi warten laſſen. Ich darf nur an die geichichtlihe That: 
fache erinnern, daß die Verhandlungen des Deutjchen Bundestags in Der 
Periode nah 1848 wejentlich von Verfaflungscompetenzfragen bedroht 
waren, objchon das Gebiet der damaligen Bundesverfaflung ein engeres 
und einfacheres war, als das der heutigen NReichsverfaflung. Cs find 
meine gefchichtlichen Erinnerungen an diefe Zeit und an meine Erleb- 
niffe im Deutichen Bundestage, welche mich ſeit Herjtellung des Nord: 
deutfhen Bundes und des Reiches zum Anwalt derjenigen Borficht 
gemacht haben, mit welcher der Bundesrath bisher jeden Verfaflungs: 
confliet nicht nur, jondern jede Erörterung, welde zu cinem folden 
führen fönnte, vermieden hat. Nach meiner Ueberzeugung enthält die 
politifche Lage Deutjchlands an fih und im Hinblid auf den Entwide: 
lungsgang anderer curopätfcher Länder im Vergleich mit den erjten 
zehn Jahren, welche der Neubegründung deutjcher Cinheit folgten, eine 
verjtärfte Aufforderung für die verbündeten Regierungen, ihre Einig: 
feit unter einander zu pflegen und auch den Schein einer Trübung 
derjelben zu vermeiden. Ich Tann Deshalb meine Bejorani darüber 
nicht unterdrüden, daß in dieſer rein technischen und, im Vergleich mit 
anderen Aufgaben der Zukunft, nicht bedeutenden ‚tage, im Bundes: 
rathe jowohl wie im NReihstage unfere Verfaſſung in der Art, wie es 
gejchteht, auf die Probe geftellt werden Joll. 

Ich zwetfle nicht, daß der preußiiche und der hamburgifche Antrag 
im Bundesrath durch Verſtändigung, ohne Entſcheidung durch Major: 
täten und Minoritäten, wird erledigt werden können. Won Seiten 
Preußens wird jeder dahin zielende Antrag, welder fi im Rahmen 
der Reichsverfaſſung hält, gern erwogen werden, vorausgeſetzt, Daß die 
verbündeten Negierungen in dem Entſchluß eng find, den Verſuchen, 
welde von einigen Mitahiedern des Reichstags im Sinne der Be: 
ſchränkung der verfaflungsmäßigen Autorität des Bundesraths gemad)t 
werden, eimmüthig entgegen zu treten. 

Ew. 2c. erfuhe ich ergebenft, diefen Erlaß Er. Greellenz dem 
Herrn Minifter vorzulegen und ihm Abjchrift deſſelben zu hinterlaſſen. 
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Acnßerungen Bismarks gegenüber einer Depntation des Altonaer 
Induflrievereins am 10. Mai 1880. 
(„Neue Preußiſche Zeitung” 22. Mai 1880 Nr. 107, v. Poſchinger I 282 ff.) 

Borbemerfung Im Nuftrage des Altonaer Induſtrievereins 
erichienen am 10. Mat 1880 der Borfigende des Vereins, Nothnagel, 
und ein Mitglied deſſelben, Semper, in der Neichslanzlei, um fid) 
durch Vermittelung des Geheimen Rats Tiedemann eine Audienz bei 
dem Neichsfanzler zu erbitten. Sie hatten den Auftrag, eine Petition 
gegen die Einverleibung Altonas in den Bollverein zu überreichen. 
Aus einer Karte, die der Petition beigelegt war, murde erfichtlich, 
daß, entgegen der Meinung des Reichskanzlers, eine natürliche Grenze 
zwiihen Hamburg und Altona vorhanden war, ein durd Ballifaden 
getrennter Grenzgraben, der bei Entfernung der Pallijaden die Her: 
ftellung eines Ganges von 8 Fuß Breite gejtattete. Fürſt Bismard 
[ud die Deputirten, nachdem (Heheimer Rath Tiedemann ihm Bortrag 
gehalten hatte, für Nachmittag 3 Uhr zu einer Beiprehung ein. Nach— 
dem er bemerkt hatte, daß er von der Petition Kenntniß genommen 
habe, äußerte er fi etwa in folgender Reife: 

Ich babe die Fleine Karte durchgeſehen, und ich muß geftehen, 
es ift mir angenehm, daraus die mir bisher ganz unbekannte 
Thatjahe entnommen zu haben, daß zwijchen Samburg und Altona 
ſchon eine Art natürliche Grenze beftcht. 

Jede Discuffion darüber, ob Altona wirklich in den Zollverein 
aufgenommen werden joll, ift überflüflig; die Sade iſt unmwider: 
ruflich beſchloſſen. Den Zollanſchluß von St. Pauli habe ich von 
Haus aus nicht verlangt; man hat mir aber gejagt, es ſei nicht 
möglich, zwiihen Hamburg und Altona eine Zollgrenze zu finden; 
die von meinen Räthen vorgeichlagene Linie ift mir als die befte 
und die wenigft Foftipielige bezeichnet worden. Alles Petitioniren 
um den Verbleib außerhalb des Zollvereins Hilft Altona Nichte. 
Dafür will ich die Stadt jelbjtändig machen, ich will fie im wahren 
Sinne des Wortes unterftügen, und die gefammte preußiſche Ne: 
gierung fteht bei diefem Bejtreben auf meiner Seite. Um felb: 
fändig zu werden, fol Altona eine Eifenbahn erhalten, welde 
die Stadt direct mit Berlin, Dresden, Leipzig, Magdeburg, Böhmen 
verbindet. Seitdem die preußiiche Negierung die Magdeburg: 
Halberftädter Eifenbahn angefauft hat, habe ich den Plan gefaßt, 
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von Salzwedel über Hohnftorf, wo die Brüde über die Elbe gebt, 
nah Wandsbek und direct nad) Altona eine Verbindung herz 
zuftellen, damit alle vom Süden fommenden Güter nicht in Ham- 
burg abgeladen zu werden brauden, fondern, gleich wie die vom 
Norden kommenden, direct nad) Altona gehen können. Es ift 
noch eine zweite Linie projectirt, von Berlin über Schwerin nad 
Oldesloe und Kiel. Die Schweriner haben zwar gegen dieſelbe 
petitionirt, fie wollen ihre See nicht verlieren; in diefem Falle 
geht man aber direct nad Parchim. Ich erkläre, diefe Bahn it 
in zweiter Linie gedacht. 

Die Elbe von Hamburg bis Cuxhaven muß gleichfalls auf 
alle Fälle dem Zollverein einverleibt werden. Als preußiicher 
Minifter kann ich es nicht verantworten, daß die Provinzen Han- 
nover und Schleswig-Holftein getrennt find, Ich weiß wohl, daß 
Berge Völker und Nationen trennen, aber Flüffe find dazu ba, 
die Communication zwifchen denfelben aufrecht zu erhalten. Davon 
will id) nicht abweichen, und ic habe den betreffenden Vorſchlag 
ſchon gemacht. Hamburg will ic gerne den Freihafen lafjen; der 
felbe hat aud fein Gutes. Aber der Hamburger muß auch zu 
der Ueberzeugung fommen, daß nicht Alles für ihn ſei und daf 
auch noch andere Leute leben. Und wenn die Hamburger darauf 
binweifen, welche Umftände es verurfahen würde, wenn fie mit 
ihren Schiffen in Curhaven anlegen müßten, fo bemerfe id), daß, 
obgleich der Londoner Handel den Hamburger zehn Mal an Größe 
übertrifft, fein Engländer ſich weigert, vor Yondon anzulegen. 

In Bezug auf Hamburg denke ich mir die Sade jo: Wenn 
ein Schiff in Curhaven anlangt, jo fommt ein Zollcontroleur an 
Bord umd begleitet dafjelbe, und wenn ein Schiff den Hamburger 
Hafen verläßt, jo ift das Gleihe der Fall. Das iſt feine Be 
läftigung, um deren willen zwei Provinzen leiden follen. Es joll 
nur verhindert werden, daf die Schiffe Schmuggel treiben, Altona 
wird auf dieſe Weife einen nie geahnten Auffchwung nehmen, 
denn es ift anzunehmen, daß ſich der Kleinverkehr der Grengbörfer 
und Grenzitädte in erſter Linie dorthin zieht. Den Einwand, da 
diejenigen Altonaer Bürger, welche an der Elbe einen Speicher 
befigen und venjelben an Hamburger Kaufleute vermiethet haben, 
ſchlimm daran feien, wenn Altona in den Zollverein kime, laſſe 
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ih nicht gelten. Da wird auf andere Meije gejorgt. Ich glaube, 
diefe Speicher tragen das Doppelte ein, wenn die Altonaer Eijen- 
bahn erit einmal fertig if. Sie werden ganz andere Sachen auf 
den Speicher befommen und diefelben beſſer ausnußen Tonnen. 
Eie werden freilihd aud eine andere Kaufmannſchaft in Altona 
heranbilden müflen, die es verftcht, die neue Gonjunctur auszu— 
nutzen. Meine Anficht ift aljo die, daß Altona eine alüdliche Zu: 
funft bevorfteht, wie fie fonjt nicht zu erwarten wäre. 

Ich bin eigentlih Hamburger Bürger, und ich hätte, wenn 
in Friedrichsruh Etwas zu ſchaffen war, gerne meinen Mitbürgern, 
den HSamburgern, Arbeit verichaffen wollen, aber da find die Leute 
immer mit den Zollpladereien in Bergedorf gefommen. Sch habe 
mich alsdanı nad Lübel um Handwerker und Arbeiter gewandt; 
die Lübed-Büchener und Berlin:Hamburger Bahn vertragen ſich 
aber ınit den Zügen nicht, die Züge paßten nit, und jo war es 
den Handwerkern nicht möglih, täglich hin- und herzukommen. 
So war id denn genöthigt, mir die Arbeiter aus Berlin und 
Magdeburg fommen zu Tafjen. 

Belonders dankbar bin ich für die Mittheilung in Betreff des 
Palliſadengrenzweges. In einigen Tagen, vielleicht jchon über: 
morgen, werden ihn einige Herren vom Bundesrath und Zolltechnifer 
befichtigen, um mir demnächſt darüber Bericht zu eritatten. 

Auf die Anfrage der Delegirten, mas geichehen würde, wenn 
aud Hamburg nach ungefähr zwei Jahren, nachdem Altona in den 
Zollverein aufgenommen, mit einem ähnlichen Antrage fomme, ermwiderte 
Bismard: 

Mit Hamburg ift die Sache noch nicht fo weit vorgeſchritten; 
cs mögen noch mindeftens acht bis zehn Jahre vergehen, bis Ham: 
burg in den Zollverein eintreten kann, und in diefer Zeit müſſen 
die Altonaer Kaufleute und Induſtriellen es verftehen, ihr Geſchäft 
zu einem blühenden zu geftalten. Die Hamburger müſſen alsdann 
Dods bauen; man hat, wenn id) mid) recht erinnere, bereits im 
Jahre 1869 bezügliche Verhandlungen angefnüpft, bei welden die 
für einen ſolchen Fall nothwendigen Summen ausgerechnet wurden; 
diejelben betrugen circa 30 Millionen Marl. Wenn Hamburg 
dDiefe Summe ausgeben will, fo mag es einen Freihafen behalten. 
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6 - 
Schreiben des Fürften Bismard an Finanzminifer Bitter. 
(Auszug. — v. Bofhinger a. a. D. II 337 f) = 

Berlin, 25. Mai 1880. 
+... Von dem Hreishauptmann v. d. Often in Harburg habe ich 

auf meine als preußiſcher Minifter der Auswärtigen 
über die Harburger Handels: und Schifffahrtsverhältniſſe an ihn ge- 
richteten Fragen den s. p. r. beigefügten Bericht vom 22, d. M. er: 
halten. Durch den Inhalt defjelben finde ich mich in der Auffaffung, 
befeftigt, nad) welcher ich als fünftige, im Bundesrath zu vertretende 
Grenze des Hamburger Freihafengebiets die Linie bei Em. Excellenz 
befürwortet habe, welche gegenüber von Altona den Köhlbrand aufwärts 
bis zur Hamburger Landesgrenze und dann nördlich von Wilhelmsburg 
die Landesgrenze entlang bis zur Norbelbe oberhalb Kaltenhofen führt. 
Es würde dazu erforderlich fein, daf außer den fämmtlichen preußiſchen 
Gebietstheilen auch das linfselbifche Hamburger Gebiet vom Köhlbrand 
bis zur Weftipige des Finkenwerders von dem Freihafengebiet ab» 

getrennt würde, 

Im Uebrigen find meines Dafürhaltens die Harburger Intereſſen 
der Vertretung durch Preußen im Bundesrat) nicht weniger würdig, 
als die von Altona, Wenn Harburg Schiffe bis zu 16 oder auch nur 
14 Fuß Tiefgang aufnehmen fann, jo hat dafjelbe als Endpunkt des 
freien Eiſenbahnverlehrs aus dem größeren fübelbichen Theil des 
Deutſchen Reichs eine bedeutende Zukunft vor fi; wäre heut zu Tage 
über die Anlage von Hamburg als der Haupthandelsftadt des Elb- 
gebiet? ohne Vorgeſchichte zu entſcheiden, jo würde die Wahl vielleicht 
eher auf das linke als auf das rechte Elbufer fallen, lehteres umfo- 
mehr, als die Süderelbe naturgemäß mehr Elbwaſſer an ſich zieht als 
die Norderelbe, weil ihr Lauf bis zur Wiedervereinigung beider um 
ca. 3 Kilometer fürzer, alſo auch ſchneller ift. Die erheblihen Strom- 
bauten, welde von Hamburg zur Vermehrung des Wafjers in ber 
Norderelbe unternommen worden find, haben eher das Gegentheil des 
beabfitigten Zwecks herbeigeführt. Ich halte darnach die Pflege Har- 
burgs als Hafen für eine ergiebige, und das Necht diefer preußiſchen 
Stadt auf eine folche für nachgewieſen. Die Worbedingung jedes Er- 
folgs und jeder wirlſamen Pflege des Verkehrs von den übrigen Ort: 
ſchaften am Ufer der Unterelbe, wie Burtehude, Horneburg, Stade, 
Freiburg und am rechten Ufer Altona, Wedel, Glüdftadt, Brunsbüttel, 
und die reichen Marſchlande, welche die Lande Hadeln, Kehdingen und 
die alten Yande, und auf dem rechten Ufer die Niederungen bei Ueterjen, 
Krempe, Wilfter u. ſ. w. bilden, und deren Bewohner bis Blanleneſe 
aufwärts lebhaft an der Seeſchifffahrt betheiligt find, die Vorbedingung 
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der vollen Entwidelung diejes reihen Materiald für Seehandel und 
Ausbildung feefahrender Bevölkerung bleibt immer die Aufhebung 
der zwei Zolllinien auf den beiden Elbufern zwiſchen Altona 
und Gurhaven. 


T. 
Schreiben des Fürflen Bismark an den Bundesrath. 
(„Norddeutſche Allgemeine Zeitung” 1. Juni 1880 Nr. 250.) 


Berlin, 28. Mai 1880. 


Der Bundesrath des Zollvereins beihloß nah $ 75 der Proto— 
folle für 1869 in der Sitzung vom 2. Juni defielben Jahres, dem 
Antrage des Ausſchuſſes für Zoll: und Steuermefen vom 13. Mai des: 
jelben Jahres entſprechend, der Zollgrenze bei Hamburg folgende Rich— 
tung zu geben: 

Diejelbe überjchreitet von dem Punkte bei Rothenburgsort, 
an welchem die bis dahin in Kraft geweſene Zollgrenzlinie das 
nördliche Ufer der Norderelbe erreicht, leßtere in gerader Nic; 
tung und erreicht das ſüdliche Ufer der Norderelbe bei Kalten: 
hofen an dem durd eine Tafel bezeichneten Punkte. Bon hier 
ab läuft die Zollgrenze, indem fie fih nad Often und dann nad} 
Züden mwendet, am Fuße der Außenjeite des Deiches auf der 
Inſel Wilhelmsburg entlang, die auf der Außenjeite liegenden 
Häufer ausjchließend, bis Gätjensort, geht hier auf den Deid) 
hinauf und an der Innenſeite der Strone dejjelben entlang, den 
Meg auf dem Teiche, ſowie die außerhalb defjelben liegenden 
Häufer und die hamburgifche Voigtei Moorwärder einfchließend, 
bis zur Fähre zwiihen Wilhelmsburg und Moorwärder, geht 
hier wieder an die Außenjeite des Deiches hinab und am Fuße 
deilelben entlang, die außerhalb des Deiches auf Wilhelmsburg 
liegenden Häuſer ausfchließend, bis zur Harburg: Samburger 
Chaufjee und nad) Ueberſchreitung derſelben den Deich verlaflend, 
in gerader Richtung zum Ausfluſſe des Reiherſtiegs aus der 
Süderelbe. An dieſem Punkte überfchreitet fie die Süderelbe, 
erreiht an der weltlichen Seite des Ganals vor der neuen 
Schleuje bei Harburg das preußifche Feſtland und läuft an dem 
jüdlihen Ufer der Elbe ftromabmärts meiter. 

Hiernach gehört der Elbitrom, was die Norderelbe anbelangt, von 
Nothenburgsort, was die Züderelbe betrifft, von Harburg abwärts nicht 
mehr dem deutſchen Jollgebiete an. 

Es wird von diefem Punkte ab bis Cuxhaven und bis zum Kaifer: 
Wilhelmsfoog in der Provinz Schleswig-Holſtein der Werfehr von der 
Elbe nad) dem holjteinischen und hannöverſchen Ufer nur über Zoll: 





91 folden Orten. 
Die Einfuhr auslandiſcher Waaren über die erwah 


Außer der Verzollung auslandiſcher Waaren liegt den tollamtem 
an der Elbe jetzt auch die Abfertigung derjenigen Schiffe ob, welche 
Waaren aus anderen Theilen des Zollgebiets bringen oder dahin über: 
führen follen, dabei aber durch Benugung der Elbe diejen dem 
deutſchen Zollgebiete zugehörigen Strom berühren. Dieſer 
findet in einem fehr ausgedehnten Maße ftatt, und zwar einmal 
verfhiedenen Orten des nämlichen Ufers, wie zum Beijpiel 
Harburg und den abwärts gelegenen hannöverjchen Orten, andererfeits 
aber auch zwifchen holfteiniihen und hanndverſchen Orten des Zoll: 
gebiets, wie zum Beifpiel zwiſchen der Belumer Schanze (Dftemün: 
dung) und den holjteinifhen Elbhäfen und endlich ſogar, wenn aud) - 
in geringem Umfange, zwiſchen Elbhäfen und Weferhäfen des Zoll: 
gebiets. 

Die zollamtliche Abfertigung zur Verfendung durch das Ausland 
nach dem Inlande erftredt ſich ſowohl auf Güter des freien als auch 
des gebundenen Verkehrs, und es find ſelbſt zollfreie Güter nicht aus⸗ 
geſchloſſen, wenn für den Antragſteller eine erleichterte Abfertigung 
beim Wiedereingange erzielt werden kann. — Von Seiten des Trans: 
portanten bedarf es einer Declaration der Gattung und Menge der 
Gegenftände, die Zollbehörde hat, je nachdem fie einen Verſchluß für 
anlegbar erachtet, eine mehr oder weniger eingehende Nevifion vorzu— 
nehmen, die Frift für den Wiedereingang vorzufchreiben, und beim 
Wiedereingange nochmals eine Nevifion eintreten zu laſſen, Letztere 
Tann bei Schiffsladungen, die, wie es auf der Elbe jo jehr oft vor⸗ 
tommt, aus Torf, Mauerfteinen und dergleichen beſtehen, aljo nicht 
mit Verſchluß abgefertigt werden, nur durch volljtändige Ueberwachung 
der Ausladung vorgenommen werben. Derartige Abfertigungen nehmen 
daher erhebliche Zeit in Anſpruch und verurfahen erhebliche Weiterungen, 
Zeitaufwand und Koften, ohne daß die Zollcafje davon irgend einen 
Vorteil hat. 
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Im Etatsjahre 1879/80 find nun in den holſteiniſchen Elb- 
häfen erclufive Altona 4452 Schiffe angelommen, welche von hannöver- 
ſchen Zollämtern an der Elbe zum Ausgange unter Vorbehalt des zoll: 
freien Wiedereinganges abgefertigt waren; in den hannöverjcen 
Häfen famen 3055 derartige von holſteinſchen Zollämtern an der Elbe 
abgefertigte Schiffe an. Hierzu muß die erhebliche Zahl derjenigen 
beladenen Schiffe gerechnet werden, welde den Verkehr auf verjelben 
Seite des Elbufers vermitteln. Es wurden zum Beifpiel von Harburg 
aus nad) Orten des linken Elbufers im Durdfchnitt der drei Jahre 
1875/77 jährlih 632 Schiffe, von der Oſtemündung jährlih 1403 
Schiffe abgefertigt. Diefer für die Zollverwaltung mit erheblicher 
Arbeit verknüpfte, aber, wie bemerkt, für die Zollcafje einflußloſe Ver: 
fehr dürfte noch einen umfangreichen Zuwachs erhalten, jobald der 
Anſchluß Altonas, einer Stadt von zwiſchen 80: und 90000 Eins 
wohnern, verwirklicht jein wird. Dem es muß erwartet werden, daß 
die Beziehungen Altonas zu den beiverfeitigen Zollhäfen der unteren 
Elbe nad dem Anjchluffe erheblih an Umfang gewinnen werden, weil 
ver Bezug bereits verzollter Waaren aus Altona im Bereiche der Wahr: 
ſcheinlichleit liegen wird. 

Dafı der eben gejchilverte Verlehrszuſtand innerhalb deſſelben Staats 
und ohne jeden Vortheil für die Staatscaffe oder für das Publicum, 
welches davon betroffen wird, an fi ein unhaltbarer, für die Dauer 
nicht aufrecht zu haltender ift, wird nicht zweifelhaft jein fönnen. 

Es iſt daher die preußiſche Regierung zu der Weberzeugung ge: 
langt, daß es im Intereſſe der Elbhäfen abwärts von Altona und 
Harburg, jowie im allgemeinen Landes: und Verfehrsintereffe Liegt, 
die vorhandenen Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen, die Elbe 
von diejen Punkten abwärts dem Zollgebiete anzuſchließen und damit 
freien Verkehr für alle inländifchen, ſowie für die zollfreien oder ver: 
zollten ausländiichen Waaren zu ſchaffen. Sie glaubt, daß es noth: 
wendig jei, die Orenzzolllinie Preußens und Deutſchlands dahin zu 
verlegen, wohin fie der Natur der Sache nad) und gemäß Art. 33 der 
Berfafjung des Deutjchen Reichs gehört, nämlich dorthin, wo die Elbe 
in die Nordjee fließt, und wo die Grenze des Neichsgebiets dem Welt- 
‚meere oder fremden Staaten gegenüber liegt. 

Bei Altona wird der Anſchluß der Elbe an das deutſche Zoll: 
gebiet an derjenigen Stelle eintreten müflen, wo in Folge des An: 
ſchluſſes der Stadt künftig die Zolllinie vom Lande her den Fluß ers 
reicht. Der Anſchluß wird auch den Köhlbrand, die hauptſächlichſte 
Verlehrsſtraße Harburgs und nad) der Süverelbe, und letztere vom 
MNeiherftiege abwärts zu umfafjen haben. 

Wenn es zweifelhaft fein fönnte, bis zu welchem Punkte der 
‚Elbmündung das Zollgebiet zu erftreden fein möchte, dann würde 
in Betracht gezogen werden müſſen, daß zwiſchen Altona und Cur— 
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haven in die Elbe von beiden Seiten zahlreiche Gewäſſer fließen, die 
zum Theil Iandeinwärts weithin ſchiffbar find. Es gehören dahin die 
Dfte, die Sübderelbe, die Schwinge, die Luhe, die Efte, die Krüdau, 
die Pinnau, die Stör. Von diefen Gewäflern hat namentlih die Oſte 
einen jehr erheblihen Schifffahrtsverfehr. Bei dem an der Oftemünz 
dung liegenden Wachtſchiff paffirten an Flußiciffen: 

1876: 5711 zu Berg, 5710 zu Thal, 

1877: 684 „ „un 8b, 

1878: 49897 „ „ 4850, 

Die Dfte mündet etwa 20 Kilometer oberhalb Curhaven und etwa 
7 Kilometer unterhalb Brunsbüttel in die Elbe. Will man für deren 
erheblichen Verkehr nicht die feitherigen Schwierigkeiten beftehen laſſen 
— und dazu würde jeder Grund fehlen —, jo muß die Zolllinie unters 
halb der Dftemündung gezogen werden, und es bleibt dann nur die 
Linie Curhaven:Kaifer-Wilhelmsfoog möglich. 

Das Fahrwafier liegt bei Cuxhaven auf der hannöverjchen Seite 
und ijt nur 3000 Meter breit, jo daß es leicht überfehen werden fann. 
Der übrige Theil des 16 Kilometer breiten Stromes ift wegen ber 
Sandbanke nicht paſſirbar. Die Verhältniffe liegen alſo hier für die 
Handhabung der Zollcontrole günftig. Cinwenden läßt fi nur, daß 
bei nördlichen Stürmen Tage eintreten fünnen, an denen wegen had): 
laufender See Fahrzeuge nicht gebordet werden fünnen. Dem gegen: 
über ift indefjen zu bemerken, daf nördliche Stürme in Curhaven jelten 
vorfommen und eventuell befondere Maßregeln zur Sicherftellung des 
Zolles in einzelnen Fällen zu ergreifen fein würden. 

Es ift vielfach die Meinung verbreitet worden, daß es in ber 
Abſicht liege, Hamburgs Freihafenftellung und die diefer Handelsftabt 
durch Art. 34 der Neichsverfafjung gemwährleifteten Reſervatrechte das 
durch zu bedrohen, daß bei Verlegung der deutjchen Zolllinie nach 
Gurhaven ein ausgebehntes Zollabfertigungsverfahren für alle aus der 
Nordfee eingehenden oder dorthin aus Hamburg abgehenden Seeſchiffe 
eingerichtet werden folle. Dadurch werde dem Handel des Freihafen: 
gebietö eine jo empfindliche Beläftigung bereitet werden, daß Hamburg 
gezwungen fein werde, auf jeine Freihafenftellung zu verzichten. Diefe 
Anſchauungen find unbegründet. 

So wünſchenswerth es im deutſchen Neichsinterejje fein mag, die 
Zollausnahmeſtellung Hamburgs bejeitigt zu ſehen, jo wird die Neichs- 
tegierung doc) ftetö das bejtehende Verfafjungsrecht achten und auf die 
Entjehliegungen Hamburgs nur mit loyalen Mitteln einwirken. Der 
Verkehr der Seejchifffahrt aus der Nordjee nah Hamburg und ums 
gekehrt wird daher nur ſolchen Zollformalitäten unterworfen werben, 
welche ihm ohne nennenswerthe Beläftigung die Verbindung. zwiſchen 
der See und dem Freihafengebiete offen erhalten werden. Es wird 
nicht ſchwer fein, diejenigen Formen zu finden, in welden die Inter— 
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eſſen der Zollverwaltung ih mit denen des ungeftörten Tranfitverfchrs 
auf der Unterelbe für Hamburg werten in Webereinjtimmung jegen laſſen. 

Bei der Erfahrung, daß der Großhandel und die mit ihm in Vers 
bindung ftehende Seejdifffahrt zum Schmuggelverkehr auf der Elbe 
bisher feine Neigung gezeigt haben, während auch der Bau und die 
Ladungsverhältniffe der Schiffe dem entgegenftehen, ift — 
befürchten, daß jene leichteren Zollformalitäten eine mißbräuchliche Be: 
nußung finden fönnten, 

Die an den Ufern der Elbe jtationirten Auffichtsfräfte würden 
indes zur Verhütung und eventuellen Entdeckung von Einfdwärzungs: 
verfuchen theilweiſe beizubehalten fein, zumal die Verfehröbewegungen 
auf der Unterelbe nicht bloß durch die Tranſitſchifffahrt, fondern auch 
dur ſolche Beziehungen gebildet werden, welde von Hamburg wie 
von der Nordjee aus direct nah dem Zollinlande gehen. Es würde 
daher eines bejonderen Beſchluſſes darüber bedürfen, daß die durch 
Beibehaltung der Zollaufficht an den beiberfeitigen Elbufern entjtehenden 
BVerwaltungstoften auch fünftig in der bisherigen Weiſe auf gemein: 
ſchaftliche Rechnung getragen werden. 

Einer jpeciellen Feſtſetzung bedürfen die Beziehungen der neu zu 
beftimmenden Zolllinie zu Curhaven und dem hamburgiichen Amt 
Nigebüttel. 

Die Ordnung diefer Verhältniffe wird den Ausführungsmodalitäten 
vorzubehalten jein. 

Es wird hiernadh auf Grund des Art. 33 der Reichsverfaſſung 
und Art, 3, 4, 5, 10 bis 20 und 22 des Vertrags vom 8, Juli 1867 
beantragt, der Bundesrath wolle dahin Beſchluß fafen: 

1. daß, vorbehaltlich der näheren Modalitäten der Ausführung, 
der Elbftrom-von Altona und Harburg abwärts bis Cuxhaven 
in das Zollgebiet eingefchlofjen werde; 

2. daß für den Fall der Beibehaltung von Grenzauffichtäftationen 
an beiden Ufern der Elbe abwärts Altona und Harburg die 
Koften dafür auch fernerhin auf gemeinfchaftlihe Rechnung 
getragen werben. 





8. 
Schreiben des Fürſten Sismark an Hamburger Firmen und 
Kanflente. 
(v. Poſchinger a. a. D. III 7 f) 


Friedrichsruh, 15. November 1880. 
Mit verbindlihftem Danke habe id) das von Ew. Hochwohlgeboren 
und von anderen der hervorragendften Hamburger Firmen an mid ger 
richtete Schreiben vom 31. v. M. erhalten und mich gefreut, darin den 
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Ausdrud derfelben nationalen Gefinnung zu erfennen, welche mich in 
meiner Amtsführung leitet. Als — Aufgabe des Reigalamerb beit 
ic) die Befeftigung der nationalen Einheit im 

amd die Förderung derſelben auf allen — der — auch 
dem wirthſchaftlichen. 

Ih Halte für meine Pflicht, die Verwirklichung des Art. 33 der 
Neichsverfaffung anzuftreben, nad welchem Deutſchland ein Zoll: und 
Handelsgebiet bilden foll, umgeben von gemeinjchaftlicher Zollgrenze. 
Aber im gleichen Mafe fühle ich mic; auch dafür verantwortlid, daß 
die dem Kaifer nach Art. 17 zuftehende Ueberwahung der Aı 
der Reichsgeſetze den Rechten Schug gewähre, melde der Hanjeftabt 
Hamburg nad Art. 34 der Verfaſſung zuftehen. 

In diefem Sinne beftätige id) gern, Ihrem Wunſche entiprechend, 
aud) heute die Aeußerung, melde ich in der Sigung vom 8. Mai d. J. 
im Neichötage gethan habe. 

Ueber die Grenzen, welche für den Freihafen Hamburgs er: 
ſorderlich find, „damit derfelbe dem Begriff eines Freihafens in loyaler 
Weife entſpreche“, fteht dem Bundesrathe die Entſcheidung zu; meine 
Mitwirtung an derfelben aber wird ftets der Ausdruck der Geſinnung 
und des Pflihtgefühls fein, kraft deren ich für die Förderung bes 
Wohlftandes der Hanjeftädte und die Wahrung ihrer verfafjungsmäßigen 
Nechte mit derfelben amtlichen Gewifjenhaftigfeit und derjelben Tands- 
mannfcaftlichen Theilnahme einzutreten habe, wie für die Intereſſen eines 
jeven Theiles des Reichs, meine engere Heimath nicht ausgejchlofien. 

Hierauf wird die Frage, ob die Hanfeftädte früher oder fpäter 
nad) Art. 34 der Neichsverfafjung ihren Einſchluß in den allgemeinen 
Zollverband beantragen, ſtets ohne Einfluß bleiben. 

Sollte Hamburg den Zollanſchluß feiner bisher ausgeſchloſſenen 
Gebietstheile jelbft beantragen, jo werde ich jedes zuläffige Entgegen- 
fommen des Reichs befürworten, um dieſe Entſchließung und ihre Aus: 
führung zu erleichtern. 

Das Reich hat, wie ich glaube, auch feinerfeits an der Vollendung 
feiner nationalen Zolleinheit und an der Erhaltung und gebeihlichen 
Entwidelung jeiner größten Handelsftadt ein fo zweifellofes Intereſſe, 
daß feine ausgiebige Unterftügung der Anlagen, welche der Zollanſchluß 
bedingt, gerechtfertigt und geboten erſcheint. Ich habe dieſe Ueber— 
zeugung ſchon im ‘Jahre 1867 Fundgegeben, ala die Frage erörtert 
murde, eine wie lange Bauzeit die zum fünftigen Zollanſchluß nothe 
wendigen Entrepötanlagen erfordern und wie hoch der ungefähre Koſten—⸗ 
betrag derjelben fein Fönne. Diefe Ueberzeugung ift nod heute die J 
meinige, und ich würde dieſelbe, jo weit mein amtlicher Einfluß reicht, 
gern bethätigen, fobald die Hanſeſtädte bereit find, mit dem Reiche 
über den Zollanſchluß in Verhandlungen zu treten, für welche Art. 34 
ihnen die Initiative gibt. 
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9. 
Schreiben des Fürflen Bismarck an Finanzminifter Bitter. 
(0, Bojhinger a. a, O. IV 35 ff.) 


Berlin, 15. Januar 1881. 

Im Mai beziehungsweie Juni v. J. hat der Bundesrath die Ein: 
verleibung der Stadt Altona und der unteren Elbe in das Zollgebiet, 
vorbehaltlich der näheren Modalitäten der Ausführung, befchlofjen. 
Seitdem war es die Aufgabe Preußens, die meiteren Vorſchläge bes 
züglic diefer Modalitäten vorzubereiten und zu formuliren. Somohl 
bei der Erörterung der Angelegenheit im Bundesrathe als aud im 
Reichstage habe ich meine Ueberzeugung dahin ausgefprochen, daß auf 
die moglichſt bejchleunigte Verwirklichung jenes im Prineip bejchloffenen 
Nechtszuftandes im Sinne unferer Reichspolitik hoher Werth zu legen 
ſei. Inzwiſchen ift ein mehr als halbjähriger Zeitraum verfloffen, 
ohne daß entiprechende, der weiteren Beſchlußfaſſung des Bundesraths 
zu unterbreitende Vorſchlage hierher gelangt find. Dies beftimmt mich, 
meiner Anfiht von der politiihen und wirthſchaftlichen Nothwendigteit 
ungefäumter Durchführung obiger, für die weitere Entwidelung der 
Neihsinftitutionen überaus wichtigen Beichlüffe nodhmals Ausdrud zu 
geben. Meine Stellung im Amte und, wie id) glaube, das Anjehen 
und der Erfolg der preußiſchen Politit im Reiche find weſentlich das 
dur) bedingt, daß an der Feſtigkeit und Entſchiedenheit in Durchführung 
der von uns herbeigeführten Bejhlüfje des Bundesraths und an der 
Unwandelbarfeit der von uns vertretenen reihsrechtlichen und politiſchen 
Ueberzeugungen bei der particulariftiihen Oppofition in Hamburg und 
bei den Gegnern der Regierung im Reichstage ein Zweifel nicht auf: 
fommen Fönne. Solde Zweifel aber erhalten eine wenigitens ſcheinbare 
Nahrung und dadurd) die Gegner der Negierung eine Ermuthigung, 
wenn in dem Zeitraum von einer Neichtagsfeffion zur anderen fein 
thatſachlicher Fortihritt auf der eingeſchlagenen Bahn zur öffentlichen 
Kenntniß gelangt. Ich habe mic durch perfönliche Wahrnehmung über: 
zeugen fönnen, daß in Hamburg bei unferen Gegnern die Hoffnung, 
bei unferen Freunden die Befürchtung im Wachſen begriffen ift, daß 
die Durchführung des von uns herbeigeführten bundesräthlihen Be: 
ſchluſſes auf Schwierigkeiten der Ausführung jtieße, welde uns in Ver: 
folgung unjerer Abfihten irre machten. Es wurde von befreundeter 
Seite hinzugefügt, daß die Größe diefer Schwierigkeiten durch Beamte, 
weldje bei deren Weberwindung mitzuwirken hätten, tendenziös über: 
trieben werde. 

Indem ich mich hiernach beehre, Ew. Excellenz um eine bald: 
gefällige Aeußerung über die gegenwärtige Lage der Sache zu er— 

n, darf ich hieran ſchon jegt die Bitte Inüpfen, auf die größte 
Beichleunigung der Angelegenheit hinwirlen zu wollen. 


ee 
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Es würde für mich nicht möglich fein, dem bevorftehenden Reichs: 
tage als Kanzler beizuwohnen, wenn irgend ein Zweifel ee 
— der von mir im vorigen Jahre vertretenen Volitit berechtigt 
iene. 





10. 


Antrag Preußens an den Sundesrath. 
Morddeutſche Allgemeine Zeitung“ 10. Februar 1881 Nr. 68.) 


Berlin, 3. Februar 1881. 

Der Bundesrath hat in den Sitzungen vom 26. Mai und 14. Juni 
v. J. — 369 und 437 der Protofolle — beſchloſſen, daß vor- 
behaltlich der näheren Modalitäten der Ausführung die Stadt Altona 
und der Elbftrom von Altona und Harburg abwärts bis Curhaven 
in das Bollgebiet einzuſchließen fei. 

In Folge diefer Beichlüfe wird nachſtehende Veränderung der Grenze 
des deutſchen Zollgebiets nothwendig: 

Von dem Punkte, an welchem die durd eine Palliſade bezeichnete 
bisherige Zollgrenze im Norden Altonas die Langenfelderſtraße bei 
dem jetzigen Nebenzollamt IT Altona erreicht, wird fich die neue Grenz— 
linie an dem Kantftein des norböftlihen Bürgerfteiges der Langenfelder⸗ 
ftraße, deren Fahrdamm einfchliehend, in gerader Linie bis zur Hamz 
burgerftraße fortfegen, dann, immer dem Kantſteine des Bürgerfteiges 
folgend, in diefelbe nad Hamburg zu einbiegend, 45 Meter weiter 
techtwinfelig den Fahrdamm und den gegenüber liegenden Bürgerſteig 
überfchreiten, demnachſt in einer durch eine Pallifade bezeichneten Linie 
das mit Schweineftänden und Ställen beſetzte Grundftüd der Altona: 
Kieler Bahn am Sculterblattbahnhofe bis zu der dem Bahnhofs: 
gebäude zugefehrten Seite der vorderen Stände durchſchneiden, an dieſen 
eine furze Strede in der Richtung nad) der Viehrampe auf dem Bahnz 
hofe bis zu der von leßterer nach den Ständen führenden Pforte ent» 
lang gehen und fih dann, der Bahnhofseinfriedigung folgend, an der 
der Viehrampe zugefehrten Seite der hinteren Stände dem Bahndamme 
zumenden. Nach Erreichung des nördlichen Fußes des Bahndammes 
wird fie fi an diefem in der Richtung nad Hamburg, die Straße 
Schulterblatt Freuzend, bis zu der Stelle ziehen, wo der jenfeits des 
Bahndammes herfommende Pfeffermühlenbed unter demſelben durch 
geht, fodann den Bahndamm überſchreiten, und hierauf dem öftlichen 
Uferrande des gedachten Baches, deſſen Bett einſchließend, bis zu dem 
an der Ede der Neuen Nofenftrafe in St. Pauli und der Bloß-Paſſage 
belegenen Koß ſchen Grundftüde folgen. Sie wird fodann dieſes Grund⸗ 
ftüd, indem fie den Gartengrenzen defjelben folgt, umgehen, im ber 
Bloß⸗Paſſage die politiiche Grenze an dem Punkte, wo diefe aus dem 
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Koß ſchen Wohnhaufe tritt, erreichen und mit ihr bis zur Ede der 
Neuen Roſenſiraße und der Straße Schulterblatt beim Neuen Pferde 
markt in St. Pauli zufammenfallen. Hier wird fie die Landesgrenze 
wieder verlafen und gegen den Pferdemarkt über den Fahrdamm führen 
bis zu dem erften derjenigen Prellfteine, welde den Pferdemarkt von 
dem Fahrdamm der Strafe „am Grümen Jäger“ abgrenzen, die Linie 
dieſer Prelliteine, den Fahıdamm einſchließend, bis gegenüber der Ein: 
mündung der Großen Gärtnerftraße und der Yägerftrafe in St. Pauli 
verfolgen und fid vom letzten Prellftein der nad) dem „Grünen Jäger” 
zugefehrten Seite des Pferdemarktes ſchräg über den Fahrdamm zu 
dem an der Ede der Großen Gärtnerftraße und der Jägerſtraße ftehenden 
Grenzfteine G 1741 wenden. Von hier aus wird die neue Grenzlinie 
bis zur Elbe mit der politiſchen Grenze, melde bis zum Pinnasthor 
durd) eine Pallifade bezeichnet wird, zujammenfallen, die Elbe und den 
auf dem hamburgifchen Gebietstheile Kuhwerder belegenen Deich über: 
fhreiten, an der inneren Seite des Deiches elbabwärts bis zum Köhl- 
brand und ſodann an diefem aufwärts bis zu dem die hamburgifche Ort: 
haft Roß nördlich einfchliehenden Deiche führen, diefem auf feiner nörd- 
lichen Seite in öftlicher Richtung folgen und ſich bei Schlatermund mit 
der preußiſch · hamburgiſchen Grenze vereinigen. Sodann wird fie dieſe 
öftlich verfolgen und ſich bei Oberwerder an der Norverelbe mit der 
alten olllinie da, wo diefe die preußifc:hamburgiihe Grenze trifft, 
wieder vereinigen. Hierdurch ift der Anſchluß fämmtlicher weftlih vom 
Kohlbrand und ſüdlich von der preußifch-hamburgifchen Grenze belegenen 
Inſeln und Infeltheile, jowie der hamburgifchen Ortſchaft Roß bedingt, 
deögleihen derjenige der Norderelbe von Altona und der Süberelbe 
von Harburg abwärts, ſowie ſämmtlicher diejelben verbindenden Ge: 
wäler, mit Ausnahme desjenigen Theiles des Neiherftieges, der nördlich 
von der preußiic:hamburgijhen Grenze liegt. Am Ausfluffe der Elbe 
in die See wird die Zolllinie fünftig unmittelbar oberhalb Curhaven 
das Land verlaffen, in gerader Linie zum weſtlichſten Punkte des Kaifers 
Wilhelmkoogs führen und ſich dort mit der gegenwärtigen Zolllinie 
wieder vereinigen, wodurch der Anſchluß der Elbe abwärts bis Eur: 
haven erfolgt. 

Zängs der neuen Zollgrenze werden an Zollämtern errichtet werden 
müfjen: in der Hamburgerſtraße zu Altona (Perſonen- und Frachtver⸗ 
Fehr), am Schulterblatt beim Eijenbahndamm zu Altona (Berfonenverkehr), 
in der Kleinen Gärtnerftraße am Pferdemarkt zu Altona (Perſonen- und 
Frachtverfehr), in der Großen Gärtnerftraße am Pferdemarkt zu Altona 
Berfonenverkehr), am Hummelthor zu Altona (Perfonen: und Fracht: 

), am Nobisthor zu Altona (Perfonenverfehr), am Trommel: 
zu Altona (Perfonen- und Frachtverlehr), am Pinnasthor zu 
(Besgleichen), an der — ——— zu Altona (Central: 
für den Wafjerverfehr) mit Abfertigungsftellen am 
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Hafen, zum Veifpiel am nt — 
Kuhwerder in der Elbe, der Mündung des 
in den Reiherfie, an ber Sarburg-Samburger Chauffe ir Miro 

Außerdem werden Zollftellen errichtet werden auf dem 
ſchen Theil der Inſel Finkenwerder, ferner zur Abfertigung der nad 
dem Zollgebiet bejtimmten Dampfidiffe an der Dampfichiffbrüde im 
St. Pauli und am Baummall zu Hamburg. . 

Die an der gegenwärtigen Zandgrenze bei Altona befindlichen Zoll⸗ 
ämter, mit Ausnahme des Hauptzollamts in Ottenfen, fowie zahlreiche 
Zollämter an der Elbe zwiſchen Altona beziehungsweife Harburg umd 
Cuxhaven werden eingehen. 

Das Grenzbewahungsperfonal wird an der Altona: Hamburger 
Landgrenze die Zolauffiht durch Patrouillen und Poftirungen in der 
Sangenfelver: und Hamburgerftrafe, am Schulterblatt, auf dem durch 
Ueberbrüdung des Pfeffermühlenbeds herzuftellenden Gange, in der 
Neuen Rofenftrafe, am Grünen Jäger, in der Jägerftraße, in der Ber: 
bindungsſtraße zwiſchen Jäger- und Bleichenſtraße und auf dem an der - 
bejtehenden Pallifade bis zum Pinnasthor entlang zu führenden Grenz— 
gange, ſowie in den benachbarten Strafen zu führen haben. Längs 
des Hafens wird die Auffiht zu Lande und in Booten zu üben fein, 
auf der Elbe werden Zollwachtſchiffe ftationirt und längs der Grenze 
auf den Elbinjeln werden unter Vorſchiebung des jetzigen Auffichts- 
perjonals Auffichtöftationen neu errichtet werden. Auf beiden Seiten 
der Elbe abwärts Altona wird ein Theil der bisherigen Auffichts: 
ftationen auch fünftig verbleiben. Zwiſchen den Grenzlinien bei Altona 
und Gurhaven wird die Elbe nebt den anſchließenden Ufern, den Deich 
und die unmittelbar hinter denjelben belegenen Ortſchaften inbegriffen, 
zum Grenzbezirfe erklärt und der Verkehr auf der Elbe, abgejehen 
von dem am Lande ftationirten Auffichtsperfonal, auch noch durch Zoll: 
freuzer (Dampfbarcaffen) controlirt werden. In Cuxhaven wird eim 
Dampflreuzer zur Ueberwachung des Schiffsverfehrs und ein Wachts 
ſchiff zur vorläufigen oder definitiwen Abfertigung der nad anderen 
Orten als Hamburg, Altona oder Harburg beftimmten Schiffe ſtationirt 
werben. 

Bei ftürmifchem Wetter und der dadurch herbeigeführten Unmög- 
lichleit, in Curhaven abzufertigen, foll die Abfertigung erſt in Bruns» 
haufen bewirkt werben. 

Alle aus See fommenden und nad einem der Drei Orte Ham⸗ 
burg, Altona, Harburg beſtimmten Schiffe, ſowie alle aus 
lommenden, nad See gehenden Schiffe ohne Unterſchied des Raum— 
gehaltes bleiben bis auf Weiteres von der zollamtlichen Declaration, 
Abfertigung und Begleitung für die Dauer der Durchfahrt durd das 
Zollgebiet, beziehungsmeife bis zur Erreihung des Hafens von Altona 
ober Harburg frei, ſofern fie beim Betreten des Zollgebietes während 









Actenftüde, betr. den Anſchluß Hamburgs an das Neichszollgebiet. 281 


der ohne vermeidbaren Aufenthalt fortzufegenden Fahrt in demfelben 
am Hed oder am hinteren Mafte eine befondere Zollflagge — von 
1,u Meter Länge und 1 Meter Breite, diagonal in eine weiß und 
ſchwarze Hälfte getheilt — bei Nacht eine bejondere Leuchte, beftehend 
aus zwei über einander hängenden Kugellaternen, von denen die obere 
weißes, die untere grünes Licht zeigt, führen. Müffen Schiffe diefer 
Art auf dem Zollgebiet der Elbe leihtern, fo haben die dazu ver 
wendeten Fahrzeuge vom Beginn der Leihterung ab die Zolflagge 
reſp. Leuchte zu führen. Auch kann Begleitung derſelben angeoronet 
werben. Aus ‚Hamburg tommende Schiffe, welche lediglich Waaren 
führen, die den in See gehenden Schiffen im Follgebiete noch bei— 
geladen werden follen, haben bis zu ihrer völligen Entladung gleich- 
falls Zollflagge vejp. Leuchte zu führen, Auch fann Ueberwachung der 
Entladung angeorpnet werden. Xootjen, welde auf der Elbe fungiren, 
jollen auf das Intereſſe der Zollverwaltung vereidigt und dafür ver— 
antwortlid gemacht werden, daß die von ihnen geführten Fahrzeuge die 
Zollflagge nicht unerlaubter Weife unterwegs abnehmen oder aufziehen. 

Schiffe, welche Waaren führen, deren Ausgang zollamtlich erwieſen 
werden muß, haben in Gurhaven behufs Ausgangsabfertigung anzulegen. 
Nur bei den aus Altona oder Harburg direct in See gehenden Schiffen 
lann der Ausgang folder Waaren als erwiejen angenommen werden, 
wenn diefelben beim Abgange Flagge oder Leuchte aufziehen. 

Das Perjonal für die Landgrenze zwiihen Altona und Hamburg 
wird nach der beifolgenden Nachweiſung 1 der durd den Zollanſchluß 
Altonas und der Unterelbe für die Zollverwaltung entftehenden Aus: 
gabeveränderungen im Bezirke der Provinzialfteuerdirection zu Altona 
ſich wie folgt jtellen: 

Künftiger Beftand: 1 Oberzollinjpector, 1 Gauptamtsrendant, 
1 Oberrevifor, 1 Hauptamtscontroleur, 4 Obercontroleure, 35 Haupt: 
amtsaffiftenten, 6 Solleinnehmer 1. Claſſe, 81 Zollamtsaffiitenten, 
324 Aufjeher, 18 Amtsdiener und Ruderknechte, zufammen 472. Jetziger 
Beſtand: 1 Oberzollinipector, 1 Hauptamtsrendant, 1 Hauptamis- 
eontroleur, 4 Obercontroleure, 35 Hauptamtsafliftenten, 2 Zolleinnehmer 
1. Elafje, 1 Zolleinnehmer 2. Claſſe, 6 Zollamtsaffiftenten, 96 Auf: 
jeher, 10 Amtsdiener und Nuderknechte, zufammen 157. 

Mithin künftig mehr: 1 Oberrevifor, 4 Zolleinnehmer 1. Claſſe, 
75 Bollamtsaffiitenten, 228 Aufjeher, 8 Amtsdiener und Ruderknechte, 
weniger 1 Zolleinnehmer 2. Clafje. Zujammen 315. Dazu Waffergrenze 
Altonas und Unterelbe 5 Obercontroleure, 59 Hauptamtsaffiftenten, 
N ——— 11 Bollamtsaffiftenten, 163 Auffeher, 23 Amts- 
Diener und Ruderknechte, 4 Schiffer, 25 Matrojen, weniger 3 Zoll 
einnehmer 1. Claſſe, 4 Zolleinnehmer 2. Glafje. Zufammen 290, 

Bufammen fünftig mehr 1 Oberrevijor, 5 Obercontroleure, 59 Haupt: 
amtsaffiftenten, 7 Wachtſchiffsaſſiſtenten, 1 Zolleinnehmer 1. Claſſe, 
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36 Zollamtsaffiftenten, 391 Auffeher, 31 Amtsdiener und 
4 Schiffer, 25 Matrofen, weniger 5 Zolleinnehmer 2. Clafje. 
jammen 605. 

Dazu treten Perfonalveränderungen im ſirle der Provinzial: 
fleuerdirection zu Hannover: * 

Laut Nachweiſung 2 mehr, beziehungsweiſe weniger: 2 Wacht⸗ 
ſchiffsaſſiſtenten, 2 Zollamtsaffiftenten, 1 Anſagebeamter, 2 Schiffer, 
9 Matrojen mehr und 1 Bolleinnehmer 1. Glaffe, 6 2. Claſſe, 19 Auf: 
jeher weniger, im Ganzen aljo 10 Beamte weniger. 

Zuſammen Anſchluß Altonas und der Unterelbe mehr, beziehungs⸗ 
weife weniger: 1 Oberrevifor, 5 Obercontroleure, 59 Hauptamtsaffiftenten, 
9 Wachtſchiffsaſſiſtenten, 88 Zollamtsaffiftenten, 372 Auffeher, 32 Amts⸗ 
diener und Nuderfnechte, 6 Schiffer, 34 Matrofen mehr und 11 Zoll: 
einnehmer 2. Claſſe weniger, im Ganzen 595. 

Die dur den Anſchluß Altonas und der Unterelbe entftehenden 
Gefammtkoften belaufen fich nad) der beiliegenden Zufammenftellung 3 
wie folgt: 

A) Dauernde Mehrausgaben. 


Die Gejanmtausgabe beträgt in — — . 1028805 M. 
Erfpart werden in Hannwer . . . 2 7205 „ 
Bleiben 1021600 M. 
Davon werden der Zollgemeinſchaft mit der vollen Aus: 
gabe in Anrechnung zu bringen fein die Ausgaben 
für die Beamten des Nebenzollamts I zu Kuhwerder, 
auch wenn dafjelbe dem Hauptzollamt Hamburg nicht 
unterftellt werden follte, mit . . . 6725 M. 
Desgleichen die Ausgaben für die Beamten 
des OT I zu Finkenwerder 
m 3 Y EEE 
Zuſammen 78470 „ 
Bleiben HIBIIOM. 
Davon find auf den Etat des Hauptzollamts zu Ham— 
burg zu übernehmen die Beamten der Zollftellen 
zu St. Pauli und am YBaummall zu Hamburg 


mit. . 2. 66546 M, 
und der halbe Betrag der Miethe für das 
Nebenzollamt I zu Finkenwerder mit 175.5 


Zuſammen 66721 „ 

Auf preußiſche Rechnung bleiben zu übernehmen . 376409 M, 
Davon werden der Zollgemeinſchaft nach den beheben 

den Vereinbarungen angerednet 2 . 551845 „ 


Bleiben für private Rechnung Preußens. . . . . 324564 M. 
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B) Einmalige Ausgaben. 


Die Gefammtausgabe beträgt in Satteig elite . 1793530 M. 
Desgleichen in Hannover . . - «143000 „ 
——— 1936530 M. 
Davon find der Zollgemeinſchaft anzurechnen für Ans 
ſchaffung von Zollfreuzern, ſowie als Antheil an ven 
Koften der Errichtung von Zollſtellen zu St. Bauli, 
am Baummwall zu Hamburg und am Kuhwerder 
auf der Elbe, jowie für die Ueberbrüdung des 
Pfeffermühlenbeds . . -» . . . 439000. M. 
Von der Stadt Hamburg zu tragen . 160000 „ a 
Zufammen 599000 „ 
Auf preußifche Rechnung bleiben zu übernehmen . . 1337530 M. 


Es wird beantragt: 

Der Bundesrat) wolle ſich mit der vorgeſchlagenen Ein: 
richtung der künftigen Zollgrenze, mit der beantragten Abferti: 
gungsweife der auf der Elbe feewärts oder von Hamburg ab: 
wärts in das Zollgebiet eintretenden Schiffe, ſowie mit der in 
Vorſchlag gebrachten Aufbringung der entftehenden Koſten ein: 
verftanden erklären. 





11. 


Antrag Preußens an den Sundesrath. 
Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 25. Februar 1881 Nr. 93.) 


Berlin, 24. Februar 1881. 

Bei dem im Jahre 1867 erfolgten Anſchluß der Herzogthümer 
Schleswig⸗ Holſtein an den Zollverein entſchied ſich die preußiſche Ne: 
gierung dafür, die Stadt Altona zunächft von der Aufnahme in das 
Zollgebiet auszuſchließen und weitere Erfahrungen darüber abzuwarten, 
wie ſich die Verhältniffe nad dem Anfchluffe der Elbherzogthümer ge: 
ftalten würden. Zu einem gleichen Entichluffe gelangte fie bezüglich, 
der norböftlich von Hamburg belegenen Ortihaft Wandsbeck. Es be: 
findet ſich diefer Ort daher auch jet noch, wie ſchon zu däniſcher Zeit, 
zum größten Theile außerhalb des Zollgebietes. 

Nachdem der Anſchluß der Stadt Altona (90749 Einwohner) 
vom Bundesrath beſchloſſen worden ift, erſcheint es angemefjen, auch 
den Fleden Wandsbeck (16138 Einwohner) ganz dem Zollgebiete ein- 
zuverleiben und damit aud im Nordojten Hamburgs die politiiche 
Grenze gegen Preußen im Allgemeinen mit der Bollgrenze zufammen- 
fallen zu laffen. 
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Die neue Zolllinie würde folgenden Lauf zu nehmen 


Si it dem Ne I Barınbed 
Bed ie Ahlen Nißtung Di Dam Punfte, an Welden be elle 
Biegung nad Norden macht, wendet fich dann jüpöftlih bis zu 


alten ge, überſchreitet denfelben und läuft dann in gleicher 
Nichtung auf die Stelle zu, wo die norböftlide Ecke des Gartens der 
Irrenanſtalt Friedrihsberg durch die von Barmbeck fommende Wands: 
beder Strafe getroffen wird. Diefer Strafe folgt fie ſodann längs 
der Einfriedigung des Gartens der Irrenanſtalt in Na Richtung 
bis zum Hamburger Aceiſepoſten und geht von bier aus derſelben 
Einfriedigung entlang zunädjt in fübweftlider, dann in füblicher Rich- 
tung Bis zur Dftfeite der Wellenkampfſchen Färberei. Won letzterer 


Accifepoften und zieht fi an der Weft- beziehungsweife Südfeite des 
Lindenhofes bis zur Hammerftraße und demnächſt in ſüdlicher Richtung 
längs der Yandesgrenze fort. An der Ede der Georgſtraße wendet 
fie ſich öftlih, geht längs der Landesgrenze ſüdlich von Wandsbech 
beziehungsweije an der Nordfeite der Rennbahn, bis fie an dem Grenz: 
ftein bei den Füthorner Koppeln mit der Landesgrenze zuſammenfällt. 
Von bier zieht ſich diefelbe zwifchen der Nennbahn und den Füthorner 
Koppeln öftlih an Hermannsthal vorbei, in füböftliher Nichtung über 
die Horner Feldmark bis an den Punkt hin, an weldem der nad, dem 
Fiſchbeck· Fenfelder Wege führende Feldweg die Landesgrenze übers 
fchreitet, und führt ſodann in ſüdlicher Richtung über die Fiſchbecker 
Feldmark bis zur nordweitlihen Ede des zum Nebenzollamtsgebäube 
in Sciffbed gehörenden Gartens. Demnächſt folgt diefelbe der weſt⸗ 
lichen beziehungsweije ſüdlichen Seite der Garteneinfriedigung bis an 
das Amtsgebäube, zieht fid an der Weſtſeite des letzteren entlang, 
ſchneidet die Chauffee in ſüdlicher Nichtung, führt von derjelben bis 
zur ſüdweſtlichen Ede des Communalwiegehaufes, läuft dann in öftlicher 
Nihtung an der Nordſeite und in ſüdlicher Richtung an der Dftfeite 
des dem Holzhändler Weftphalen gehörenden Gartens Hin, überfchreitet 
öftlih von dem Gemeindejprigenhaufe die Strafe und geht auf dieſer 
in. füdliher Nichtung an der Weſtſeite der dem Hofbefiger Schomader, 
beziehungsweife dem Optiler Chrifteinide gehörenden Grundftüde bis 
zur Bille, deren nörblidem Ufer folgend, bis fie dem Nebenzollamt 
zu Billwärber, Bilveich gegenüber, im die jehige Zollgrenze wieder 
einmünbdet. 

Durch diefen Lauf der neuen Zolllinie wird nicht nur Wandsheck 
und das ſudlich beziehungsweiſe füdöftlih daran belegene preußiſche 
Gebiet angeichloffen, fondern es werben aud) gewifje Theile des Ham 
burger Gebiets im nterefje der Gewinnung einer ficheren Zollgrenze 
dem Zollgebiete einverleibt. Bei dem Nebenzollamt I Sciffbet wire 
ein Heiner Theil preufiichen Landes von dem Zollgebiet ausgejhloffen. 
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Es hat dies darin feinen Grund, daß das Nebenzollamt I zu Schiff: 
bef ſchon unter däniſcher Herrichaft Mangels einer anderen Etelle auf 
einem ungünftigen Punkte, nämlidh an der der Grenze abgemendeten 
öftlichen Seite des Dorfes erbaut und dadurch bei der inzwiſchen ftarf 
vorgefchrittenen Bebauung diejes Theiles ein für das Publicum läftiger, 
für die Zollverwaltung aber auch gefährlicher und mit erheblichen 
Kosten verfnüpfter Zuftand gefchaffen worden ift, dem ohne bedeutenden 
Aufwand nit in anderer Weiſe abgeholfen werden Tann. Die neue 
Zollgrenze tft etwa fieben Kilometer lang und vier bis fünf Kilometer 
fürzer als die gegenwärtige. Es liegt in der Abficht, an derjelben 
zwei Zollabfertigungsftellen zu errichten, und zwar die eine an der 
MWandsbeder Chaufjee, die andere am Eilbeder Wege. Der tägliche 
Verkehr auf dieſen beiden Straßen betrug nad) dem Durchſchnitt der 
ftattgehabten vier Zählungen: 








Fuß⸗ Pferde: | Andere _ Brot⸗, Milchwagen, 
An er bahn= |Berjonen- „ 18leicher- und| Ziehmagen, 
gang magen ffuhrwerke Padetmagen | Karren 
Mandsbeder 
Chaufiee . 10 55 
Eilbecker 
Meg . 15 19 





Es wird der Antrag geitellt: 


Der Bundesrath wolle fi mit der vorgefchlagenen Verände— 
rung der Zollgrenze einverjtanden erklären. 


12. 
Schreiben des Fürſten Bismarck an Finanzminifter Bitter. 
(v. Poſchinger a. a. D. IV 43 ff) 
Berlin, 23. März 1881. 
Nachdem Ew. Ercellenz in der lebten Zeit in der Lage gemejen 
waren, mir annehmbare Eröffnungen der Hamburger Behörden bezüg: 
lich des beabfichtigten Zollanſchluſſes mitzutheilen, hatte ich mich der 
Hoffnung hingegeben, daß die Regierung von Hamburg zu den An: 
jihten zurüdgefehrt fer, melde in den Jahren 1867 und 1868 die 
gegenfeitigen Verhandlungen geleitet haben, und nach melden die Ber: 
wirflihung des Art. 33 der PVerfaflung, der nationale, das gefammte 
Neih umfaffende Zollverein, auch in Hamburg als das verfafjungs- 
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mäßige Definitivum, der Art. 34 aber als ein Proviforium aufgefaßt 
wurde, beftimmt, die Zeit zu den für den Uebergang nöthigen Pers 
handlungen und Anlagen zu gewähren. Aus neuerer Wahrnehmung 
muß ich ſchließen, daß die Abfiht der Hamburger Regierung, das Frei 
hafenverhältniß als verfafungsmäßiges Definitivum feftzuhalten, noch 
heute ebenfo in Kraft fteht, wie zu der Zeit, als der Senator Kirchen» 
pauer, vor etwa zwei Jahren, bei den Vorberathungen der Zollgeſetz— 
gebung fie im Bundesrathe ausſprach. Wenn diefer Schluß berechtigt 
ift, jo wird es an der Seit fein, die Beſeitigung derjenigen 
tungen in Angriff zu nehmen, welche die Neichsgefehgebung, der 2m 
verein und Preußen feiner Zeit zugeftanden, um den Hanfeftädten das 
Uebergangsftadium zu erleichtern, welde aber ſchwerlich zugeſtanden 
worden wären, wenn man damals hätte glauben können, daß die exe 
ceptionelle Stellung, welche diefen beiden Hanfeftädten bewilligt war, 
von ihnen als eine definitive feftgehalten werden würde, 

‚Zu diefen vorübergehend bewilligten Einrichtungen gehören, abs 
gejehen von der bisherigen unzulängliden Bemeſſung des gejammten 
Averjums: 

1. die vereinsländiſchen Zollämter in den beiden Freihäfen. Die 
jelben find unter verſchiedenen Umftänden und Vorausfegungen einge: 
richtet worden, ohne in dem Zollvertrage von 1867 und in der Reichs— 
verfafjung eine rechtliche Unterlage zu haben. Nach Art. 38 der 
Verfaſſung gehören zu den Erhebungs: und Verwaltungsfoften, welche 
laut 3a in Abzug gebracht werden fönnen, nur die Koften, welde an 
den gegen das Zollausland gelegenen Grenzen und in dem (Binnen: 
landiſchen) Grenzbezirle für den Schutz und die Erhebung der Zölle 
erforderlich find. Unter diefe Koften fällt der Aufwand für die vereins— 
landiſchen Hauptzollämter nicht. Die vereinsländifchen, feit 1872 ohne 
fachliche Begründung als „Kaiſerliche“ bezeichneten Hauptzollämter find 
zur Bequemlichfeit der Hanfeftädte nützlich aber nicht im obigen Sinne 
für den Schuß und die Erhebung der Zölle „erforderlih“. Sie follten 
darnach nicht zu den Einrichtungen gehören, für welche die Koften von 
der Bruttoeinnahme der Zölle vor der Ablieferung an die Reichscaſſe 
abzuziehen find. 

Selbjt auf das Hauptzollamt in Bremen, welches durch den Ver: 
trag mit Preußen, Hannover und Kurheſſen vom 26. Januar 1856 
errichtet ift, findet Art. 40 der Neichsverfaffung Anwendung, wonach 
die Betimmungen des Zollvereinigungsvertrages vom 8, Juli 1867 
nur infomweit Geltung behalten, als jie nicht durch die Reichs— 
verfaſſung abgeändert find. 

Die vorläufige Beibehaltung des Amtes in Bremen und die Er— 
richtung desjenigen in Hamburg durch Beſchluß des Bundesraths vom 
27. Juli 1868 waren für die Sicherung der Zollgrenze an ſich nicht 
erforderlich; fie haben den Freihäfengebieten zur Erleichterung der Zeit 
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ihres Ueberganges in den Zollverein vorübergehend gewährt werden 
tönnen; für ihren dauernden Beſtand aber fehlt die fachliche Berechti— 
gung, und müfjen diefelben daher, wenn nunmehr nad 14 Jahren die 
Ausficht auf den Beitritt der Hanfeftädte aufgegeben werden muß, als 
eine duch Fein Bedürfnig des Zollvereins gebotene Anomalie in Weg: 
fall fommen. Diejelben haben eine ftärkere Berechtigung als die einer 
vorübergehenden Zwedmäßigfeitsmaßregel niemals gewinnen Fönnen. 

2. Die Bewilligung einer Zollvereinsniederlage innerhalb der Frei- 
häfen ift aus gleichen Gründen eine hinfällige, fobald fie als eine 
definitive und nicht als eine Uebergangseinrichtung aufgefaßt werden 
muß. Der Erleichterung des Verkehrs innerhalb der Freihäfen, fo 
lange die nöthige Entrepöteinrichtung für ihren Eintritt in den Zoll- 
verein nicht getroffen war, konnte eine ſolche Conceffion vorübergehend 
gemacht werden; fie ala eine definitive, reichsverfaſſungsmäßige zu be: 
handeln, dazu fehlt meines Erachtens jede Berechtigung. 

3. Zu den Opfern, welche der Zollverein, namentlich aber Preußen, 
zu dem Zweck gebracht haben, den Hanfeftädten Hamburg und Bremen 
Die Mebergangsperiode für den Zollverein zu erleichtern, gehört nament: 
lich aud die Hergabe preußiſcher Gebietötheile zur Abrundung des 
Freihafengebiets und der Beitrag, welden Preußen für feine im Frei- 
hafengebiet wohnenden Unterthanen bisher aus der Staatscafje zahlt, 
um die Möglichteit ihres Verbleibens außerhalb des verfafjungsmäßigen 
Zollvereins herzuftellen. Diefe Zahlung von jährlich 876000 Mark, 
abzüglic des geringen Beitrags der Hanfeftädte, conftituirte eine Prämie 
auf die Fortjegung und Verewigung der dem Art. 33 der Verfafjung 
widerfprechenden und die nationale Vollendung der Zolleinheit hindern» 
den Freihafeneinrichtung. Mit dem Anſchluß der preußiſchen Gebietö- 
theile an den Zollverein kommt diefe Zahlung in Wegfall. Bisher 
aber hat diejer vom Bundesrathe feit Jahresfrift endgültig bejchlofjene 
Anſchluß feine praktiſche Ausführung nod nicht gefunden, und ijt bei 
weiterer dilatoriicher Behandlung der Sahe von Seiten Hamburgs auch 
die Sicherheit nicht gegeben, daß diefe Angelegenheit bis zur Aufftel- 
lung des nächſten Etats erledigt fein werde. Ich lann es aber mit 
der Gerechtigleit nicht verträglich finden, daß die preußiſche Negierung 
auf Koften ihrer directen und indivecten Steuerpflichtigen ferner einen 
Zuſchuß für die Beibehaltung einer Einrichtung zahlt, welche an ſich 
eine Nechtsungleichheit und einen dauernden Widerſpruch gegen die Ver: 
wirflidung der nationalen Verfajjungseinrichtungen enthält. Die Höhe 
dieſer Leiſtung wird nach dem Geſetz von 1868 jährlih durd das 
Etatögefeg bejtimmt. Die Gerechtigkeit und die nationale Politif weifen 
uns darauf hin, diefe Pofition im nachſten Etat auch dann nicht in 
bisheriger Weiſe zum Anſatz zu bringen, wenn der Anſchluß Altonas 
bis dahin feine Erledigung noch nicht gefunden hätte, 

Em. Ercellenz erfuche ich, fih mit mir über die Anträge an das 
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Königliche Staatsminifterium verftändigen zu wollen, welche er 
find, um eventuell einen Antrag Preußens zur Abftellung der 
bezeichneten proviforiichen Zolleinrichtungen vorzubereiten, nachdem meiner 
Anfiht nah die Abſicht der Hamburger Negierung, die Proviforien. 
zum Definitivum werden zu laſſen, aufer Zweifel geftellt worden iſt 
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Schreiben des Fürften Bismarck an Finanzminifter Bitter. 
(o. Poſchinger a. a. ©. IV 46) 


Berlin, 25. März 1881. 

Em. Ercellenz danke ich für die Antwort vom heutigen Tage 
und bemerfe in Bezug auf den Eingang derjelben, daß ich bei Ab: 
fafjung meines Schreibens vom 23. d, M. durdaus nicht angenommen 
habe, daß auf einen Erfolg in der von Em. Ercellenz in den Sams 
Burger Bejprehungen eingefchlagenen Nichtung nicht mehr zu rechnen fei. 

Id bin weit entfernt, dies beftimmt in Abrede zu ftellen; ich 
glaube nur, daß nicht mit Sicherheit darauf zu redinen ift. 
der Erfahrung, die ich in meinem Leben in Verhandlungen der Art 
gewonnen habe, kann ich es nicht für angezeigt halten, daß wir unfer 
Vorgehen auf dem Wege, den wir gehen müſſen, wenn die Ham— 
burger Verhandlungen fich als dilatoriſche erweijen, auch nur momentan 
unterbredien. Ich kann mic davon um jo weniger überzeugen, als 
die von uns in meinem Schreiben vom 23. d. M. vorgeſch 
Schritte, wenn fie fi, worüber ich mich ſehr freuen würde, als un: 
nöthig erweijen jollten, doch, fobald fie befannt werben, den Erfolg 
der Verhandlungen Ew. Ercellen; mit den Hamburger Behörden nur 
fördern können. ch bin davon jo durchdrungen, daß ich es micht für 
nüblich halten würde, die Hamburger Behörden über das im Unflaren 
zu lafjen, was wir thun werden, wenn die Verhandlungen refultatlos 
bleiben follten. 

Ew. Ercellenz find der Meinung, daf das mir in Abſchrift mit- 
getheilte Schreiben des Herrn Versmann in Uebereinftimmung ftehe 
mit dem, was die Herren O'Swald und Peterfen Ihnen über die Ge- 
neigtheit Hamburgs zu ernftlihen Verhandlungen mündlid gejagt haben. 
Von einer folhen, im perfönlichen Verkehr befundeten Geneigtheit zu 
unterhandeln bis zu einem annehmbaren Ergebniß lann indefjen eine 
ſehr lange Zeit, mandes Jahr verfließen, und wir fönnen uns auf 
guten Willen nicht verlafien. Eine Unterbrehung der Verhandlungen 
mit Hamburg brauchen unfere Minifterialbejchlüffe um jo weniger zur 
Folge zu haben, als fie vor der Hand durd) das Amtsgeheimniß ges 
dedt jein werden. Aber ſelbſt wenn fie dies nicht wären, würden 
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fie die Verhandlungen mit Hamburg eher fördern als unterbrechen. 
* fönnen, wenn fein Druck auf fie geübt wird, wie id das aus 
den Verhandlungen des Bundestags fenne, eine Dauer 
— Wenn Em. Excellenz in drei bis fünf Wochen ein Nefultat 
der Verhandlungen erwarten, jo wird dafjelbe immer noch früh genug 
fommen, um den von uns beabfichtigten Anträgen Preußens im 
Bundesrath die Spitze abzubrechen, rejpective fie überflüffig zu maden. 
Wenn aber der Bundesrat) auseinander geht, ohne daß vorher 
ein Abſchluß unferer Hamburger Verhandlungen ftattgefunden hat, To 
wird wiederum ein Jahr verloren fein, ohne daß der im Mai v. J. 
wegen Altona gefahte Beihluß des Bundesraths zur Ausführung ge: 
t üft. 
— Ich bin mit Ew. Excellenz der Meinung, daß eine friedliche Ver: 
ftändigung von unjchägbaren Vortheilen für die Stellung der Reichs: 
regierung zu biefer Frage fein werde. Aber ich glaube, daß diefe Ver- 
ftändigung durd die von mir vorgejhlagenen Anträge nur gefördert 
werben wird. Ich kann aus diefen Gründen mein Erfuchen an 
Ew. Ercellenz, fih mit meinen Vorſchlägen vom 23, einverftanden erflären 
zu wollen, nur wiederholen, und werde mir erlauben, meine Anficht 
in der morgen jtattfindenden Beſprechung des Staatsminifteriums zu 
mündlicer Erörterung mit Ew. Ercellenz zu bringen. 





14. 


Schreiben des Fürften Bismarck an Finanzminifter Bitter. 
(v. Bofginger a. a. D. IV 50 ff.) 
Berlin, 21., April 1881. 
Ew. Ercellenz danke ich für die Mittheilung vom 16. d. M., 
betreffend die Grundzüge einer Verftändigung mit Hamburg über den 
Einſchluß feines Gebietes in die gemeinfchaftliche Zollgrenze. Das Er: 
gebniß der zulegt gepflogenen Verhandlungen ſcheint mir darnach in 
mehreren Punkten ein anderes geworden zu fein, als Em. Ercellenz 
früher erwartet haben, und die vorläufige Vereinbarung wird in diejen 
Punkten, glaube id, den in der vertraulichen Beſprechung des Staats: 
minifteriums vom 13. d. M. erörterten Linien no näher gebracht 
werden müfjen, wenn fie für weitere praltiſche Schritte eine geeignete 
Bafis — Toll. 
Vor Allem find mir die in Nr. 3 aufgenommenen Bejtimmungen 
über die Unterelbe als neu und unannehmbar ee Daß die 
geſammte Zoll: und —— im hamburgiſchen 
von hamburgiſchen Behörden und Beat — — 
eine fuglich zu beanſpruchende Folge der 
Dismards yolitiike Necn. m 
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fein. Dafür aber, daß Hamburg zugleich über bie — — 
Gebietes hinaus Bollverwaltungsrechte im preußiſchen Gebiete 

geraumt werden, ſcheint jeder Anlaß zu fehlen und ſelbſt die am 
lichkeit. Denn jeder ſolchen Vermehrung der — Zollver⸗ 
waltungsrechte müßte eine entſprechende Verminderung der Hollvermal- 
tungsrechte eines anderen Staates, nämlich Preußens, gegenüber ftehen, 
und ich lann nicht annehmen, daß bie preufiihe Negierung geneigt 
und in ber Lage fein follte, auf eine ſolche Minderung ihrer Nechte 
einzugehen. Wäre fie e8 aber dennoch, fo würde id) felbjt vom Stand: 
punfte des Reichs aus rechtliche und praktiſche Bedenken gegen jede 
über bie eigenen Gebietsgrenzen hinausgehende Erweiterung der ham⸗ 
burgiſchen Zollverwaltungsrechte auf der Unterelbe geltend machen müffen. 
Meiner Meinung nad) werden daher die Abreden, daß die Zollabferti- 
gungäftele an der Elbgrenze bei Curhaven unter die hamburgiſche 
Hollverwaltung treten folle, daß die nad Hamburg gehenden oder 
von Hamburg kommenden Seefchiffe während der Durhfahrt durch das 
preußische Zollgebiet der Unterelbe unter hamburgiſcher Zollverwaltung. 
verbleiben follen, und daß diefe Schiffe mit der Aufnahme von Lootſen 
‚überhaupt von weiteren Zollcontrolen freizulafien feien, vollftändig zu 
ftreichen fein. 

Wenn fi die vorläufige Vereinbarung ſodann unter Nr. 6 darauf 
beſchränkt, die wichtige und nothwendig vorab zu entſcheidende Frage 
der Betheiligung des Reichs an den Koften der für Hamburg erforderlich 
werdenden Anlagen und Bauwerke weiterer Verhandlung vorzubehalten, 
fo unterjchäge ich die Schwierigkeiten und Bedenken nicht, die zu einem 
ſolchen Vorbehalt geführt haben mögen. Andererſeits vermag ich aber 
damit die Sade nicht als gefördert anzufehen, und insbeſondere auch 
in einer etwaigen Vereinbarung zu bezüglichen technifchen Vorarbeiten 
und zu gemeinfhaftlicher Prüfung und Feſtſtellung der zu gemärtigenden 
vorläufigen Entwürfe fein geeignetes Mittel zu erbliden, um in einer 
abfehbaren Frift zu einer Entfcheidung diefer Frage gelangen zu können. 
Meines Dafürhaltens wird hier eine mehr principielle Verftändigung ges 
ſucht werden müſſen, welde zu einem baldigen definitiven Abſchluß ges 
langen läßt, ohne daf große und ſchwierige technifche Aufgaben zuvor in 
ungenügenber Zeit gelöft und fo zur Grundlage genommen werben follen. 
Eine ſolche Verftändigung würde ih etwa dahin annehmbar finden 
und empfehlen fönnen, daß die Koften der von Hamburg für noth- 
wendig erachteten Anlagen und Bauwerke vom Reich zu zwei Fünfteln 
zu übernehmen feien. 

Während der Marimalbetrag nicht über die Grenze beöjenigem 
hinausgehen dürfte, was das Neid im Intereſſe der befriedigenberen 
Geftaltung feines Zollgebiets allenfalls zu bewilligen in der Lage wäre, 
würde er anbererjeits in Verbindung mit dem nad Nr. 8 der Verein: 
barung Hamburg zu Theil werdenden Nachjteuerertrage allen billigen 
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Erwartungen Hamburgs wohl genügen fönnen, ohne wiederum bei dem 
Umfang der von Hamburg jelbjt daneben aufzumendenden Mittel irgend 
die Gefahr in ſich zu ſchließen, daß Hamburg dadurd verleitet werden 
Tönnte, in der Anerkennung und Befriedigung der Bebürfnifje zu weit 
zu gehen. Es würde daher, worauf Hamburg wiederum erflärlicher Weiſe 
großes Gewicht legen muß, feiner alleinigen und freien Entſchließung 
um fo mehr im Mejentlichen überlafjen werden fönnen, die auszu: 
führenden Anlagen und Bauwerke und die Modalitäten der Ausführung 
zu beftimmen. 

Diefe Freiheit würde insbejondere aud an die Stelle der in 
Nr. 7 der vorläufigen Vereinbarungen aufgenommenen Bejtimmungen 
treten Fönnen, wenn, was mir aud der nicht ganz verſtändlichen, an 
fcheinend unfertig gebliebenen Fajjung des Eingangs der Perein: 
barung gegenüber unerläßlich erſcheint, ein, wenn auch geräumiger, fo 
dod an und für fi falendermäßig feft beftimmter Termin verabrebet 
wird, von welchem ab lediglich der Bundesrath den Einſchluß des 
hamburgijchen Gebietes in die gemeinfchaftlihe Zollgrenze zu verfügen 
berechtigt bleiben muß... . 

Gelänge es, bald zu einer befriedigenden Verftändigung mit Ham: 
burg zu fommen — als welche ich aljo die Erklärung der Bereitwillig: 
feit Hamburgs anfehen würde, den Einſchluß jeines Gebiets, vorbehaltlich 
des vereinbarten Fünftigen Freihafenbezirks, in die gemeinſchaftliche Zoll- 
grenze, unter den nad) Vorftehendem überhaupt als erfüllbar, refpective 
annehmbar zu erachtenden Bedingungen zu beantragen — fo würde 
id Ew. Ercellenz darin beipflichten, daß dann auf den vorgängigen 
alleinigen Anſchluß Altonas, aud auf eine andermeite interimiftiiche 
Abgrenzung des Freihafengebietes verzichtet und überhaupt ber status 
quo mit der Aenderung, daß das jehige Kaiferlihe Hauptzoflamt in 
Hamburg mit allem Zubehör etwa vom erjten October d. J. an in 
die preußiſche Verwaltung überzugehen haben würde, einftweilen noch 
beibehalten werben könnte. 

Ueber die Fortdauer des Zuſchuſſes aus der preufijchen Staats: 
cafje zu dem Altonaer Averfum möchte ich hierdurch fein Präjudiz aus: 
fprechen. 

Kame eine befriedigende Verftändigung mit Hamburg aber nicht 
bald und nicht rechtzeitig vor Schluß der Bundesrathsſeſſion zu Stande, 
fo würde nicht nur den ſchon eingeleiteten Schritten wegen des Anz 
ihlufjes von Altona und Wandsbeck weitere Folge zu geben fein, jonz 
dern namentlid auch mit den ſchon bejchloffenen Anträgen wegen Aufz 
hebung des Hauptzollamts und der Zollvereinsniederlage in Hamburg 
unverweilt vorgegangen werden müfjen. Wegen der jpeciellen Geftal- 
tung dieſer Tegteren Anträge behalte ich mir noch eine befondere Mit: 
theilung vor. 

Ew. Ercellenz ftelle ich hiernach anheim, die Hamburgifchen Unter 
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von meiner vorfiehend bargelegten Auffaffung der Sachen 
nn ch mi mi win Naht yr Once or 
zu wollen 





15. 
Vereinbarung über den — Hamburgs an das dentſche 
gebiet. 
(„Norodeutiche Allgemeine ‚geitung“ 8. Juni 1881 Nr. 259 Ertrabeil,) 
Verhandelt Berlin, den 25. Mai 1881, im Königlichen Finanz: 
minifterium. 


Zwiſchen dem Königlich preußiſchen Finanzminifter Bitter und 
dem Kaiferlihen Staatsjecretär des Reichsſchazamtes Scholz, in Ver- 
tretung des Herrn Neichäfanzler® einerjeits und den von dem Senate 
der freien und Hanfeftadt Hamburg bevollmächtigten Herren Commifjarien: 

dem Herrn Senator Dr. Verömann, 

dem Herrn Senator O'Swald, 

dem Herrn Minifterrefidenten Krüger, 
andererfeits hat, unter Vorbehalt der Zuftimmung des Herm Reichs 
Kanzler und des Senats der freien und Hanfeftadt Hamburg über Die 
Modalitäten, unter welchen der Anſchluß Hamburgs an das 
HZollgebiet erfolgen foll, nacftehende Vereinbarung ftattgefunden: 

1. Die freie und Hanfeftadt Hamburg ift bereit, mit ihrem ganzen 
Gebiet, jedod mit Ausſchluß des nachjtchend näher bezeichneten Bezirks, 
dem Neichszollgebiet beizutreten. 

Für biefen Bezirk, welcher der Stadt Hamburg als Freihafen 
dauernd verbleibt, behält der Art. 34 der Reichsverfaſſung mit der 
Wirkung feine Gültigkeit, daf die Freihafenberechtigung jenes Bezirks 
ohne Hamburgs Zuftimmung weder aufgehoben noch eingeſchränkt 
werden kann. 

Der Freihafenbezirt umfaßt die Norderelbe bei Hamburg, die 
‚Hafen: und Dunianlagen dafelbft nebſt einem Theile der diefelben be— 
grenzenden Straßen und Häufercomplere und die der Stabt 
Tiegenden Elbinſeln, einſchließlich des Steinwärder. Innerhalb diejes, 
lediglich von außen zollamtlic zu bewachenden Freihafenbezirfs ift die 
Bewegung der Schiffe und Waaren von jeder Zollcontrole befreit und 
die unbeſchränkte Anlegung von induftriellen Großbetrieben gejtattet. 

Die Begrenzung des Freihafenbezirks wird im Norden und Often 
durch den Bahnhof und den Bahndamm der Venlo:Hamburger Eifen: 
bahn gebildet. Im Süden und Weiten fol die Grenze auf dem ! 
trag Hamburgs bis zu der vom Bumdesrath behufs des 
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von Altona und der Unterelbe beſchloſſenen Zollgrenze erftredt werden. 
Ebenfo foll auf den Antrag Hamburgs die Halbinfel, welche durch den 
vom Binnenhafen nad dem Oberhafen führenden Fleethzug von der 
Stadt geſchieden ift, beziehungsweife derjenige Theil derfelben, welcher 
hamburgiſcherſeits als dazu mothwendig bezeichnet werden wird, dem 
Freihafenbezirk einverleibt werden. Die zum Freihafenbezirk gehörenden 
Complere am nördlichen Elbufer ſollen zu Wohnungen (mit Ausnahme 
der etwa für Lagerauffeher, Hafen, Zoll: und Polizeibeamte erforder: 
lichen) fowie für den Detailhandel nicht benußt werden. 

Das am füdlihen Elbufer belegene, zum Freihafenbezirk gehörende 
Terrain foll, ſoweit daſſelbe Eigenthum der freien und Hanfeftadt Ham: 
burg ift, nicht weiter, als es zu Betriebs: und Auffichtsjweden dringend 
erforderlich ift, mit Gebäuden bebaut werden, welche zu Wohnungen 
oder zum Detailhandel beftimmt find. Die im füblihen Freihafen- 
bezirk jegt vorhandenen Wohnungen und Detailhandlungen jollen, jo: 
weit fie nicht den vorftehend bezeichneten Zweden dienen, thunlichit 
befeitigt werben. Aud wird hamburgiſcherſeits auf anderweite, die 
— fördernde Einrichtungen thunlichſt Bedacht genommen 
werden 

Die Hafenanlagen zu Curhaven verbleiben, wie bisher, außerhalb 
der Zolllinie. 

Die Zollvereinsniederlage wird mit dem erfolgenden Anſchluß am 
das Zollgebiet (Nr. 7) aufgehoben. 

2. Die für den Erport arbeitenden induftriellen Grofbetriebe, 
welde ausländifhe Stoffe zollfrei verarbeiten wollen, find für die Zu- 
kunft auf den Freihafenbezirt angewiefen. Den zur Zeit vorhandenen, 
im künftigen Zollgebiet belegenen Etablifjements diefer Art foll, ſoweit 
fie wegen des Umfangs ihrer Baulichkeiten nicht wohl in den reis 
hafenbezirk verlegt werden fönnen, der Fortbetrieb ihrer Fabrication 
und deren Goncurrenzfähigteit im Auslande in jeder den Verhältniffen 
nad) zuläffigen Weife für einen längeren Zeitraum ermöglicht werden, 

Zu den in Rede ftehenden induftriellen Betrieben gehören: 

a) Spritrectificationsanftalten, 

b) mit Hefefabrication verbundene Kornbrennereien, welche für 
den Export arbeiten, 

©) für den Export arbeitende Schmalzraffinerien, 

d) Reisfhälmühlen, 

e) Exporiſchlachtereien, 

f) im fünftigen Zollgebiet belegene Schiffswerften, 

g) eine zur Zeit vorhandene Dampffieverei, welche Nohzuder 

verarbeitet, 

3. Die gefammte Zoll und Steuerverwaltung im hamburgiſchen 
Staatögebiet — mit Ausnahme der in Holftein belegenen Enclaven 
und des Zollamtes in Cuxhaven für den die Zollgrenze der Unterelbe 
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paffierenden See: und Elbverfeht — wird von hamburgifchen Behörden 
und Beamten ausgeübt. \ 

Für das hamburgiſche Zollperfonal werden für eine beftimmt F 
bemeſſende Uebergangszeit Ausnahmen von den Beſtimmungen über 
Anftellung von Militäranwärtern bewilligt werden. 

Die Koften der Directivbehörde hat Hamburg zu tragen. Die 
für die übrigen Beamten zu vergütenden Pauſchſummen follen, unter 
billiger Berüdfichtigung der befonderen Verhältniffe, entſprechend normirt 
werben. 

Die vorhandenen Zollgebäude und Nevifionsanftalten, fofern fie 
nicht außer Gebrauch geſetzt werden, gehen unentgeltlich an Hamburg über. 

Die Verwertdung der aufer Gebrauch tretenden Zoll: und Nevis 
fionsgebäube, jo weit fie nit durch die Freihafenanlagen zum Abbruch 
gelangen müffen, bleibt weiterer Verftändigung vorbehalten. 

Die Penfionen der etwa aufer Dienft tretenden hamburgiſchen 
Beamten der beftehenden indirecten Steuerverwaltung übernimmt die 
Zollgemeinſchaft. 

4. Für das Zollabfertigungsverfahren in den hamburgiſchen Zoll: 
häfen und in den Zagerräumen wird ein befonderes Regulativ erlaſſen 
werden, in welchem unter Berüdfichtigung der örtlihen Verhältniffe 
(Ebbe, Fluth, Eisgang u. ſ. w.) jo weit als irgend thunlic auf die 
Erleichterung und Vereinfachung der Zollabfertigung Bedadt genommen: 
werden wird. 

5. Die zur Ausführung des Vereinszollgejebes erlafjenen Regulative 
ſollen bezüglich ihrer Anwendung auf Hamburg einer Nevifion in der 
Nichtung unterzogen werden, daß dem dortigen Handel und Verkehr 
nur die im fiscalifchen Intereſſe unabweisbar erforderlichen Beſchränkungen 
und Formalitäten auferlegt werden und daß den dort obwaltenden Vers 
bältniffen bejondere Rechnung getragen werden foll. 

Soweit die Beftimmungen des Vereinszollgefeges der Verwirk⸗ 
lihung diefer Abficht entgegen ftehen, foll die Aenderung dieſer Be— 
ftimmungen beantragt werden und wird außerdem zugefagt, daß jeven 
Falls die der freien und Hanſeſtadt übel, ſei es requlatiomäßig, 
fei es im Verwaltungswege, zugejtandenen befonderen Erleichterungen 
aud auf Hamburg Anwendung finden follen. 

6. Das Deutjce Reich wird zu den Koften der Bauten, Anlagen, 
Einrihtungen und Erpropriationen, welche durch den Zollanſchluß Ham: 
burgs und die mit demfelben verbundene Umgeftaltung der beftehenden 
Handels: und Verkehrsanlagen veranlaßt werden, einen Beitrag bis 
zur Marimalfumme von 40 Millionen Mark Leiften. 

Behufs Feitftellung der vom Neid zu zahlenden Summe wird 
der Senat baldthunlichft einen Generalplan nebjt Generalkoſtenanſchlag 
aufftellen laſſen und ſich über denjelben im Allgemeinen mit der Neichse 
regierung verftändigen. 
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Von dem durch Senat und Bürgerfcaft bemilligten Koſtenbetrage 
bildet die Hälfte, ſoweit diefelbe 40 Millionen Mark nicht überfteigt, 
der vom Neid zu leiftende Beitrag. Dieſer Beitrag wird der ham: 
burgiſchen Hauptftaatscaffe innerhalb zehn Jahren in gleihmäßigen Jahres: 
raten ausgezahlt, deren erfte ein Jahr nad) erfolgter Mittheilung des 
vorftehend erwähnten Beſchluſſes des Senats und der Bürgerſchaft fällig 
wird und deren folgende auf die jedesmalige Mittheilung der ham: 
burgiſchen Regierung, daß die Arbeiten in der bejchlofjenen Weiſe ihren 
Fortgang ‚nehmen, gezahlt werben follen. 

7. Der Senat von Hamburg wird die zur Ausführung des An: 
ſchluſſes erforderlichen Bauten und Einrichtungen mit thunlichfter Be: 
ſchleunigung berftellen laſſen. 

Der Anſchluß der Stadt und des Gebiets von Hamburg nach 
Nr. 1 dieſer Vereinbarung wird nad) dem 1. October 1888 an einem 
vom YBundesrath feitzuftellenden Tage erfolgen. 

8. In Anfehung der zu erhebenden Nachfteuer und ihres Ertrages 
jollen die bei dem Anſchluß der freien und Hanſeſtadt Lübeck map: 
gebend gewefenen Grundfäge zur Anwendung fommen. g 

9. Bis zum Eintritt Hamburgs in den deutjchen Zollverband geht, 
falls der Bundesrath die Aufhebung des gemeinſchaftlichen Hauptzoll- 
amtes als ſolchen beſchließen follte, die Verwaltung defjelben auf 
Preußen über. 

10. Die vorftehende Vereinbarung fol, nachdem fie die im Ein: 
gange vorbehaltene beiderfeitige Zuftimmung erhalten, dem Bundesrathe 
zuv Genehmigung vorgelegt werden. 

Sobald diefe Genehmigung ertheilt ift, wird der Senat den im 
Art. 34 der Neichsverfafjung vorgefehenen Antrag an den Bundesrath 
richten, nach Maßgabe des nunmehr hergeftellten Einverjtändnifies den 
Anſchluß Hamburgs an das Zollgebiet zu beſchließen. 

Es bleibt jedoch ausdrüdlich vorbehalten, daß der entjpredende 
Beſchluß des Bundesraths erft in Wirfjamfeit treten foll, nachdem der 
Reichstag den unter Nr. 6 verabreveten Beitrag des Deutjchen Reichs 
zu den Koſten des Zollanſchluſſes bewilligt haben wird. 


Bitter. Versmann. 

Scholz. W. O'Swald. 
Krüger. 

(L. 8.) (L. 8.) 





Berhandelt Berlin, den 25. Mai 1881, im Königlichen Finanz: 
minifterium. 


Gegenwärtig 
für den Neichsfangler: 
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der Königlich preußiſche — Bitter, * 
der Kaiſerliche Staatsjecretär des Reichsſchahamis, 


fin den Senat der freien und Hanfeftabt Hamburg: a 
der Senator Dr. Versmann, eh 
der Senator O'Swald, 


der Minifterrefident Krüger. 
Ferner anwejend: 
der Generaldirector der indirecten Steuern, Wirkliher u, 
heimer Rath Haſſelbach, 

der Geheime Finanzrath Bohhammer, 

der Secretär ber Deputation für inbirecte Steuern, Noeloffs. 

Bei den zwiſchen den unterzeichneten Bevollmächtigten gepflogenen 
Verhandlungen über die Modalitäten, unter welchen der Anſchluß Ham⸗ 
burgs an das deutſche Zollgebiet erfolgen foll, find die nachſtehenden 
befonderen Verabredungen getroffen worden: J 


1. Zu Nr. 1Abſatz 4 der Vereinbarung. 


Man war darüber einverftanden, daf bie dem hamburgiſchen Senat 
vorbehaltene Erklärung in Bezug auf die Begrenzung bes Freihafen 
bezirls fpäteftens bis zum Eintritt Hamburgs in den Zollverband (Nr. 7, 

Abfag 2 der Vereinbarung) abzugeben fein wird, 

ferner darüber, daß die in das Sollgebiet eintretenden Theile 

Hamburgs nicht als Grenzbezirk behandelt werden follen. 


2. Zu Nr. 2, 4 und 5 der Vereinbarung. 


Von Seiten Hamburgs ift beantragt worden, daß ſowohl in Be 
treff der Behandlung der im fünftigen Zollgebiet zur Zeit vorhandenen 
Erportinduftriebetriebe, als auch hinfichtlich der für das Abfertigungss 
verfahren und für die Privat: und Contenläger erforderlichen Erleichte 
tungen die in früheren Stadien der Verhandlung zur Erörterung ge: 
fommenen einzelnen Feſtſtellungen in die endgültige Vereinbarung 
aufgenommen würden. Die Bevollmächtigten des Herrn Reichslanzlers 
erflärten jedoch, die Aufnahme diefer Punkte in die Vereinbarung aus 
dem Grunde ablehnen zu müſſen, weil das verfafjungsmäßige Recht 
des Bundesraths, die Bejtimmung über die Details den zeitlichen und 
örtlichen Bethältnifjen anzupaffen, weder überhaupt gebunden, noch auch 
durch fpecialifirte Zufagen bejchränft werden Fönne. Die bezüglichen 
Vorfchläge, gegen melde im Allgemeinen principielle Bedenken bei der 
Neichöregierung und bei dem preußiſchen Finanzminifterium bis jett 
nicht exhoben worden wären, jollten damit jedoch feineswegs abgelehnt 
fein, «8 folle vielmehr lediglich dem Bundesrathe die zuftändige Ent: 
ſchließung über diefelben vorbehalten werben. 

Die hamburgifhen Commiffarien erklärten diefen Bedenken gegen— 
über von der Aufnahme der zolltechnifchen Details in die Vereinbarung 
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zwar aa zu wollen, gleichwohl aber den Wunſch ausſprechen zu 
— Bezug auf folgende Punkte, welche für Hamburg von be: 

ſonderer Wichtigkeit jeien und für die praktiſche Ausführbarfeit des 
ganzen aufgeftellten Anſchlußprojectes von präjubicieller Bedeutung 
werden Eönnten, über die Auffaffung der Reichöregierung fpeciell unter: 
richtet zu werden. 

a) Mit Rüdfiht auf die große Bedeutung des Spriterports für 
die hamburgiſche Seeſchifffahrt und für die ausländiihen Handels: 
beziehungen Hamburgs ift es dringend wünſchenswerth, daf den im 
künftigen Zollgebiet zur Zeit bejtehenden drei Spritrectificationsanftalten 
die Nectification ausländifhen Sprits unter Anrechnung des Necti- 
ficationsverluftes bei der Wiederausfuhr, fowie daß zwei mit Hefen— 
fabrication verbundenen Kornbrennereien das fteuerfreie Arbeiten unter 
amtlicher Aufficht für den Erport geftattet werde. Die bezeichneten 
fünf Anftalten können wegen des großen Umfangs ihrer baulichen Anz 
lagen nicht in den Freihafenbezirf verlegt werden umd würden bei dem 
beftehenden Zoll: und Steuervorſchriften außer Stande fein, ferner im 
Auslande zu concurriren. 

b) Für die Erhaltung der umfangreichen Exportſchlächtereien ift es 
von weſentlicher Bedeutung, daß der Verlauf von ausländiſchem Vieh 
nad dem Auslande auf den im fünftigen Zollgebiet belegenen Märkten 
in Hamburg als Tranfitverfehr ohne Zollentrichtung gefchehen könne. 

ec) Mit Nüdficht auf die localen Verhältniffe in Hamburg und 
auf die Abhängigkeit des Verkehrs von Fluth und Ebbe ift es zur 
Vermeidung von Verlehrsſtockungen und für die praktiide Ausführbar: 
leit des aufgejtellten Anfchlußptojectes unerläßlic, daf die Zollvermal- 
tung in Hamburg befugt werde: 

das den Begleitungs: und Bewachungsdienſt verfehende Per: 
fonal bei ftarfem Verkehrsandrange durch proviforifch Angeftellte zu 
verftärken, aud die Mitwirkung des auf die Wahrnehmung des 

Zollintereſſes zu beeidigenden faufmännifhen Hilfsperfonals bei 

der Abfertigung auch hodtarifirter Waaren bezüglich der Ge: 

mwichtsermittelung eintreten zu laſſen; 

die Follabfertigung den Bedürfniſſen entjprehend auf ben 
Lagerräumen der Kaufleute vornehmen zu laſſen; 

den Transport der Waaren aus dem Freihafenbezirk nad) den 

Bahnhöfen und nad) den Lagerräumen im Zollgebiet zur weiteren 

Zollbehandlung in Verſchlußfahrzeugen ohne befondere Declaration 

und Revifion, eventuell unter Perfonalbegleitung vornehmen zu laſſen. 

d) Die Weiterbenutzung wenigſtens eines Theils der im künftigen 
Zollgebiet belegenen Speicher: und Lagerräume als Privatläger ohne 
amtlichen Mitverſchluß und als Eontenläger ift abhängig davon, daß 
wenigjtens die folgenden Erleichterungen in den betreffenden Negulativen 
‚eintreten: 





u 
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Aufhebung der fünfjährigen Lagerfrift; 
Wegfall der zweiten jährlich vorzunehmenden Lagerrevifion; 
Verzicht auf die Feithaltung der Joentität der Colli in Privat 
tranfitlägern ohne amtlichen Mitverſchluß ($ 14 letzter Abſatz 
des Negulativs für Privatläger); 
Zulafjung des Veredelungsverfehrs mit contirten Maaren, 
Die Bevollmächtigten des Herrn Neichsfanzlers erklärten hierauf, 
daß die Neichsregierung den dargelegten Intereſſen der hamburgijchen 
Erportinduftrie und des hamburgiihen Verkehrs bei der weiteren Ver: 
handlung der Ausführungsbeftimmungen thunlichſte Verüdfichtigung an⸗ 
gebeihen laſſen werde, auch gegen die vorftehend als erforderlich be—⸗ 
zeichneten Erleichterungen und Ausnahmen principielle Bedenken nicht zu 
erheben habe, und daß der Herr Neichsfanzler im Allgemeinen keinen 
Anftand nehmen werde, beim Bundesrath die Berüdfihtigung dieſer 
Wünfche, namentlih auch wegen der unter a) bezeichneten Kür Eia· 
bliſſements, zu befürworten. 


3. Zu Nr. 2 Abſatz 1 der Vereinbarung. 


Man war darüber einverftanden, daß als längerer Zeitraum im 
Sinne der Nr. 2 der Vereinbarung zunächft ein folder von zwölf 
Jahren nad) erfolgtem Einſchluß in die Zolllinie in Ausficht genommen 
werben foll, 

4. Zu Nr. 3 der Vereinbarung. 


Man war darüber einverftanden, daß die Zollftellen bei Enten: 
wärber und Kühlwärder, fowie das Zollamt zu Curhaven für die Ab: 
fertigung der zu Schiff anfommenden und landwärts weiter beförberten 
Waaren gleichfalls unter die hamburgiihe Follverwaltung geftellt 
werben follen. 


5. Zu Nr. 6 der Vereinbarung. 


Man war darüber einverftanden, daß zu den unter Nr. 6 der 
Vereinbarung erwähnten Bauten und Anlagen für den Zollanſchluß 
Hamburgs insbefondere zu rechnen find: 

die Herftellung eines Wafferwegs von genügender Breite und 

Tiefe, um auch zur Ebbezeit fahrbar zu bleiben, behufs Ver: 

bindung der Oberelbe mit der Nieverelbe im Zollgebiet durch 

Verbreiterung und Austiefung des Oberhafencanals und des 

Fleethzuges vom Oberhafen nad dem Binnenhafen, einſchließlich 

der Erpropriationsfoften und einer Quaiſtraße, 

die Ausführung der erforderlihen Zolleinrichtungen, 

die Erpropriationen und Anlagen, um genügenden Naum für 
den Verkehr in der Nähe der Zollgrenze und der Zollabferti« 
gungsftellen zu ſchaffen, 
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die Umgeftaltung der Hafenanlagen am rechten Elbufer, eins 
ſchließlich der Herjtellung der erforderlihen neuen Quais und 
Lagerhäufer (Speicher), 

die Herjtellung neuer Hafenanlagen am linken Elbufer zum 
Erfah für die an verſchiedenen Stellen in Wegfall kommenden 
Liegepläge für Seeſchiffe nebft den erforderlihen Eifenbahnanlagen 
dafelbjt, ſowie die fonftigen im ſüdlichen Freihafenbezirk vorzu: 
nehmenden Einrichtungen und Erpropriationen, 

die Herftellung neuer Liegepläge für Elblähne und fonftige 
Flopfahrzeuge. 

6. Zu Nr. 6 Abſatz 2 der Vereinbarung. 


Man war darüber einveritanden, daß die vorgejehene Verftän: 
digung des hamburgifchen Senats mit der Reichsregierung über den 
Generalplar nebſt Generalkoſtenanſchlag fih nur auf eine allgemeine 
Erörterung der Grundlagen des Generalplanes in der Nichtung er: 
ftreden werde, ob die vorzunehmenden Arbeiten ala durch den Zoll: 
anſchluß Hamburgs veranlagt anzujehen feien. 

Eine bautehnifche Prüfung wird nicht beabfichtigt, vielmehr ſollen 
die Modalitäten der Ausführung Hamburgs eigenem Ermeffen über: 
laſſen werden. 

7. Zu Nr. 7 der Vereinbarung. 


Bei der Normirung des in Nr. 7 vereinbarten Zeitpunktes bes 
Hollanjhluffes von Hamburg ift vorausgefeßt, daß die Genehmigung 
des Neichstags zu den unter Nr. 6 getroffenen Vereinbarungen, wenn 
nicht früher, während der Frühjahrsſeſſion 1882 herbeigeführt werden 
wird. Sollte diefe Genehmigung erft ein Jahr fpäter erfolgen, fo 
wird der Zeitpunkt des Zollanjchlufjes — fofern nicht anderweite Ver: 
ftändigung erfolgt — ebenfalls um ein Jahr hinausgeſchoben. 





Bitter. Versmann. 
Scholz. W. D’Smwalb. 
Krüger. 
(L. 8) (L. 8.). 
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Schreiben des Hamburgifchen Minifterrefidenten Dr. Krüger an 
Fürft Bismarch. 
(„Norbbeutfche Allgemeine Zeitung” 8. Juni 1881 Nr, 259.) 
Berlin, den 25. Mai 1881. 
Ew. Durdlaucht habe ih die Ehre, die nachfolgende gang er- 
gebenfte Mittheilung zu maden. 


u 
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der Senat doch der zuverſichtlichen — usdrud - mw 
dürfen, daß die vorgejehene Anordnung, 
wonach die aus der See nad Eumhung: sten 
der See gehenden Schiffe, fofern fie unter Zollflagge oder Seuchte 
tranfitiren, von zollamtliher Behandlung befreit bleiben, » 
als eine dauernde Einrichtung ins Auge gefaßt it. 

Angefihts der beftchenden Werhältnifje liegt in der That fein 
Grund vor, zu bezweifeln, daf jenes Syftem, zumal wenn deſſen Durch⸗ 
führung unter die Controle auf das Zollweſen beeidigter Lootſen ges 
ftelft wirb, fid nicht in der Praris vollftändig bewähren und der Zoll- 
ficherheit ausreihende Garantien darbieten werde. Der Fall, daß eine 
Aenderung fih als nothwendig erweiſen follte, wird daher faum zw 
beforgen fein. 

Mürde derjelbe aber wider alles Erwarten dennod) eintreten, jo 
darf der Senat id) wohl verfihert halten, daß jenes Syftem nur dur, 
ſolche Einrichtungen, welde dem umabweislihen Bedürfniſſe eines von 
Zollcontrolen unbehinderten Verkehrs des Freihafenbezirfs mit der See 
volles Genüge leiften, werbe erſetzt und dem Senate auch durch eine 
vorgängige Benachrichtigung werbe Gelegenheit gegeben werden, feine 


Intereffen, welde fih an die freie Zugänglichkeit des hamburgiſchen 
Hafens Müpfen, von hohem Werthe fein. Indem ich mir daher ges 
ftatte, Ew. Durchlaucht um eine gefällige Nüdäußerung ergebenft zu 
bitten, benuge id mit Vergnügen aud) diefen Anlaß, die Verſicherungen 
meiner auögezeichnetjten Hochachtung zu erneuern. 

Krüger, Dr. 


42 





Aetenſtücke, betr. den Anſchluß Hamburgs an das Neichszollgebiet. 301 


17. 


Schreiben des Fürften Bismard au den Hamburgiſchen Minilter- 
refidenten Dr. Krüger. 
(„Rorbbeutfche Allgemeine Zeitung” a. a: D.) 


Berlin, 27. Mai 1881. 

Ew. Hohmohlgeboren beehre id) mid) auf das gefällige Schreiben 
vom 25. d. M. ergebenjt zu erwidern, daß die Belafjung der Zoll: 
einrichtungen auf der Unterelbe in der gegenwärtigen Yage zwar nicht 
thunlich erjcheint, daß ich aber meinerjeits die Vorausfegung des Senats 
der freien und Hanfeftadt Hamburg theile und bejtätige, daß die ge: 
plante Anordnung, wonad die aus der See nad Hamburg und von 
Hamburg nad) der See gehenden Schiffe, fofern fie unter Zollflagge 
oder Leuchte tranfitiven, von zollamtliher Behandlung befreit bleiben, 
als eine dauernde Einrichtung ins Auge gefaßt it. 

Ich bezweifle nicht, daß diefes Syftem, deſſen Durchführung, 
wenn auch nicht ausfchlieflich, jo doch überwiegend unter die Controle 
auf das Zollweſen beeidigter Lootſen wird geftellt werden fönnen, in 
der Praris ſich bewähren und für die Zollficherheit genügen werde. 
Sollte wider Erwarten eine Aenderung deſſelben ſich nad Maßgabe 
Zünftiger Erfahrungen als nothmwendig erweifen, jo werde ich meiners 
ſeits nur zu einer ſolchen Einrichtung mitwirken, welde den Verkehrs: 
bebürfniffen des Freihafengebiets mit der See — und zwar nicht minder 
eines in verfleinertem Umfange beizubehaltenden wie des jegigen Frei: 
bafengebietes — mindeftens in gleichem Mafe wie die Zollflagge: 
eineichtung Genüge leiftet. Auch werde ich in ſolchem alle nicht 
unterlafjen, dem Senat dur eine vorgängige Benadrichtigung Ge: 
Tegenheit zu geben, feine desfallfigen Anfichten und Vorſchläge recht: 
zeitig zur Vertretung zu bringen. 

Ich werde den Intentionen Sr. Majeftät des Kaiſers und der 
verbünbeten Negierungen entiprechend angelegentlich bejtrebt jein, den 
Intereſſen und Wünjchen Hamburgs nicht minder wie denen jedes 
anderen Bundesgliedes entgegen zu kommen und förderlich zu fein, 
ſoweit ich es irgend mit meinen Pflichten gegen das Reich vers 
einigen Fann. 

Die Neihsregierung wird dies insbefondere auch bei der weiteren 
Drdnung der mit der Freihafenberedtigung Hamburgs zuſammen ⸗ 
hängenden Zolleinrichtungen gern bethätigen und hierin um fo weiter 
gehen können, wenn die dabei zu erledigenden techniſchen Fragen nicht 
zu Anfnüpfungspunften für politifche Beitrebungen benust werben, 
welche den verbündeten Negierungen die Pflicht zur Wahrung ihrer 
verfafjungsmäßigen Nechte auferlegen. 

v. Bismard. 
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18. 
Schreiben des Fürſten Sismardk au den Sundesrath. 
(„Norbdeutiche Allgemeine Zeitung” 23. Juni 1881 Nr. 285.) 
Berlin, 18. Juni 1881. 
Nachdem der Senat der freien und Hanfeftadt Hamburg ſich Hatte 

bereit finden laſſen, in commiflarifhe Verhandlungen mit der Reiche: 
regierung über die Modalitäten eines etwaigen ——— 
ernannien 


burgs oder doch einer weſentlichen ———— ſeines 
Freihafengebiets einzutreten, iſt nunmehr von den beiberfeits 


Zollgrenze zu belajienden Heinen Freihafengebiets, innerhalb deſſen 
Handel und Erportinduftrie auch ferner ohne jede Zollcontrole betrieben 
werden dürfen, in das Zollgebiet einverleibt werben, die Zoll: und 
Steuerverwaltung im hamburgifchen Staatsgebiet mit geringen Aus: 
nahmen den hamburgiſchen Staatöbehörben zuftehen und darauf Ber 
dacht genommen werden, die geltenden zollgefeglihen Bejtimmungen 
den Bedürfnifjen des Hamburger Handels thunlichjt anzupafjen. Außer: 
dem follen den in dem anzufchließenden Gebiet verbleibenden Erport- 
induftrien während eines längeren Zeitraums befondere Steuerbi 
gungen zu Theil werden. Zu den Koften, welde der Zollabſchluß des 
fünftigen Freihafengebiets und die Herftellung der erforderlichen Neu: 
anlagen verurfachen werden, ift, aufer der Ueberlafjung des — 
der zu erhebenden Nachſteuer, eine Subvention aus Reichsmitteln in 
Höhe der Hälfte der Koſten, jedoch bis zum Maximalbetrage von 
40 Millionen Mark, in Ausficht genommen und zur Ausführung ber 
Bauten eine Frift bis zum 1. October 1888 gelafjen worden, nad 
deren Ablauf der Bundesrath mit der Ausführung des Zollanſchluſſes 
vorgehen würde. Nachdem dieſe Vereinbarung die vorbehaltene Zur 
ftimmung des Unterzeichneten und des Senats der freien und Hanfer 
ftadt Hamburg gefunden hat, beehrt fich der Unterzeichnete, Die Ge— 
nehmigung des Bundesraths zu derfelben gemäß der Vereinbarung unter 
Nr. 10 des Hauptprotofolls ganz ergebenft in Antrag zu bringen. Jr 
der getroffenen Vereinbarung, durch melde das Neid das im Art. 33 
der Neichöverfaffung vorgezeichnete Ziel der Einheit des Zoll: und Handels- 
gebietS nahezu erreichen würde, ift geſucht worden, die Frage der Frei- 
hafenftellung Hamburgs im Sinne der Reichsverfaſſung und in einer 
den allgemeinen Intereſſen des Reichs wie den befonderen Intereſſen 
Hamburgs entipredenden Weife zum Abſchluß zu bringen. Indem 
dem berechtigten Anſpruch des Zollinlandes auf freien Verkehr in ſich 
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und mit feinem hervorragenditen Seehandelsplage Erfüllung gefihert 
wird, gelangen die beengenden Schranken zur Befeitigung, welde dem 
Verkehr des Zollinlandes mit den überſeeiſchen Ländern dermalen ent- 
gegenftehen, und es gewinnt das Neich damit eine wejentlich erweiterte 
Grundlage zur Entfaltung feiner Kräfte auf vielen und bebeutjamen 
Gebieten des wirthichaftlichen Lebens. Zugleich aber wird, insbejondere 
durd die dauernde Belafjung eines ausreichend bemefjenen Freihafen- 
bezirls umd den financiellen Beijtand des Reichs bei einer zwed- 
entfprechenden Ausftattung defjelben, für eine nicht minder im Gefammt: 
interefje des Neichs als im bejonderen Intereſſe Hamburgs liegende 
gebeihliche Fortentwidelung des hamburgijchen Handels Sorge getragen 
und damit die Beſorgniß, daß die Aenderung des bisherigen Verhält- 
niffes den Handel der Hanfeftadt ſchädigen würde, ausgeſchloſſen. Ein 
mirfjamer Zollabſchluß des fünftigen Freihafengebiets und bie Her: 
ftellung von Anlagen und Zolleinrihtungen, welche den Anforderungen 
des hamburgiſchen Welthandels für die Dauer Genüge leiften, werben 
Koften verurfachen, welche in ihrer Gefammthöhe zwar noch nicht zu 
überfchlagen find, jeden Falls aber mit einer fehr beträchtlichen Summe 
abſchließen werden. Daß diefe Koften nicht ausſchließlich von Hamburg, 
fondern antheilig aud vom Reihe getragen werden, rechtfertigt ſich 
ſchon durch das concurrirende erhebliche Intereſſe des Reichs an der 
befriedigenden Erledigung der Angelegenheit. Wenn bei der Bemeffung 
der vom Reich zu gewährenden Subvention die Intereffen Hamburgs 
und der Geſammtheit principiell als gleihartig angefehen find, fo ent: 
zieht fich diefer Mafftab zwar jeder rechnungsmäßigen Abwägung, da 
die wirthfchaftlihen Vortheile des Zollanſchluſſes in der Zukunft liegen 
und erſt allmählich in die Erfheinung treten können. Der Unterzeich 
nete hofft aber, feine Ueberzeugung dahin getheilt zu jehen, daß die 
Begünftigung, welche dem heimijchen Verfehrsleben durch den Eintritt 
Hamburgs in das gemeinfchaftlihe Zoll: und Hanbelsgebiet zu Theil 
wird, jenes financielle Opfer in reihem Mafe aufwiegen wird, und daß 
die veränderte Stellung, welcher Hamburg im heimifhen wie im Welt- 
handel entgegengeführt werden foll, nicht minder zu Hamburgs Blüthe 
als zum Nuten des übrigen Deutſchlands ausihlagen werde. Dadurch, 
daß die Subvention des Reichs mit dem Höchſtbetrage von 40 Millionen 
Mark begrenzt und dem Neich zugleich eine Mitwirkung bei der Auf: 
ftellung des Generalplanes nebjt Generaltoftenanfchlag geſichert ift, find 
die financiell erforderlihen Garantien gegen eine übermäßige und ſach— 
lich nicht gebotene Inanſpruchnahme von Reichsmitteln gegeben. 
Der Unterzeichnete beehrt ſich, hiernad) ganz ergebenft zu beantragen: 
Der Bundesrath wolle beſchließen, die Vereinbarung vom 
25. Mai d, J., betreffend den Anſchluß Hamburgs an das Zoll: 
gebiet, zu genehmigen. 
v. Bismard. 
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laſſen tönen, einestheils, daß Em. . ... Beobachtung Nichts entgeht, 
was in der angebeuteten Richtung Bemerfenswerthes vorgeht, anderen: 
theils, daß Sie und die Königliche Regierung unmittelbar und 
einfchreiten, wo ſolches zu Ihrer Competenz gehört, oder mir ohne 

zug in den Fällen Anzeige erjtatten, wo Sie glauben, daß die Nemedur 
nur von hier aus ausgehen kann. 

Ein befonderes Augenmerk ift denjenigen Beamten zuzumenden, 
deren Haltung auf die ihnen untergebenen Beamtenfreife oder auf das 
mit ihnen in Berührung kommende Publicum naturgemäß von weit: 
tragendem Einfluß fein muß. Sie wiffen jelbft, Herr Präfident, von 
welder politiſchen Bedeutung Ihre eigene Stellung iſt. Die erſprieß⸗ 
liche Wirkſamkeit eines Regierungscollegiums iſt nicht denkbar, wenn 
deſſen Präfident, einer politifhen Meinung huldigend, welche von der 
der Staatsregierung abweicht, den Mafregeln der letzteren activ oder 
paffiv miderfteht, ftatt es ſich angelegen fein zu laſſen, venjelben eine 
kräftige Ausführung zu fihern und, aus eigenem Antriebe, nach allen 
Seiten hin, und wo fi Gelegenheit dazu bietet, im Sinne der Regie: 
rung zu wirken. In ähnlicher Weife verhält es fich mit den Land: 
räthen. Die Staatsregierung darf es nicht geſchehen lafjen, daß ein 
Landrath feinen Einfluß gegen diefelbe geltend macht und durch feine 
Haltung die Kreiseingeſeſſenen in ihrer Auffafjung von dem, was der 
König und die Staatsregierung wollen, beirrt, Aber aud ein Kreis: 
jecretär ift nicht zu dulden, der, feine Pflicht als Königlicher Beamter 
vergefjend, im täglichen Umgange mit der Bevölferung regierungsfeind: 
lie Gefinnungen an den Tag legt und zu verbreiten jucht. 

Es find das nur Beifpiele, die ih anführe. Ew. ... überlafje 
ich jelbft zu ermeffen, von welder ungemeinen Wichtigkeit es iſt, in 
den Beamtenfreifen das Bewußtſein von der Tragweite ber mit dem 
Königlichen Dienfte übernommenen Verpflichtungen wieder herzuftellen, 
ohne Verzug aber dahin zu wirfen, daß an der Zuverläffigleit der 
Beamten gewifjer, in dieſer Beziehung bejonders wichtiger Kategorien 
irgend ein Zweifel bei der Staatsregierung nicht auffommen fann. 
Ein folder Zweifel würde jedoch entftehen, wenn biejelben in Fällen, 
wo die Königliche Staatsregierung auf die volle Hingebung und Mit: 
wirfung ihrer Organe zählt und zählen muß, in Paffivität verharren 
und dadurd den Gegnern der Negierung zum Siege verhelfen wollten. 

Wer als Beamter geſchworen hat, 

„dem Könige, feinem Allergnädigftien Herm, unterthänig, treu 
und gehorfam zu fein“, 
ift dieſes Eides weder als Wähler, nod als Gewählter entbunden, und 
wenn Se. Majeftät beftimmt den verfafjungsmäßigen Weg vorzeichnet, 
auf welchem feine Beamten ihn begleiten follen, jo find alle zum Ge: 
horfam, diejenigen aber, welde des Königs Gnade aus bejonderem 
Vertrauen in Stellen von politiiher Bedeutung berufen hat, nod 
BDlomards politifhe Rem, IN 20 
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außerdem zu thatfräftiger Unterftüßung der Königlichen Staatsregierung. 
verpflichtet. 

Daß Em. ... felbft in diefem Sinne wirken werden, fee ich 
voraus. Laſſen Sie bei den Berwaltungsbeamten Ihres Bezirks feinen 
Zweifel darüber, daß die Königlihe Staatsregierung bei den bevor: 
ftehenden Wahlen au von ihnen eine Haltung erwartet und verlangt, 
wie fie fih für treue Königlihe Beamte geziemt. 

Es handelt fi) im gegenwärtigen Augenblid um ragen von zu 
großer Bedeutung, die hervorgetretenen Gegenſätze find zu ſcharf und 
zu meit aus einander gehend, ala daß die Regierung auf das Recht, 
welches fie an ihre Beamten hat, verzichten und eine Nachſicht üben 
dürfte, zu der fie unter anderen Umftänden geneigt fein fünnte. Wollte 
die Staatsregierung die Feinde im eigenen Lager gewähren laflen, fo 
würde fie dadurch zum Berräther an der Sache, deren Vertheidigung, 
fie aus voller Weberzeugung und mit gutem Gewiſſen übernommen hat. 

Berlin, den 24. September 1863. 

Der Mintfter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


n 
jämmtlihe Königliche Regierungspräfidenten. 


Il. 


Prenpifder Landtag. 


14. Januar bis 11. Alai 1882, 


Sröffnungsfißung des Preußifhen Landtags 


Sonnabend 14. Sanuar 1882. 


Rede des VBicepräfidenten des Staatsminiſteriums v. Butt: 
famer*): 
Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtags! 


Des Kaijers und Königs Majeftät haben mich zu beauftragen 
geruht, den Landtag der Monardie in Allerhöchit Ihrem Namen 
zu eröffnen. 

Die Finanzlage des Staates zeigt gegen die Ergebnifje der 
legten Sabre einen weiteren Fortichritt der Beflerung. Das ab- 
gelaufene Rechnungsjahr hat einen vorzugsweije aus der Verwal: 
tung der verftaatlichten Eijenbahnen herrührenden verfügbaren 
Ueberſchuß von beinahe 29 Millionen Marf geliefert und die Er: 
gebniſſe der**) Betriebsverwaltungen, fowie die in andauerndem 
Steigen begriffenen Einnahmen aus den NReichsftenern lafjen für 
das Fünftige Jahr weitere Mehrerträge erwarten. 

Ungeachtet der gegenüberftehenden Mehrausgaben, unter denen 
insbejondere eine nicht umerheblihe Erhöhung der Matricular: 
beiträge des Deutichen Reiches hervortritt, hat fich doch der Staats- 
haushaltsetat für 1882,83 günftiger als für die drei vorhergehen- 
den Jahre geitaltet. 

In Folge deſſen hat darauf Bedacht genommen werden können, 
den auf faft allen Gebieten der Staatsverwaltung hervorgetretenen 
Bedürfniffen in ausgiebiger ***) Weile Befriedigung zu verichaffen. 

*) StB. 99. 1a, AH. 1b. 


*) StB. 99. 1b. 
*+*) StB. Ad. 20. 


14. 1. 1882. 
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14.1.1882, Wenn Ihnen defien ungeachtet noch die Aufnahme einer Anleihe 
von mäßigen Betrage vorgefchlagen wird, jo geichieht dies in der 
Abficht Fräftigerer Entwidelung der wirthſchaftlichen Intereſſen des 
Staats, insbefondere durch Förderung productiver Anlagen umd 
Zwecke. 

Neben dem Staatshaushaltsetat werden Ihnen Geſetzentwürfe 
zugehen, welche in Ausſicht nehmen, die Lage der Hinterbliebenen 
unmittelbarer Staatsbeamten in Uebereinſtimmung mit der im 
vorigen Jahre erfolgten geſetzlichen Regelung dieſes Gegenſtandes 
im Reiche ſicherer und auskömmlicher zu geſtalten, und die Ver— 
hältniſſe der nach langer Dienſtzeit in den Ruheſtand zu verſetzen⸗ 
den Beamten günftiger als bisher zu regeln. 

Die Staatsregierung muß zu ihrem Bedauern darauf ver— 
zichten, die von ihr als dringend erfannte allgemeine Aufbefjerung 
der Beamtenbefoldungen ſchon im nächſten Etatsjahre zu verwirk 
lichen; fie wird aber ernftlich darauf bedacht jein, die hierzu er— 
forderlihen nicht unerheblichen Mittel dem Staatshaushalt zuzus 
führen, und gibt ſich der Hoffnung hin, daß die weitere Ausbildung 
des Syftems der indirecten Steuern im Wege der Neichsgefeggebung *) 
die baldige Erfüllung auch diefer Wünſche möglich machen werde, 

Der in der legten Landtagsſeſſion unerledigt gebliebene Ent⸗ 
wurf eines Gefeges, nach welchem die aus dem Ertrage neuer 
oder erhöhter Reichsſteuern an Preußen zu überweiſenden Geld— 
jummen zur Herabminderung der directen Steuern und der Com— 
mumalabgaben verwendet werden follen, wird Ihnen wieder vor- 
gelegt werden. Es find in diefen Gejegentwurf die Erleichterung 
der Vollsſchullaſten unter Befeitigung des Schulgeldes und Die 
Erhöhung der Beamtenbefoldungen als unmittelbare Berwendungs- 
zwede mit aufgenommen worden. 

Nachdem inzwiſchen das Neichsgejet über die neu eingeführten 
Neichsftempelabgaben in Kraft getreten ift, wird über die aus ben 
Erträgen derjelben dem preußiſchen Staatshaushalte zufließenden 
Mittel zum erften Male Verfügung zu treffen fein. 

In Verbindung mit dem vorbezeihneten Geſetzentwurfe wird 
Ihnen ein fernerer Steuererlaß vorgeſchlagen werden, 


*) StB, 99. 2a. 
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Auch in der bevorftehenden Seffion wird Ihre Mitwirkung 
auf dem Gebiete des Eijenbahnweiens in hervorragendem Mafe 
in Anjpruch genommen werden. Ermuthigt durch die ſchon bis 
jest erzielten günftigen*) Erfolge der Weberführung mehrerer 
größerer Privateifenbahnen in die Hände des Staats und beftärft 
in der Ueberzeugung, daß die mit Ihrer Zuftimmung verfolgte 
Durchführung des Staatseifenbahniyftems den Interefen des Landes 
in hohem Mae entipricht, ift die Regierung bemüht geweſen, dem 
Staate den Beſitz einer weiteren Reihe wichtiger Privatbahnen zu 
fihern. Mit der Einfügung derjelben in das Staatseifenbahnnet 
werden ſich die Vortheile einer einheitlichen Verwaltung in noch 
erhöhten Maße für das Land nugbar machen laſſen. Durch die 
mit den Gefellichaften vereinbarten Verträge, welche Ihnen werden 
vorgelegt werden, ift zugleich die Bereitſtellung der erforderlichen 
Geldmittel für die Herftellung neuer langerjehnter Schienenwege 
wie für mehrere größere Veſchaffungen und bauliche Anlagen er- 
leichtert, welche der erfreulich wachjende Verkehr erheifcht. 

Die in der vorigen Seffion nicht erledigten Geſetzentwürfe, 
welde eine erhöhte Bürgichaft für den wirthſchaftlichen und finan— 
ciellen Erfolg des Staatseifenbahnfyitems bezweden, werden Ihnen 
zur Beichlußfaffung wiederum zugeben. 

Von der unausgefegten Fürforge der Staatsregierung für die 
DVerbefferung der Waſſerſtraßen wird die Anforderung weiterer 
beträchtlicher Mittel für die planmäßige Fortfegung der Strom: 
eorrectionen wie eine Denkichrift über die planmäßige Negulirung 
mehrerer Eleiner jchiffbarer Flüffe, nicht minder eine Dentkſchrift 
über**) die gegenwärtige Lage der preußiſchen Canalprojecte Zeugs 
niß ablegen. Die Staatsregierung hegt die Hoffnung, den Bau 
der erften großen Abtheilung des Nhein-Wefer-Elbe:-Canals zur 
Verbindung des rheinifch= weſtfäliſchen Induſtriebezirls mit den 
deutfchen Nordfeehäfen alsbald in Angriff nehmen und zu dieſem 
Ende noch in der bevorftehenden Seffion eine bezüglihe Vorlage 
Ihnen zugehen lafjen zu können. 

Nachdem es zur lebhaften Befriedigung der Regierung Sr. 
Majeftät möglich geworben ift, in mehreren katholiſchen Bisthumern 


*) StB. AH. 2b, 
*) SB. 50. 2b. 


14. 1.1882, 


| 
14.1. 1882. 
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eine geordnete Verwaltung wieder berzuftellen, jowie dringenden 
Nothftänden auf dem Gebiete der Seelforge Abhilfe zu gewähren, 
auch der Thätigfeit der krankenpflegenden Genoſſenſchaften Erz 
weiterung und Erleichterung zu verſchaffen, wird Ihnen im weiteren 
Verfolg der im Intereſſe der Fatholifchen Bevölkerung angebahnten 
friedlichen Geftaltung der lirchenpolitiſchen Verhältniffe eine Vor— 
fage unterbreitet werden, welche das Gejeg vom 14. Juli 1880, 
joweit es mit dem Beginn diejes*) Jahres außer Wirkjamkeit 
getreten ift, wieder in Kraft zu jegen und zugleich in wichtigen 
Bunkten zu erweitern beftimmt ift. Die freundlichen Beziehungen 
zu dem gegenwärtigen Oberhaupte der Fatholifhen Kirche jegen 
uns in die Lage, dem geſchäftlichen Bedürfniſſe durch Wieder— 
anfnüpfung des diplomatiſchen Verkehrs mit der römiſchen Kurie 
Rechnung zu tragen. Die Mittel hierfür werden von Ihnen er— 
beten werben. 

Die Jhnen zugehenden Entwürfe einer Kreis: und Provinzial 
ordnung für die Provinz Hannover befunden den unveränderten 
Willen der Staatsregierung, die mit dem Erlaſſe der Kreisordnung 
vom 13. December 1872 begonnene und durch die fpäteren Organi- 
fationsgefege weiter entwidelte Verwaltungsreform vermöge jhritts 
weijer Ausdehnung auf das gefammte**) Staatsgebiet unter gleich- 
zeitiger Verücfichtigung des aus einer mehrjährigen Erfahrung ſich 
ergebenden Revifionsbedürfnijies ihrem Abjchlufje entgegenzuführen. 

Meine Herren! Die beiden Häufer des Landtags find voraus— 
fichtlih zum legten Male in der gegenwärtigen Geſetzgebungs— 
periode verfammelt. Mögen Ihre Berathungen, getragen von dem 
Geifte der Treue und Hingebung für das Vaterland, gejegnet 
und für die fittlihen und materiellen Jntereffen des Volks erfolg: 
reich fein. 

Im Auftrage Sr. Majeftät des Kaijers und Königs erkläre 
ich den Landtag der Monarchie fir eröffnet, 

Fürft Bismard nahm an den Berhandlungen diefer Seffion 
des Preußiſchen Landtags nicht Theil; am 11. Mat 1882 ſchloß fie 
der Vicepräfident des Staatsminifteriums v. Puttkamer durd Vers 
lefung einer Allerhöchjten Botſchaft. 


*) EB. Up. 3a. 
**) StB, 19. 3m. 





IV. 
Deutſcher Reichstag. 


27. April 1882 bis 12. Zuni 1883. 


Gröffnungsſitzung des Deutſchen Reichstags 


Donnerftag 27. April 1882. 
Rede des Staatsminifters v. Boettiher*): 
Geehrte Herren! 


Se. Majeftät der Kaiſer und König haben mir den Auftrag 
zu ertheilen geruht, die Eißungen des Reichstags zu eröffnen. 

Die gejehgeberiihen Aufgaben, für welche Ihre Thätigkeit in 
Anfprud genommen wird, jind Ihnen bereits durch die Aller: 
höchſte Botſchaft vom 17. November v. J. an das Herz gelegt 
worden. 

Die Reichsgeſetzgebung hat die Beltrebungen zur Abhilfe 
jocialer Schäden, welche die Kaiferlihe Botſchaft in Ausficht nimmt, 
mit dem Gefegentwurfe über Berfiherung der Arbeiter gegen Un: 
fälle begonnen. Aus den vorjährigen Berathungen des Neichstags 
über diefen Gegenftand haben die verbündeten Regierungen den 
Anlaß genommen, ihre frühere Vorlage einer Umgeſtaltung zu**) 
unterziehen. Die gegen die früher in Ausficht genommene Reiche: 
verficherungsanftalt erhobenen Bedenken haben dabei injofern Be: 
rüdfihtigung gefunden, als die Unfallverfiherung der Arbeiter 
nunmehr auf eine corporative und genoſſenſchaftliche Organiſation 
der in Betracht fommenden industriellen Betriebe gegründet werden 
joll. Der Gefegentwurf gewährt den induftriellen Verbänden und 
Genoſſenſchaften eine auf die Verhütung von Betriebsunfällen ge: 
richtete Autonomie. Er geht von dein Beitreben aus, die ver: 


*) StB. 1a. 
**) S. 1b. 


27. 4. 1882. 
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%.4.1832. waltende Thätigleit thunlichft zu locafifiren, die financielle Be 
laftung dagegen auf möglichft breite Unterlagen zu vertheilen. 

Eine nothwendige Ergänzung finden die Ihnen auf dieſem 
Gebiete vorzulegenden Maßnahmen in einer anderweiten Regelung 
der jegt beftehenden Hilfscaffengefeggebung und in der beabfichtigten 
Ausdehnung der Krankenverfiherung. An Stelle des bisherigen 
bedingten wird Ihnen die Einführung eines unbedingten Zwanges 
zur Verfiherung gegen die wirthihaftli—en Folgen von Krankheitss 
fällen für alle Arbeiter vorgefchlagen werben, für welde die Durch— 
führung diefer Mafregel möglich erſcheint. 

Seit Jahren ift in allen Theilen des Reiches mit fteigender 
Dringlichkeit das Bedürfniß nah einer Revifion der über ben 
Gewerbebetrieb im Umherziehen geltenden Vorfchriften der Gewerbes 
ordnung hervorgetreten. Die verbündeten Regierungen haben be— 
ſchloſſen, Ihnen einen Gejegentwurf vorzulegen, durch welden die 
Gewerbeordnung in dem Sinne abgeändert wird, daß den mit 
dem*) Gewerbebetriebe im Umbherziehen auf dem Gebiete der 
öffentlichen Sicherheit, Ordnung und Sittlichkeit verfnüpften Ge— 
fahren wirfjamer als bisher begegnet werden kann. 

Auf dem Gebiete der Steuerreform hat die Allerhöchite Bot 
ihaft vom 17. November v. 3. die Abſchaffung drüdender directer 
Landesſteuern und der Zuſchläge in Ausficht genommen, durch 
welche Gemeinden und andere Communalverbände bisher genöthigt 
find, den harten und ungleich wirkenden Drud diefer Steuern zu 
verjtärfen. Dieſe wohlmeinende Abficht zu verwirklichen kann nur 
dadurch ermöglicht werden, daß das Reich durch Erhöhung der 
feiner Gejeggebung vorbehaltenen indirecten Steuern ſich in bie 
Lage bringt, auf Matricularbeiträge zu verzichten oder die bisher 
dazu erforderlichen und eventuell aud höhere Beträge den einzelnen 
Staaten herauszuzahlen, damit fie zur Verminderung der Landes— 
und Commumalfteuern verfügbar werden. Wenn ein Bedürfniß 
bierzu bei den Einzeljtaaten und ihren Commumalverbänden nicht 
empfunden würde, jo läge aud fein Anlaß vor, eine Erhöhung 
der indirecten Neichseinnahmen zu erftreben. Iſt ein ſolches Be— 
dürfniß aber vorhanden, jo fann es nur durch größere Ergiebigkeit 


*) &. 2a. 


1 a 
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der indirecten Einnahmequellen des Neiches befriedigt werden. 
Die verbündeten Regierungen find von dem Vorhandenfein des 
Bedürfniffes überzeugt und beantragen Erhöhung der Reichs— 
einnahmen, um ihren Unterthanen Steuererleihterungen gewähren 
zu können, 

Unter den zur Befteuerung durch das Neich geeigneten Gegen— 
ftänden fteht der Tabak in erfter Linie; nicht hierüber, ſondern 
nur über die Form, in welder eine höhere Beſteuerung diejes 
Genußmittels herbeizuführen jei, gehen die Meinungen im Reid) 
aus einander und wird eine Entjcheidung dur die Geſetzgebung 
herbeizuführen fein. Die Mehrheit der verbündeten Regierungen 
hält die Form des Monopols für diejenige, welche die Intereſſen 
der Conſumenten und der Tabakbauer am meiften ſchont und dabei 
an Ergiebigteit alle anderen Formen der Beſteuerung übertrifft. 
Sie würde daher zu anderen Vorfchlägen erft dann übergehen, 
wenn fie die*) Ausficht auf Zuftimmung der Volksvertreter zum 
Monopol aufzugeben genöthigt wäre, 

Wenn die Neichsregierung weder in der einen noch in der 
anderen Form Ausficht auf die Bewilligung höherer Reichseinnahmen 
hätte, jo würde fie mit Bedauern und zum Schmerze Sr. Majeftät 
des Kaifers für jegt auf die Neformen der Steuerverfafjung des 
Reiches und der Einzelftaaten verzichten müſſen, melde als ein 
Bedürfniß der Bevölkerung von allen Regierungen ſeit Jahren 
erkannt und in ber Botfchaft vom 17, November v. J. von Er. 
Majeftät dem Kaifer verheifen find. 

Die mit der Anwendung des Bolltarifgejeges gemachten Er- 
fahrungen haben für die Mühleninduftrie die Gewährung einer 
Ausfuhrerleihterung und für einige andere Productionszweige eine 
Aenderung der Tariffäge als mwünjchenswerth ergeben, Es wird 
Ihnen daher der Entwurf eines Gefeges hierüber vorgelegt werden. 

Ein zwiſchen dem Reich und Brafilien abgejchlofjener Conſular— 
vertrag wird Ihrer verfaffungsmäßigen Beſchlußfaſſung unterbreitet 
werden. 

Die auswärtigen Verhältnifje des Neichs fahren fort, nach 
jeder Richtung bin das Vertrauen auf die Dauer der friedlichen 


*) 6. 2b. 


27.4. 1882. 
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die Minorität hatte beanftandet, daß jtatt eines Definitivums wiederum 12. 6. 1882. 
nur ein Proviforium gefchaffen werde von vorausſichtlicher geringer 
Dauer, hatte aber von der Erklärung der Regierungscommiffarien Het 
genommen, daß es ſich hierbei um kein Präjubiz für einen in der nächſten 
‚Zeit zu erwartenden Toftipieligen Neubau handle. Nach dem Referenten 
verlangte der Abg. Nidert eine Aufklärung über einen Paſſus der 
Denkichrift, in dem ausgeführt fei, daß „in Vorbereitung“ der dem 
Reichstag vorgefhlagenen Verwendung des v. Dederjhen Grunpftüdes 
das in dem Garten diefes Grundftüdes befindliche Haus zur Dienfts 
wohnung für den Staatsjecretär des Auswärtigen Amtes eingerichtet 
worden ſei. Er behielt eine ausdrüdlihe Prüfung der Frage, ob der 
Neichöfanzler berechtigt geweſen fei, die Koften für Einrichtung einer 
Dienftwohnung dem Dispofitionsfonds des Reichslanzlers zu entnehmen, 
der demnächjtigen Nehnungslegung vor. Fürft Bismard erwiderte 
hierauf *) : 

Ich kann dem Herrn Vorredner auf jeine Bedenken erwidern, 
daß es nicht in der Abficht des Auswärtigen Amts liegt, in den 
nächſten Jahren irgend weiter die Neubaufrage bezüglich der Grund» 
ftüde Wilhelmsſtraße 75 und 76 dem Neichstage vorzulegen. Die 
Grundſtücke find, ſoweit fie zur Benutzung kommen, jolide bebaut; 
fie haben mande Unbequemlichkeit in der jegigen Eintheilung, aber 
gerade die Scheu, eine große Ausgabe, von welcher die Summe, 
mit der man ſich einftweilen häuslich einzurichten vermag, wie der 
Bericht mit Necht jagt, nur einen Theil der Zinſen repräfentirt, 
dafür zuzumuthen, wenn wir unterfommen können**) in dem, 
was da ift, und lediglich das äußere Decorum vielleicht darunter 
Schaden leidet, — dieje Scheu entjpricht den Grundfägen, die 
bisher für die Ausgaben in meinem Reſſort geberricht haben. Ich 
habe fein Bebürfniß für Prunkbauten, fondern nur für Bewilligung 
deffen, was praktiſch und nothwendig ift. Alſo darüber kann ich 
den Herrn Vorredner vollftändig beruhigen. 

Was ferner die Bedenken betrifft wegen der 50000 Mark, 
die verwendet worden find zur vorläufigen Inſtandſetzung des— 
jenigen Gebäudes, welches auch in Zukunft für das Wohngebäude 
des Chefs des Auswärtigen Amts in Ausficht genommen ift, das 
Gartenhaus auf dem Dederfchen Grundftüd, jo hat es damit 


*) StB. 3520. 
*) ©. 352b. 
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12.6.1882. folgende Bewandtnif. Der Dispofitionsfonds des Neid) 
ift vorhanden für ſolche Ausgaben, welde eine Stelle 
nicht haben, alfo nicht, um Ueberſchreitungen bewilligter M 
zu deden, ſondern um ſolche Ausgaben zu leiften, für welı 
vorgeſehen ift. Nun ift allerdings für die Wohnung 
des Auswärtigen Amts am Wilpelmsplag ein Etatstitel 
einmal in der Naturalleiftung der vorhandenen Wohnung, 
der Unterhaltung derjelben; es ift aber Nichts vorgejehen fi 
Fall, der ſich erfahrungsmäßig herausgeftellt hat, daß die Dienft- 
wohnung am Wilhelmsplag in Folge bauliher Fehler, wegen der 
darunter liegenden Leitungen und Cloaken, bis zu einem gewiſſen 
Grade unbewohnbar ift, das heißt: nicht bewohnbar ohne 
der Gejundheit der Einwohner. Für diefen Fall, daß eine 
wohnung aus Gründen, die janitätsmäßig geprüft und begründet 
gefunden find, wie Jeder ſich überzeugen kann, der nicht den 
hat und die Treppe hinaufgeht — für diefen Fall ift im Budget in 
der That feine Vorfehung getroffen, nämlich für die Unterbringung 
eines Beamten, deffen Dienftwohnung augenblidtic unbewohnbar 
it, oder die zu bewohnen ihm wenigftens nicht zugemuthet werben 
tann. Da nun außerdem die Einrichtung am Wilhelmsplage ſehr 
unvolltommen ift und hauptjählic mit Privatmitteln vervollſtän— 
digt werden muß, und da es nicht in der Mbficht liegt, fie für 
den Chef des Auswärtigen Amtes dauernd beizubehalten, jo hätten 
wir dem Reich doppelte Ausgaben gemacht, wenn wir ein Provi- 
forium entweder in dem ungefunden Haufe, was man Niemand 
zumuthen fann, oder in der Ermiethung eines anderen Hauſes 
eingerichtet hätten. Wir haben die Ausgaben, die gemacht find, 
gemacht für das Gebäude, welches in Zukunft dazu dienen wird, 
den Staatsfecretär des Auswärtigen Amtes unterzubringen. Wir 
waren in der Verfügung über diefes Gebäude beſchränkt, wie den 
‚Herren befannt ift, durch einen älteren Beſchluß, der fie uns unter 
jagte, jo lange der Reichstag feinerfeits nicht baulich untergebracht 
wäre). Das ift inzwiſchen gefchehen, — in Folge deſſen der Nach⸗ 


) In dem Gejeg vom 23. Mai 1877, betreffend die Erwerbung — 
in Berlin gelegenen Grundſtücken für das Reich, war die 
Zwedes, dem das in der Wilpelmftrafie 75 und in der Nönigari — 
‚gelegene v. Dederjhe Grundftüd dauernd dienen ſolle, bis dahin vorbehalten 
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tragsetat; und ich glaube, Sie werden bei der ſchärfſten rechnungs— 
mäßigen Prüfung, wobei wir zu jeder Auskunft bereit find, finden, 
daß nicht eine Mark mehr verausgabt ift, als nöthig. 

Auch die Frage, ob ich als Reichskanzler budgetmäßig be 
rechtigt und berufen war, hierbei meinen Dispofitionsfonds in Anz 
ſpruch zu nehmen, ift vorher einer forgfältigen juriftiihen Prüfung 
unterzogen, und wir find einig darüber geworden. 


Der Abg. Nidert erklärte fih für feine Perfon, vorbehaltlich der 
Prüfung durch die Rechnungscommiffion, durch die erhaltene Auskunft 
für vorläufig befriedigt, er verficherte, daf er die Sache nicht zur Sprache 
gebracht haben würde, wenn die für die Verlegung der Wohnung des 
Staatsfecretärs geltend gemachten fanitätspolizeilichen Gründe in der 
Commiſſion mitgetheilt worden wären. Der Abg. %. Loewe dagegen 
beantragte die Zurüdverweifung der Sade an die Bubgetcommifjion 
in Anbetraht des Umftandes, daß die Erklärungen des Reichskanzlers 
für die Mitglieder des Ausſchuſſes ein vollftändiges Novum feien. 
Fürft Bismard bemerkte hierzu*): 


Ich ziehe die gegebenen Erklärungen jehr gern zurück, wenn 
dadurch der Geſchäftsgang unterbrodhen wird. 
Heiterkeit.) 


Nachdem der Abg. v. Kardorff erklärt hatte, daß die gejund: 
heitögefährlien Zuftände der bisherigen Wohnung des Staatsfecretärs 
in dem Gebäude Wilhelmsplag Nr, 1 den Mitgliedern der Budget: 
commiffion vollftändig befannt geweſen, auch unter ihnen verhandelt 
worben feien, wurde der Antrag Loewe abgelehnt und die Vorlage 
angenommen, 





Entſprechend der Erklärung in der Kaiſerlichen Botſchaft vom 
17. November 1881, daß die verbündeten Negierungen die Eniſcheidung 
der gefeggebenden Körperfchaften des Reichs über die Einführung des 
Tabafsmonopols herbeizuführen beabfihtigten, da diefes die für die weitere 
Durhführung der begonnenen Steuerreform nöthigen Mittel in leichteſter 
Art zu gewähren im Stande fei, ließ der Neichlanzler dem Reichstage 


worden, „daf über die Bauftelle für das zu errichtende Reichstagsgebäude die 
Entfgeibung getroffen fer”. Diefe Entſchedung war durd den Befchluß des 
Reichstags vom 13. December 1831 getroffen worden, fo daß die Möglichkeit 
einer ungehinderten Verfügung über das vormals v. Dederfhe Grundftüd ges 
geben war. ‚ 
*) StB. 353a. 
Dismards pofiifhe Neben. IX. 21 


12. 6. 1882. 
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12.6.1882. ſchon am Tage jeiner Eröffnung am 27, April den. kihen Ent: 
murf eines Oefeges, betreffend das Reidstasatema: 
gehender — zugehen, deren allgemeiner Theil | . 


(ut hat) Be 

Der fötierigen und umfangreihen Aufgaben, 
die glüdliche Wiederherſtellung des Deutſchen Reichs 
waren fo viele, daß es in ber — Hälfte des vorigen r 

zehnts nicht ſchon möglich war, fie ſämmtlich oder auch nur 
ar unter ihnen in Angriff zu nehmen. Insbeſondere m 
an eine umfafjende Reform des Steuerwejens im N 
welche nicht etwa bloß Sache eines freien fürforglihen Entſchl 
war, fondern ebenfalls als eine natürliche und nothwendige Folge 
der politiſchen Neugeftaltung Deutſchlands ins Auge gefaßt werden 
mußte, nicht alsbald herangetreten. Die aus der 
Kriegscontribution dem Reich und den Einzelftanten zufließenden 
Geldmittel liefen es zu, diefe große Aufgabe einftweilen noch 
hinter andere zurüdzuftellen. In dem Maße aber, wie jene außer 
ordentlichen Hilfsmittel beftimmte Verwendung fanden und aufz 
hörten, einen allgemeinen Dedungsfonds für die Bedürfniſſe des 
Reichs und der Einzelftaaten zu bilden, trat auch die Nothwendig- 
feit einer umfaffenden Neichöfteuerreform immer mehr in den 
Vordergrund, und es gab kaum ernfte, beachtenswerthe Stimmen, 
die diefe Nothwendigfeit in Zweifel zogen oder beftritten, als die 
Reform im Jahre 1878 zuerft von allgemeinen, das ganze Bes 
dürfniß und die legten Ziele ins Auge fafjenden Gefihtspunkten 
in Angriff genommen wurde. 

Die financielle Befeftigung und Selbftändigmadung des Reichs, 
die Beſchaffung der Mittel für die mit ber weiteren Entwidelung 
des Reichs und der Einzelftaaten nothwendig erwachſenden Mehr- 
ausgaben und die Beſchaffung der Mittel zur Erleichterung bes 
harten und auf die Dauer unerträglichen Drudes directer Steuern, 
welcher auf den Staaten und mehr nod den Communen lajtete, 
wurden von Anfang an als die Ziele erkannt und bezeichnet, 
auf welde die Reichsſteuerreform gerichtet werden mußte, bie thun— 
lichſte Entwidelung und Pflege der der Neichgefeggebung vor— 


*) StB. Anl. Nr. 7 S. 69a. 
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behaltenen, im Vergleich zu faft allen anderen großen Cultur- 12.6.1882 
ftaaten bisher bei uns weit zurüdgebliebenen indirecten Steuern 
als das natürliche, allein geeignete Mittel dazu. 

Wie groß, weitausjehend und ſchwierig auch das Unternehmen 
einer ſolchen Reform von vorn herein fich darftellen mußte, jo konnte 
doch feine Ausführbarkeit jo wenig wie der Segen feiner Aus- 
führung ernftlich in Zweifel gezogen werden, Unausführbar würde 
das Unternehmen nur dann fein, wenn babei die Forderung ges 
ftellt werden müßte oder dürfte, daf Alles, was es in ſich begreift, 
zu gleicher Zeit und in einem Aete vollzogen werden follte. 
Solcher Forderung aber fehlt jede Berechtigung; ihr fteht ſchon 
die einfahe Erwägung entgegen, daß es fi nicht um einen Um— 
fturz, jondern nur um eine Umbildung der bisherigen Verhältniffe 
handeln kann. Allmählich und fehrittweife find beim Reich die 
neuen Einnahmen zu beihaffen, deren es zu der Neform bes 
darf; allmählich und ſchrittweiſe find in den Einzelftaaten die Ver— 
wendungen zu regeln und zum Vollzuge zu bringen, welde zum 
Ziele führen. So ift das Unternehmen ausführbar und feine 
Ausführung — wenn fie auch erſt nad) längerer Zeit zum vollen 
befriebigenden Abſchluß gebradht werden kann — des Segens 
gewiß, daß dann Neid, Staaten und Communen freier und er 
folgreicher die einem Jeden von ihnen eigenthümlichen Aufgaben 
werben löfen und zu der Gejammtaufgabe werden zuſammen— 
wirken können, welche unter den oberften Zweden des Bundes in 
dem erſten Sag feiner Verfaſſung bezeichnet ift — zur Pflege 
der Wohlfahrt des deutſchen Volta, 

In*) diefem Sinne haben die verbündeten Regierungen den 
Weg zur Neichsfteuerreform betreten und die Vorlagen, betreffend 
den Bolltarif, welche zugleich allerdings aud wichtigen anderen 
Bedürfniſſen Abhilfe zu verfchaffen hatten, ferner betreffend die 
Beſteuerung des Tabaks, die Erhöhung der Braufteuer, die Erhebung 
von Reichöftempelabgaben und — auf einem anderen Gebiete als 
dem der indirecten Steuern zur Herbeiführung einer billig und 
zwedmäßig erfcheinenden Ausgleihung — die Vorlage wegen Ber 
fteuerung der zum Militärdienft nicht herangezogenen Wehrpflich- 


*) &. 60b. 
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12. 6.1882. tigen gemadt. Die Bedenken und Einwendungen, dei 
zum Theil weit über jedes beforgte Maf hinaus, b 
haben zur Folge gehabt, daf das bisher Erreichte nı 
mäßig gering ft, und daß faum mehr als die Aı 
das erfte der oben bezeichneten Ziele der Steuerreform, 
cielfe Selbftändigfeit des Reichs, gewonnen worden ift. 
man von dem der Sade nach unweſentlichen Umwege 
welchem nad) dem Geſetz vom 15. Juli 1879 die Mel 
von den Zöllen und nach dem Geſetz vom 1. Juli 1881 dei 
trag der Reichsftempelabgaben nur mittelbar den financiellen 
dirfniffen des Neichs zu Gute fommen, jo gewinnt es zwar 
dem Neichshaushaltsetat für 1882/83 den Anfchein, als wäre jenes 
erſte Ziel ſchon faft vollftändig erreicht, indem die Ueberweiſungen 
an die Bundesftaaten aus den genannten Neichöfteuern in dieſem 
Etat faft die Höhe desjenigen Theils der Matricularbeiträge er— 
veichen, welcher zur Dedung der gemeinfamen Neichsausgaben von 
allen Staaten gleihmäßig aufzubringen ift. Allein abgejehen, daß 
alfo für den anderen Theil der Matricularbeiträge, welder die 
Aequivalente für die nicht allen Staaten gemeinfamen 
an Branntweinftener, Brauſteuer, Ueberſchüſſen der Roft- und 
Telegraphenverwaltung und Ablieferungen der Verwaltung des 
Reichsheeres darftellt und auf mehr als 17 Millionen Mark ſich 
befäuft, noch gar fein Erjab gewährt werden fann, jo wird jene 
günftige Bilanz zwiſchen den von der Mehrzahl der Bundesftaaten 
an die Neichscaffe zu zahlenden und den diefen Staaten aus der 
Reichscaſſe zufliehenden Beträgen fir 1882/83 und wahrſe 
ebenfo noch für 1883/84 nur dadurch erreicht, daf den Etats dieſer 
beiden Jahre der im Wefentlichen auf auferordentlichen, nicht 
wiederkehrenden Umftänden beruhende Ueberſchuß des Etatsjahres 
1881/82 zu Gute kommt. Für die Zukunft bejteht nicht nur Feine 
Ausfiht darauf, daß ſich für das Reich Ueberſchüſſe in ähnlicher 
Höhe wiederholt ergeben werden, jondern der Neihshaushalt wird 
auch nothwendig für fteigende Ausgabebedürfniffe erhöhte Mater 
eularbeiträge zu fordern haben, insbefondere für die Verſorgung 
der Hinterbliebenen der Functionäre des Neichsdienftes, fir die 
nad etwas günftigeren Normen zu bemeffenden Penfionen der 


legteren und für eine allgemeine Bejoldungsverbefferung. 
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Während hiernach die bisherige Vermehrung der Reichsein- 12.6. 1882. 
nahmen noch nicht hinreicht, den eigenen Bedarf des Neichs zu 
deden, jondern nur eben eine Annäherung an diefes Ziel bewirkt 
bat, ift in der anderen Richtung der Beihaffung der nothwendigen 
Mittel für die Einzelftaaten und die Communen, insbejondere zur 
Anwendung oder Erleichterung des Drudes directer Steuern viel 
weniger erſt erreicht, viel mehr noch erforderlich. 

Für Preußen hat der dem Landtage gegenwärtig zur verfaflungs: 
mäßigen Beſchlußnahme vorliegende Entwurf eines Gefeges, bes 
treffend die Verwendung der in Folge weiterer Neichsfteuerveform 
an Preußen zu überweifenden Geldjummen, das dort auf diejen 
Weg allein zu verweifende dringende Bedürfniß, die jpecielle Art 
und Weije feiner möglichen Befriedigung und das Maß der dazu 
erforderlichen Mittel klar dargelegt und zur Anſchauung gebradit. 
Danach wird für diefen Staat eine weitere Erſchließung der ins 
directen Steuerquellen*) des Neihs in dem Umfange für noth— 
wendig erachtet und erwartet, daß hiervon nod etwa 116 Mil- 
lionen Mark jährlich mehr zur Ueberweiſung an ihn gelangen, um 
damit vor Allem den unteren Clafjen der Bevölkerung gänzliche 
Befreiung von directer perſönlicher Staatsfteuer zu Theil werden 
zu laſſen, was bei Bejchränfung der Mafregel auf die vier erſten 
Stufen der Claſſenſteuer, d. i. auf die Heinen Einfommen bis zu 
1200 Mark, noch etwa 14%. Millionen Mark jährlich erfordert; 

um ferner in der fteuerlihen Weberbürbung der Communen 
Wandel zu ſchaffen, wozu als nächſtes und vorzüglichſtes Mittel 
die die unteren Claffen der Bevölkerung zugleich von dem Schul 
gelde befreiende Nebernahme der perfönlichen Unterhaltungsfojten 
der öffentlichen Volksſchulen zum Betrage von etwa 50 Millionen 
Mark jährlih, und weiter die feit Jahren in Petitionen und bei 
den Verhandlungen des Landtags geforderte, auch durch gejegliche 
Beftimmung bereits in Ausfiht genommene Weberweilung ber 
halben Grund: und Gebäudefteuer mit ca. 34 Millionen Mark 
jährlih an die Kreife behufs Dedung der eigentlichen Kreisaus- 
gaben und Erleichterung in den übrigen communalen Yaften für 
die Verfehrsanlagen dienen joll; 


*) 8. 700. 



















326 IV. Deutfcer Reichstag. 27. April 1882 bis 12 


12. 6. 1882. um endlich eine aud in Preußen als 
den Quellen des eigentlichen Haushalts in abſehbarer 
zu deckende allgemeine Befoldungsverbefferung 
zum Jahresbetrage von ca. 25 Millionen Mark aı 

Aehnlich, wie eben für Preufen beifpielsweife fr 
gelegt worden ift, liegen die Verhältniffe in den meiften 
deutſchen Staaten. Auch in denjenigen unter ihnen, 
die directen Steuern eine minder vielfeitige und eingreifi 
widelung gefunden haben, und das Bedürfniß einfacher B 
gewiffer divecter Steuern daher minder entſchieden hervo 
die Finanzlage im Allgemeinen nicht befriedigend und wirde eine 
Erhöhung der beftehenden directen Steuern auf die Dauer 
meidlich fein, falls nicht die weitere Entwidelung der indirecten 
Neichsbefteuerung weitere Mittel zur Bilancirung ihrer Budgets 
fiefern follte. Auch macht ſich in diefen Staaten nicht minder als 
in den fibrigen das Bedürfniß geltend, beftehende Staatsfleuern 
ganz oder theilweife ven Communalverbänden zu überweifen und. 
erhebliche bisherige Communalausgaben auf die ei. 
übernehmen. 

In Berüdfihtigung alles defien und im Vertrauen u 
fiegende Gewalt des richtigen und nothwendigen Gedankens, der 
dem Unternehmen der deutfchen Steuerreform zu Grunde "liegt 
und oben nur in erneute Erinnerung gebracht worden iſt, ver— 
folgen die verbündeten Negierungen den eingefchlagenen Weg weiter 
und legen gegenwärtig den Entwurf eines Gejeges, betreffend das 
Neihstabatsmonopol, vor. 


Die erfte Berathung des Geſetzentwurfs fand in der 7., 8. u 
9. Sigung, am 10,, 12, und 13. Mai ftatt; die Parteien fanden 
Gelegenheit, ihren Standpunkt in der Frage des Monopols 
Fürft Bismard, der noch Frank in Friedrichsruh weilte, Fonnte zu m 
Bedauern fi nicht an der Discuffion betheiligen und mußte die Ver: 
tretung der Vorlage dem Stantöfecretär des Reichsſchatzamis, Scholz, 
überlaffen. Nach dreitägiger Redeſchlacht wählte der Neichötag ı 
162 gegen 121 Stimmen eine Commiffion von 28 Mitgliebern 3 
Prüfung der Vorlage. Meift aus Gegnern des Monopols 
gejeht, entledigte fie fid) ihrer Aufgabe in drei Sitzungen und 
mit 21 gegen 3 Stimmen zu dem Ergebnif, dem Reichstag die — 
werfung des Geſehentwurfs in allen feinen Theilen anzuempfehlen. 
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In der 15. Sitzung am 10, Juni 1882 fündigte der Präfident 12. 6.1882 
v. Levetzow als Gegenftand der Tagesordnung für die nächte Sitzung 
die zweite Berathung des Entwurfs des Monopolgefeges an. Die 
Sitzung follte wie gewöhnlich 1 Uhr Nachmittags beginnen. Alsbald 
erbat fi der Abg. Laster das Wort zu dem Antrage, die Sigung 
bereit um 11 Uhr beginnen zu laſſen, da es nur jo möglich fein 
werde, den Gegenjtand am Montag zu Ende zu berathen. Der Präfi- 
dent vechtfertigte die Wahl der Anfangszeit mit der Nüdfichtnahme 
auf die Commiffionen, die an den Vormittagen zu tagen pflegten und 
Zeit haben mühten, die übertragenen Arbeiten auszuführen; Namens 
der 8. Commiffion unterftügte ihn der Abg. Frhr. zu Srandenftein. 
Für den Antrag Lasker erhob fi der Abg. E. Richter; er bezeich- 
nete es als das dringendſte Erfordernig, daß über eine jo wichtige 
Frage, wie das Tabalsmonopol, die die ganze Nation befchäftige, auch 
gute Berichte rechtzeitig in die Preffe gelangten, was nicht möglich, 
fein würde, wenn die Plenarfigungen bis in die fpäten Nachmittags: 
funden ausgedehnt würden. In ähnlihem Sinne äußerte ſich der 
Abg. Laster. Es fei ein billiges Verlangen, wenn für eine jo wich— 
tige Frage ein ganzer Tag in Ausficht genommen und der Beginn 
nicht auf eine Stunde verjhoben werde, die eine Vertagung von vorn 
herein als nothwendig erfennen laſſe. „Die Zeitungen” — fuhr er 
fort — „find voll von Nachrichten, daß am Montag vom Herrn Reichs: 
Tanzler eine Hauptaction beabjichtigt fei, und, meine Herren, wir haben 
das ſchon öfter erfahren, daß dann die Rollen dadurch ſchlecht vertheilt 
werben, daß zunächft die Mittheilungen des erften Tags in die Preffe 
gehen und die Erwiderungen auf den anderen Tag verfchoben werben 
müffen, wo fie nit mehr den Grad der Lebhaftigkeit erreichen, den 
der Herr Neichsfanzler feinen Neden zu geben verfteht.“ Der Abg. 
Windthorft trat für die Beibehaltung des bisherigen Brauchs ein. 
Die Rüdfiht auf die Preſſe Fönne er nicht anerkennen; denn es fomme 
nicht auf die Schnelligkeit der Berichterftattung, jondern auf die Gründ- 
lichkeit an, und es würde zwedmäßiger fein, alle Berichterftattung über 
parlamentarifhe Verhandlungen erft am dritten Tage nad) der Sitzung 
zu geftatten, um den Zeitungsſchreibern Gelegenheit zu gründlicher 
Arbeit zu geben. Der Abg. Frhr. v. Maltzahn-Gültz ſprach ſich im 
gleihen Sinne aus; er bedauerte, daß eine Neuerung, wie die des 
Abg. Richter, im Deutjhen Reichstag möglich geweſen fei. Auch der 
Abg. Frhr. v. Schorlemer:Alft erklärte, da der Reichstag nicht für 
die Preſſe verhandle, jondern bei feinen Verhandlungen allein die 
Wichtigkeit des Gegenftandes maßgebend fein Lajjen dürfe. Aus der 
Neuerung des Abg. Laster, daß man bei früherem Beginn der Sigung 
hoffen dürfe, am Montag die Vorlage zu erledigen, ſchloß er, daß auf 
der Linken die Abfiht beftehe, die Sache fo zu jagen übers Knie zu 
brechen, meinte aber, daß diefe Hoffnung trügeriſch fei: „wenn nur 





12. 6. 1882. 
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die beiden Abg. Nicter und Lasfer das Wort — fo ig 
nicht daran zu denken, daß wir Montag fertig — 


ſtimmung ſprach ſich zu Gunſten des — — 

Auf dieſe Debatte bezog ſich Fürft Bismard, als er unmittelbar 
nad) ee der — — ——— — und noch 
vor Em in die zweite erathun; 
das er das Wort Ä folgender Rede ergeiff®): 

Ich nehme das Wort noch vor dem Herrn Referenten, um dem 
geftern ausgeſprochenen Bedürfniß, auf meine Neußerungen zu 
antworten und die Antwort rechtzeitig in die Provinzen erpedirem 
zu tönen, fo viel an mir liegt, Rechnung zu fragen. Ich ſpreche 
deshalb jo früh, wie es mir möglich ift, und bitte den Herrn 
Neferenten um Entſchuldigung, wenn ic ihm nad) der gewöhnlichen 
Praxis vorgreife. 

Das Tabatmonopol ift in unjerer amtlichen Geſchäftsverhand— 
lung, abgefehen von früheren gelegentlihen Erwähnungen, zuerſt 
officiell eingeführt worden durch die Allerhöchſte Botſchaft vom 
17. November v. J., doch nicht als eine Inftitution, die wegen 
ihrer mwohlthuenden Eigenichaften an fich zu erftreben wäre, fondern 
als ein Mittel zur Erreihung anderer Zwede, zur Beichaffung der 
Mittel, welche nothwendig find, um Steuererleichterungen einzu⸗ 
führen. Der Tert der Botſchaft jagt darüber: 

Auch die weitere Durchführung der in den legten Jahren 
begonnenen Steuerreform weiſt auf die Eröffnung ergiebiger 
Einnahmequellen durch indirecte Reichsſteuern bin, um die 
Negierungen in den Stand zu jegen, dafür drüdende directe 
Landesfteuern abzufhaffen und die Gemeinden von Armen— 
und Schullaften, von Zuſchlägen zu Grumd- und Perfonal- 
fteuern und von anderen drückenden directen Abgaben zu 
entlaften. Der fiherfte Weg hierzu liegt nad) den in be 
nachbarten Ländern gemachten Erfahrungen in der Einfühs 
tung des Tabatmonopols, über welche Wir die Entſcheidung 
der gefeggebenden Körper des Reichs herbeizuführen beab- 
fihtigen. 

Dana, meine Herren, hat aljo die Regierung das Tabat- 
monopol nicht an ſich vorgefchlagen, fondern ihr Hauptvorſchlag 


*) StB. 3536. 
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geht auf die Gewährung von Mitteln zur Beſtreitung von Steuer 
erleihterungen, und als nächftliegendes Mittel ift dazu das Tabat- 
monopol Ihrer Entſcheidung und der des Bundesraths unterbreitet 
worden*). Diejer Gefichtspuntt it einiger Mahen aus dem Auge 
verloren und das Monopol als Selbſtzweck bingeftellt worden, 
weldes um feiner ſelbſt willen erftrebt würde, ohne Nüdficht auf 
diejenigen anderen drüdenderen Laften, die durch das Monopol 
aus der Welt geichafft werden. Wir find nie darüber in Zweifel 
gewefen, daß das Monopol an ſich ein Uebel ift, und daß es ſich 
bei feiner Einführung wie bei jeder neuen Steuer, ja ſelbſt wie 
bei jeder Reform, zunächſt nur darum handelt, ob es nicht andere 
Uebel gibt, im Vergleich mit denen das Monopol das Hleinere ift. 
Wenn man dieje Inftitution an ſich betrachtet, ohne Nüdfiht auf 
den Zweck, dem fie dienen joll, jo ftellt man fie in ein unvortheil- 
haftes, ich möchte jagen ungerechtes Licht, was fie nicht ertragen 
kann. Für die Reformen, welche die Negierung erjtrebt, ift das 
Monopol nur Mittel, nicht Zwed; aber die financiellen Neformen, 
welde den Zwed der Neichsregierung und — ich kann jagen — 
der verbündeten Negierungen bilden **), find dadurch beſonders er⸗ 
ſchwert, daß die Verwendung der Beihlußfafjung der Landtage 
unterliegt, die Beichaffung der Mittel der Beſchlußnahme des 
Reichstags. Es entfteht dadurd für die Gegner der Regierung 
eine Art von Zwidmühle, hier im Neichstage, wenn eine Bewilli— 
gung gefordert wird, zu jagen: Wir fünnen Nichts bewilligen, wor 
von die Verwendung nicht nachgewiefen und fichergeftellt it, — und 
im Preußifhen Landtage oder in anderen Landtagen zu jagen: 
Wir können nicht über die Verwendung von Mitteln verfügen, jo 
lange die Mittel nicht bewilligt find. Daß man jo von Pontius 
zu Pilatus geſchickt wird umd mit der Neform nicht vorwärts 
fommt, das liegt auf der Hand, und diefe Schwierigkeit ift von 
den Gegnern der Negierung redlich ausgebeutet worden. Um ihr 
zu entgehen und den Widerftand, auf den wir bei der Durch— 
führung der Neform ftoßen, einiger Maßen zu paralyfiren, ift die 
Gemeinſchaftlichleit der Kaiferlihen und der Königlich preußiſchen 


*) Fehlt im StB. 
*) ©. 3544. 
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nen, vepräfentiet — die Bebürfnifenge 
derjelben Saifon nad Erörterung ber B 


haben, wir fonnten nur irgend ei ich 
directe Steuer wählen. Der primus inter. 
iſt uns immer erjchienen das Tabafmonopol 
dasjenige, welches die zwedmäßigite, wie bie 
drückt, glaube ic, die wirkjamfte Finanzquelle 
in der pflichtgemäßen Nothwendigteit, Ihnen zu 
unter den Mitteln, die wir kennen, vorzulegen, 
Ablehnung können wir zu mindermwerthigen Surrogaten b 
ſchaffung neuer Einnahmequellen fchreiten. Wir braı 
Ablehnung, um unſere DBerantwortlichfeit für bie 
deden, damit man uns nicht fpäter, wenn das 
vielleicht von einer anderen Negierung — id) meine 
Neichsregierung — gebracht wird, fagt: Die dama 
unter dem erften Neichsfanzler hat die Thorheit 
Mittel nicht von Haufe aus vorzufchlagen. Die 
es nicht vorgefchlagen zu haben, wollen wir nicht 
laffen, die wollen wir auf die Majorität diefes N 
ſchieben, und dann werden wir in Ruhe jagen: Darum 
ſchaft ); aber wir brauchen Ihre Ablehnung, bevor wir ; 
guten Vorlagen fchreiten, 

Bei der Klarftellung des Bedürfniſſes hat nun dei 
Landtag jeine Landesregierung vollftändig im Stich 
hat fich der Erörterung entzogen, er hat gewifjer 9 
gemacht, mit Nücficht auf die Jahreszeit, mit N 
Parallelfigungen der verfchiedenen Landtage ?), kurz iu 


”) Ergänzung des Herauögebers, 

)) Der Erfte unter Gleichen. 

?) Eine Berliner Nedensart, die nah Buchmann, 
(17. Aufl.) S. 181, auf Angelys „Feſt der Handwerker“ zı 

) D. h. Provinziallandtage, 
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ift fein Grund zu erjehen, warum diefe Körperſchaft eine für das 
preußiiche Land jo tiefgreifende, jo wichtige Frage, wie diejenige, 
ob unfer directes Steuerjyftem der Reform bedürftig ift oder nicht, 
der Erörterung nicht hat unterziehen wollen, fondern in wenigen 
kurzen Sigungen und mit einer faft ſtürmiſchen Forderung auf 
Schluß fih der weiteren Discuffion entzogen und die Kaiſerliche 
Regierung dadurch in die ſchwierige Situation gebracht hat, hier 
das Monopol an ſich, ohne den vorgängigen Nachweis des Ber 
dürfniffes, auf den gerechnet war, zu vertreten. Wenn ich hier 
anmejend geweſen wäre und wenn ich überhaupt nad) meinen 
Gefundheitszuftande im Stande geweſen wäre, die Geſchäfte, 
die ich herbeiführe, zu vertreten, würde id St. Majeftät die 
Auflöfung des Preußiſchen Landtags gerathen haben, da wir 
die Feitftellung der Bedürfnißfrage vor Allem brauchten: Es würde 
daraus die Nothwendigkeit hervorgehen, den Landtag Anfang 
Auguft wieder zu berufen, und wir würden dann der heutigen 
Verhandlung noch überhoben geweſen fein, indem *) die Forderung 
des Monopols, ohne Anerkennung der Bedürfnißfrage, feinen 
Sinn und feine Bedeutung bat. 
(Hört! Hört! Sehr mahr! Links.) 

Sit kein Bedürfniß vorhanden, jo brauchen wir feine neuen Steuern. 

Es handelt fih aljo zunächſt um die Frage, ob ein Bedürfniß 
vorhanden ift. Wird die bejaht, jo werden wir weitere Anträge 
zu ftellen haben; wird fie verneint, fo tft ja Alles in dieſer beften 
der Welten ganz vortrefflih, wir brauden uns nicht weiter zu bes 
mühen, und ih bin der für mich jehr unbequemen weiteren Siſyphus— 
arbeit gegenüber dem pafjiven Widerftand oder der dilatorifchen 
Behandlung durch die Fractionen überhoben, was ja für meine 
Jahre und meinen Gejundheitszuftand mit Dank anzunehmen ift, 
Aber ih bin durd die Verfagung der Klarlegung von Seiten des 
Preußiſchen Landtages leider in der Nothwendigkeit, Ihnen die 
Motive, die den König von Preußen nöthigen, im Intereſſe feiner 
nothleidenden Unterthanen vom Neiche die Eröffnung der Steuer: 
quelle, die er feiner Zeit an das Neich abgetreten hat, zu ver: 
langen, zu fordern, zu erbitten — id bin in der Nothwendigkeit, 


*) 8, 354b. 
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id als den Reſt früherer Beiten, des Feul 
Glafienfteuer, des Kopfgeldes, der Beite 
Lebens, des Athmens, der Belteuerung der Erif 
auf irgend ein Object, an weldes die Yeift 

und ohne eine bejtimmte Einnahme, welche mit der 
it). Eine ähnliche — ich kann wohl jagen barbarifche - 

richtung in fteuerpolitiicher Beziehung eriftixt außer in Pr 
und einigen ihm anliegenden norddeutfchen Staaten mei 
nur noch in Rußland in Geftalt des Kopfgeldes ®) 
Türkei; aber auch dort nur für die unterworfenen 
dafür, daß fie überhaupt noch am Leben gelaſſen find. 
land ſcheint man doch dur die Thatſache, daß Die 
Nationen in dem Fortſchritt der Civilifation dieſen 
ſchollener Zeiten von ſich längft abgeftreift haben, jet auch zu der 
Ueberzeugung gekommen zu fein — Sie werden mit mir die te 
graphiſche Nachricht gelefen haben, daß die ruſſiſche 
Kaiferlichen Befehl erlafjen hat, betreffend die Aufhebung | 
fteuer. Und doc war fie in Rußland lange nicht jo | 
bei uns, allerdings zu einem hohen Sage, aber durch 
lung der Gemeinden; die Gemeinden waren die Steuerzahler, bie 
Gemeinden hatten ihrerjeits die Untervertheilung und waren in 
der Lage, ſchonend zu handeln und die Steuererecutionen zu vers 
meiden. Die Clafjenfteuer, an der wir allein unter ben civili— 
firten Nationen hiernach noch fefthalten, trägt meines Erachtens 
in fi) die Unmöglichteit für die Steuerbehörde, eine gleihmäßige 
gerechte Vertheilung der Steuern zu bewirken. Sie haben heut 
zu Tage doch noch circa 5 Millionen befteuerte Pofitionen in 
Preußen — und fünnen in diefen Mafjen, in den unteren wirft 
ichaftlihen Stufen ganz unmöglid die Verhältnifie des einzelnen 

Haushaltes, des einzelnen Dannes, feine Erwerbsverhältnifie richtig 
beurtheilen, jeine Gejundheitsverhältniffe, Familienverhältnife, die 
Iocalen Ausgaben, zu denen er wegen feiner bejonderen Stellung 


u 






') Ueber die Claſſenſteuer vgl. Bo. V 332, VI 298, VIE 17 ff. 
2) Bat, 8b. VIII 18, 
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genöthigt ift, das Alles entzieht ſich dem MUrtheil der Behörde; 
leßtere hat nur Kriterien, die nach allgemeiner Schablone auf Jeden 
angewendet werden, die aber nicht immer paſſen und fehr häufig 
drüden. Eine gerechte gleihmäßige Vertheilung der Steuern, jo 
wie die indirecten Steuern ſich von jelbft vertheilen, wenn jie eine 
Zeit lang beitanden haben, und fih waflergleih in das richtige 
Niveau ſetzen)), ift bei der Kopffteuer gar nicht möglich, Fein 
Steuerrath Fann die Verhältniffe der Neclamanten mit Richtigkeit 
beurtbeilen; ſchon das fpricht Dagegen. 

Ein noch viel jtärferer Grund aber dagegen ift die Noth: 
wendigfeit*) der Erecution der Steuer, wenn fie nicht bezahlt 
wird, die Nothwendigfeit, die Thatjahe, daß mitunter für einen 
rüdftändigen Betrag von 50 Pfennig Mobiliarwerthe von 20 bis 
30 Mark abgepfändet werden, und daß der Steuerpflichtige bei der 
Unmöglichkeit, diefe abgepfändeten Sachen im Wege der Erecution 
zu dem vollen Werthe zu verfaufen, den fie für ihn haben, um 
den Staat, den reichen Staat, den Fiscus, um 50 Pfennig zu be: 
teihern, jeinerjeits um 15 oder 20 Mark geſchädigt, in feiner 
bürgerlihen Eriftenz für eine Zeit lang erfchüttert wird. Ich weiß 
nicht, ob die Anzahl der Erecutionen diefer Art, die die Claſſen— 
fteuer mit fich führt, öffentlich binreichend befannt ijt. Sie könnte 
es jein, denn die Durchſchnittsrechnungen davon find in den Mo: 
tiven zum Verwendungsgeſetz, welches der Preußiſche Yandtag zu 
beratben Feine Zeit hatte, den Abgeorbneten in 500 Eremplaren 
gedrudt zu Händen gegeben, find aber dort todtgefchwiegen. In 
der damaligen Verhandlung und in der jegigen fiber das Monopol 
babe ih auch Feine Silbe gehört über die Uebel, über die 
Leiden, die Durch das mindere Webel des Monopols geheilt wer: 
den jollen. 

sch erlaube mir deshalb, da es in Preußen im Landtage 
todtgefhwiegen worden ift, Ihnen aus der gedrudten Begründung 
des Verwendungsgeſetzes nachſtehende Ziffern mitzutheilen. In dem 
Jahre 1879:80 — ih weiß niit, warum vom 1. October zum 
October datirt — find zur Claffenfteuer veranlagt geweſen Einzel: 


) ©. 355 4. 
1) Derſelbe Gedanke Bd. VI 301. 
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nad) in beiden Pofitionen zufammen*) auf diefe drei Jahre 3300000, 12. 6. 1882. 
durchſchnittlich auf jedes Jahr 1100000 Pfändungen. Die Anzahl 
bat im erften Semefter des Jahres 1881/82 in Folge der Beſſe— 
zung der Zuftände, vielleicht auch in Folge der eingeführten Claſſen— 
ſteuernachläſſe, eine Neduction erfahren. Obſchon mir das ganze 
Jahr nicht vorliegt, jo läßt fi doch glauben, daß in dieſem 
Jahre in Folge der gebefjerten Zuftände und der Steuernachläfje 
die Pfändungen die 600000 nicht vollſtändig erreichen werben. 
Indeſſen 600000 ausgepfändete Staatsbürger, das ift auch ſchon 
eine ſtarke Ziffer. Zu diefen ſtarken Clafjenfteuerleidven kommt 
noch die Wirkung der Zufchläge. Es ift nicht erfichtlih, warum 
wegen der Communalzufhläge weniger Auspfändungen ftatte 
finden follten, als wegen der Staatsclafjenfteuern. Im Gegen- 
theil glaube ih, der Staat fommt früher zu feinem Recht, und 
vielleicht wird er noch eher bezahlt. Weber die Vorgänge in den 
Gemeinden liegen allgemeine Data nicht vor, wenigitens habe ich 
fie nicht ermitteln können; ich habe nur einige Angaben in Bezug 
auf die Berliner Ergebnifje der Steuer in den Jahren 1876 und 
1877 vorliegen. Danach find in der Stadt Berlin tim Jahre 1876 
im Ganzen zur Clafenfteuer veranlagt 355992 Beſteuerte. Von 
diefen find zur Zwangsvollſtreckung verwiefen — ich werde gleich 
den anfcheinenden Widerſpruch erflären — 393837 in der Stadt 
Berlin, aljo mehr als veranlagte Poften. Das hat darin feinen 
Grund, daß jede Pofition vier Mal im Jahre erhoben wird und 
jede vier Mal zur Erecution fommen kann, daß aljo die Zahl der 
vorgefommenen Vollftredungen die der veranlagten Steuerpofitionen 
überfchreitet. Bon diefen 393837 Fällen find erledigt durch Stellung 
zur Erecution 276902, durch Vollftredung der Execution, durch 
Berfiegelung und Pfändung 25280, durch fruchtlo ſe Vollitredung 
der Execution 91655. Auf 100 Clafjenfteuerveranlagte überhaupt, 
beziehungsweife in den betreffenden Steuerftufen vorfommende Fälle 
treffen danach in der unterften Steuerftufe 101,9 Erecutionen, in 
der zweiten 135,5, in ber dritten 131,5, in der vierten Stufe von 
unten 114, auf 100 Steuerpofitionen, und in der fünften bis 
zwölften immer noch 64,7 Procent, die zur Erecution geftellt werden. 


*) &. 355b. 
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Preußen in Stadt und Gemeinde ausgepfändet werden, eine recht 12.6. 1882. 
große iſt. r 
Wenn Sie fih nun die Wirkung einer jolden Erecution ver: 
gegenwärtigen — es ift anzunehmen, daß, ehe es Jemand dazu 
fommen läßt, er feinen Credit beim Bäder, Mepger, Milchmann 
ziemlich erihöpft haben wird, denn die find noch machfichtiger als 
der Steuererecutor — nun erſcheint der Erecutor, fofort geht der 
Credit verloren, es wird ihm gekündigt, er fällt dadurch vielleicht 
einem gefälligen Manne in die Hände, der bereit ift, ihm das, 
was er braucht), zu hohen Zinfen vorzuftreden und ſich in ben 
Beſitz deffen zu fegen, was der Ausgepfändete überhaupt noch hat, 
was von ihm noch herausgedrücdt werden Fann, oder er verfällt 
vor den Augen des Nachbarn der Thatſache, daß der Erecutor zu 
ihm kommt, das Wenige an Hausrath, Wäſche und Mobilien, was 
fi ein junger Hausvater angefchafft hat, wird unter Siegel ge: 
legt, zum Zwangsverkaufe geftellt — vielleicht zu einem geringen 
Ertrage: eine Commode, die für 15 Mark gekauft wurde, geht 
vielleicht für 3 Mark weg — daß das Alles den Mann, der auf 
diefe Weiſe in feinem Aufftreben auf der focialen und wirthichaft- 
lichen Leiter wieder zurücgeworfen wird, ſchwer kränkt, ihm mit 
unter zur Verzweiflung, mandmal zum Selbftmorb bringt, ihn 
jeden Falls mit Bitterfeit erfüllt, wenn der feiner Meinung nad) 
überreiche Fiseus ihm wegen einer Kleinigkeit einen jo ungeheuren 
Schaden an feinem häuslichen Beſitzthum, an feinem geſellſchaft- 
lichen Anjehen und an feinen aufftrebenden Hoffnungen zufügt, 
daß das den Mann mit Unzufriedenheit erfüllt, darüber, meine 
‚Herren, wird fein Zweifel fein, und ic) fehreibe einen großen Theil 
unjerer Auswanderungen der Thatfahe zu, daß die Auswanderer 
das Bedürfniß haben, fih der directen Steuerfhraube und Exe— 
eution zu entziehen und nad) einem Lande hinzugeben, wo die 
Claſſenſteuer nicht eriftirt und wo fie außerdem die Annehmlichfeit 
haben, die Producte ihrer Arbeit gegen fremde Concurrenz bes 


Tat zu wien. Eeht richtigl regte.) 


Die amerikanijhen Schußzölle und die preußiſche Claſſenſteuer halte 
id für die Hauptmotive der Auswanderung. 
(Buruf aus dem Centrum: D nein!) 
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die Regierung abzuwerfen, die Regierung anzuflagen, das ift ja 
der Preffe gar nicht ſchwer. Das Motiv, weshalb wir mit unferen 
Reformen nicht vorwärts fommen, ift, daß es jo jehr viel Leute gibt, 
die gar fein Bedürfniß und feine Neigung haben, der jegigen 
Negierung bei irgend einer Verbefferung zu helfen. Es ift eine 
alte Wbiftregel: „Dem Feinde feinen Stich!“ das heit für Sie: 
der Regierung feinen Erfolg, denn „der Feind” bei uns ift die 
Regierung. 
(Oho! und Unruhe lints. — Sehr richtig! rechts.) 

Wie bereitwillig acceptirt der deutſche Wähler ftets die Ber 
hauptung, daß er eine Regierung hat, mit der er unzufrieden zu fein 
berechtigt ift; es ift ihm fogar nicht unlieb, wenn er eine ſolche 
wirklich hat, denn er hat noch jo viel Gewifjen, daß er ſich doch 
zu Zeiten ſchämt, auf die Regierung, die es nicht verdient, zu 
ihimpfen. Hat er eine, auf die er mit Recht ſchimpfen Tann, 
jo ift es ihm eine angenehme Satisfaction. Das war das Er— 
zeugniß der Politit in früheren Zeiten, wo die Negierungen im 
Ganzen, ich will nicht jagen ſchlechter und ungeſchickter waren, 
aber fi weniger aus Eindrüden machten und mehr Macht hatten; 
da war das Schimpfen berechtigt, und es gehört zum deutjchen 
Bedürfniß, beim Biere von der Negierung ſchlecht zu reden, und 
wer den Ton anjchlägt, der hat noch heut Wähler, von dem jagt*) 
man: Das ift unfer Mann, für den ftimmen wir, das ift fein 
Regierungsmenſch, der ift nicht jeroil, der wird dem Kanzler „den 
Willen breden“ ?). Meine Herren, das ift ja wirklich eine traurige 
Satisfaction, dem Kanzler den Willen zu brechen, wenn der Wille 
vielleicht berechtigt ift, vielleicht zum Nuten des Landes ift. Das 
will doch erft geprüft fein; es kann fein — es läßt fi ohne Sie 
ja Nichts machen, und wenn Sie Nichts bewilligen wollen, jo ift 
es Ihr Recht und ift ja gut; aber daß der Kaifer als König von 
Preußen es ſchwer empfindet, daß er feinen Unterthanen nicht 


*) StB.: fagte. 

N Bol. E. Richter in der 9. Sikung am 19. Mai 1882: „Meine Herren, 
8 tommt in diefer Frage (des Tabatsmonopols) darauf an, daß der Kanzler 
* einmal erfährt, daß noch ein ſelbſtändiger Wille außer ihm im Deutſch⸗ 

land vorhanden ift; an dieſem Monopol muß ber Wille des Kanz— 
ters ſich breden” (Std. 193). 
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Verftimmung auszujegen, die fi nachher in gewiſſem Uebelmollen 
gegen die Regierung fühlbar macht und namentlich bei denen, die, 
wenn*) fie nicht Abgeordnete find, doch aud mod etwas Nütz- 
liches zu thun haben. Wir müſſen alfo, wenn wir irgendwie 
tönnen, diefe vier Monate außer Rechnung laſſen. Im October 
ift es auch ſchwierig, theils noch aus denfelben Gründen, theils 
müffen doch auch die Minifter und der Bundesrath irgend eine 
‚Zeit zur Vorbereitung deſſen haben, was fie vorlegen jollen. Sie 
fönnen doch nicht verlangen, daß wir Tag und Nacht arbeiten, 
daß wir von eiferner Gejundheit find — Sie trauen uns das 
auch nicht zu. Kurz und gut, fünf Monate gehen ziemlich auf die 
Abneigung des Zufammenkommens und auf das Bedürfniß der 
minifteriellen VBerathungen. Dann haben die parlamentariſchen 
Körperjhaften die Gewohnheit, zu Weihnachten, Oftern, Pfingiten 
jedes Mal drei Wochen Ferien zu machen, das macht neun Wochen, 
das find wiederum zwei Monate, damit find fieben Monate ver: 
braudt. Iſt es nun möglich in den übrigen fünf Monaten, die 
bleiben, die Budgetfragen, wie fie bei uns betrieben werben, bes 
friedigend zu erledigen, und Gejege, welche die Nothdurft des 
Landes, die Nothlage unferer Mitbürger betreffen, zu erledigen? 
Der Preußiſche Landtag in diefem Frübjahre hat gezeigt, daß es 
nicht möglich ift, daß ihm die Zeit zur Prüfung der Noth feiner 
Mitbürger und der preußiichen gravamina !) fehlt. Das Ber 
dürfniß des Königs von Preußen, Abhilfe zu Schaffen, beſchränkt 
ſich nicht auf die Claſſenſteuer allein, es ift außerdem allgemein 
befannt, daß unfere Gemeinden zum Theil troß aller Claſſenſteuer— 
execeutionen, die ich vorhin vortrug, doch in einer großen Nothlage 
in Bezug auf ihre Finanzen find, und daß die Negierung ſehr 
geneigt ift, ihnen zu helfen. Sie kann dies aber nur, wenn ihr 
Mittel dazu bewilligt werden. Ich babe hier eine Angabe über 
Gemeindebefteuerungen mitgebraht, die — es war dies in ges 
wiffen Gemeinden in der Rheinprovinz — Berechnung der Steuer 
belaftung eines für 1881/82 zur zweiten Glafjenfteuerftufe vers 
anlagten, Grund: und Gebäubdefteuer nicht entrichtenden Cenfiten 


*) Richtiger: wann, 
) Beſchwerden. 
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beftrebungen zu unterftügen. Die Regierung aber hält an dem 12. 6. 1882. 
Prineip feit: „Gleiche Gerechtigkeit für Alle” und ift entſchloſſen, 
Privilegien in diejer Beziehung nicht zu geben. Daß die großen 
Städte ihrerjeits, weil fie in noch höherem Maße als die Kreife 
und Landgemeinden eigentlihe Staatslaften übernommen haben, 
bei einer Verteilung und bei einer Zuwendung von Erträgen ins 
directer Steuern, die wir vom Neid erftreben, ſtär ker bedacht 
werden müſſen, als die gleiche Ropfanzahl der jonftigen Bevölke— 
rung, daß fie mit dem, was für fie in Ausficht genommen ift, 
Zuweiſung der halben Gebäude- und Grumdfteuer, nit auskom— 
men, it ganz Har; es ift aber dann Sadje der Prüfung und 
Bewilligung in den Verhandlungen des Landtags, wie der Haupt 
ſache nad) die Verteilung von Mitteln, jobald wir deren haben, 
ftattfinden ſoll. Wir find nicht bereit, einzelnen Clafjen unferer 
Mitbürger vor anderen ein Privilegium zu geben, fondern die Erz 
leihterung gleihmäßig zu Ichaffen für Alle. Die Kreife find in 
derfelben Lage, und bei ihnen ift die Ungerechtigkeit des Zufchlages 
zu der Steuer, die ohne Nüdfiht auf die Verſchuldung der bes 
ftenerten Einnahmequelle auferlegt ift, allerdings in höherem 
Mafe auf die Grumdfteuer anwendbar, wie fie es auf die Häuſer— 
steuer ift. 

Nun find die Herren in den großen Städten gewöhnlich der 
Meinung, daß die Grundſteuer hauptfächlih den reihen Grund» 
befiger treffe, der ihnen unangenehm auffällt, wenn er jelbft- 
zufrieden und wohlgenährt in die Stadt fommt, fich bei Borchardt) 
oder ſonſt wo jehen läßt. Das iſt aber entfernt nicht der Fall, 
und aus jedem ftatiftifchen Buche können Sie ſich dahin belehren, 
daß die Gefammtheit der Gutsbefiger, die noch lange nicht lauter 
reiche Leute find, ſondern vielfah arme, da auch dem Hleinften 
Beige angehörige Cenfiten zu den Gutsbezirken gehören, von den 
42 Millionen Grundfteuer, die im Ganzen bezahlt werden, mur 
8 Millionen tragen, 28 Millionen auf den Kleinbefis, auf die 
Landgemeinden fallen, und der Weberreft auf die Städte. Wenn 
Sie alſo geneigt find, über den Gutsbefiger eine gewiſſe Ungerechtig- 
feit zu verhängen, weil er Ihrer Meinung nad) eine üble Perjön- 


') Bol. 3b. VII 25. 
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Regel nicht nad ihrem vollen Werthe gefannt wird. Aus den jehr 
lehrreichen Motiven, die der Preußiſche Landtag nicht Zeit hatte zu 
fejen*) und zu berathen, geht unter Anderem hervor, daß die Schul- 
loften in ihrer Gefammtheit für Perfonal- und Nealausgaben 
zwiſchen 94 und 93 Millionen betragen, und daß fie die Belaftung 
des Staates durch die Claffenfteuer mehr als doppelt überfteigen, 
indem in Preußen auf den Kopf 3,59 Mark an Schullaften kommen 
und wahrjcheinlich auch in demfelben Bruchtheil von Erecutionen, 
namentlich für diejenigen Laſten, die unter dem Namen von Schul 
geld exigibel find, von den ärmſten Mitgliedern der Gemeinde 
und immer in erhöhterem Mafe von finderreihen Familien als 
von kinderloſen oder einfinderigen, und wie es dabei für die Stellung 
des Lehrers eine betrübende Beziehung gibt, daß der Lehrer, der 
in Bezug auf Kleidung und Lebensftand doch gegenüber dem bar— 
füßigen Schuljungen eine höhere Lebensftufe einnimmt, die Mutter 
durch die Kinder mahnen lafien muß wegen weniger Groſchen 
Schulgeld. Schon im Intereſſe der Lehrer haben wir in Preußen 
das Bedürfniß, daß diefe Sache aus der Welt gejchafft wird. 

Es find außerdem noch die Jhnen bekannten Bedürfniſſe des 
Königs von Preußen, feine Beamten auf diejenige Stellung im 
Gehalt zu bringen, die unter Vortritt der Neichseinrichtungen den 
Nichtern bewilligt worden find. Es bejteht dabei eine Ungleichheit, 
die zu Unzufriedenheiten Anlaß gibt, und diefe wird ausgeglichen 
werben müſſen entweder durd eine Steigerung der Gehälter der 
übrigen Beamten oder durch Herabfegung der jetzigen Richter— 
gehälter, (Bemwegung.) 

Dafjelbe findet ftatt in Bezug auf die Ungleichheit der Ver— 
ftempelung des mobilen und immobilen Vermögens, Ihnen iſt 
befannt, und das Gravamen ift jchon öfter vorgebracht, daß der 
Stempel der Immobilien ein ganz maßlos hoher ift, ebenfalls ganz 
ohne Nüdjiht auf die Belaftung des Grundftüds mit Schulden; 
wenn es für 80000 Thaler verfauft wird, und es find 80.000 
Thaler Schulden darauf, jo muß es doch feine 800 Thaler Stempel 
zahlen, und das vermehrt die Noth des in Concurs befindlichen 


*) StB.: verlefen. 
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oder fonftigen Befigers. Es handelt fi ja auch nit immer um 
Srundftüde von 80000 Thaler, fondern auch um Fleinere. Jede Ber: 
padhtung wird in der ungerechten Weife verftempelt, daß zum Beilpiel 
gezählt wird, die der Pächter in dreißig Jahren zu zahlen haben 
wird, und Daß Diele Jofort am Tage des Abfchluffes der Ber: 
padhtung verftempelt werden muß, als wenn fie heute gezahlt 
würde !). Tritt inzwiihen in der Berjon des Pächters eine Aen: 
derung ein oder löſt ſich durch Concurs oder jonft vor Ablauf der 
dreißig *) Jahre diefer Contract, jo wird der zu Unrecht verftempelte 
Theil, und wenn der Vertrag auch noch dreiumdzwanzig Jahre 
liefe, nicht zurückbezahlt, ſondern der neue Pachtvertrag muß 
wieder neu und voll veritempelt werden, und jo kann man in die 
Yage fommen, bei einer längeren Pachtdauer drei, vier Mal diefelbe 
Summe für dafjelbe Geſchäft zu verftempeln. Schon eine bloße 
Aenderung der Firma, daß ein Aſſocié ausfchied, hat mich in die 
Lage gebradt, einen neuen Pachtvertrag abichließen zu follen; ich 
babe mich dagegen mit Erfolg gemwehrt, aber doch nur in ver: 
jchiedenen Inſtanzen. Dadurd) wird die Eriſtenz aller Pächter 
unbillig beſchwert. 

Wenn ich alle Diele Gravamina, die der König von Preußen 
für feine Untertanen beim Neid) andbringt und für die er Dedung 
verlanat, hier einmal aufzählte, Jo babe ih damit nur das Be: 
dürfniß, Ihnen die Größe Der Notb, in der der preußiiche Steuer: 
sahler ſich befindet, zu ſchildern. Neineswegs verbinde ich damit 
die Hoffnung, dab der geſammte Bedarf diefer Summe nun mit 
einer Bewilligung gededt werden könnte. Aber ich glaube, wir 
müſſen doch ein Ziel anerkennen, nad dem aeltrebt werden muß, 
dem man allmäblicdy ſich zu nähern ſucht. Wir müſſen wenigftens 
den guten Willen Dethätigen, der Prüfung diefer Sache näher zu 
treten, fie nicht zu ſcheuen und nicht unter dem Vorwande, daß 
Witterung und Parallelfigungen uns daran verbindern, uns der **) 
Prüfung der Noth unferer Mitbürger zu verfagen. Dieſes Be: 
dürfmiß zur Anerkennung zu bringen, war unſere Hoffnung, als 

.358b. 


*) S 
**) StB.: Die, 
1) Bgl. Bd. VI 307, VIII 91. 
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wir das Verwendungsgeſetz dem Preußiſchen Landtage vorlegten. 12. 6. 1882, 
Diefer Landtag hat unfere Hoffnung getäuſcht, und wenn ich dazu 
nehme, daß auch mehrere der verbündeten Regierungen ihrerfeits 
ein Bedürfniß zur Steigerung des Landeseinfommens aus Reiche: 
quellen nicht empfinden, indem fie das Monopol abgelehnt haben, 
ohne einen anderen Vorfehlag oder auch nur die Neigung auszu— 
fprechen, auf anderen Wegen zur Beſchaffung der Mittel die Hand 
zu bieten, wenn ich dazu nehme, daß der Bericht Ihrer Commiffion 
das Bedürfniß geradezu beftreitet und, ganz abgefehen von der 
Refolution Lingens '), die ſich in Ichroffen Gegenſatz zu der Könige 
lichen Botſchaft vom 17. November 1881 ftellt und das Neich als 
bebürfnißlos bezeichnet und feine Glieder, — wenn ich jehe, daß 
auch das Gutachten der Commiſſion dahin vorläufig fich äußert, 
daß fein Bedürfniß vorläge?), die Allgemeinheit mit neuen Steuern 
zu belaften, wenn ic) dazu nehme die indirecte Leugnung des Bez 
dürfniffes, wie fie in der Abneigung des Preußiichen Landtages 
liegt, die Frage auch nur zu berathen, — wenn ich das Alles zu= 
jammennehme, jo kann ich zweifelhaft werden, ob das Bedürfniß, 
was Se. Majeftät der König und feine Minifter mit ihm in Preußen 
jehr lebhaft empfinden, im ganzen Lande empfunden wird, ob es 
wirklich vorhanden it. 


) Dieſe von der Commiffion angenommene Nefolution lautete: 
Der Reichstag wolle beicliehen, zu erklären: 

daf nad) der erſt durch Gefek vom 16. Juli 1879 erfolgten Erhöhung 
der Tabakiteuer eine weitere Belaftung und Beunruhigung ber Tabat- 
induftrie um jo mehr unftatthaft ericheint, als die vorhandenen und im 
Zunahme begriffenen Einnahmen jomwohl im Reiche als auch in den 
Eingelftaaten bei angemeffener Sparfamfeit vorausfichtlich Mittel bieten, 
die öffentlichen Bebürfniffe zu befriedigen und beftehende Mängel in der 
Steuer und Zollgefeggebung auszugleichen. 

*) Commiffionsberiht: „Dah es im allgemeinen Intereſſe geboten fei, 
neue Steuern zu bemilligen, nimmt die überwiegende Mehrheit der Commiſſion 
überhaupt nicht an. Die Steuerquellen, welde in den legten Jahren neu er 
ſchloſſen find, liefern im Allgemeinen noch nicht die ftarten Erträge, welche 
nad) Ueberwindung des Uebergangsſtadiums zu erwarten find. Zudem wurde 
darauf hingewieſen, daß die Anhänger der jet herrſchenden Wirthſchaftspolitit 
fi) von dem Verlaffen der Bahnen der alten Zollpolitit ja gleichfalls einen 
erhöhten Aufihwung des wirthſchaftlichen Lebens der Nation verjpräden, welcher 
Aufſchwung, falls er eintreten follte oder inzwijchen bereits eingetreten ſei, auf 
bie Vermehrung der Reichseinnahmen günftig einwirken müffe” (StB. Ant. Nr. 35 
©, 293n). 


— 








Bedeutung der Neuwahlen für die Neform. Unpopularität des Monopols. 349 


Mitbürger nicht verfagen; wenn er das thut, jo verdient er nicht 12. 6. 1882, 
den Namen „Volksvertretung” ; 
(Bravo! rechts.) 
die Volfsvertretung liegt dann mehr bei dem Monarchen, der ein 
Herz hat für das Volk und deſſen Leiden. 

Ich habe ſchon erwähnt, daß wir das Monopol vorgeſchlagen 
haben, weil wir dafjelbe nad jorgfältiger Berathung und Ers 
wägung der Sache für das bejte und zwedmäßigite Mittel gehalten 
haben, deſſen Ablehnung wir gebrauchen, bevor wir zu anderen 
übergehen. Durch die Thatfahe, die ja in die Augen fpringt, 
daß das Monopol jehr unpopulär ift und durch die Wahlarbeit 
fünftlich noch unpopulärer gemacht ift, als es zu fein braucht, wer- 
den wir uns niemals abjehreden laſſen, das vorzufchlagen, was wir 
für vernünftig halten. Ich frage gar Nichts danach, ob eine 
Sache populär ift, id frage nur danach, ob fie vernünftig und 
zwedmäßig ift; die Popularität ift eine vorübergehende Sache, 
die fich heute auf Das, morgen auf Jenes richtet, die ich genofjen 
und verloren habe, worüber ich mich leicht tröfte, jobald id) das 
Gefühl habe, meine Schuldigfeit zu thun, und das Uebrige ftelle 
ic Gott anheim. Die Popularität einer Sahe macht mich viel 
eher zweifelhaft und nöthigt mich, mein Gewifjen noch ein Mal 
zu fragen: Iſt fie auch wirklich vernünftig? Denn ich habe zu 
häufig gefunden, daß man auf Acclamation ftößt, wenn man auf 
unrichtigem Wege iſt. Alſo das intereffirt mich nicht, ob die 
Sade populär ift, da meine Eriftenz im Amte von jedem Wahl: 
freife unabhängig ift, und der einzige Wähler, den ich habe, 
Se. Majeftät der Kaifer, mit mir zufrieden ift. Alfo von Wahl: 
furht und Sorgen, wie die Sache aufgenommen wird, bin ich 
nicht beherrſcht, und diefe Freiheit erlauben Sie mir zu benugen, 
denn die Freiheit ift nicht viel vertreten in den parlamentarifchen 
Körperfhaften, da fie ſich nicht unabhängig bewegen fünnen von 
dem, was ein Wähler, von dem, was Jedermann in ihren Wahl- 
freifen aufwirft, der vielleicht im Liberalismus um ein paar Centi— 
meter höher jpringt als der Worredner, und Mittel findet, ihn 
in feiner Stellung zu erſchüttern. Das ift eine Fractionsfrage, 
eine Mandatsfrage, wir aber find unabhängig von localen Ver— 
hältnifjen und Popularitäten. Die Frage ift für mich allein die, 
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es bietet dem Naucher mehr Garantien ... Es ift nicht zu 

verwundern, wenn der Kanzler des Deutſchen Reiches, Herr 

v. Bismard, daran gedacht hat, das Monopol in feinem 

Lande einzuführen. Man begreift nicht, wie ein Staat mit 

ſolchen Bedürfniſſen fich damit zufrieden gibt, jährlid 20 Mil- 

lionen aus einer Abgabe zu ziehen, welche bei guter Ver— 

anlagung das Sechsfahe und ſelbſt das Zehnfache einbringen 
fan, ohne die öfonomifche Lage des Neiches zu jhädigen. 

Der Tabak ift in Deutichland geringer befteuert als die ge— 

ſunden Getränke; das ift financiell eine Abjurdität und mora- 

liſch ein Scandal. Man macht geltend, die Einführung des 

Monopols koſte 300 Millionen Francs und werde lebhaften 

Widerftand begegnen; aber der Ertrag rechtfertigt es, daß 

man dieſe Ausgabe macht und einer vorübergehenden Un— 

popularität ſich ausjegt. 

Nun, meine Herren, der Bericht der Commiſſion entkräftet 
feine diefer Angaben. Ich habe den Bericht überhaupt mit Ueber— 
raſchung gelejen; der Herr Verfafjer hat das ganze — allerdings 
ſehr umfangreiche Material, weldes die Enquete von 1878 über 
dieje Frage bietet, unbenutzt gelafien, das ganze Material, weldes 
für die Bedürfnißfrage die Motive des preußiſchen Verwendungs- 
gefeges geben, vielleicht gar nicht gekannt, jeden Falls unbenutzt 
gelafjen; aljo die Frage, ob wir überhaupt Geld brauden, ift gar 
nicht erörtert, und erſt, wenn dieje klar ift, können wir darüber 
eben, ob Monopol oder nicht. Das Ganze macht auf mich den 
Eindrud des Nequifitoriums eines Staatsanwaltes, der à tout 
prix!) eine Verurtheilung braucht. Ich jehe keine Berückſichtigung, 
feine Erwähnung bes Negierungsftandpunftes darin; die Kritik, die 
es enthält, haftet an Aeußerlichkeiten, Detailfragen, einzelnen tech— 
niſchen Pofitionen — darüber ließe ſich ja discutiren und amenz 
diren. An der Spige von allen Einwendungen fteht am wunder 
lichiten die Befchwerde darüber, daß die Straßburger Manufactur 
ſich geweigert hätte, ihre Bücher vorzulegen. Was in aller Welt 
bat die Straßburger Manufactur, die außerhalb der Monopol- 


) Um jeden Preis, 
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VBedürfniffe Hat, die durch indirecte Steuern, 
befriedigt werden follen und ob das Monopol 
dazu ift? Befanntlich wirthichaftet die Fabrik 
fie könnte geibiett oder ungefchiet geführt fein, fie fo 
jammeln oder fie fönnte dicht vorm Bankerott fein, 
nicht die leiſeſte Aufklärung über die Frage liefern, 
uns bier bef&häftigen, und ich halte es für einen mmntfigen Bach 
verbrauch, durch Vorwendung von dergleichen Aeußerlichfeiten die 
Discuffion des inneren Kerns der Frage zu hindern. Aus dem 
ganzen Verlangen leuchtet die Auffaffung der concurrirenden Lands: 
leute des Herrn Referenten?) vor, denen die Tabakfabrif in Straß- 
burg ein Dorn im Auge ift. — Aber wenn der Herr Verfaſſer 
damit die Nentabilität des Monopols in Frage ftellen will, weil 
etwa die Straßburger Manufactur in Folge nicht richtiger oder. 
franzöfirender Leitung nicht genügende Erträge brächte, was ich 
nicht weiß, To trifft dies Argument in feiner Weife die Rentabilität 
des Monopols; dieje ift ja vollitändig ad oculos?) 
durch die Ergebniffe, die es in unjeren Nachbarſtaaten hat; dort 
ift die Sache geprobt, und fie wird toto die®) geprobt, und bie 
Frage, ob das Monopol 1815 Etwas eingebracht in Frankreich oder 
1845, ift ebenfo irrelevant, wie die Frage der Straßburger Manu— 
factur. Seit 1815 hat der Franzoje überhaupt erjt rauchen ges 
lernt, und 1845 war jelbft bei uns in Deutſchland das Eigarren- 
rauchen eine Art von Privilegium der größeren Städte und 
wohlhabenden Leute, e8 war noch nicht in allgemeinen Gebraud) 
übergegangen; alſo der Vergleich hat gar feine Bedeutung. Wer 
in Frankreih und England geweſen ift vor vierzig Jahren und 
wieder binfommt, wird erjtaunt jein, wie das Nauden zus 
genommen hat in Frankreich und in demfelben Mafe in Enge 
land; was die Franzojen im Rauchen Ieiften können, können die 
Deutſchen auch, (Heiterkeit.) 


*) ©. 3608. 

*) Dr. Barth, Vertreter für Bremen. 

3) Augenfälig. 

%) Tag für Tag, vgl. 8b. VI 413, VIL 56, oben S. 18. 299. 
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und mehr als die. Die Rentabilität ift vollftändig außer Betracht 
und auch an unferen einheimifchen Fabriken und Händlern bis zur 
Evidenz nachgewieſen. Ich habe in der langen Zeit, daß ich mich 
mit der Monopolfrage beſchäftigt habe — ich kann es actenmäßig 
nachweiſen, zurüd bis zum Sabre 1867, wo ich zuerft bei dem 
Anerbieten der Stellung, die er naher einnahn, den Minifter 
Delbrüd, ehe ih ihm Vorſchläge machte, durch einen unter uns 
anmwejenden Abgeordneten darüber jondirte, wie er über die Monopol: 
frage dächte, und es Sr. Majeftät dein Könige mittheilte — mid) 
davon liberzeugt, daß in diefer Beziehung Feine Schwierigkeiten fein 
würden, ſobald ein Subftrat vorliege, To dauerhaft wie das Deutfche 
Reich von ihm veranjchlagt wurde, und nicht mehr der kündbare 
Zollverein. ch habe außerdem Schon im Jahre 1878 daraus gar fein 
Hehl gemacht, daß ich die Befteuerung als Durchgangsform zum 
Monopol erftrebte, und die betreffenden Acten geben darüber Auf: 
IHlußN); ich Habe mich nur dem fiscalifchen Princip nicht an: 
Ihliegen wollen, zuerjt durd) die Modalität der verlangten Steuern 
die Tabaffabrication zu ruiniren, um nachher eine mindere Ent: 
Ihädigung zahlen zu müfjen. ES liegt aber meiner Meinung nad) 
die Zeit nicht fern, wo das Monopol allmählich populär werden 
wird, zuerjt bei den Tabakbauern, wo es ja jeßt ſchon in den: 
jenigen, die wirflih die Weltverhältnijfe überfehen können und die 
jo civilifirt find, daß fie nicht jeder Unmahrheit über die Wirkung 
des Monopols zugänglic find, populär iſt. Es iſt darin fehr lehr— 
rei, was zum Beijpiel in der Pfalz darüber gejagt wird, von wo 
ih von der Hauptgemeinde dort erjt fürzlich eine Petition mit der 
Bitte befam, an dem Monopol feitzuhalten, und worin ich eine 
Notiz finde über die Stellung des Elſaß dazu; da heißt es: 
Wenn noch Zweifel über die Gründe beftänden, warum 
die reihsländiichen Reichstagsabgeordneten fi auf die Seite 
der Gegner des Monopols ftellten, jo wären diejelben end— 
gültig durch die Ausführungen bejeitigt, welche der „Erpreß” 
diefer Tage veröffentlichte. 
Einer der Abgeordneten machte nämlich den Verſuch, die 


1) Bgl. 3b. VII 112 f. 
Bi3mardz politiihde Reden. IX, 23 
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12, 6.1882. ober jonftigen Befigers. Cs Handelt ſich ja auch nicht immer um 
Grundftüde von 80 000 Thaler, ſondern auch um Kleinere. Jede Ver- 
pachtung wird in der ungerechten Weife verftempelt, daf zum Beifpiel 
bei einer dreißigjähtigen Verpachtung die ganze Summe zufammenz 
gezählt wird, die der Pächter in dreißig Jahren zu zahlen haben 
wird, und daß dieje fofort am Tage des Abſchluſſes der Ver— 
pachtung verftempelt werden muß, als wenn fie heute gezahlt 
würde‘). Tritt inzwiichen in der Perſon des Pächters eine Aen— 
derung ein oder Löft ſich durch Concurs oder fonft vor Ablauf der 
dreißig *) Jahre diejer Contract, jo wird der zu Unrecht verftempelte 
Theil, und wenn der Vertrag aud noch dreiumdzwanzig Jahre 
tiefe, nicht zurückbezahlt, fondern der meue Pachtvertrag muß 
wieder neu und voll verftempelt werden, und jo kann man in die 
Lage fommen, bei einer längeren Pachtdauer drei, vier Mal diefelbe 
Summe für daffelbe Geſchäft zu verftempeln. Schon eine bloße 
Aenderung der Firma, daß ein Afjocie ausſchied, hat mich in die 
Lage gebracht, einen neuen Pachtvertrag abſchließen zu follen; ich 
habe mich dagegen mit Erfolg gewehrt, aber doch nur in vers 
ſchiedenen Inſtanzen. Dadurch wird die Eriftenz aller Pächter 
unbillig beſchwert. 

Wenn ich alle dieſe Gravamina, die der König von Preußen 
für feine Unterthanen beim Neid) anbringt und für die er Dedung 
verlangt, hier einmal aufzählte, jo habe ich damit nur das Ber 
dürfniß, Ihnen die Größe der Notb, in der der preußiiche Steuer- 
zahler fich befindet, zu ſchildern. Keineswegs verbinde ih damit 
die Hoffnung, daß der gefammte Bedarf diefer Summe num mit 
einer Bewilligung gedeckt werden könnte. Aber id) glaube, wir 
müfjen doch ein Ziel anerkennen, nad) dem geftrebt werden muß, 
dem man allmählich fih zu nähern ſucht. Wir müfjen wenigjtens 
den guten Willen bethätigen, der Prüfung diefer Sache näher zu 
treten, fie nicht zu ſcheuen und nicht unter dem Vorwande, dab 
Witterung und Parallelfigungen uns daran verhindern, uns der **) 
Prüfung der Noth unferer Mitbürger zu verfagen. Diefes Ber 
dürfniß zur Anerkennung zu bringen, war unfere Hoffnung, als 

*) ©. 358b. 


**) StB.: die, 
) Bat. 3b. VI 307, VIII 9. 
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wir das Verwendungsgejeg dem Preußifhen Landtage vorlegten, 
Diefer Landtag hat unfere Hoffnung getäufht, und wenn ich dazu 
nehme, daß auch mehrere der verbündeten Regierungen ihrerjeits 
ein Bedürfniß zur Steigerung des Landeseinfommens aus Reichs— 
quellen nicht empfinden, indem fie das Monopol abgelehnt haben, 
ohne einen anderen Vorſchlag oder auch nur die Neigung auszu— 
fprechen, auf anderen Wegen zur Beichaffung der Mittel die Hand 
zu bieten, wenn ich dazu nehme, daß der Bericht Ihrer Commiſſion 
das Bedürfniß geradezu beftreitet und, ganz abgejehen von der 
Refolution Lingens '), die ſich in ſchroffen Gegenſatz zu der König- 
lichen Botſchaft vom 17. November 1881 ftellt und das Reid) als 
bebürfnißlos bezeichnet und feine Glieder, — wenn ich jehe, daß 
auch das Gutachten der Commiſſion dahin vorläufig ſich äußert, 
daß fein Bedürfniß vorläge?), die Allgemeinheit mit neuen Steuern 
zu belaften, wenn ich dazu nehme die indirecte Zeugnung des Bes 
dürfniffes, wie fie in der Abneigung des Preußiihen Landtages 
biegt, die Frage auch nur zu berathen, — wenn id das Alles zus 
jammennehme, jo fann ic) zweifelhaft werden, ob das Bedürfniß, 
was Se. Majeftät der König und feine Minifter mit ihm in Preußen 
ſehr lebhaft empfinden, im ganzen Lande empfunden wird, ob es 
wirklich vorhanden üt. 


) Diefe von der Commiffion angenommene Refolution lautete: 
Der Reichstag wolle bejchliefen, zu erklären: 

daß nad) der erft durch Gejek vom 16. Juli 1879 erfolgten Erhöhung 

der Tabalſteuer eine weitere Belaftung und Beunruhigung der Tabal- 

induftrie um jo mehr unftatthaft erſcheint, als die vorhandenen und in 

Zunahme begriffenen Einnahmen fowohl im Neihe als auch in ben 

Einzelftaaten bei angemefjener Sparfamteit vorausfichtlich Mittel bieten, 

die öffentfihen Bebürfniffe zu befriedigen und beftehende Mängel in der 

Steuer» und Zollgefeggebung auszugleichen. 

%) Commiffionsberiht: „Dah es im allgemeinen Intereſſe geboten fei, 
neue Steuern zu bemilligen, nimmt die überwiegende Mehrheit der Commiffton 
überhaupt nicht an. Die Steuerquellen, weiche in den legten Jahren neu er- 
Ähloffen find, Kiefern im Allgemeinen noch micht bie ftarten Erträge, melde 
nach Neberwindung des Uebergangsftabiums zu erwarten find. Zudem wurde 
darauf hingewiefen, daß die Anhänger der jeht herrichenden MWirtbfehaftspolitik 
fi von dem Verlaſſen der Bahnen der alten Zollpolitit ja gleichfalls einen 
erhöhten Aufihwung des wirthſchaftlichen Lebens der Nation verjpräden, welcher 
Aufipwung, falls er eintreten follte oder inzwijchen bereits eingetreten fei, auf 
die Vermehrung der Neichseinnahmen günftig einwirfen müfje” (StB. Anl. Nr. 35 


S. 2933). 
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geworden und ihrer Wege gegangen. Es ift fein Geſchrei geweſen, 
und es waren nicht lauter Landjunker, 

(Heiterfeit.) 
es waren eine Menge Bürgerlihe darunter. So ſchlecht ſoll es 
aljo den Tabafarbeitern nicht ergehen. 

Auch die Leiden der Stadt Bremen, die dem Herrn Neferenten 
am Herzen liegen müſſen, als die jeiner engeren Heimath, werden 
nicht jo ſchwer ſein, wie er fi) vorftelt. Tabakhandel wird die 
Regie auch brauchen, und es ift nicht zu denken, warum fie nicht 
durch die geübten und erfahrenen Bremer Firmen ihre Gejchäfte 
beforgen ſollte. Ich wenigitens würde mich dem nie widerjeßen, — 
ih werde es ja nicht erleben, aber ich jpredhe nur meine Anficht 
aus, um den Sinn flar zu machen, in dem ich die Vorlage gemeint 
babe. Man würde doch immer noch den bisherigen Handelsweg feſt— 
halten, um das Rohmaterial zu beziehen. Ich erinnere die älteren 
Herren daran, daß Hamburg früher der Hauptort für indischen Zuder 
war. Hamburg wimmelte von Zuderfiedereien. In Hamburg gab 
ed allein 90 Zudermaller. Wie groß muß die Zahl der dortigen 
Fabrifarbeiter geweſen jein! Durch die Entwidelung des Rübenzuders 
und zum Theil aud) durch die Zollgejeggebung ift diefe Samburger *) 
Induſtrie, ohne welde Hamburg damals nicht Teben zu können 
glaubte und bankerott zu werden fürdhtete, zu Grunde gegangen. 
Solde Fälle find öfter vorgefommen, und immer ift man wieder zu 
neuer Blüthe gekommen, von den Calamitäten Nichts mehr zu jpüren. 
Und wie es mit dem Zufammenbrucd der indischen Zuderraffinerien 
und -Siedereien gewefen ift, jo wird es auch bei Bremen mit dem 
Tabaf gehen, daß es in ein paar Jahren überwunden jein wird. 

Aber den Vorwurf des Socialismus möchte ih noch erwähnen. 
Socialiftifch find viele Maßregeln, die wir getroffen haben, die 
wir zum großen Heile des Landes getroffen haben, und etwas 
mehr Eocialismus wird fih der Staat bei unferem Reiche tiber: 
haupt angewöhnen müflen. 

(Sehr ridtig!) 
Wir werden den Bedürfniſſen auf dem Gebiete des ES ocialismus 
refornirend entgegenfommen müfjen, wenn wir diejelbe Weisheit 


*), S. 361b. 
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Nun, wenn ih bier einen Panegyrifus für das Monopol 
halte, jo will ich damit nur motiviren, warum wir gerade diejen 
Weg, troß feiner IUnpopularität, zuerjt vorgefchlagen haben, daß 
wir Ihnen aber das volle Recht zuerfennen, zwiihen den Wegen 
eine Auswahl zu treffen; die Frage liegt auf Ihrem Gebiete und 
in Ihrer Attribution, und ich kann nur mit einer alten Berliner 
Nedensart fagen: Darum feine Yeindfchaft ), wenn Gie das 
Monopol ablehnen! Nur mögen Sie e& uns aud micht übel 
nehmen, daß wir es vorgefchlagen haben, und ich begreife gar 
nit, wo der Zorn herfommt, als wären wir mit Yandesverrath 
und Verkennung aller conftitutionellen Rechte und Verfaſſungs— 
bruch zu Werke gegangen. Wenn wir Ihnen einfach eine Vor: 
lage darüber bringen”), ob Sie das Geld, das gebraucht wird, 
auf dieſem Wege aufbringen oder auf einem anderen Wege — 
Ihre Beredhtigung zur Ablehnung in Zweifel zu ziehen, wird Nie: 
mand einfallen —, jo verftehe ich nicht, warum der zornige Eifer 
über diefe reine Utilitätsfrage überhaupt entitanden if. Ich kann 
ihn nur auf demjelben Gebiete Juhen, auf dem ich die Urſachen 
der Abneigung Juche, diefe Fragen überhaupt zu discutiren. Ich 
habe den Eindprud von dem Berhalten des Preußifchen Landtages 
und der da führenden und herrſchenden Parteien und von dem 
Verhalten des Neichstags dem jeßigen Monopolgeſetze gegenüber, 
daß die Gegner der Regierung die Discuſſion ſcheuen; fie juchen 
fie zu verhüten und, ſoweit das nicht gelingt, die Sade fo raſch 
und flüchtig wie möglid abzumahen, ohne gründliche Prüfung 
der ragen für und wider. Das ijt ein jehr brillantes Zeugniß 
für die Nichtigkeit der Vorlage. Sie ſcheuen die gründlichite Dis— 
cujfion derjelben, wir aber nicht; und wenn Sie uns durch eine 
ganz beſtimmte Weinerung nöthigen, fie einjtweilen vom Brette 
abzufchieben, fo werden Sie die Verantwortlichfeit dafür tragen vor 
dem Bolfe. Wir lehnen die Lait diefer Verantwortung von jebt an 
ab, wir bedauern, daß Sie fi) fo beftimmt dagegen erklären; aber 
in der Thatjache, daß Sie die Discufjion jcheuen, finde ich zugleich 
die Begründung der Vleberzeugung, daß der Gedanke fih ſchließlich 
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namentlich den Branntwein erheblich befteuern follte. Ja, das ift 12. 6. 1882. 
einfach abgelehnt worden, kaum mit einer tieferen Begründung, 
als daß man es uns eben nicht bewilligen wollte. Ach befinde 
mich da in meinen Bemühungen, id) möchte jagen, einem Ring 
von Fractionen gegenüber, wo ich vorausfche, daß jeder Schritt, 
den ich nad) irgend einer Nichtung behufs der Neform thue, er: 
folglos jein wird, weil die Fractionen, auf deren Zuftimmung es 
anfommt, entweder der Regierung überhaupt feinen Erfolg gönnen, 
oder doch nur unter gewiſſen Bedingungen mit irgend einem „do 
ut des“), was die Regierung in dem Maße nicht leiften Tann. 
Wir würden die Unterftügung mander Fraction vielleiht haben, 
wenn wir uns in ihren Dienft begeben, wenn wir”) dem Kaijer 
zureden wollten, irgend ein Canofja zu machen, — id meine nicht 


ein Elerifales (Heiterkeit und Zuruf links.) 


ih meine ein liberales Canoſſa. Kaiſer Heinrich IV. hatte auch Die 
Wahl zwijchen vielen Gegnern, und id) erinnere Sie daran, daß vor 
ihm, unter Heinrich III., nod) das Deutſche Neich in höchſter Macht: 
fülle daftand, und zwar jeit lange, jeit den Farolingifhen und ſäch— 
fifhen Kaifern her, und die furze Zeit der Minorennität**) Hein 
richs IV. hat hingereicht, um den dem deutſchen Gemüthe einwohnenden 
centrifugalen Elementen eine ſolche Stärfe zu Schaffen, daß Hein- 
rih IV., den man dafür zu hart beurtheilt, in der Nothwendigfeit 
war, mit einem feiner Gegner Frieden zu machen, um gegen den 
anderen freie Hand zu befommen. Er unterwarf fih dem Papfte, 
ala dem bedeutendjten, nicht etwa aus Kirchlichkeit, aus Chrijtlich- 
feit, — in ihm ftedte das germanifche Arianerblut, und die Art, 
wie er ſich benahm, nachdem er aus dem Bann gethan war, 
gibt darüber vollftändige Klarheit; aber er war politifh in der 
Nothwendigkeit, eine der Parteien, der reichsfeindlihen Parteien, 
die im Reiche ihm gegenüberftand, zu verjühnen. Hätte er fi 
gebeugt vor den Großen des Neiches, vor den damaligen Billungen 
oder Welfen oder vor den Seceſſ ... 

— (Große Seiterfeit links.) 

*) ©. 362b. 
**) StB.: Minorität. 


1) Ich gebe, damit Du Etwas gibſt, d. h. ich made Zugeſtändniſſe nur 
bei Gegenleiſtung; vgl. Bd. VIT 171 f. 257. 258. 
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einen Erfolg nod) gönnt; man meint: Warum jollen wir die noch 
befeftigen in ihrer Eriftenz, wie lange fann die überhaupt nod) 
dauern, dann fängt unjer Neid an! Nun, ich will es abwarten, 
aber es würde Ihnen das auch gar nicht helfen, wenn irgend eine 
Bartei, eine Fraction zur Negierung käme. Ginmal, es it in 
Deutſchland und in Preußen Feine ftark*) genug, um die Negierung 
zu führen, und auch nit, wenn fie alle Unterftüßung bätte, die fie 
dabei nur wünſchen Fönnte, dann ift weder Deutichland noch Preußen 
von dem Parteiftandpunft aus””) überhaupt zu regieren, das liegt 
in unſeren SFractionsverhältnijjen, und die Fractionskrankheit it 
ja eine, an der das conftitutionelle Brincip überhaupt in allen 
Ländern ſchwer leidet und in manchen zu Grunde geben Fann. 
(Hört! Hört! redts.) 
Die ‚sraction ift Etwas, was fih ja als eine große Bequemlichkeit 
des politiihen Verkehrs für jeden neu eintretenden Abgeordneten 
erweilt. Wer ſich nicht berufen fühlt, der großen Geſammtheit 
des Neihstags”"") perfönlid gegenüber zu treten, der findet eine 
anſprechende Bermittelung in dem Eintritt in eine Fraction. Er 
bat vielleiht nicht das politiihe Capital bei ſich, um Sich Hinz 
reihende Geltung zu verſchaffen ohne eine ſolche VBermittelung, 
aber er hat immer genug Capital, um für die Actiengejellichaft, 
die politiſche Gründung, die eine Partei in jich bildet, 
(Oh! lints.) 
einen Einſchuß und eine Mitwirkung zu leiften. Er wartet auf 
feine politifhe Dividende und bat außerdem eine große Bequem: 
lihfeit, er braucht fich Feine eigene Meinung zu bilden, er Friegt 
fie fertig geliefert von der Majorität, 
(Bravo! rechts.) 
umd wenn er zu Haufe discutirt, jo braucht er ih nicht zu recht— 
fertigen, er fanıı fagen: Die Majorität unferer Freunde war da= 
für, und die Fractionstaktik hat es nothwendig gemadıt, jo zu 
handeln. Stat pro ratione numerus!!) Die Fraction bat jich 
entichieden, die ſachliche Seite ift vollftändig gleichgültig. 
*) ©. 363a. 
"*), Ergänzung des Herausgebers. 
***) StB.: Neiches. 
) An Stelle des Grundes gilt die Zahl! Bgl. Bd. I 429. 
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abhängig von jeder sractionstaftif und von Wahlkreisrüdfichten 
regiert werden. Die Fractionen bilden für mich einen Ring, den 
ich nicht durchbrechen kann und auch nicht zu durchbrechen brauche. 
Ich habe genug in meinem Leben*), gethan und bin gegen Ent: 
täufhungen ziemlih abgehärtet. Wenn id) meine Schuldigfeit 
gethan zu haben glaube, jo überlaffe ih Gott das Uebrige, die 
Geſchäfte haben das Intereſſe für mich verloren. 

Ich habe aljo fein Bedürfniß, diefen Fractionsring meinerfeits 
zu durchbrechen. Ich Tomme immer mehr zu der Rolle des Zu: 
Ihauers, der fieht, wie fih die Sachen auf der Bühne entwidelhr, 
aber ich habe lange genug in diefen Verhältniffen gelebt, um fie 
zu fennen, und meine Anſichten darüber haben jo viel Wertb, wie 
die eines jeden Andern in Deutichland, nur außerhalb Deutichlands 
vielleiht einen höheren. Sein Prophet gilt im eigenen Lande H. 
Ich erwarte auch nicht, daß ſich Jemand danad) richten werde, aber 
id) lege mein Zeugniß ab. Eine Fraction iſt gewillermaßen eine 
Satire auf das Arndtihe Lied: „Das deutiche Vaterland muß 
größer jein, das ganze Deutfchland ſoll es jein!” Wer”*) in die 
Fraction tritt, dem ift das Ganze zu groß; es jchrumpft, durch 
feine Brille gejehen, zufammen auf das Fractionsintereſſe, und in 
der Fraction — id will ja Niemand zu nahe treten — wie ein 
Naturforiher — verliert der Bolfsvertreter den Bli für das 
Allgemeine ”**). Die Fractionsbrille verdunkelt jeinen Blick für die 
Gejammtinterefjen. Man fragt nur nod: Was hat die Syraction 
davon, nicht: Mas hat das Reich davon? wenn man einen Ent: 
ſchluß faßt. Ich Habe gelegentlich gelefen oder gehört, daß man 
jagt: „Wir haben dem Kanzler 135 Millionen bewilligt.” Das 
it eine wunderlide Redensart. Was jollte ih mit dem Gelde? 

(Heiterkeit.) 
Mir kann es einerlei ſein, ob Sie Geld bewilligen. Der Aus— 
druck „Bewilligung“ iſt überhaupt falſch; Sie haben beſchloſſen, 


*) S. 363h. 
) StB.: Der. 
>) Sinn: Wie ein Naturforſcher über dem Einzelnen leicht das Ganze aus 
dem Auge verliert, jo verliert auch der Volksvertreter in der Fraction den Blick 
für das Allgemeine. 
1) Vgl. Ev. Matth. 13, 57. 
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Schuldigkeit” ') benennt, jo lange ich den Titel des Kanzlers 12. 6. 1882. 
trage. (Bravo! rechts.) j 


Ich babe das Gefühl gehabt, ich wäre berechtigt geweſen zu gehen, 
im Sabre 18772). Es ift mir damals die Erlaubniß dazu ver: 
jagt worden, und es Fam darüber das Jahr 1878. Nachdem id) 
dort meinen Herrn und König nah dem Nobilingfchen Attentat?) 
in Seinem Blute habe liegen jehen, da habe ich den Eindrud ge: 
habt, daß ich dem Herrn, der GSeinerfeits Seiner Stellung und 
Pfliht vor Gott und den Menfchen Leib und Leben dargebradt 
und geopfert hat, gegen Eeinen Willen nicht aus dem Dienfte 


gehen kann. (Bravo! rechts.) 


Tas habe ih mir ftillfchweigend gelobt, und das ift der alleinige 
Grund, warum Sie mid überhaupt hier noch jehen, das einzige 
Fleiih und Blut meines alten Herrn, dem ich geſchworen habe, 
dem ich anhänge und den ich liebe. | 
(Lebhaftes Bravo! redts.) 

Sonft im Webrigen würde ich die Gelchäfte gern einem Andern 
übergeben. Außer diefem Grunde des Pflichtgefühle ift es ein 
anderes, jehr natürliches, daß ich mit einer gewiljen Sorge der 
Zukunft der Einrihtungen*) entgegenfehe, deren Herftellung ic) 
dreißig Jahre meines Lebens und meine beiten Kräfte gewidmet habe. 
Daß es mich mit Beſorgniß erfüllt, wenn fie rüdgängig werden, _ 
ih abnügen, ſich nicht bewähren follten, das ift ein natürliches 
Intereſſe, über das ich mich aber auch bejcheiden muß. Ich kann 
mich mitunter in ſchlafloſen Nächten des Gedankens nicht erwehren, 
daß vielleiht unfere Söhne nochmals wieder um den mir wohl: 
befannten runden Tiſch des Frankfurter Bundestags ſitzen Fönnten. 
Die Art, wie die Geſchäfte gehen, ſchließt die Möglichkeit nicht aus, 
wenn die Achtung und das Anjehen, deſſen wir uns heut zu Tage im 
Auslande erfreuen, erſt Mal einen Stoß erlitten haben jollte. 
Wir haben eine große Autorität gewonnen, fie ift aber leicht zu 


*) StB.: der Zulunft, den Einrichtungen. 

') „Verfluchte Pflicht und Schuldigkeit”, ein geflügeltes Wort, das auf 
Friedrich den Großen zurüdgeführt wird, vgl. Büchmann, Gefl. Worte 421. 

2) Vgl. Bd. VII 74. 

®) 2. Juni 1878. 
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12.6.1832. erjchüttern. Ich habe, als unfere Berfafjung geichaffen wurde, 
unter dem Eindrud gehandelt: die Gefahr für den nationalen Ge: 
danken, für unjere Einheit liege in den Dynaſtien, der Anker der. 
Nettung und der Kitt für unfere Einheit liege im Reichstage, des: 
balb müfje man dem Neichstage möglichit viele Nechte geben und 
ihn möglichſt ſtark hinftellen. Weil ich damals unter dem Eindrud 
der alten Dundestägliden Verhältniſſe, die ich noch nicht über: 
wunden hatte, ganz von der Belorgniß beherrjcht war, der natio- 
nalen Einheit und damit der Unabhängigkeit von Fremden einen 
möglichſt prägnanten, jcharfen, bindenden Ausdrud zu geben, des: 
balb habe ic damals zugejtimmt, den Reichstag in die Möglichkeit 
zu jeßen, daß er jeinerjeits das Neih nicht nur fördern, fondern 
allerdings auch wejentlich Tchädigen fanıı, wenn er die Aufgaben, 
die von der Vorjehung in die Defonomie des Deutſchen Reichs 
eingefügt find, nicht volljtändig erfüllt. 

Nun, meine Herren, id) gebe dieſen Befürdtungen für die 
Zukunft Feine Audienz, aber mein Vertrauen darüber, daß unfere 
Einheit auch in Zukunft gefichert fei, beruht heut zu Tage auf den 
Dynaftien. (öört! Hoört!) 

Die deutſchen Dynaſtien find heut zu Tage national gefinnt, fie haben 

das Bedürfniß, Nüden an Rüden zufammenzuftehen gegenüber 

allen auswärtigen Gefahren, aber auch ihre monarchiſchen Rechte, 
jo weit wie fie verfallungsmäßig beitehen, nicht untergraben zu 
laſſen. Wir haben fefte Berbindung mit den außerhalb des Deutfchen 

Reichs Delegenen großen Monarchien, welche gleiche Intereſſen mit 

uns vertreten, erhaltende‘, friedliebende. Ich glaube auch, daß 

diefe Verbindungen dauernde fein werden, und daß die Verhältniffe, 
wie Ste einjt evitrebt wurden, ohne vielleicht einen feiten Glauben 
an ihre Verwirklichung zu haben, im Jahre 1848 und”) jpäter, 
sich Defeitigen umd immer ſchärfer ausprägen und immer deutlicher 
aeftalten werden, und day in der Mitte von Europa eine große, 
tefte, erbaltende Gewalt ſein wird, und ich babe zu den deutſchen 

Dynaſtien das Zutrauen, daß fie den nationalen Gedanfen jtets 

hochhalten werden, daß Nie ihrerſeits die politiſche und militärische 


"2, 364b. 
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Einheit des Reiches unverbrüchlich bewahren und jeder Verfuchung 12.6. 1982. 
Fremder *) wiberftehen werden und uns dann vielleicht aud) über | 
die Gefahren und Krifen binmweghelfen werden, denen das Neid) 
ausgeſetzt jein könnte, wenn feine parlamentariiche Geftaltung und 
wenn die Thätigkeit hier im Reichstage vielleicht vorübergehend an 
dem Marasmus der Fractionsfrankheit leiden follte — 
(Sachen links.) 

in einer bedenklichen Weife leiden ſollte. Dann, meine Herren, 
babe ich das Vertrauen zu der Zukunft unferer Einigkeit, Dieje 
Einigteit ift die Vorbedingung unjerer nationalen Unabhängigkeit. 
Deshalb hüten Sie fi vor der Zerfahrenheit, der unfer deutiches 
Parteileben bei der unglücklichen Zankjucht der Deutſchen und der 
Furcht vor der öffentlichen Meinung, bei der byzantinifchen Dienerei 
der Popularität ?), wie fie bei uns eingeriffen, ausgefegt it. 

Meine Herren, ich werde nicht oft mehr zu Ihnen ſprechen 
fönnen, ich bin matt, ich babe feine Luft und feine Kraft dazu 
und auch fein Intereſſe, aber ich möchte nicht von der Bühne ab- 
treten, ohne Ihnen dies ans Herz zu legen: Seien Sie einig und 
laſſen Sie den nationalen Gedanken vor Europa leuchten; er iſt 
augenblidlih in der Verfinfterung begriffen! 
Lebhaftes, andauerndes Bravo! rechts. — Wiederholtes Ziſchen links.) 

Nach dem Neichsfanzler erhielt der Berichterſtatter der Commiffion, 
der Abg. Dr. Barth, das Wort. Von der Behauptung ausgehend, 
daß nad) dem Nefultat und Eindrud der erften Leſung es bereits jo 
gut wie feitgeftanden habe, daß die überwiegende Mehrheit des Neichs- 
tagö der Negierungsvorlage die verfafjungsmäßige Zuftimmung ver— 
fagen werde, conftatirte er, daß es in der Commiſſion von vorn herein 
an jeder, auch nur bedingten Zuftimmung zu dem Orundgedanfen der 
Vorlage gefehlt habe. Es jei aljo begreifli, daf eine Prüfung ober 
Amendirung der einzelnen Beftimmungen nahezu völlig in den Hinter: 
grund getreten ſei und daß es fich für die Commijfion nur darum 
habe handeln können, die bei der erften Leſung gegen das Monopol: 
prineip der Vorlage vorgebrahten Gründe zu ergänzen. Die wejent: 
lichſte Ergänzung aber habe die Prüfung der Nentabilitätsberehnung 
der Vorlage geliefert. Als ungerecht bezeichnete er den vom Reichs⸗ 
fanzler erhobenen Vorwurf, daß die Commiffion das Material der 


*) Ergänze: diefe Einheit zu zerftören, 
') Vgl. oben ©. 349. 
Diämards politiie Reden. IX. 24 
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monopols; nur die „Achtung vor dem Willen der Nation“, die gegen 12. 6. 1882, 
das Wort und den Begriff „Monopol“ eine unüberwindlice Abneigung 
habe, laſſe ihn unter den gegenwärtigen Umftänden das Monopol ver 
werfen. Indem Fürft Bismard trog der ihm befannten Feindichaft 
des deutſchen Volkes gegen den Monopolgedanfen an feinem Plan feſt⸗ 
halte, jei es offenbar, daß er ſich vor dem von ihm ſelbſt eingeführten 
Wahlrecht nicht beuge. Die Schlufabftimmung des Neichstags über 
das Monopol werde damit zu einer Abftimmung darüber, ob das Land 
das Syſtem Bismards billige oder verwerfe. Zu Zornesausbrühen 
habe der Reichstag um jo weniger Veranlaffung, als er den „ſanften 
Vorgeſchmack“ habe, daß es jelbft mit dem Einzigen, was der Reichs: 
kanzler in den letzten vier Jahren durchgeſetzt habe, mit dem Zolltarif, 
bereit abwärts gehe, denn im Uebrigen habe er ja nur ein „Trümmer: 
feld von Vorlagen” aufzumweijen. Den Fehler des Bismardidhen Syſtems 
erfannte er in der „bloß optiihen Auffafjung der Dinge im Gegenſatz 
zur fachlichen“. Das Alpha und Omega der ganzen Wirthichaftspolitif 
jei, Steuern zu befürworten, die angeblich Niemand zahle und die Jedem 
zu Gute kämen, fie arbeite mit dem Menſchen nad) dem Geſichtspunkte, 
wie man ihn am bejten behandle, und zwar mit dem Zweck, möglichjt 
viele Menſchen am fierften in die Hand einer einzigen Macht zu 
bringen. Um jeine Zmede zu erreihen, habe Fürſt Bismard in 
legter Zeit immer den Reichsgedanken in den Vordergrund geſchoben; 
fobald aber irgend Etwas, das als Neihsgedante vorgeſchlagen wurde, 
im Reichstag zur Verhandlung gekommen fei, jo habe ſich der Reichs— 
Tanzler ftetS bereit gezeigt, den Neichögedanfen zu opfern, wenn er nur 
feinen Willen gefunden habe. Die höheren Zolleinnahmen feien mit 
der Empfehlung vorgefclagen worden, daß man das Reich financiell 
jelbjtändig mahen und die Matricularbeiträge befeitigen müſſe. Als 
der Neichöfanzler aber den Tarif nur haben konnte, wenn die Matri— 
eularbeiträge blieben, habe er ſich damit alsbald zufrieden erklärt. In 
ähnlicher Weife habe er den Reichsgedanken bei der Unfallverficherung 
geopfert und in der Tabafsmonopolfrage habe er das Gleiche gethan, 
indem alle Einnahmen direct den Particularftaaten zugewiejen würden. 
Dahin jei es aljo jchon gekommen, daß Fürft Vismard ſich als den 
alleinigen Nepräfentanten des Neihsgedantens betrachte und even als 
Feind des Reichs behandle, der jeinen Ideen Oppofition made. So 
ſei es heute dem Reichstag mwiderfahren. Wie ihm der Reichslanzler 
ſchon wiederholt den Beruf, fich als Vertretung des deuten Volkes 
zu geriren, beftritten habe, fo bejtreite er ihm jet das Necht, ſich nad) 
feinen Bedürfnifien zu organifiren und in den Fractionen Rath zu 
pflegen, und fuche fein Anfehen in den Augen des Volks herabzufegen, 
indem er die Motive des Widerſpruchs der Einzelnen oder ganzer 
Fraetionen nicht in fachlicher Oppofition, fondern in Herrſchſucht, Wider⸗ 
ſpruchsgeiſt oder Querföpfigfeit, in Dummheit oder Bosheit finde. Zur 
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„tüchtige Kräfte“. Das ift zum Gegenftand der Erörterung hier im 12. 6. 1882. 
Haufe vom Herrn Grafen Holjtein gemadt worden. Ein mißiger 
Herr im Haufe hat den von mir gebraudten Ausdrud in den Satz 
verwandelt: die beiten und edelften Kräfte der Nation feien unter 
den Haufirern. Seitdem werde ich täglich bechrt mit Zeitungen, in 
denen in langen Artikeln ausgeführt wird, ich hätte gejagt: die 
Haufirer wären die beiten und edeliten Kräfte der Nation. Meine 
Herren, nachdem ich den Unterfchied hier auseinandergefeßt habe, werden 
Cie erfehen, daß wirklid nur Unverftändige oder Böswillige fo ver: 
wandeln fonnten, was ih wirflih aefagt habe... Zu meinem 
größten Bedauern habe ich heute vernommen, daß der Herr Reihe: 
fanzler ſich diefe Entftelungen der Zeitungen zu eigen gemadjt hat. 
Ich muß betonen, daß ich weiter Nichts jagen wollte, als daß unter 
den Hauſirern tüchtige Kräfte find, und die Differenz zwiſchen meinem 
Ausdrud und der Gorrectur im ftenographiihen Bericht befteht darin, 
daß ih... ftatt des . . . Superlativs den Poſitiv hingefegt habe... . 
Es fcheint mir weder der Billigfeit noch der Mahrheit entfprechend, 
das mündlih etwas zu fcharf herausgefommene Wort noch zu über: 
bieten und zu fteigern, um einem vielleicht beftreitbaren einen völlig 
läherlihen Gedanken zu jubftituiren.” 

Nach einer weiteren Debatte über den Beginn der nächſten Sitzung 
wurde beichlofjen, die Fortfegung der Discuffion auf den folgenden 
Tag zu verlegen. 

Der erfte Redner diefes Tages war der Abg. Richter; Gegen: 
ftand feiner Rede bildete nicht jowohl die frage des Tabafsmonopols, 
als Perſon und Politik des Reichskanzlers. Ihm erwiderte an Stelle des 
abmwejenden Kanzlers der Staatsjecretär des Reichsſchatzamts Scholz, 
dann folgten als Redner für oder gegen die Porlage dic Abg. 
v. Minnigerode, Windthorft, v. Kardorff und von Seite der 
verbündeten Regierungen der Unterjtaatsfecretär Dr. v. Mayr. Namens 
der Abgeordneten polnischer Zunge begründete Abg. Magdzinsfi die 
Stimmenthaltung der polnischen Partei. Die Debatte mußte darauf 
abermals vertagt werden. In der 


18. Sißung des Deutſchen Reichstags 
Mittwoh 14. Juni 18°2 
erihien der Neichsfanzler Fürft Bismard, der mittlerweile aus der 14. 6. 1882. 
„Oldenbergſchen Correfpondenz“ von den Angriffen des Abg. Richter 
Kenntnif genommen hatte, um ihm perfönlid zu antworten. Er that 
e8, nachdem der Abg. Adermann feine Rede gegen die Vorlaac be: 
endet hatte, mit folgender Nede*): 


*) StB. 4208. ° 
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dem Oldenbergſchen Berichte urtheilen, etwas Anderes liegt mir 
nit vor — zunächſt vorgeworfen, die geitrige Rede des Herrn 
Reichsfanzlers jei eine neue Auflage feiner bereits 1879*), dem 
Reichstag 1879 vor der Zollbewilligung, gehaltenen Rede‘). Ya, 
ic glaube, der Abg. Nichter ſowohl wie ich kommen, wenn wir 
beitimmte Ziele verfolgen, recht häufig in die Lage, diefelben Ar- 
gumente in mäßig veränderter Form öfter als ein Mal vorbringen 
zu müſſen, und der Abg. Richter, der darin eine fo reiche Er: 
fahrung bat bei den vielen Neden, die er innerhalb und außerhalb 
dieſes Hauſes hält, follte doch, wenn er felbft in einem Glashauſe 
wohnt, nit mit Steinen werfen. Er hat mir damit einiger Maßen 
die Anfpielung zurüdgegeben, die ich einmal ihm gegenüber mit 
dem Umzug der Statijten in der Jungfrau von Orleans machte ?). 
Wir find aber doch nit ganz in derfelben Lage. Einmal glaube 
ich, wiederhole ich mid nicht jo oft, wie der Herr Abg. Richter, 
und fage nicht Jo häufig dafjelbe, ſchon deshalb, weil ich über- 
haupt viel jeltener jpreche; dann aber auch glaube ich, iſt der 
Unterſchied zwiſchen uns: Das, was ich wiederhole, ift wahr, das, 
was der Herr Abg. Nichter wiederholt, halte ih nit immer für 
wahr, ja, in dem, was er bier von oft gejagten Dingen wieder: 
holt hat, in der Regel nicht! Es fommt aber do auf die 
Wahrheit defien, was man fagt, einiger Maßen an. Ich 
fomme mit weniger Wiederholungen aus, weil id mid an die 
Wahrheit halte. Eine zweifelhafte Behauptung muß recht häufig 
wiederholt werden, dann ſchwächt ſich der Zweifel immer etwas ab 
und findet Leute, die ſelbſt nicht denken, aber annehmen, mit To 
viel Sicherheit und Beharrlichkeit könne Unmwahres nicht behauptet 
und gedrudt werden. 

Der Herr Abgeordnete hat dann erwähnt, es fehlte nicht die 
anfhaulide Schilderung einer Erecution, der Steuererecutor, der 
damals fchon befeitigt werden follte, gehe jegt immer noch um, 


*) StB.: vor 1879. 

) Abg. Richter: „Meine Herren, die gejtrige Rede des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers ıwar lediglich eine neue Auflage der Rede, welche er am 7. Mai 1879 
gehalten hat. Es fcheint fi beim Herrn Reichskanzler eine gewiſſe ftereotype 
Rede herauszubilden, die er immer hält, wenn es fi um die Bewilligung neuer 
Steuern handelt” (StB. 381b). 

3) Bel. oben ©. 51. 


14. 6. 1882. 
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gegenwart in Vergegenwärtigung der Daten, von denen die Rede 
war, wie fie in der Zeit auf einander gefolgt find, in promptu*) 
gehabt. Wie follen die Zölle, die wir erſt 1879 beichloffen haben 
und die 1881 ungefähr einiger Maßen in Wirkung waren, aber 
noch nicht zu vollem Maße, wie follen diefe auf die Erecutionen 
von 1876 und 1877 gewirkt haben! Da fordere ich dem Herrn 
Abg. Richter den Beweis dafür ad, und jeden feiner Gegner bei 
Mahlreden erfuhe ich, auf diejes Factum, was ich hiermit öffent: 
li in perpetuanı rei memoriam ?) verfünde, Bezug zu nehmen, 
wenn Herr Nidhter wieder eine ſolche Anfinuation über die Wir: 
fung der Zölle mad). 
Er jagt dann, er klagt: 

„Wer im Laufe des Monats der Art jein Brot theurer be: 
sahlen muß, den Liter Betroleum um 6 Pfennige, das Pfund 
Schmalz um 5 Pfennige, der hat natürlid am Schluß des 
Monats die 16 Pfennige nit mehr übrig für die Claſſen— 
fteuer, denn jtrenger als der Erecutor wirkt der Hunger?).” 
Nun, in Bezug auf das Wetroleum kann der Hunger bei 

unferen Landaleuten*”) wohl nicht wirken; 

(Rufe links: Au! — Heiterkeit.) 
in Bezug auf das Uebrige, wenn er noch immer wirklid) meint, 
daß die Zölle die Nahrung und das Brot vertheuern, und wenn 
ihn die Bäder: und Mehlpreife darüber nicht belehren können, 
jo muß ich wieder etwas früher Gefagtes wiederholen und frage 
den Herrn Abg. Richter: Wie oft hat er diefes unrichtige Argument 


*) StB.: impromptu. 
**) StB.: Landleuten. 

) Zum ewigen Gedächtniß. 

2) Wörtlih: „Iſt es denn ein Wunder, wenn Jemand ſich wegen 16 Pfen⸗ 
nigen monatlicher Glafjenfteuer ... pfänden laffen muß, wenn ihm allein durch 
den Getreidezoll möchentlid) um den Betrag von 16 Pfennigen bei einiger Maßen 
ftarfer ‘yamilie dad Brot vertheuert wird, wenn er für den Liter Petroleum 
6 Pfennige, für das Pfund Schmalz 5 Pfennige mehr bezahlen muß? Iſt es 
ein Wunder, wenn am Schluß des Monats die 30 oder 16 Pfennige fehlen, 
nachdem vorher in viel höherem Maße die neuen Steuern und Zölle den Viann 
belaftet haben? Der Executor der directen Steuern erfcheint erft, wenn ber 
Erecutor der indirecten Steuern ſchon das Seinige in Sicherheit gebracht hat. 
Die indirecten Steuern haben einen viel gemwaltfameren Crecutor: es ift ber 
Hunger, der ihre Zahlung erzwingt” ꝛc. (StB. 3828). 
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aufichlagen auf den Scheffel torn, den fie zu Marfte bringt. Die 
directen Steuern*) der einheimifhen Landwirthſchaft wirfen alfo, 
wenn überhaupt die Getreidepreife nicht von .viel größeren Ber: 
bältnifjen des Weltmarktes als der Geſammtheit unjerer Steuern 
und Laften abhängig wären — eine gute Ernte in Rußland und 
Amerifa und eine Mißernte in beiden macht fehr viel größere 
Unterſchiede —, aber die einheimiſchen directen Zaften, die auf 
unferem Kornbrot ruhen, betragen, wie Cie das ebenfalls aus den 
vom preußiſchen Abgeordnetenhauſe leider nicht gelefenen und noch 
weniger in der Preſſe bemugten Motiven für das Verwendungs— 
gejeß eriehen Fünnen, zufammen 200 Millionen Mark, welde 
bloß auf den Kandgemeinden laften an Grumndfteuer, an 
Glafjenfteuer, an Schulſteuer und fonftigen Schullaften und an 
Zuſchlägen hierzu, an Häujerfteuer — auf diefe komme ich weiter 
wieder zurüd. Dieje Gefammtbelaftung der einheimiſchen Getreide: 
production ſchwankt nach der citirten Quelle um 200 Millionen 
herum, alfo um ungefähr 1 Marf pro Centner auf den Geſammt— 
conjum des einheimifhen und ausländiſchen Getreides, welches 
wir verbrauden, in manden Sahren etwas niedriger, in manden 
Sahren höher. Zu diejer wirflid recht ſchweren Belaftung von 
dem Gentner des bei uns im Inlande producirten Getreides 
mit 1 Marf einheimifcher directer Steuern fommt der verhältniß- 
mäßig geringe Eingangszoll mit ca. 14 Millionen. Dieſe 14 Mil: 
lionen Zol an ſich betragen auf 45 Millionen Einwohner praeter 
propter !) auf je drei Einwohner 1 Mark — wenn id im Kopf 
augenblidlih richtig rechne —, aljo auf jeden Einwohner ungefähr 
30 Pfennige im Jahre. Das ijt aljo ein jehr Ichwaches Gegen 
gewicht gegen die ungeheuere Belaftung des inländifchen Getreide- 
baues**) mit mehr als 4 Mark pro Kopf der Bevölferung, die dur) 
die directen Steuern dem „hungernden Armen”, für den der Abe. 
Richter ſich To ſehr intereffirt, den Centner Brotforn um eine 
volle Markt vertbeuert; denn ohne zu feinen ausgelegten 
Steuern wieder zu kommen, kann der Landmann das Getreide auf 
die Dauer nicht verkaufen, er müßte ſonſt die Wirthichaft auf: 


*) 3. 421b. 
**) StB.: Getreidepreifes. 
') Ungefähr. 


14. 6. 1882. 





Gefahren eines NRüdganges des inländiſchen Getreidebaues. 381 


die auf unferer Kornerzeugung im Inlande ruhen, vermindert 
werben. (Sehr richtig! rechts.) 


Air haben fein Necht, die Kornerzeugung im Inlande zurüdgehen 
zu laflen, wir würden dabei mit großen Gefahren für die Zukunft 
fpielen, wenn wir die Grundbefiger, die Yandgemeinden nöthigen, 
immer mehr von ihren geringeren Bodenclafien dem Waldbau oder 
der Vernadhläffigung zu übergeben und den Kornbau einzufchränfen. 
Wenn wir wirklich dahin Fämen, daß wir das Getreide, was wir 
nothwendig verzehren müſſen, nicht mehr ſelbſt bauen können: 
in welder Lage find wir dann, wenn mir in Kriegszeiten feine 
ruſſiſche Getreideeinfuhr haben und vielleicht gleichzeitig von der 
GSeejeite blodirt find, alfo überhaupt fein Getreide haben, oder 
wenn gleichzeitig in Rußland und Amerika eine Mißernte eintritt, 
was befanntlich bei den dortigen Elimatifchen und Aderbauverhält- 
niffen eben fo häufig ift, wie die überreichen Ernten, weil dort die 
klimatiſchen Verhältniffe und Witterungswechjel auf die Erträgniffe 
des (Setreides aus phyfifaliichen Gründen, die ich hier nicht zu er— 
örtern babe, einen viel einfchneidenderen Einfluß haben, als es in 
einem regelmäßig bebauten, durch Wald, Gebirge u. |. w. geſchützten 
Lande alter Eultur der Fall ift? Es ift eine Pflicht gegen unjere 
Nachkommen, daß wir den inländiichen Getreidebau nicht in Verfall 
gerathen laſſen, und die Meußerung, die der Herr Abg. Richter 
nicht müde wird, immer zu wiederholen, „die Laſten des inländi- 
Ihen Getreidebaues womöglich zu erhöhen und die des ausländi- 
ſchen bei uns zu vermindern,” kann ich nicht für patriotifch halten, 
aber ich halte fie auch für unbegründet und für nicht nachweisbar, 
höchitens in einer Wählerverfammlung von leichtgläubigen Leuten. 
(Sehr gut! rechts.) 

Ter Herr Abg. Richter jagt dann: „Weiß denn der 
Kanzler nit, daß 1873 die Clafjenfteuer u. }. w. bejchränft 
iſt)?“ Er wiederholt diefe Wendung: „Weiß denn der Kanzler 


— — — 





) Abg. Richter: „Der Herr Reichskanzler kennt unfere ganze Claſſen⸗ 
ſteuer nicht, wenn er ſagt, es ſei eine Kopfſteuer, die nicht einmal nach dem 
Einkommen fragt. Wir haben ſchon die Erfahrung gemacht, daß er einmal 
die Gebäudeſteuer angriff, und er wußte es nicht, daß die landwirthſchaftlichen 
Gebäude Teine Gebäudeſteuer zahlen (vgl. Bd. VIIL 40). So geht aus feiner 
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niet. DEE Das und das 11? an anderen Stellen wieder. Es ift 
dies eine von den Sendungen, Die das Grenzgebiet, welches ich 
mir in Der Ermiderung aeitedt babe, überjchreiten, — id} Fönnte 
ja dont in Derfelben Tonart auch unböfliche Bemerkungen ähn— 
licher Art machen. Ader das, worüber ih nad) Meinung des Abg. 
Rider to unwnend Ein, daß man beredtigt wäre, mir öffentlich 
mine Unwnenvent porsumerten, it wiederum nicht wahr. Es 
HogckEnD allerdings ausaciprodben, daß alle Diejenigen, Die 


uny,* Dr 


wen!ger els 140 Thaler Einnabmen haben, von der Claſſenſteuer 
beire:n ordnete, und man bat Deren eine ganze Dienge heraus: 
retaet Ic derretze die Wabrbeit der Annabme, von der die 
Wieegesbang demals cusgegangen iſt. Es gibt überhaupt feinen 
SERSTERD NT END. der weniger als 140 Thaler Einnahme bat, wenn 
nur ri?s geredne: rd. Wenn Die Wobnung, Nleidung, die 
Herzung Me trorapeze Ernäbrung gerechnet werden, ſo iſt Dies 
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für 140 Thaler erhalten werden fann; — und wer das mider- 
ftreitet, hat feine Erfahrungen, 
(Bravo! rechts.) 

bat feine Erfahrungen aus den großen Städten gefammelt, wo 
die armen Familien überhaupt nicht regelmäßig unterhalten werden, 
einige über Gebühr, andere gar nit, und wo Selbitmorde aus 
Nahrungsforgen vorfommen, die bei uns auf dem Lande ganz 
unerhört find. Alſo wenn diefer Maßſtab ferner angewandt 
werden fol, jo ilt von Rechts wegen fein Menſch claſſenſteuerfrei, 
faum ein Ortsarmer, und nur die Contingentirung Jhüßt vor neuer 
Ausdehnung. Es find das Rechnungsfehler, wie fie ja bei Berech— 
nung des Einkommens der Lehrer und dergleichen auch vorfommen, 
weil da unpraftiihe Leute rechnen. 

Der Abg. Richter führt ferner die Gebäudefteuer an, mit der 
Frage, ob der Kanzler nicht wiſſe, daß landwirthichaftlihe Ge: 
bäude von der Gebäudefteuer überhaupt frei jeien. Ja, der Herr 
Abg. Nichter irrt fich wieder und weiß jeinerjeits nicht, daß die 
Landwirthichaft Gebäudefteuer reihlih zahlt). Ich ſelbſt zahle 
fie, ich weiß nicht wie viel. Ich bin überzeugt, e& werden über 
1000 Mark fein, die ich für Gebäudefteuer auf dem Lande zahle 
lediglich für landwirthichaftliche Einrichtungen. Da müßte es feine 
iscalität geben. Unbemwohnte Häufer, die mir gehören, die nieder- 
zureißen mehr Koften machen würde, als die Steuer, die darauf 
fteht, werden mir zu 500 Thaler Miethawerth eingefchägt, ver: 
laflene, unbenugte Fabrifgebäude, folange fie nicht niedergerifjen 
werden, werden eingefhäßt. Aber was die große Hauptſache ift: 
ale Wohnungen werden befteuert. Wer Tann eine Landmirth- 
ihaft treiben ohne Wohnung, ohne Menfchen, ohne Arbeiter, alſo 
ohne Arbeiterwohnungen? — und jedes Wohnhaus wird nad 
feinem angebliden Miethswerth eingefhägt, und damit hat der 
wirkliche Werth jehr wenig zu thun, fondern, wie in den öſtlichen 
Provinzen, im Ganzen, joweit fie augenblidlih auf der fiscaliſchen 
Seite fungiren, find es immer fiscaliih gefinnte Taratoren und 
fiscaliich thätige Einſchätzer; denen ift es ganz einerlei, ob die 
Hütte eines Arbeiters in zehn Jahren verbeijert ift in ihrem Werth 


1) ®gl. Bd. VIII 40. 
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Abg. Richter aber nimmt diejes Argument als einen der Vorzüge 
der Claſſenſteuer an, die ihre Beſteuerten nicht zu finden vermag, 
und daß die Befteuerten große Leichtigkeit haben, fih ihr zu ent: 
ziehen, — auch fein pfandbares Object bieten; — ich kann daraus 
nur einen Grund entnehmen, daß er mir beiftehen follte, weil 
die Steuer Nichts taugt. 

Nachher jagt Herr Richter: „Die Clafjenfteuer ift bei uns 
nicht ein Neft*) der feudalen Borzeit).” Es kommt dabei nur 
darauf an, was man unter „feudal” verjteht. Ich bin lange nicht 
jo gelehrt und arbeitfam wie Herr Richter, aber To unmiljend bin 
id doch nad) zwanzigjähriger Minifterzeit auch nicht, daß ich nicht 
wüßte, wie die Clafjenftener entitanden ift. Wenn ich ſage „feudale 
Zeit”, babe ich mid) damit dem Sprahgebraud der Freunde des 
Abg. Richter angepaßt, die Alles für feudal behandeln, was vor 
48 eriftirte. Ich konnte mich prägnanter ausdrüden, wenn id) 
ſagte: aus der Zeit des Abjolutismus, aus der Zeit des Mangels 
an Berfehr und wirtdichaftliher Entwidelung, kurz und gut, aus 
einer vergleichsweife unvollfommenen Zeit; ic) habe geglaubt, es 
den Freunden des Abg. Richter geläufiger zu machen, wenn ich es 
mit „feudal” bezeichnete. 

Sie trat aud) nit an Stelle einer Mahliteuer, das ijt ein 
Irrthum von dem Abg. Richter, den id auch nicht in eine vor: 
wurfspolle Frage Heiden will, denn in den Städten — um Diele 
handelt es fih ja bier Hauptjählih, ſie find hauptſächlich durch 
die Glafjenfteuer überbürdet, in den Städten namentlich ift die 
Glajjenfteuer ganz unhaltbar, auf dem Lande ift fie haltbar, aber 
ungereht — aber in den Städten, wird der Herr Abgeordnete bei 
jeiner communalen Thätigfeit mit mir wifjen, daß fie urfprünglich 
nicht an die Stelle einer Mahliteuer trat, „weil die Stönige von 
Preußen, wie Friedrich der Große, nicht durd) Steuern das Brot 


*) StB.: Recht. 

I) Abg. Richter: „Es iſt doch eigenthümlich, daß wir ... die Claſſen— 
ſteuer haben nicht etwa als einen Reſt der feudalen Vorzeit, ſondern ſie rührt 
her von der Hardenbergſchen Periode ...; fie iſt geſetzt an Stelle einer all⸗ 
gemeinen Mahlſteuer, einer Vertheuerung des Brote, weil die Könige von 
Preußen, wie Friedrich der Große fih ... ausdrüdte, nicht dazu beitragen 
wollten, das Brot ihrer Unterthanen durch Steuern und Zölle zu vertheuern“ 
{StB. 382b). 
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die*) in ihrer Liebenswürdigleit auf den litthauifchen Gütern den 
Arbeiter an einer Auswanderung zu verhindern weiß, Sie bat 
ihre beilfame Wirkung auf Weftpreußen, auch in der Zeit der 
Zugehörigkeit, nicht auszudehnen vermodht. In Weftpreußen ift 
die Auswanderung außerordentlich viel ftärker, der Oſtpreuße hat 
ein bejonders ftarkes Heimathsgefühl und hat vielleiht aud die 
Empfindung, daß er, jobald er den Kreis feiner Landsleute ver— 
läßt, nicht diejenige freundliche Aufnahme in fremden Kreifen findet, 
die man durd) Liebenswürdigkeit zu gewinnen pflegt; zu Haufe 
merkt er das nicht, da ift er unter Seinesgleichen, — aber ich kann 
es mir nicht erklären, es ift nur eine Vermuthung, die ich habe. 

Warum wandern nun die Leute gerade aus diefen landwirth— 
ihaftlihen Provinzen aus? Weil diefe Kreife feine Induſtrie 
haben, und weil die Induſtrie durch den Freihandel herunter: 
gebrüdt und erjtidt worden ift, die da früher ziemlich lebhaft 
Statt hatte. Friedrich der Große hat fie jehr gepflegt, jede Heine 
Stadt in Pommern, Poſen, Weitpreußen hatte eine große Wollen- 
und Tuchinduftrie, von der einzelne Nefte noch beftehen: es find 
da noch Wollwebereien, aber fie find auch im Verfall. Den Pro— 
vinzen Pommern, Poſen, Weftpreußen ſchließt fih an Medlenburg, 
Schleswig-Holftein; Hannover iſt jehr ſtark vertreten, weil es 
außerhalb einiger Centren, namentlid der Stadt Hannover, wenig 
Induſtrie Hat. In der rein**) landwirthichaftlihen Bevölkerung 
ift die Laufbahn, die ein Arbeiter durchmachen Tann, ſchnur— 
gerade, ohne Abwechjelung; er fann fie, wenn er achtundzwanzig, 
dreißig Jahre alt ift, überfehen bis ans Ende, et weiß, was er 
verdienen fann, er weiß, daß er fich über den Stand, den er ein- 
nimmt, durch eine landwirthichaftlihe Beſchäftigung nicht auf— 
ſchwingen kann. 

Ich glaube, ich habe auch dies früher ſchon ein Mal geſagt '); 
ich bitte den Herrn Abg. Nichter um Entjhuldigung, aber ich 
glaube, es ift ziemlich in Vergefienheit gerathen, ich muß es doch 
wiederholen. 

In der Induſtrie kann fein Arbeiter überfehen, wie er fein 

*) ©. 423b. 


) StB.: reinen. 
’) Vgl. Bo. VIT 406 ff. 
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nung, er könnte dort Etwas werden, wozu er es hier niemals bringen 
fan. Alſo darin liegt es, dab die Landarbeiter auswandern, 
weil fie in der Nähe Feine Amduftrie haben und weil fie das 
Product ihrer Arbeit im Kleinen nicht verwerthen können. 

Dann jagt der Herr Abgeordnete: „Gerade in Amerika gibt es 
feinen Schußzoll für die Landwirthicaft).“ Hat denn der Herr 
Abgeordnete den amerifanifchen Tarif wirklich nie in feinem Leben 
gelefen? Meines Wiens ift der amerifanifhe Schutzzoll gegen 
Einfuhr des fremden Getreides etwa das Vierfade von dem 
unferigen, 2 Mark für den Gentner, aljo ein Prohibitivzoll, 
während er bei uns eine halbe Mark beträgt. Ich weiß nicht, 
ob mein Herr College?) mein Gedächtniß darin unterjtügen kann, 
es kann ja aber gleich nachgefchlagen werden, id) glaube nicht zu 
irren), und id) erfuche den Herrn Abg. Nichter, mich zu widers 
legen, wenn es nicht vichtig iſt; mit voller Sicherheit behaupte id) 
nur, daß feine Behauptung, es beftände Fein Schugzoll für die 
Landwirthe, irrig ift; ich kann nicht alle Zahlen in petto‘) haben, 
habe als Material Nichts weiter als dieſe mir vorliegende Nebe. 
Ich glaube, es iſt das Vierfache von unferen landwirthſchaftlichen 
Zöllen, und das ift eine Thatſache, die id) bei Wahlbewerbungen 
den Gegnern des Herrn Abg. Nichter empfehle, daß feine Anz 
führungen nicht jo ohne Weiteres für richtig anzunehmen find. 

Dann geht der Herr Abgeordnete über auf die Statifti der 
Tabalſteuerproceſſe ). Ya, damit plaidirt er ja für das Monopol 
und *) gegen die von Ihnen bejchlofjene Tabakfteuer, die abzu— 
ſchaffen; da haut er in diefelbe Kerbe wie ich, indem ich jage, bie 





*) StB.: entweder, 

1) ©. o. ©. 386 Anm. 1. 

*) Finanzminifter Bitter, 

) S. u. ©. 423. 

4 In Bereitichaft. 

>) Ag. Richter: „Wenn einmal Statiftit follte betrieben werden über 
die Wirkungen der Steuern, da hätte es doch näher gelegen, wenn uns der Herr 
Reichslanzler Etwas vorgetragen hätte von der Statiftil der Tabakjteuerprocejje, 
Es wäre jehr lehrreich geweſen, zum Veifpiel mitzutheilen, daß im vorigen 
Jahre ſich die Zahl der Tabakfteuerproceffe gehoben hat von 2150 auf 15914. 
Es wird erläuternd bazu bemerkt, die bisher fteuerfreien Tabalbauern 
könnten fih ſchwer darein finden, daß fie jetzt eine Steuer bezahlen müflen“ 
(StB, 383). 
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Verfprehung verdreht, die ich gemacht haben foll; — wie kann 
id Etwas verjprehen, was ich nicht habe? Ich kann die Gelder 
nicht ſchaffen, wenn fie nicht bewilligt werden, und jeden Verſuch 
zur Beihaffung von Mitteln, wie zum Beilpiel den einer erhöhten 
Branntweinconjumtionsfteuer, abzulehnen und dann zu jagen: Der 
Kanzler hält feine Verfprehungen nicht — da, wo der Kanzler 
nur gebeten bat: Segen Sie mich dod in den Stand, dab ich 
dergleichen verjprehen kann —, das ift eine Verſchiebung der 
Verhälmnifje, die von gewiffen Vertheidigern, wie wir fie heut zu 
Tage vor Gericht kennen, wohl gemacht*) werden fann, aber hier 
nit am Plage iſt. Ich beftreite auf das Beftimmtefte, daß ich 
jemals irgend Jemandem auch nur einen Pfennig verſprochen habe. 
Ih habe gebettelt beim Neidstage: Seen Sie mid in die 
Lage, die Leute jhadlos zu ftellen; aber verſprochen habe ich 
Nichts. Ich habe den Wunſch, die Entlaftung der birecten Steuern 
viel höher zu treiben — und diefen Wunjd habe id geäußert —, 
(die Einfommenfteuer)**) bis zu einem Einkommen von 2000 Tha— 
lern wenn möglich abzuschaffen '), 
(Aha! Links.) 

und von den directen Steuern nur die höheren Elafjen der Eins 
fommenfteuer als eine „Anftandsjteuer“ beizubehalten?). Treiben 
Sie diefe zu hoch in den höchiten Claſſen, jo drüden Sie den 
Capitaliften unter Umjtänden aus dem Lande hinaus — ber 
Grundbefiger muß ja bleiben, der liegt immer geſchlagen an Gottes 
offener Sonne’) —, aber der große Capitalift geht entweder jelbft 
heraus oder domicilirt durch ein einfaches Telegramm feine Capi— 
talien im Auslande. Und dann fann es mir ja nicht einfallen, 
diefe gewaltigen Summen, die ih als wünſchens werth für 
den preußiichen Steuerzahler betrachtet habe, nun von einer plöß- 
lichen Bewilligung des Neichstages zu erhoffen, jondern ich habe 
bloß geichilbert, wie groß die Noth ift, und daß es wohl der 
Mühe Lohne, fie zu prüfen, ihr näher zu treten und ſich zu beftreben: 


*) ©. 424b, 
”*) Ergänzung des Herausgebers. 
’) Bl. 8b. VII 19. 

2) Dal. Bd. VI 298. 

3) Bgl. Bo. VII 92. 
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von Ihnen beſchloſſen. Die Herren find in der Minorität ges 
blieben und finden deshalb für gut, hier davon gar nicht zu ſprechen, 
daß es fih um Parlamentsbefhlüffe handelt. Die von Ihnen 
ſonſt verehrte Majorität — jobald Sie fie haben, ift der Glanz 
der Majorität gar nicht hoch genug zu preifen, ſobald Sie fie nicht 
haben, dann ſchieben Sie die Vertretung der Regierung zu, als 
ob fie durch willkürliche Acte Unheil angerichtet und ihre Ver 
ſprechungen gebrochen hätte, als ob wir ein abjolutes Syitem in 
Händen hätten, von dem wir jeder Zeit Gebrauch machen könnten, 
und nit an Parlamentsbejhlüffe gebunden wären. Ich weiß nicht, 
ob es wirklich nüglich ift für die Confolidation des Reichs, auf 
diefe Weife dem leichtgläubigen Lefer die Regierung ftets als übel- 
wollend, unfähig toto die!) darzuftellen. Alle dieje Aeußerungen 
des Herrn Abg. Richter würden wahricheinlich unbeſprochen ins 
Publieum gegangen fein, wenn mir nicht zufällig heute unter den 
Vorlagen beim Frühftüd das Erfte gewejen wäre dieſe Nede, und*) 
bei dem Intereſſe, was ih fir den Heren Abg. Richter habe, 
Heiterkeit.) 

ſchon in ſtiliſtiſcher Beziehung, und um mir die Grenzen far zu 
machen, bis wohin ein Abgeordneter jprahlih gehen kann und 
die er nicht überjchreiten jollte, habe ich fie zuerft gelefen und 
dann eben Zeit gefunden, auch noch meine Aeußerungen dazu zu 
madıen. 

Er jagt weiter: „Um dieſe Ausgaben alle zu deden, reichen 
fünf Monopole nicht aus).“ Da muß ich wiederholt daran er= 
innern, daß ich Fürzlich felbjt gejagt habe: fie können nicht auf 
ein Mal gededt werden. Es ift mir bloß darauf angefommen, die 
große Noth zu fchildern, um dadurch, wenn auch nicht den Herren 
bier, aber doc im Lande Klarheit über die Verhältniffe zu ver- 
breiten, die Klarheit, die zu ſchaffen durch den Strike des Preufi- 
ſchen Landtags verhindert wurde. Der Herr Abgeordnete fommt 
nachher nochmals zurücd auf die Verſprechen, die an die Communen 
gemacht, aber nicht erfüllt worden wären. „Der Neichstanzler 

7) ©. 4252. 

).S. 0. ©, 13. 239. 


5 Ag. Richter: „Meine Herren, was der Neichöfangler verſprochen hat, 
geftern und vorher, dazu reichen fünf Tabakmonopole nicht aus" (StB. 384a). 
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bäudefteuer; da ift aber eine Erhöhungsclaufel im urfprünglichen 
Gefege, die ausgebeutet wird in fiscaliicher Richtung, und ich bitte 
Sie, helfen Sie mir, zu verhindern, daß eine ſolche Erhöhung nicht 
wieder ftattfindet. Ich halte die Steuer an ſich für eine ungerecht 
veranlagte, gerade wie die Miethsſteuer und die Grundfteuer, welche 
auf das wirkliche Vermögen Feine Nüdjicht nimmt und die Schulden 
davon nicht abzieht. Deshalb theile ih das Bedauern darüber 
vollftändig. 

Der Herr Abgeordnete hat ferner gejagt, nach meinem Syfteme 
würden die Städte über 25 Millionen — es ift das wohl ein 
Trudfehler, es jol 25 Taufend heißen — Einwohner nur 6 Mil: 
lionen erhalten). Ta hat es ſich der Herr Abgeordnete fehr Leicht 
gemadt, indem er meine geitrige Aeußerung nur theilweife 
citirt, aber worauf ic) den Hauptaccent gelegt, und was ih ganz 
expressis verbis?) in Vorausſicht der Entftellungen, denen id) 
ausgejeßt fein wide, gejagt habe, hat der Herr Abgeordnete ver: 
Ichwiegen und fallen gelaffen. Sch habe, wie die Herren ſich er: 
innern werden, binzugefügt, für die großen Städte, weldhe in 
größerem Maße gezwungen find, ſtaatliche Bedürfniſſe zu erfüllen, 
werde naher mit Bewilligung des Landtages bejondere Berüd: 
fihtigung ftattfinden müſſen. Hat der Herr Abgeordnete fich nicht 
erinnert, hat er nicht zugchört? Jeden Falls”) wird er jonjt die 
Ungerechtigkeit wieder gut machen wollen, die er mir dadurd) zu: 
gefügt hat, daß er mich in feiner Rede angeklagt, ich hätte dieje 
Ungleichheit nicht bemerkt oder nicht beachtet. 

„Denn vor Kurzem hat nod) der Herr Neichöfanzler für die 
einzelnen Städte die Schlachtfteuer wieder einführen mollen ?).” 


*) S. 425). 

Abg. Richter: „Sein Verwendungsgeſetz, mas in Preußen vorliegt, 
was gibt es den Städten über 25000 Einwohner? Bon den 34 Millionen, die 
vertheilt werden follen nah Maßgabe der Grund: und Gebäudefteuer, würden 
diefe großen Städte nur 6 Millionen erhalten. Die Gommunaljteuern in diefen 
Städten betragen über 60 Millionen. Die ganze Entlaftung beträgt alfo nod 
nicht 10 Procent“ (StB. 384 a). 

2) Ausdrüdliih, Bd. IV 115, VIII 339. 

3) Abg. Richter: „Geitern hat der Herr Reichskanzler eine fehr wunder: 
bare Erklärung abgegeben. Er fagte, einzelne Städte find an ung berangetreten: 
Wir wollen für ung indirecte Steuern einführen... Nein, fagt der Reiche: 
tanzler, die Regierung will in dieſer Beziehung kein Brivilegium, fie wird den 
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wenden können, fo lacht einer der Chorführer laut, und dann laden 14, 6. 1882. 
Alle mit. Das ift das Signal, darauf folgt ein unarticulirter 
Ton, der jo viel heißen fol: Der Kanzler jagt etwas Lächerliches, 
ich gebe das Signal — Tambourmajor! 
(Große Heiterkeit.) 

Meine Herren, der Herr Abg. Nichter jagt, der Wähler würde 
es lieber fehen, ohne neue Steuer entlaftet zu werden‘). Das 
olaube ich auch; aber hat der Herr Abg. Richter das Geheimniß 
dazu erfunden? Wo will er entlaften, wo will er die Ausgaben 
ſparen oder die Einnahmen hernehmen? Wenn jeder Verſuch, den 
die Negierung macht, neue Quellen zu öffnen, nicht etwa als Anz 
nüpfung zu Gegenvorfchlägen benugt wird, wenn er jeder Zeit 
an und für fich angebradter Maßen abgewiefen wird, weil er 
nicht gefällt, jo fann der Herr Abgeordnete Entlaftung nur durch 
Verminderung der Ausgaben meinen. Nun bat er einen Luxus 
eitirt, das ift der bauliche Lurus?). Meine Herren, darauf habe 
ich wenig Einfluß, das müſſen Sie an einer anderen Stelle vor: 
bringen, Ich billige Lurusbauten auch nicht, ich bin für das haus- 
bälterifche Spitem, das Friedrich Wilhelm I. bei uns in Preußen 
eingeführt hat, und meinetwegen führen Sie bei uns Negierungs- 
cafernen ein mit der ftrengften fpartanifchen Einfachheit. Sie 
konnen fih da mit dem Herrn Abg. Neichensperger aus einander 
jegen®), ob er die ormamentale Baufunjt in den Hintergrund 
ſchieben will*). Ich habe dafür fein Intereſſe, mein Sinn ift auf 
das rein Praktifche gerichtet, ich bin für das Aefthetifche ein Schlechter 
Beurtheiler. 

*) ©. 4263. 

?) Abg Richter: „Wenn der Neichöfanzler fagt, er will dem Steuerbrud 
abhelfen, er will diefe und jene Milderung herbeiführen, fo jagen wir: Wir 
find auch dabei, aber erſt Erfüllung der alten Verſprechen, ehe dazu neues Geld 
aufgejhüttet wird! ... Die neuen Steuern ftellen wir zurüd. Wir denfen: 
ber Wähler wird lieber fehen, daß er ohne neue Steuern möglichft viel bekommt, 
als ſich auf ſolche Verſprechungen hin, die ſich doch nicht bewahrheiten, beein= 
flufjen zu lafſen, wieder neue Steuern aufzufhütten" (StB. 385). 

*) Als Mittel zur Hebung der financiellen Noth bezeichnete der Abg. Richter 
die in der Nejolution Lingens geforderte angemeffene Sparfamkeit in 
den Bauten auf Neihäfoften. „Das wird wohl Niemand leugnen, daß wir 
Zurusbauten in der Militär- und Eivilverwaltung des Reichs aufgeführt haben, 
die Nichts weniger als angemefjene Sparfamteit zeigen“ (StB. 887). 

”) Dgl. Bo. VIII 356. 
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— warten Sie das Beifpiel ad — gibt auch feine fremde Macht 
die Hoffnung auf, daß es mit anderen deutſchen Landſchaften gerade 
ſo gut gelingen werde, wie es Frankreih mit Elſaß gelungen ift, 
fich deutſch ſprechende, deutſch abftammende Leute jo zu affimiliren, 
daß fie lieber die Livrde Frankreichs tragen mögen, als den Rod 
des freien deutjchen Bauern. 

(Bravo! reits.) 

Alfo an die Armee, meine Herren, rühren Sie nicht! Da jage 
ich Ihnen auch nicht bloß meine Meinung, fondern die Meinung 
der Majorität der Nation, da hört die Gemüthlichkeit auf ?). 

(Unruhe links.) 
Probiren Sie's, Sie werden jehen, was daraus folgt. 

Alfo ich weiß nicht, mo der Herr Abgeordnete die Entlaftung 
ohne neue Mittel eigentlich ſuchen will. Daß der Steuerpflichtige 
am liebften gar feine Steuern bezahlte und doch gut vegiert und 
fiher befchügt und vor Fremdherrichaft behütet werden will, das 
glaube ich gerne; aber wenn man einer jolhen Theorie das Wort 
redet, dann ſollte man überhaupt nicht Politik treiben. 

Der Herr Abgeordnete fagt ferner in Bezug auf das Schul 
geld, jhon fein Parteiprogramm von 1878 verlange dafjelbe wie 
ic, feine Februarrede im Abgeordnetenhaufe habe*) zuerſt die 
Forderung der Aufhebung geftellt und „unmittelbar nad) diejer 
Nede ſchloß fih der Kanzler mir an)”. Ich glaube, in unjerem 
weiteren Benehmen ift doc ein erheblicher Unterſchied. Der Herr 
Abgeordnete hat für die Abſchaffung des Schulgeldes geredet 
und ich habe dafür gehandelt. Ich habe mich bemüht, wirklich 
der Aufgabe praktiſch näher zu treten, die der Herr Abgeordnete 


*) ©. 426b. 

%) Bol. Bd. VIII 105. 

*) Abg. Richter: „Der Kanzler fagt, ich werde die Frage ftellen: Soll 
das Schulgeld aufgehoben werben? In unſerem Parteiprogranım ift die Frage 
ſchon im Jahre 1878 mit Ja beantwortet worden. Ja, ich babe im Preußiſchen 
Landtag dieſe Forderung geftellt auf Grund ber bereits bewilligten Steuern im 
Februar vorigen Jahres, in jener Sitzung, in der der Reichskanzler, und zwar 
nad mir, indem er ſich der Uebereinſtimmung mit mir rühmte, fagte, daß er 
auch für Aufhebung des Schulgeld eintreten würde, Erſt feit jenem Tage ift 
es überhaupt in das Negierungsprogramm aufgenommen, das Schulgeld aufs 
zubeben“ (StB. 3854). Zur Sache vgl. Bd. VIII 235. 


u u 
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Feber oder des Capitals durch Gefahr und Nifico mühſam verdiente 
und unfishere, (Sehr rigtig! rechts.) . 
Alſo verftehe ich nur das „Hört!“ nicht. 

Der Herr Abgeordnete jagt ferner, unfer ganzes gegenmwärtiges 
Finanziyftem fei eine Folge des großen Staatseifenbahnfyftems 
und der Vermehrung der indirecten Steuern‘), Ich weiß wirklich 
nicht, was das Staatseifenbahnfyitem damit zu thun hat. Einzig 
und allein doch vielleicht das, da wir ſeitdem in dem preußijchen 
Budget einen Einnahmetitel haben, den wir früher zwar kannten, 
aber niemals in der Höhe, mit der Sicherheit, daß wir eine große 
Vereinfahung unferes Eijenbahnfyftems überall haben, und jo viel 
ich höre, nad Anerkennung aller betheiligten Intereſſen und des 
Publicums, eine mohlgejhultere und höflihere Verwaltung als 
früher. Das ift freilich zum großen Theile das Verdienft der 
ausgezeichneten Perfönlichkeit, die an der Spige der preufifchen 
Eifenbahnverwaltung fteht*) und die wir nicht immer zu haben 
rechnen dürfen, die wir aber deshalb fehonen und deren Verbrauch 
durch Arbeit wir nicht fteigern follten dadurch, daß die empfind- 
liche Ehrliebe, die Jedermann von Verdienft hat, bei jeder Gelegen- 
heit in irgend einer Form gekränkt wird. 

(Bravo! reits.) 

Die Verftaatlihung der Eifenbahnen ift eine der richtigiten 
Mafregeln gewefen, die wir überhaupt ergriffen haben. Es war 
eine — der Herr Abgeordnete hat das Thema angefchlagen, ich 
muß aljo auch darauf eingehen — es war das früher eine Einrich— 








') Ag. Richter: „Erwägen wir doch: Wie ift überhaupt unjere Finanz- 
lage? Wir haben ein großes Staatseijenbahniyitem, wir haben eine umfafjenbe 
Staatsinduftrie, wir Haben große indirecte Steuern“ (StB. 3863). Er führte 
meiter aus, daß die Staatseijendahnen bei dem zu erwartenden Wahsthum bes 
Verlehrs in Folge günftigerer Conjuncturen vorausfichtlich höhere Einkünfte 
gewähren würden, die dann in Verbindung mit den höheren Einnahmen aus 
Bergwerlen, Forften und Stempelgebühren die Mittel zu Steuererleichterungen 
ohne Zuhilfenahme neuer Steuern bieten würden. Fürjt Bismarck ift fih aus 
dem Oldenbergichen Auszug über dieſen Theil der Neuerungen des Adg. Richter 
nicht ganz Far geworden; feine Erwiderung trifft deshalb nicht die Nichterichen 
Aeußerungen. 

) Minifter Maybadı. 
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wir auch die Privatactiengejellihaften in der Politik dazu bewegen 
werden, die Hand dazu zu bieten, daß auch die Politik des Deutſchen 
Reiches wieder verftaatlidht wird. 

(Heiterfeit.) 

Der Abgeordnete hat nachher, wie der Abg. Bamberger in 
feiner vorgeftrigen Rede, Tchließlich gegen das Monopol, namentlich 
unter dem Drud der Autorität feines Freundes und Gefinnungs: 
genofjen Leroy-Beaulieu, eine gewiſſe Weichheit gegen das Monopol 
documentirt; es jagt auch der Abg. Richter: Auf ewige Zeiten 
verwahrt fi) der Abgeordnete nicht gegen neue Steuern), und 
das ift nur wieder ein anderer Ausdrud für das Wort: „Dieſem 
Pinifterium feinen Erfolg”, oder „Diefem Minifterium bewilligen 
wir fein Geld — wenn wir daran kommen werden — und darauf 
rechnen doch die Herren —, würden wir neue Steuern einführen, 
wir wollen uns das nicht entgegenhalten laſſen, wir hätten dies 
auf ewige Zeiten abgefagt. Wir wollen das abwarten.” Es thut 
mir leid, daß ich nicht in der Lage bin, darüber zu verfügen. 
Wenn id) das Unglüd hätte, mit der höchſten Autorität in diejem 
Lande befleidet zu jein, hätte ih Sie ſchon vor drei Jahren zur 
Regierung gerufen, um Sie operiren zu jehen. 

(Heiterfeit.) 
Alfo: „Nicht auf ewige Zeiten” — das ift doch ſchon Etwas. Wie 
lange der Herr Abgeordnete rechnet, etwa bis zum nächiten Jahre, 
das weiß id) nicht. 

Dann ift der Vorwurf wieder gemacht worden, daß das Ver: 
mwendungsgejeß zu Tpät vorgelegt wurde ?). Indem der Herr Ab: 


) Abg. Richter: „Man hat der Nefolution (Lingens) eingeworfen, fie 
wolle fih auf ewige Zeiten gegen jede neue Steuer verwahren. Meine Herren, 
eine ſolche Refolution ijt kein philofophifcher Lehrſatz, fie ift eine Refolution 
auf gegebene politiiche Berhältnifie, in Bezug auf den gegenwärtigen Reichdtag, 
die gegenmärtige Regierung, die gegenwärtige Richtung der Politik“ (StB. 388a). 

2) Abg. Richter: „Meine Herren, der Herr Neichstanzler hat es für gut 
befunden, den Preußiſchen Landtage eine Kritit nachzujenden ... War fie 
gerechtfertigt? ... Dieſes Berwendungsgefeg ... war erft am 14. März dem 
Landtage vorgelegt, am 14. Januar war der Yandtag berufen, und zwei Monate 
bat ed gedauert, big überhaupt das Gefeg an den Landtag gekommen ijt; vom 
Februar des Jahres 1831 big zum 14. März — volle vierzehn Monate hat die 
Regierung gebraudt, um es auszuarbeiten ... Wenn die Regierung vierzehn 
Monate braudt, um ein foldes Geſetz auszuarbeiten ..., muß der Landtag 


14. 6. 1882, 





Das Berwendungsgefeg im Preußifhen Landtag. 405 


haben in pleno doch erſt nach Pfingften begonnen, ich weiß nicht 14. 6. 1882 
mehr das Datum, ich glaube 21. oder 26. Mai, 
Guruf.) 


(Zuruf: Ja, nad) Pfingften.) 

Nun, jolte vom 14. März bis 6, Juni nicht dennoch Zeit geweſen 
fein für den Preufifchen Landtag, wenigftens einige Sitzungen der 
Prüfung des wirklich jehr bedeutenden Materials zu widmen, 
welches die Negierung ihm vorgelegt hatte? Wenn nicht andere 
Gründe obgemaltet hätten, als bloß der äußerlich vorgewandte der 
Entrüftung über „Verlegung der Würde“ und die Paralleffigung, 
ih glaube, ſachlich hätte man vollftändig Zeit gehabt, und id muß 
aljo die Behauptung des Zufpätvorgelegtwerdens beftreiten. Ich 
erinnere die Herren daran, daß wir im früherer Zeit im Juli, 
Auguft und im September geſeſſen haben — diejenigen, die alt 
genug find, um mit mir noch des Vereinigten Landtags zu ger 
denken, — wir waren im Sommer beifammen. In der Zeit von 
1848 bis in die erften fünfziger Jabre wurde nach der Jahreszeit 
nicht gefragt, und wir haben im Auguft hier gejeffen, im September 
und auch im Juli, und das war die Verpflichtung, die wir mit 
der Wahl übernommen hatten. 

Nun aber wird ſchon am 14. März auf „Nicht befchliehen“ 
bingearbeitet und gefagt, wir haben nicht mehr Zeit, wir fünnen 
nicht mehr, und man läßt die Zeit verfließen, bis es wirklich recht 
warm und recht hübjches Wetter und die Unluft außerordentlich 
groß geworden ift, wenn namentlich alle Landwirthe Freude am 
Wachen ihrer Ernte zu Haufe haben — gerade das Datum des 
14. März, das der Herr Abgeordnete anführt, ift ein recht jelbit- 
mörberifch jchlagendes Argument gegen ihn und feine Freunde, 
daß noch vollftändig Zeit war. 

Dann fagt der Herr Abgeordnete, wir hätten das Geſetz ſelbſt 
zurüdgezogen; „der Neichsfanzler hat auf die SS 1 und 2 eine 
Antwort bekommen)!” Der Neichsfanzler ift in Preußen gar 


Alfo 6. Juni. 


') Der Abg. Richter ſchob die Schuld dafür, da das Verwendungägefet 
fo fpät auf die Tagesordnung gefegt worden fei, den Confervativen bes Abe 
georbnetenhaufes zu, aus deren Mitte der Präfident genommen war, „Erft am 
1. Mai fand die erfte Berathung diefes Verwendungsgeſetzes ftatt. Wir ftanden 
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ftümmelungen von Pächtern überfegen. So ſchwierig iſt es bei 
uns noch nicht geworden, wir leben noch in Ruhe und Frieden, 
und ich glaube, wir können, wenn wir die Verhäftniffe rundum 
in Europa vergleihen, mit dem, was die deutſche und preußiſche 
Regierung, der ich feit zwanzig Jahren angehöre,  geleiftet hat, 
immer noch zufrieden fein. 

Sehen Sie nah England! Iſt es dort leichter geworden, 
mit dem Parlament zu regieren, als es früher war? Früher war 
das in England kinderleicht, jo lange nur zwei’ Parteien dort 
waren, die Whigs und die Tories, beide interejfirt an der Erz 
haltung der Mafchine, die ftimmten und zählten untereinander 
ab, — wer die Majorität hatte, regierte. Ich habe ſchon auf dem 
Vereinigten Landtag im Jahre 1847 das Gefühl gehabt, daß dieſe 
Einrihtung jhwierig werden würde, jobald es mehr als zwei 
Parteien, wenn es auch nur drei Parteien find). Jetzt find es 
vier Parteien in England, es wird alſo nothwendig fein, ein 
Coalitionsminifterium zu bilden, das zu einer einheitlichen Politik 
aus dem Grunde niemals im Stande fein wird, ſondern die Par— 
teien, die in demfelben vertreten find, werden ſich gegenfeitig Con⸗ 
ceffionen machen müfjen?). Die Torypolitif hatte die Majorität 
nicht mehr, die Whigs hatten fie an fich auch nicht, wie fie dieſelbe 
ſonſt den Tories gegenüber früher öfter gehabt hatten ohne Zus 
fimmung der britten Partei, der Nadicalen, und der vierten Partei: 
der iriſchen Katholiten. Ich weiß nicht, ob dieſe Herren mehr 
Irländer oder mehr Katholiken find, ich habe nicht unter ihnen 
gelebt, — ich glaube aber das Erftere, daß fie eben aus nationalen 
Gründen widerftreben. Jetzt ift eine Negierung in England ſchwer 
zu führen, die nicht die tiber hundert Köpfe zählenden irischen 
Deputirten für fi hat; in Folge deſſen ift der parlamentarijche 
Medanismus in England auch nicht mehr im Stande, in feiner 
urfprünglichen Reinheit — le jeu de nos institutions ®), wie der 
Franzoje mit Stolz jagt — zu fungiren. 

Von Franfreih will ich nicht ſprechen, da ich feinen Beruf 
habe, dort Anlaß zu Empfindlichkeiten zu geben; in England fürdte 





N Dal. Bb. I 301. 
?) al. Bd. TIT 456. 462. 
2) Das Spiel unferer Einrichtungen, |. 0. ©. 157. 
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Defterreih nad) ihren ganzen Traditionen, ohne irgend eine Nas 
tionalität zu bevorzugen, urſprünglich doch in den Deutſchen das 
ihr zunächſt zur Hand liegende Inftrument zur Negierung des ger 
jammten Reiches jehen mußte, 

Ich bitte Sie, meine Herren, fih das Beijpiel der Herbſtſchen 
Partei in Defterreih — der „Herbitzeitlofen“ nenne ich fie, weil 
fie nie Etwas zur rechten Zeit getban — 

Heiterkeit.) 

ſich doch einiger Mafen zu Herzen zu nehmen, wohin eine Partei- 
taktik führt, in der jeder Führer von morgen den Führer von heute 
überbietet, nachdem der Führer von heute den Führer von geitern 
durch Mebergebot ſchon ruinirt hat. — Deshalb jage ih, ift eine 
Parteiregierung bei uns ganz unmöglid, und wenn fie angefangen 
bat, jo wird fie fid) in kürzeſter Zeit in der Maflofigkeit der Doe— 
trin, die den Deutſchen noch mehr als Anderen eigenthümlich iſt, 
und in dem Drud der Wahldämpfe, die künſtlich geſchürt werden 
oder von unten auffteigen, ruiniren. Bei uns kann nur partei 
[08 regiert werden. 

Aljo jo viel über die Schwierigkeiten, mit einem Parlament 
zu regieren. Der Vorwurf trifft mich einiger Maßen ungerecht. 
Wo haben Sie denn einen Minifter, der zwanzig Jahre lang am 
Ruder geblieben ift? Bei uns ift er nicht vorgefommen, im Aus- 
ande noch viel weniger. Wenn id fo beſchaffen wäre, daß ich 
überhaupt mit einem Parlament nicht vegieren und leben könnte, 
dag mit mir nicht auszufommen wäre — id babe Parlament 
und Verfafjung vorgefunden, als ih in den Dienft eintrat — jo 
darf ich wohl fühn behaupten, ich hätte es auf eine fo lange Zeit 
nicht gebradt. So ganz untraitable kann ich alfo nicht fein; 
und ich glaube auch bier durch das einfache Factum, daß ih jo 
lange an der Spite der Gejchäfte des Vaterlandes geftanden habe, 
nachgewiejen zu haben, daß der Abg. Richter mir Unrecht gethan 
bat, indem er jagte, ich könnte mit einem Parlament nicht regieren. 
Mit einem Parlament von Richtern), mit einem Parlament, in 
welchem der Abg. Richter eine Majorität hat, würde ich allerdings 
nit regieren können, damit fann überhaupt fein Menjc regieren. 
— (eiterleit.) 


D. b. aus Männern der Partei und Art des Abg. Richter. 
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Bären zu theilen, der noch nicht geſchoſſen ift, und wir weigern 14.6. 1882. 
uns, im Neihstage den Bären zu ſchießen )*. Ya, dann mögen 

Sie doch ein anderes Jagdobject vorschlagen, oder Sie beftreiten, 

daß wir überhaupt eine Vorlage brauchen. 

Das iſt aljo die Frage, die uns Fünftig befchäftigen wird: 
die Frage des Bedürfniſſes, und auf dem Felde erwarte ich Sie; 
es wird immer das dem Herrn Abg. Richter jo unangenehme Ge— 
ſpenſt des preußifchen Erecutors fein, welches uns auf diefem Felde 
immer wieder begegnen wird. Aber ich mache nur darauf aufmerkjam: 
Wäre es nicht wirklich des Preußiichen Landtags und des Reichs— 
tags würdig, daß, wenn Eie der jegigen Negierung, die fih ab— 
quält, Ihnen Vorlagen zu machen, jede Conceffion verweigern, Sie 
endlich Ihrerſeits einmal eine Andeutung maden, wohin Sie wollen? 
Geben Sie uns in diefer Richtung Etwas, daß wir es thun, oder 
daß Sie fih vor dem Lande mit der Erklärung von der Verant- 
wortlichfeit hinftellen ; Wir halten die jegigen Zuftände fo vortrefflich, 
wie Gandide*) die Zuftände der Welt hielt, und wollen fie in 
Ewigkeit beibehalten und werden diefem Minifterium, jo lange es 
tegiert, nicht gejtatten, daß es auf der erftrebten Bahn einen Schritt 
vorwärts kommt. Das wollen wir nur vor der Bevölkerung klar— 
ftellen. Der Wähler ift ja bisher über die Frage, wen er wählt 
und wofür, vollftändig im Dunkel, er erfährt ja gar nicht, was hier 
verhandelt wird; er lieft nur feine Preffe, und da gibt Jeder nur 
das, was feine Partei geſprochen bat, da herrſcht die Agitation 
der Fractionen, deren Intereſſen ftehen voran, die Gründe der Re— 
gierung bleiben unerwähnt. 

Der Herr Abgeorönete hat ferner mir eine Intention unter 
gefchoben, die ich nicht habe und auch nicht fundgegeben habe*), 
nämlich den Mißbrauch der Auflöfung. Er hat gejagt, ich wiirde 
ſo lange auflöfen, bis der Landtag zu Kreuze kriecht). Meine 


*) Ergänzung des Herausgebers. 

1) Abg. Richter: „Was hat denn der Landtag gethan? Der Landtag 
Hat es verweigert, das Fell des Bären zu vertheilen, ber noch nicht geſchoffen 
iſt, Wir... verweigern, den Bären zu hießen" (StB. 389b). 

2) Bol. Bd. VIII 364. 

9) Abg. Richter: „Der Herr Neichäfanzler hat gefagt: Wenn der Landtag 
es wieder ablehnt, wird er wieder aufgelöft und dann wird er nodmals aufe 
gelöft. Ich weiß nicht, ob das eine richtige Methode ift; es gibt eine Methode 
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14.6.1882, Forderung an den Sandtag ift viel conftitutioneller; ich*) jage: 
Der König hat das Recht und wird von dieſem Nechte fo lange 
Gebrauch machen, ihn aufzulöfen, bis der Landtag auf die Frage, 
die vom Könige vorliegt, eine Antwort mit Ja oder Nein gibt, 
Fällt diefe Antwort mit Nein aus, jo wird der König ſich vor 
der Verfafjung beugen und jagen: Sie haben das Necht, abzulehnen, 
und die Verantwortung für Ihre Ablehnung. Sie haben das 
Recht, abzulehnen oder zu bewilligen, ich bedaure Ihre Ablehnung; 
aber wegen folder wird man nicht wiederholt auflöfen. Aber den 
Landtag, der Strife macht, wird man mit dem Beifall der ganzen 
Bevölkerung dauernd auflöfen, und die Regierung hat ein Necht, 
die Meinung des Landes durch deſſen Vertreter zu erfahren, und 
eine parlamentarifche Verfammlung, die aus Parteirüdfichten, weil 
ihr die Bejprehung der Sache unangenehm ift, weil fie fühlt, daß 
ihre Sache, die fie dabei vertritt, eine ſchwache iſt, die deshalb 
die Discuffion todtſchweigen und verhindern will, die wird fünfzig 
Mal aufgelöft werden können, ohne daß man conftitutionelle Prinz 
cipien verlegt. Ein Recht auf Aeußerung, auf „Ya“ oder „Nein“ 
baben wir; wir verlangen nur, daß geprüft wird. Sobald der 
Preußiſche Landtag jeinerfeits auch ablehnt, das habe ich ja ſchon 
gejagt, dann ift die Sache fertig, dann haben wir weiter Nichts 
zu thun, und ich habe noch hinzuzufügen, dab mir perjönlich das 
nit unangenehm fein wird. 

Der Abgeordnete hat ferner gejagt: 
„Woraus ift denn in Preußen der Conflict entſtanden? 
Aus der Schwäche einer liberalen Mittelpartei, die auf die 
‚Heeresorganifation nicht eine directe Antwort gegeben hat ).* 
Das beftreite ich; der Conflict ift entftanden dadurch, daß 
eine Mehrheit des Abgeorbnetenhaufes fich ihrerfeits in Conflict 
ſetzte mit dem Geift und Beruf der preußischen und deutfchen Nation, 

(Sehr richtig! rechts.) 

Die Thatjade war, daß der König mit feinen Vorlagen die 


der Auflöfung, die ſich mur der Form nad) vom Staatsſtreich unterſcheidet 
Eine Volfövertretung fo lange aufzulöfen, biß fie zu Areuge triecht, das ift bie 
Bahn der Vergewaltigung der Nation" (StB. 3896). 

*) ©. 429b. 

’) StB. 390n. 
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nationale Sache vertrat, der König mit feiner Armeeorganijation, 
und daß der König lediglich aus parlamentarifher Madtluft, aus 
Parteitaktik bekämpft wurde. Diefelben Herren fagen, fie wären 
von Anfang an für das Deutſche Reich thätig geweſen, und fie 
hätten eigentlih das Verdienft, daß es überhaupt zu Stande ge 
fommen, und fie hätten den Gedanken zuerft gehabt. Das Lebere, 
die Priorität, ift einmal nit da. Wer hat 1813 und 1815, in 
der ganzen Zeit feither, das Deutfche Reich nicht gewünſcht? Viel: 
leicht faum ein reactionärer Heißjporn, wie mir faum einer be: 
fannt ift; denn ſelbſt ich, ehe ih durch die Erbitterung über die 
Barricade 481) beeinflußt wurde, kann doch viele Zeugniffe aus 
meinem früheren Leben dafür anführen, daß mir eine nationale 
Neubildung Deutichlande immer vorgefhmwebt hat. Diejenigen 
Herren, die jetzt behaupten, fie hätten die bejtehende Geftaltung 
gemacht, die haben ftets Fromme Wünſche in ihrem Herzen gehabt, 
ih babe mi praftiich ans Werk gelegt, diefem Wunſche Folge 
und Erfüllung zu bieten; Sie haben gerade das Gegentheil von 
dem, was für jeden praftiihen und Klaren Kopf nothmwendig war, 
gethan, um die Neubildung des Deutichen Reichs herbeizuführen. 
Wer auch nur die Anfangsgründe der Politik je berührt Hat, der 
mußte fich jagen, daß ohne die preußifche Armee, und eine ſtarke 
preußijche Armee, der deutihnationale Gedanke fi) gar nicht ver: 
wirflihen ließ, und ohne daß der König von Preußen ihn fich 
aneignete; und die Aufgabe lag nicht darin, Neden auf der Tri: 
büne zu halten und zu überzeugten Leuten zu fprechen, fondern fie 
lag darin, die Zujtimmung des Königs von Preußen zu den allein 
praftifchen und durchſchlagenden Maßregeln zu gewinnen und dem 
König von Preußen eine hinreichend ftarfe Armee in die Hand zu 
geben, daß er fih zum Bollitreder der nationalen Bedürfniffe 
machen konnte. Auf diefen Gedanfen, meine Herren, ift Keiner 
von Ihnen gelommen; Feder von Ihnen hätte 1862 an meiner 
Stelle Minifter*) werden und beim Könige vielleiht noch beffere 
Aufnahme finden können, als id, da damals der Herr mid für 
zu reactionär bielt, um mir das volle Vertrauen jofort in die 


*) ©. 430n. 
1) D. h. im Jahre 1848. 


14. 6. 1882. 
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die Fractionen” ). Sa, meine Herren, das fommt fehr auf die 14. 6. 1882. 
Sractionen an. Gegen die Fortjchrittsfraction, das Zeugniß muß 

mir doch der Herr Abgeordnete geben, bin ich feit zwanzig Jahren 

jo ftetig wie eine Magnetnadel immer gemwejen, und die Gefahr, 

die uns von Geiten der Fortichrittspartei, von Seiten dieſer in 

ihrem Herzen ftreng royaliftijchrepublicanifhen, unbewußt repu: 
blicanifhen ... (Oho! links) 


Ja, meine Herren, Sie kennen ſich ſelbſt nicht, das iſt aber doch 
die erſte politiſche Regel. (Seiterfeit.) 

Sie fommen nothwendig dahin. Die Leute zur Zeit Mira: 
beaus haben auch nicht geglaubt, zur Republik zu formen, und 
ih weiß nod) mehr fremde Staaten, wo die Machthaber der Radi— 
calen es heute noch nicht glauben und den Gedanken mit Ent: 
rüftung zurüdmweifen; Sie werden es vielleiht noch erleben, daß 
auch in anderen Ländern das noch vorkommt. Was die gejchicht: 
lihe Entwidelung und Beobachtung anlangt, können Sie meinem 
Urtheile immer einigen Glauben jchenfen, wenn ich auch hier in 
Deutfchland nie auf das Maß von Vertrauen Anjpruh machen 
werde, was man mir im Auslande ſchenkt. 

Alfo es kommt immer auf die Fractionen an. Ich bin nur 
gegen den Gedanken, daß die Fraction etwas Anderes fei als das 
Inſtrument und der Weg, fein patriotiches Intereſſe für die Ge— 
ſammtheit zu bethätigen, und daß die Fraction jemals Selbſtzweck 
wird, und ich habe die Befürdhtung*) ausgejproden, daß wir auf 
dem Wege find, daß der ractionsgedanfe den Reichsgedanken ver- 
dunfelt, daß wir die allgemeinen Gefichtspunfte aus den Augen 
verlieren, hauptſächlich wegen der deutichen Eigenſchaft: der Corpse: 
geilt, wie wir ihn auf den Univerfitäten haben, daß der Kanıpfes- 
zorn zwiſchen den verichiedenen rivalilirenden Parteien zu heftig ge: 





*, ©, 430b. 

I) Abg. Rihter: „Die Fractionen waren nicht immer jo ſchlimm in ben 
Augen des Herrn Reichskanzlers. Ich Habe hier eine Rede vom 9. Lctober 
1878 ..., da beklagte ſich der Herr Reichskanzler über das Umgekehrte, da 
mollte er nicht, daß fich Alles in Fractionsloſigkeit auflöfte, da wollte er größere, 
mächtigere Fractionen“ 2c. (StB. 390a). — Vgl. Bd. VII 290 ff. 





Deutſcher Corpsgeift. Der Wahlcaucus. „Im Namen der Nation!" 417 


ihnen ſich feine drei gegenfeitig verjtändigt haben, ein ganz comes 
pactes Bataillon, die ergreifen nun Befig von der Pofition, mehren 
fi ſchnell, und man getraut ſich ſchwer, gegen fie aufzulommen; 
es ift gewiffer Maßen eine VBejagungstruppe, die in jeder Wahl- 
feftung von einer beftimmten Partei unterhalten wird und mit 
der man durch Telegraph und Preſſe in Verbindung fteht, und 
die jofort im Stande ift, jobald der Wahlkriegszuſtand in diejen 
Wahlorten erflärt wird, vierzig oder hundert Mann ſtark ge 
ſchloſſen, nad einem beftimmten Befehl laut und fiher aufzutreten. 
Mit diefen Caucusftimmen, — wer das fennt, der lacht darüber, 
wenn er nachher von dem Willen der Nation, von den Stimmungen 
in den Wahlkreifen hört: nur ein Caucusafjocis wird unter Um— 
ftänden den anderen aus dem Sattel heben, und dieſes Ausdent- 
jattelheben des Gemäßigten duch den Weitergehenden liegt in der 
natürlichen Entwidelung der Zukunft. 

Alfo, wenn der Herr Abg. Bamberger zum Beijpiel hier im 
Namen der Nation jprach !), wenn der Herr Abg. Richter jagte, das 
Bolt jelber ſchließt fih immer mehr zufammen zu einem Ning ?), 
jo möchte id) dod) die Frage ftellen: Was hat denn der Herr Abg. 
Bamberger für ein Necht, im Namen der deutfchen Nation zu 
jprechen, und was hat der Herr Abg. Richter mehr Necht als ich, 
im Namen der deutjhen Nation zu ſprechen? Den Herrn Abg. 
Bamberger möchte ich bitten, einmal einen Nüdblid auf unjere 
Vergangenheit zu werfen, Wir find Beide — id im Jahre 1847 
und er im Jahre 1848 in die Deffentlichfeit der Politik getreten ®). 
Ich will die Thür, dur die wir eintraten, hier ganz außer Be— 
tracht laffen, ich rechte mit der Vergangenheit nicht. Seitdem hat 
der Herr Abgeordnete einen erheblichen Theil feiner Vergangenheit 
in Paris zugebracht. So viel ich weiß, liegt feine Auffaſſungsweiſe 


1) S. 0.8. 371. 

) Abg. Richter: „Das Volk ſelbſt will nicht in diefer Weije fortwährend 
regiert jein, das ſchließt fi zufammen, das bildet einen Ning, weil es nicht 
Alles wngeftürzt wiffen will, ... was zum Theil mit dem Kanzler in unferer 
inneren Politit aufgerihtet und erhalten worden iſt“ (StB. 390b). 

9) Bamberger war 1848 Redacteur der „Mainzer Zeitung” und nahm 1849 
‚an ber Erhebung zu Gunſten der Neichöverfaffung in dev Bayriſchen Pfalz und in 
vaden Theil. In contumaciam zum Tode verurtheilt, lebte er bis zu der Amneftie 
von 1866 im Auslande, jeit 1853 als Leiter eines großen Banthaufes in Paris. 

Bismards politiiche Reben. IX. 7 


14. 6, 1882. 


a 
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Diejenigen, deren Beruf hauptſächlich in der Thätigfeit in der 
Preſſe beſteht? Bon denen beſtreite ich, daß fie irgend ein Opfer 
bringen, im Gegentheil, je länger die Sitzung dauert und je 
lebhafter fie daran betheiligt find, deſto mehr find fie in der Lage, 
fih zugleih mit ihrem Beruf zu befaffen und ihn mit mehr Er: 
folg, mit verdoppelten Kräften und verftärktem Capital zu be— 
treiben. Allerdings für eine große Anzahl unter uns, für alle 
diejenigen, die auch dann noch, wenn fie aufhören, Abgeordnete 
zu jein, Geſchäfte haben, die ihnen am Herzen liegen, die zur Er— 
haltung ihres Lebensftandes erforderlich find — für die ift es 
außerordentlich hart, ijt es ein großes Tpfer, und ich bedauere, 
daß wir genöthigt find, das zu fordern. Wir würden es in viel 
geringerem Maße fordern, wenn wir etwas mehr — id) will nicht 
jagen Entgegenkommen, jondern etwas mehr Offenheit, Aufrichtig- 
feit und Schnelligkeit im Arbeiten fänden, daß man uns einfad) 
Ya oder Nein jagt, zu früherer Zeit, daß man uns nicht Hinhalten 
möge durch die Thatfache, dag man ftatt der Vorlagen immer das 
Miniſterium perfönlich bekämpft, ohne es vor einer großen Anzahl 
der Wähler offen eingeitehen zu wollen. Es wird Feine Rede ge- 
halten, auch jelbjt von dem Herrn Abg. Bamberger nicht, wo nicht 
am Schluß eine Anerfennung für mid) kommt über meine außer: 
ordentlihen Verdienſte); das glaubt er jeinen Wählern fchuldig 
zu ſein. (Heiterkeit.) 

Aber dann kann er um ſo ſchärfer und mit um ſo giftigeren 
Pfeilen mich angreifen; denn er iſt ja mein Freund, mein Be— 
wunderer. Er hat ein Buch über mich geſchrieben im Jahre 1867, 
auf das ich ſtolz bin?“). Alſo er iſt vielmehr in der Lage, von 
diefer Stellung aus mich Herabzufegen in der Deffentlichkeit*), 
indem er immer jagen kann: ch erfenne ja feine Verdienfte an. 
Aber Hier findet wirklich das ftatt, was der Herr Abg. Richter 
an irgend einer Stelle, die ich nicht finde, gejagt hat, id) Jollte 
einmal behauptet haben, daß man mwahnfinnig fein müſſe, um das 
Geld... (Zuruf links: Minifter Yucius!) 

*) ©, 431b. 

18.0. ©. 372. 

*) Mr. de Bismarck, Paris 186%, aud ins Deutjche überjegt. 
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14. 6, 1882. oder Minifter Lucius, nun gut, das iſt mein College‘). Aber ver= 
gegenwärtigen fich denn die Herren nicht, daß, wenn Sie das au 
pied de la lettre ®) nehmen, da die Zuftimmung der Abgeordneten 
zur geſchehenen Verwendung vorliegt, daß Sie damit denſelben 
Vorwurf der Geiftesfrankheit auf die Majorität werfen, die diefer 
Verwendung zugeftimmt hat? Das kann unmöglich in Ihrer Abficht 
liegen. Herr Lucius kann nur Verwendungen gemeint haben, die 
willkürlich gemacht würden, ohne Zuftimmung gemacht würden. 
Bloße Vorſchläge, bloße Einwilligung in die Beſchlüſſe des Ab- 
geordnetenhaufes über die Verwendung der Gelber können mit dem 
Worte unmöglich gemeint ein. 

Der Herr Abg. Richter hat ferner gejagt, ich hätte die Sprache 
des Abjolutismus gejprohen?). Ya, meine Herren, das ift nicht 
zutreffend; aber ich würde, wie ich ſchon bei früheren Gelegen- 
heiten gejagt habe*), keinen Augenblid anjtehen, die Sprache des 
Abfolutismus zu veden, wenn ich mich überzeugen müßte — wo— 
von ich bisher nicht überzeugt bin —, daß Abjolutismus und 
Patriotismus übereinftimmend find, daß die deutſche Nationalität, 
die deutſche Unabhängigkeit nad) Aufen und nad Innen Schuß und 
Würdigung nur bei den Dynaftien findet, und namentlich bei 
meinem Herten, dem Könige von Preußen. Kurz und gut, wenn 
ich optiven müßte zwifchen meinem Vaterlande und der parla= 
mentariſchen Majorität, jo kann meine Wahl niemals zweifelhaft 
fein. Ganz abgejehen davon — ſoweit wie ich es hier ausſpreche, 
glaube ich es Jedem zum Mufter empfehlen zu können, daß er 
zwiſchen Patriotismus und Liberalismus nie zweifelhaft fein follte 
in der Wahl — wenn id) in meinem innerften Gefühl unter Um— 
ftänden noch weiter gehe und wenn ich entjchloffen bin, ſelbſt mit einem 
Unrecht habenden Monarhen, wenn er mein angeftammter Herr 
ift, auch dann zu Grumde zu gehen, wenn er im Unrecht ift — 
das ift meine ganz perjönliche Liebhaberei, die will ih Niemand 
empfehlen. Ich vertrete auch amtlich die Sache nur jo weit, daß 

) ©. 0. S. 392 Anm. 2. Die Ergänzung des abgebrodenen Sapes er- 
gibt fich daraus. 

9) Bucftäblid. 

) Abg. Nihter: „Was der Kanzler ſpricht, ift die Sprache des Abfo- 
lutismus · (StB. 390b). 

+) gl. Bo. VIII 146, 328 f 
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ih fage, es ift traurig genug, wenn in der Ueberzeugung eines 
Mannes, der fo in Gejchäften ftedt wie ih, und der, wie ich 
glaube, ein ruhiges Urtheil darüber ſich bewahrt hat, ſchließlich die 
Worte „Abfolutismus” und „Patriotismus” näher verwandt werden, 
als verfaffungsmäßig wünſchenswerth ift. 

Der Herr Abgeordnete jagte Tchließlih: „Da war es die 
Nation, da waren es Männer auf der liberalen Eeite zumeift, die 
im Widerjpruch mit den Dynaftien den deutfchen Gedanken lebendig 
erhielten ).” Ya, meine Herren, lebendig erhielten wie im Käfig, 
wie man einen Vogel, einen Spag im Käfig Hält oder einen 
Papagei. Man hat darüber gefungen, Schügen: und Turnfeſte 
gehalten, jo war der Gedanke lebendig. Wer aber hat für den 
Gedanken gewirkt und gearbeitet, wer hat den Entjchluß gehabt 
jo wie ih — ih habe es Ichon einmal auf diejer Stelle gefagt — 
jo wie ih es im Sahre 1862 gethan Habe, daß ich meine 
ganze Lebenseriftenz und nad) den Behauptungen der damaligen 
fortichrittlihen Blätter vielleicht meinen Kopf — es gingen Die 
Nedensarten von Strafford und Polignac ?) — einfeßte, um die 
Möglichkeit zu haben, die Zuftimmung des Königs von Preußen 
zu einer nationalen deutjchen Politif zu gewinnen? Und auf der 
anderen Seite wollte ih meinem Herrn, der jagte: Jh weiß 
Niemand, wollen Sie mir auf jede Gefahr hin dienen? — meine 
Dienfte nicht verfagen. Ich habe damals Mitwirkung gefucht, ich 
babe Vertreter gejucht, ich fand feine. Warum haben die Herren, 
die den deutichen Gedanken jo tief im Herzen tragen und von 
(Seburt an gepflegt*) und gehegt haben, aber heimlich, recht heim: 
lih, ohne Etwas dafür zu risfiren, 

(Zuruf linfs.) 
warum find Sie damals nicht hervorgetreten? Was haben Sie risfirt? 
_— (Ruf: Gefängniß, Alles!) 

*) S. 432a. 

) Abg. Richter: „Meine Herren, die Dynaſtien find Alles durch das 
Bolt, fie find Nichts ohne das Boll. Als im Jahre 1813 Teutfchland darnieder- 
lag, da war es die Erhebung, die frifche kräftige \nitiative des Volks, die den 
ſchwankenden König von Preußen mit fi fortriß. Und als der König Friedrich 
Wilhelm IV. die Annahme der Kaifertrone verjagte, ala der deutfche Gedanke 
auf vielen Seiten ein Gegenftand des Spottes oder des Greuels war, da war 


e3 die Nation” 2c., wie oben im Text (StB. 391a). 
2) Vgl. oben S. 240. 241. 
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Das war wohl nicht für den nationalen Gedanken, das wird 
wohl andere Gründe gehabt haben. 
(Heiterfeit.) 

Ich will Niemand Unrecht thun, ih weiß Solche, die wirklich für 
den nationalen Gedanken gelitten haben; man braudt nur an die 
Burſchenſchaft zu denken, und an Einige, die in irrthümlicher Auf: 
fafjung der Mittel, weil ihnen das Verſtändniß für die politiiche 
Situation fehlte, anftatt zu juchen, eine hinreichende Armee in 
Deutihland zu Schaffen, diefes Mittel in ihrer ſchwachen Fauſt 
und auf der Barricade fuchten. Das kann Jedem pajliren, und 
für die habe ic) feine Rancune, die habe ich nicht nennen wollen; 
ih bedauere, daß ihnen das Unglüd pajlirt ift. Aber ich habe 
eine jehr angenehme Stellung volljtändig aufs Spiel gejegt, und 
wenn beijpielsweije die innere Campagne gegenüber der ort: 
ohrittspartei mißglüdt wäre, wenn man mid) fallen ließ, ich weiß 
nicht, was aus mir geworden wäre. Das hatte man mir jeden 
Falls zugefihert, daß von meinem Vermögen Nichts übrig bleiben 
würde, man hatte jogar mit Zuchthausftrafe gedroht. Tas iſt 
die Ausſicht, die mir in fortichrittlichen Blättern geitellt wurde. 
Aber nehmen Sie Dloß an: Wenn wir im Kriege Unglück gebabt 
hätten; außer mir bat Niemand risfirt, einen Krieg zu fordern, 
aus dem er nicht kommen durfte, wenn der Krieg feblichlug; und 
das hing nicht von mir ab, ob er fehlichlug. 

Ich bin ſehr ſelten aenetgt gewelen, eine oratıo pro domeo !) 
zu halten; aber wenn der Herr Aba. Nichter mir gegenüber als 
Rivale in den Verdienſten für Schaffung des Deutſchen Neichs 
und Des nationalen Gedankens auftreten will, da muß auch ich in 
dem Zinne Ipreden und ihm einfadh Jagen: Da fommen Sie nicht 
mit mir mit. 

(Yebhaftes, andauerndes Bravo! rechts. „iſchen links.) 


= 


Der Aba. Bamberger enmwiderte in längerer Nede auf die Aus 
führungen Des Meichsfanzlers, ſoweit fie ihn perfönlidh und die von 
ihm vertretene Areibandelspolttif betrafen.  yirft Bismarck gab ihm 
die Antwort in folgender Mede”: 


') Nede für Baus, d. h. zu eigener Nechtfertigung. 


Bismards Handeln für die Nation. Amerikanifher Kornzol. 42; 


Ich will zuerjt gegenüber der Behauptung des Herrn Abo. 
Nichter, daß in Amerika fein Kornzoll eriftirte, anführen, daß ic) 
mir inzwijhen den amerifanifchen Tarif habe geben laffen, und 
derjelbe enthält unter Roggen den Saß: per Buſhel 15 Gent; das 
ift etwa am Roggen berechnet meiner Annahme nad) 50 Pfund, 
das macht aljo auf den Centner 30 Gent, 30 Gent find etwa ein 
Drittel eines Dollars, der hat 4 Mark und etwas darüber, aljo 
es iſt der Schußzoll, der auf Roggen in Amerifa lajtet, mehr wie 
1 Marl per Gentner gegen unjere halbe Mark, und der Abe. 
Richter wird mir danad) zugeben, daß er irrthümlich feine Be: 
bauptung aufgeftellt hat. 

Dann*) unter Weizen ſteht: per Bufhel 20 Cent; das madt 
nah meiner Nechnung auf den Doppelcentner Weizen etwa 
3,25 Mark, alfo auf den einfachen 1,,. Marl. Ich Habe aljo 
vollſtändig Recht gehabt, zu behaupten, daß in Amerika der Schug- 
soll erheblich höher ift als bei uns, umd der Abg. Richter wird 
vielleicht jelbjt Neigung haben, feine Angabe zu berichtigen. 

Ter Abg. Bamberger nöthigt mi, auf einige Angriffe, die 
doch auch wiederum den Gegenſtand viel weniger treffen als meine 
Perſon, zu antworten. Da muß ich ihm zuerft allerdings zugeben, 
daß mir mitunter die Zeit fehlt, Alles zu hören und auf Alles zu 
antworten‘). Auch jelbit, wenn ich ganz gejund wäre, würde fie 
mir fehlen, denn ich habe nicht nur Nebengefchäfte außer den parla: 
mentarijchen, jondern mein eigentliher Beruf ift gar nicht der 
parlanıentariihe. Wenn ich als Reichsfanzler hier erjcheine, jo ift 
meine Legitimation ziemlich zweifelhaft. Ich habe als preußiicher 
Bevollmädtigter ein Recht, Hier zu ericheinen, aber doch durchaus 
nicht die Pflicht; es ift ein freiwilliger Dienjt, den ich der gegen: 
jeitigen Berjtändigung leifte, wenn ich überhaupt hierher komme 
und mit Ihnen discutire ’); ich habe eine verfaflungsmäßige Ver: 


”) S. 436h. 

ı) Abg. Bamberger beklagte fi darüber, daß der Reichskanzler feine 
Nebe zu beurtheilen unternommen babe, ohne fie anders als im Dldenbergfchen 
Auszug zu kennen. „Sch verlange weder, daß der Herr Neichäfanzler meine 
Rede in extenso leje, noch daß er fie anhöre ... Aber Eins glaube ich ver: 
langen zu können, das ift, daß er eine Antwort nicht beurtheilt, ohne fie zu 
tennen” (StB. 432b). 

2) Pal. oben S. 224. 


14. 6. 1882. 


— 
424 IV, Deutjcer Reichstag. 27. April 1892 bis 12. Juni 1883. 


14. 6.1882, pflichtung dazu nicht; und wenn der König von Preußen fein Ge— 
wicht von dem Neichsboden mehr als bisher zurücziehen wollte, 
dann brauchte er bloß feinen Vertretern im Bundesrathe zu em— 
pfehlen, im Neichstage nicht mehr zu eriheinen und nicht mehr zu 
discutiren. Das wäre nicht verfafjungswidrig, denn wir haben 
feine Verpflichtung. Ich vertrete hier auch nicht meine Anfichten, 
ſondern die Beſchlüſſe des Bundesraths, der per majora!) bes 
ſchließt. Ich präftire alfo diligentiam *) recht erheblich, wenn id) 
diefe Lücke der Verfaſſung überhaupt dede mit meiner*) Bereitwillig- 
feit, hier einzutreten; aber es wird aud der Anſpruch, der an 
mich geftellt wird, dadurch übertrieben, daß viel zu wenig ſachlich 
discutirt wird, (Sachen lints.) 


ſondern jede Einwendung damit anfängt: „Der Herr Reichskanzler 
bat gejagt ).“ Hätte er nun die größte Thorheit gejagt, jo ändert 
dies, wie ich ſchon öfters bemerkt habe*), in der Sache gar Nichts; 
man greift immer viel mehr meine Perfon an, meine Tendenz, 
meine Politif, man bleibt nicht bei der Sache; meine Perſon wird 
alfo fünftlich herangeholt, weit über das Maß hinaus, was bes 
rechtigt ift, und dem Rede zu ftehen ich verpflichtet bin. Es handelt 
ſich hier darum, ob Vorlagen, die ich bringe, zwedmäßig find, aber 
nicht darum, ob ich überhaupt ein brauchbarer oder wünjchens- 
werther Minifter bin oder nicht. Die Herren weichen immer ab, 
von der Sache, Eachen linls) 


ebenſo wie früher ein Preußiſcher Landtag. Cs tönt mir bie 
Stimme des Herrn Abg. Virchow noch in den Ohren: „Der Herr 
Minifterpräfident hat geſagt“; anders hat er nie einen Sag an— 
gefangen. Was ich gejagt habe, war unter Umftänden ganz gleiche 
gültig. Wenn er gejagt hätte: die Vorlage, dann hätte id) das 
zugegeben. Es ift erſtaunlich, wie oft mein Name angeführt ift; 
er ift ganz gleichgültig, es ift hier von feiner Politik des Neichs- 
fanzlers die Nede, jondern ich vertrete die Bejchlüffe des Bundes— 


*) StB.: einer. 

) ©. 0. ©. 404 Anm. 1. 

2) Vgl. Bo. VII 384. 

3) ©. 0. ©. 138. 141, vgl. Bo. VII 232. 
+) Dal. 8. VII 232. 


Nicht die Berfon, fondern Die Sache kommt in Betracht. Bismarck der „Auff.” 425 


raths, und wenn Sie ſachlich bleiben wollten, müßten Sie Jagen: 
Die verbündeten Regierungen haben die Vorlagen gemadt — To 
müßten Sie mich aus dem Spiel lajjen. Aber meine Perfon reizt 
Sie, meine Art zu Iprechen reizt Sie, ich bleibe Ihnen zu lange 
an diejer Stelle. Tas begreife ich ja, Andere wollen ja auch ein: 
mal heran; aber laſſen Sie mi doch Ihre Verſtimmung nicht 
entgelten, denn ich habe Ihnen ja ausdrüdlih gejagt‘): Es ift 
nicht mit meinem Willen, daß ich bleibe. ch würde Ahnen fehr 
gern Plag machen, ih würde mid) außerordentlich freuen, Eie 
operiren zu jehen. Wenn Sie meine Perfon mehr aus dem Spiele 
ließen, dann würden Sie dieſer Häfeleien, auf die ich genöthigt 
bin zu reagiren, überhoben*) jein, würden außerordentlich viel 
Zeit gewinnen, und die Sachen würden dadurd) nur gewinnen. 
Ich muß Ichließlich Lediglich im Intereſſe des Geſchäftsganges mid) 
damit vertraut machen, daß ich überhaupt hier mwegbleibe; denn 
ih wirke gemwifjer Maßen, wie das rothe Tuch — ich will den Ber: 


gleich nicht fortfegen — (Heiterkeit) 


id habe früher gejagt, wie der Auff, der Uhu in der Krähen— 
bütte 2): jomwie ich fomme, ift Etwas los. Der Herr Abg. Lasker 
hat gejagt: „Der Reichöfanzler wird eine große Action machen ?).” 
Ih Halle große Actionen und bin vergnügt, wenn ich defjen über: 
hoben bin. 

Der Herr Abg. Bamberger hat gejagt, mein ganzes Syſtem 
jei falſch). Ya, dieſe Ueberzeugung ift vollftändig gegenfeitig, es 
ift eine petitio principii ®); id) halte das Syſtem des Herrn Abg. 
Bamberger von Grund aus falſch und das der ganzen Fortſchritts— 
partei; ich halte den ganzen Freihandel für falſch. Alfo mit diefer 
allgemeinen Behauptung, daß wir unfer Syftem gegenfeitig für 


*) S. 437. 

) Bel. o. ©. 242. 

) S. o. ©. 242. 

2) S. o. ©. 327. 

) Abg. Bamberger: „Meine Anſicht ift die: das gegenwärtige Syſtem 
des Herrn Reichskanzlers, ... der Wirthſchaftspolitik des Herrn Reichskanzlers 
halte ih für durchaus falſch und ſchädlich“ (StB. 4338). 

®) Unter petitio principii verfteht man einen Fehler im Beweiſe, der 
darin befteht, daß man Etmad aus einem Grunde beweift, der felbft erſt des 
Beweiſes bedarf. 


14. 6. 1882. 


Petitio principii. Schugzoll und Monopol in Frankreich und Amerifa. 497 


Sch Ierne jehr gerne, ich lerne aud) von Herrn Abg. Bamberger 14. 6. 1882 
ſehr gerne, ich behaupte nicht, ausgelernt zu haben, aber den 
Schußzoll haben wir von daher nicht geholt. Wir haben ihn unter 
Friedrich dem Großen in jehr hohem Maße gehabt, wir haben ihn 
zur Zeit des alten Zollvereins — der Tradition, auf die man fid 
jo gerne beruft — in dreifach höherem Maße gehabt, und der 
Verſuch, uns davon loszujagen, iſt ein ganz neues Erperiment, 
was vor 15 oder 20 Jahren feinen Anfang genommen hat, und 
was fich nicht bewährt hat, weil es uns nahe an den Hungertod 
und an die Auszehrung gebracht hat. Alle Nationen, die Schub: 
zölle haben, befinden fih in einer gewiſſen MWohlhabenheit, und 
auch Frankreich, was an diefer angeblich aushungernden Krankheit 
jeit Jahrhunderten und länger, jeit Colbert !), leidet — wir finden, 
daß es profperirt, daß es troß feiner ungebeuren Bermültungen, 
die durch innere Nevolutionen und Kriege entitanden find, doch 
eine jehr reihe Nation it, von der es ſchon im vorigen Jahr— 
hundert zweifelhaft war, zur Zeit des fiebenjährigen Krieges, ob 
Sstanfreich oder England reicher wäre, und die nod) heute die un: 
geheuren Koften ihrer Revolutionen und Kriege mit einer Sicher: 
heit ertragen kann, wie fie die, die unferige weit überjteigende, 
Militärlaft mit einer Freudigfeit trägt, die ums zum Beifpiele 
dienen ſollte. 
a3 bat Amerifa für große Geſchäfte gemacht financiell und 

wirthihaftlih”) von dem AugenblidE an, wo cs das Doppelte, 
Ssünffache, Zehnfache“**) unjerer Schußzölle eingeführt hat, wo es 
überhaupt das Princip verfolgt, ſeine Geſetzgebung nur für den 
Schuß der Amerikaner zu machen! Amerika ijt reich geworden, 
bezahlt feine großen Schulden von den inneren Kriegen in einem 
Maße ab, defjen Ziffern auf uns einen unwahrſcheinlichen Eindrud 
machen, aber dod) richtig find. 

Unjere übrigen Nachbarn jteigern ihre Zölle, Rußland würde 
ohne feinen Schutzzoll Ihon lange nit in der Yage fein, feine 
Finanzen in der bisherigen Höhe zu halten, und es ift eine große 


*) ©. 437b. 
**) StB.: den doppelten, fünffachen, zehnfachen. 
1) ©. Bd. VIII 29. 
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Ungerechtigkeit, wenn uns die Thatſache immer vorgehalten wird, 
daß England feinen Schutzzoll abgeſchafft hat, nachdem er ihm die 
binreichenden Dienfte gethan bat. England hat die ftärfften Schutz⸗ 
zölle gehabt, bis es unter deren Schuß jo erftarft war, dab es 
nun als hereuliſcher Kämpfer heraustrat und Jeden herausforderte: 
Tretet mit mir in die Schranken)! Es ift der ſtärkſte Fauft- 
fämpfer auf der Arena der Concurrenz, es wird immer bereit fein, 
das Necht des Stärkeren im Handel gelten zu laſſen. Das Recht 
des Stärkeren gibt aber der Freihandel, und England ift durch 
fein Capital und durch die Lager*) von Eifen und Kohlen, durch 
feine Häfen der Stärkfte im Freihandelsfauftrecht geworden; aber 
doc nicht allein durch feine günftige geograpbiiche Lage, ſondern 
nur dadurd, daß es jo lange, bis feine Induſtrie vollftändig ers 
ftarkt war, ganz erorbitante Schugzölle dem Auslande gegenüber 
hatte, Nun ift es ftark genug und jagt zu den Anderen: „Nun 
fommt her, mit uns frei zu ſtreiten; Ihr werdet doch nicht jo 
thöricht fein, Ihr werdet doch Euer Geld unferen Producten opfern.” 
Das zauberifche Wort „Freiheit“ wird als Kampfruf an die engs 
liſche Neberlegenheit geknüpft, und mit dieſer Maske werden unjere 
Freiheitsfhwärmer an die Aushungerung und Ausbeutung durch 
den ausländifchen Handel gefirrt. Ich hatte lange Zeit nicht die 
Möglichkeit gehabt, diefer Frage näher zu treten, und ich habe 
nicht mehr Einficht wie andere Leute; ich hatte früher Anderes zu 
thun und habe Anderen nachgebetet, bis ich durch das Austreten 
des Herrn Minifters Delbrüd gezwungen wurde, mic ſelbſt um 
die Sache zu befümmern; da habe ich gefunden, daß ich im Irr— 
thum war®). Das war ja auch nicht mein Hauptgejchäft. 

Der Herr Abg. Bamberger hat ferner die rhetoriihe Form 
gebraucht, mich und meine ſachlichen Motive abzumehren, indem 
er mich einer ungerechten perfönlihen Verlegung — er hat fogar 
das Wort „Verdächtigung” gebraucht — angeflagt?). Es ift ja 


*) StB.: Lage, 

») Bl. Bo. VIIT 31. 

Bgl. Bd. VII 371 ff., VIII 148. 250, oben S. 138 f. 142. 

) Abg. Bamberger: „Meine Herren, wern man Jemanden gar nicht 
mehr mit Thatfachen verdächtigen kann, jo verdächtigt man ihm mit feiner Ges 
finnung” (StB. 433b). 


Englands Freihandel. Bambergers fittliche Entrüftung ift unbegründet. 429 


das leicht, fih in den Mantel der gekränkten Unſchuld zu hüllen, 
wenn man jahlih Nichts zu jagen weiß. Ich beftreite aber, daß 
ih mit irgend einem Wort den Herrn Abgeordneten verdächtigt 
habe, daß ich behauptet, er habe perfönlihe Motive — den Aus: 
drud hat er gebraucht; es hat mir vorgefchwebt, daß das vielleicht 
eine Neminiscenz von vor einigen Tagen geweſen ijt, die ihm ge: 
fommen ift, wobei ihm die Nede des Herrn v. Ludwig”) und Die 
meinige in einer Verſchwommenheit vorgeſchwebt haben, die jonft 
eigentlich nicht berechtigt ijt, und ich beitreite, daß Herr Bam— 
berger irgendwie von mir einen Anlaß befommen hat, die Dürftig- 
feit jeiner fahlidhen Gründe mit dem Mantel der fittlihen Ent: 
rüftung, des perlönliden Gefränftjeins zu deden. Ich habe ihn 
nicht gefränft und nicht die Abficht gehabt, ihn zu fränfen, es hat 
mir das fehr fern gelegen. Ich habe nur behauptet, daß, wenn 
er, wie er ed gethan hat, im Sinne der deutſchen Nation zu mir 
ſpricht als Vertreter eines Wahlfreifes mit, ich weiß nicht, welcher 
Majorität, wo eine Menge anders denkender Leute daneben ftehen, 
daß das feine berechtigte Pofition ift, auf Grund deren er mir, 
wenn er nicht fachlich widerlegt, widerſprechen kann; daß ich die 
Nation eben jo gut vertrete, wie er, meiner Meinung nad, was 
er mir implicite auch zugegeben hat. Eine perfönliche Kränkung 
liegt darin nicht. Ich habe ihm nicht, wie er behauptet, die per: 
ſönliche Achtung verfagt, ich habe nur*) die Thatfache angeführt, 
daß er vermöge jeiner langen ausländiichen Beziehungen vielleicht 
noch weniger verwachſen und vertraut ift mit den deutſchen Ber: 
hältniſſen, wie ich, der ich von Kindheit an nie?) im Auslande gelebt 
habe. Sujet mixte?) — darin liegt auch gar feine Kränkung; 


*) ©. 438a. 

1) Der Abg. v. Ludwig hatte in der 14. Sisung vom 9. Juni 1882 
vom Abg. Bamberger gejagt, daß er, wenn er font objectiv fein wolle und 
feine befonderen Jntereffen ein Bishen im Hintergrund figen 
habe, das Richtige treffe (StB. 3096), eine Bemerkung, die den heftigen Un— 
willen des Abg. Bamberger erregte. 

?) Ausgenommen die Zeit der Pariſer und Petersburger Geſandtſchaft 
1259 — 1862. 

2) S. 0. ©. 418. Der Abg. Bamberger nahm den Ausdruck fehr übel: 
„Meine Herren, ich habe kein fo großes und thatenreihes und ruhmgefröntes 
Leben wie der Herr Neichäfanzler Hinter mir, aber ich habe Gottlob ein vor: 
wurfsfreies und befanntes Leben hinter mir, und möge er doch fehen, wo er 


14.6. 1882, 
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Hände zu legen dem Könige rathen; dann wollen wir einmal jehen, 
was Sie fünnen. (Heiterfeit.) 


Dann werden fich alfo die Verhältniffe der „Neuen Nera” !) und von 
1848 wiederholen; es fragt fih nur, wie lange es dauert, wie 
viel Unglüf wir in der Zeit erleben werden. Sch verftehe den 
Zuruf: „Es wird Schon kommen,” jo; nun, da erwarte ih Sie. 

Der Herr Abgeordnete hat mir vorgeworfen, als ob ich Zwie— 
tracht zwischen den Fractionen ftifte. Wie jollte ich das anfangen? 
Ich habe immer nur meine Ueberzeugung vertreten; ich habe manch— 
mal bei der einen Fraction, manchmal bei der anderen Unter: 
jtügung gefunden. Sollte ic) etwa mein Beltreben für die Einig- 
feit unter den ‚sractionen dadurch bethätigen, daß ich die Seceifion 
verhinderte und die alte große Bartei erhielt? Dazu bin ich nicht 
mädtig genug. Hätte Herr Barnberger mich perjönlich gefragt, 
ſo hätte ich ihm ſchon früher gerathen, auszutreten, und hätte im 
Intereſſe der Einigfeit der nationalliberalen Partei empfohlen, die- 
jenigen, die vorher austraten, die jeßt Feine Fraction gebildet 
haben, zu reforbiren,; ich würde im Intereſſe der Einigkeit thätig 
gemwejen jein. Sch hätte ferner dem Herrn Abgeordneten im Snter: 
elle der Eonfolidirung der Parteien gerathen, nicht eine Mittel: 
partei zu bilden, fondern einfach der Fortſchrittspartei beizutreten, 
der er meiner Ueberzeugung nad) angehört. Die Unterjchiede, die 
Sie von dort trennen, find fo minimal, daß ſchon im Intereſſe 
der vielen überwiegenden Punkte, die Ihnen gemeinschaftlich find, 
meines Erachtens Sie diejelben vergeſſen fünnten. Wir werden 
vielleicht mit der Zeit dahin kommen, immer Eleinere Fractionen 
zu bilden, weil ein Jeder, dem eine Fraction zu groß ift für feine 
Geltung darin, gleich Secejfion macht, weil er lieber mit Cäſar 
der Erfte in*, Corfinium (glaube ich) fein will, als in Rom der 
Zweite). Im Intereſſe der Einigfeit gebe ich den Herren noch heute 
den Rath, ſich mit der yortichrittspartei zu vereinigen; dann ift die 
Mannigfaltigfeit der Strahlenbrechung wenigstens um eine vermindert. 


*) StB.: im. 

1858- 1862. 

2) Nah Plutarch, Caesar c. 11, that Cäſar dieſe Aeußerung mit Bezug 
auf ein barbarijches Städtchen in den Alpen. 


14. 6. 1882. 
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14. 6. 1882. Der*) Herr Abgeordnete hat ferner den Ausdrud „Moloch“ 
bemängelt’). Moloch ift ein Götze, der mit einem gewiffen Fanatis- 
mus angebetet wird; das muß man aber nicht buchftäblich nehmen. 
Ich nenne „Moloch“ heut zu Tage in der Politik den Dienft einer 
beftimmten ſchädlichen Richtung, die mit einem gewifjen Fanatis— 
mus betrieben wird, jo wie vom Cobdenchub ein Jeder als Feind 
oder Narr behandelt wird, der nicht beiftimmt. Weiter habe ic) 
Nichts jagen wollen. Eine kränkende Beimefjung habe ich nicht 
beabfichtigt, und der Herr Abg. Bamberger ift in der kämpfenden 
Dialektit jo bewandert, daß ich nicht habe vermuthen können, daß 
er diefen uralten Ausdrud übel empfinden werde. Der Herr Ab- 
geordnete hat ferner an eine Anficht des Herrn v. Blandenburg 
erinnert: In Pommern wäre man der Meinung, wenn Einer grob 
würde, müſſe man doppelt jo grob fein®). Meine Herren, ich 
bin fein Pommer, id bin ein Altmärker und theile diefe Anſicht 
nicht; ich bin der Meinung, man foll, wenn Einen der Zorn übers 
mannt, höflich bleiben. Ich bemühe mich und erfenne die Wer 
pflihtung an, ich ziebe auch gern zurück, wenn id im Zorn mid) 
übereilt habe, aber die Grobheit erkenne ich nicht als berechtigt an. 
Der Herr Abg. Bamberger vermeidet auch feinerjeits dieje Klippe, 
ich kann ihm die Anerkennung nicht verfagen, daß er mit jehr ge 
wandter Dialeftit immer die Formen der guten Gefellichaft feiner: 
jeits beobachtet. Es follte das gefchehen von allen Seiten. 

(Heiterfeit.) 


*) ©. 438b. 

’) Abg. Bamberger: „Ich habe dem Herrn Reichslanzler nie ſchlimmere 
Abfichten untergefhoben, ich habe ihm immer nur Serthümer vorgemorfen, wenn 
ich ihm befämpft habe, ich babe nie beifpieldweife eine folde — 
gewendet, dah ich von dem Schußgolljgftem des derrn Neichötanslers, das 
jegt vertritt, geſprochen hätte, mie er von dem Syſtem, zu dem ich mich w 
tenne, als von einem Molod“ (StB. 435a). 

?) Abg. Bamberger: „Der Herr Reichskanzler fühlt in feiner Nebermacht 
nicht, wie verlegend er oft gegen Andere ift. Ich weiß, daß ich das, mas er 
in feiner Antwort fagt, nit in dem Mafe zurüdgeben re Ich — 
mid) eines unvergeßlichen Eindruds aus dem Jahre 1868, als ih 
Male im Zollparlament ſaß; da jagte ein Gutsnachbar und Freund 
Neichätanglers, der damalige Herr Abg. v. Blandenburg: In Pommern ve 
es eine Voltsregel: Wenn Jemand grob ift, fo fei doppelt grob! Ich fagte 
damals ſchon, auf diefe Weife werde ich nie zu meiner Sache fommen; denn 
doppelt fo grob wie gewiſſe Leute werde ich nicht fein" (StB. 4358). 


„Moloch“ des Freihandeld. Bambergers Dialektik. Bismards Socialismus. 433 


Aber im Uebrigen, in Bezug auf das dadurch bethätigte 
Wohlwollen, kann ih nur mit dem Spridmwort antworten: Le 
diable n’y perd rien !). Seine Pfeile, die er mit feinem Wohl: 
wollen unter dem wohlthuenden Mantel der Sanftnuth und der 
leidenfchaftslofen Sprache abfeuert, fiten um fo feiter. 

Er hat mir ferner vorgeworfen, daß ich die Maflen veradhte?). 
Das ift Doch ein unberechtigter Vorwurf in dem Momente, wo ich 
gerade gegenüber der Winorität der Bevölkerung für die Maffen 
fämpfe ſowohl in der Belteuerung, als auch in dem Hauptvor— 
mwurfe, den mir der Abgeordnete machte — des Socialisnus. Ich 
erinnere mich nicht genau der Worte, die er ſagte; aber der Ge: 
danfe, wenn ich nicht irre, war der, es genüge zu meiner Ber: 
urtheilung, daß ich gejagt hätte, der Staat müſſe activ einjchreiten 
für die hilfsbedürftigen Claffen ?). Bei diefer Lage der Sade bin 
ih doch derjenige, der die Maſſen vertritt, und der Abgeordnete 
derjenige, der auch nicht einmal das Capital mir gegenüber ver: 
tritt; denn ich bin fein Feind des Capitals in den Anfprüchen, 
auf die es berechtigt ift. Ich bin weit entfernt, dagegen eine feind- 


1) Der Teufel verliert Nicht3 dabei. 

2) Abg. Bamberger: „Glaubt er (der Reichskanzler), daß irgend Jemand 
vom Freihandel zum Schutzzoll befehrt wird, weil der Reichskanzler ... ihn 
einen Moloch nennt? Nicht im allergeringften. Das könnte ... nur berechnet 
fein auf diejenigen Mafjen, die der Herr Reichskanzler 3zuveradten 
behauptet” (StB. 435a). 

2) Abg. Bamberger: „Meine Herren, ih bin ein (Gegner des gegen: 
wärtigen Syſtems des Herrn Reichsfanzlers; und wenn ih nur das einzige 
Wort an der Stirne diejes Syſtems finde, welches zwei Mal in den Motiven 
eined Geſetzes gedrudt morden ijt, man müſſe den arbeitenden Glaffen durch 
augenfällige Veranſtaltung zeigen, das der Staat aud für fie da ift — eine 
Umſchreibung des famofen Wortes der „Enterbten“ —, wenn aud nur dieſes 
einzige Wort, welches die ganze ftaatlihe Erijtenz, die ganze Baterlandsliebe, 
die ganze Geſchichte aller Nationen rüdmwärts verdammt, wenn aud nur dies 
eine verrätherijche Wort in den Motiven wäre, fo würde dad genügen, zu fagen: 
Mein Syitem ijt allerding3 im größten contradictoriihen Widerſpruch gegen das 
Syſtem, das der Reichskanzler jegt vertritt. Der Reichskanzler ſpricht ganz 
ſtillſchweigend (?!) davon, daß es ausgemadt fei, man müffe fociale Reformen 
einführen im Deutſchen Reid. Run, meine Herren, als das Deutfhe Reich ge: 
gründet wurde, — von Socialiftit und von ihrem ganzen fehr bunt geftalteten 
Wörterbud) mar damal3 noch gar feine Rede. Im fundamentalen Pact des 
Deutſchen Reichs fteht von Herrn Schäffle, Yajjalle und Marr Nichts, und man 
Tann deshalb volljtändig im Rechte fein, wenn man dagegen proteftirt, daß das 
Deutſche Reich jet auf diefe Bahn gebraht werde” (StB. 434 a). 
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Auch dieſe 7 Pfennige pro Centner find ſchon ein Vortheil, den 
die Landwirthſchaft Fein Recht hat von fih zu weilen, wenn fie 
auch ihrerjeits no) immer für den Gentner, im Inlande erbaut, 
1 Mark directer Abgaben zu zahlen hat, und auf dieſe Weiſe noch 
immer im ausländichen Intereſſe und im Intereſſe des beweg— 
lihen Handels, des Zwiſchenhandels, ausgejchlacdhtet wird. Für 
den eigentlihen Kaufnann, für den Zwilchenhandel wäre es ja 
das Ermwünfchtefte, wenn Alles, mas bei uns gebraudt wird, vom 
Auslande gekauft, und wenn Alles, was bei uns im Inlande pro: 
ducirt wird, nach dem Auslande ausgeführt würde. Da müßte 
Alles durch feine Hände gehen. Deshalb Tann ich auf die Wünjche 
diefer Kreiſe einen enticheidenden Werth nicht legen, namentlich 
weil ihre Kopfzahl außerordentlid gering ift und mit dem Ein 
fluffe, den fie auf unſere Gejebgebung üben, nit im Verhältniſſe 
ſteht. Ih bin ein Anhänger der Majorität, "aber die Majorität 
im Deutſchen Reiche beiteht aus Landwirthen, Aderbauern, und 
für diefe Majorität trete ic), wenn ich das Majoritätsprincip allein 
für maßgebend halte, in erfter Linie ein. Sch erfenne aber da- 
neben das Princip der Autelligenz, der vernünftigen Erwägung 
der Steuergejege und das Princip des monardiichen Einfluffes 
an, und wenn nach meiner Üeberzeugung die VBernünftigfeit einer 
Vorlage mit der monarchiſchen Autorifation übereinftimmt, dann 
bringe ich fie, dann kämpfe ich für fie. Sie haben das Recht, fie 
abzulehnen, und wenn Sie fie ablehnen, To ift es Sache der Taktik, 
ob und wann wir fie wiederbringen. 

Aber was die Anfechtung des Syftems betrifft, was durch die 
Bollgefeggebung von 1879 mit Majorität inaugurirt worden ift, 
jo ift die auch verfuht worden in neuejter Zeit, und man hat 
einen großen Sieg darüber verkünden wollen, daß einige neue 
Anträge auf Schutz der inländiiden Production in der Minpderheit 
geblieben find. Nun, meine Herren, wir fünnen ohne Zujtimmung 
der Majorität feine neuen Anträge durchbringen; aber man hat 
damit den Gedanken verfnüpft, als könne man durch Refolutionen 
und Anträge die verbündeten Regierungen in der Stellung, die fie 
in der Zollgefeggebung eingenommen haben, erjchüttern oder irgend— 
wie irre maden. Meine Herren, da könnte uns die ftärkite Ma- 
jorität diejes Haufes gegenüber ftehen, wir werden in der Beziehung 
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14.6.1882. an dem, was wir an Schugzöllen für die vaterländifche Arbeit 
bisher gewonnen haben, unbedingt feithalten. Das ift die Meber- 
zeugung nicht bloß der preußiſchen, fondern der ſämmtlichen ver— 
bündeten Regierungen ganz unerſchütterlich, und Feine Nefolution 
und fein Antrag fann uns darin irre machen, und wenn Sie alle 
diefe Nefolutionen mit überwältigender Majorität zur Annahme 
bringen, jo wird uns die Weberzeugung von dem, was bem Reiche 
und Deutichland von Nugen ift, doch höher ftehen, als bie 


Majorität. (Bravo! rechts.) 


Ag. Richter: „Meine Herren, der Herr Reichslanzler hält uns 
vor, daß mir jagen: „Der Herr Reichslanzler Hat gefagt“. Nun, 
meine Herren, ich habe darin Feine perjönlide Färbung — Bu 
der Herr Neichsfanzler noch viel öfter, als ich ihm citirte, 

Rede einflocht: „Der Herr Abg. Richter hat gejagt“. — 
Herren, ich muß in der That ſagen: Wer, wie der Herr 
fo feine perſönlichen Verdienſte, ſeine perſönlichen Erlebniſſe zur Unter: 
ftüßung feiner Gründe und Anfichten anführt, ... der wird es natür- 
lich finden, wenn an feine Perjon, als an die mafgebenpite und größte 
Autorität, die Redner aud in der Form anknüpfen. Der Herr Reichs 
fanzler ... 

(Fürft Bismard verläßt den Saal; große Heiterkeit.) 
— meine Herren, das genirt mid) nicht mehr, ſeitdem ic weiß, daß 
der Herr Reichskanzler beim Frühftüd meine Nede um fo aufmerlſamer 
leſen wird.” Seine weiteren Ausführungen galten abermals weniger 
der Sache ald der Perfon; fie hatten die Tendenz, den. Fürften Bis: 
mard als einen Mann hinzuftellen, der Unfehlbarleit des Urtheils 
beanfpruche und doch beftändig von Extrem zu Extrem jhwanfe, die 
Bevölferungsclaffen gegen einander verhege, die Verbienfte der Fort- 
ſchrittspartei in den Zeiten des Gonflict® und um die Zöfung ber 
deutſchen Frage verfleinere, um ſich ſelbſt das alleinige Verdienft zu 
zuſchreiben 2c. 2c. Nach einer Rede des Abg. Hafenclever gegen 
das Monopol, dem fein Socialvemofrat zuftimmen Fönne, weil es nicht 
focialiftifch fei, fondern allein im fiscaliihen Intereſſe eingeführt 
werben jolle, wurde die Debatte geſchloſſen. Es folgten zwei per: 
ſonliche Bemerkungen, die Aeuferungen des Fürjten Bismard be: 
trafen: 

Der Abg. Virchow verſprach eine ſtatiſtiſche — 
anſtellen zu wollen, inwieweit die Behauptung des Reichelanzlers wahr 
fei, daf er (Virchow) feiner Zeit alle Neden im Preufiihen Sandtage 
mit den Worten angefangen habe: „Der Herr Minijterpräfivent hat 
gejagt“, und dem Reichstage feiner Zeit davon Kenntniß geben zu 
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wollen’). Der Abg. Bamberger jtellte in Abrede, dem Reichskanzler 
feine Parteinahme für die Maſſe vorgeworfen zu haben, feine Bemerkung 
babe fich gegen eine Stelle in den Motiven für die Unfallverfiherung 
gerichtet, mo gejagt jei, man müſſe in den Arbeitern das Gefühl er: 
weden, daß der Staat aud für fie da jei, der Nachdrud aber auf den 
Schein, daß Etwas für fie gejchehe, gelegt werde, nicht auf die Sache 
jelbft. Die Bezeichnung „sujet mixte“ auch in dem von Yürft Bis: 
mard erläuterten Einne lehnte er als unrichtig ab. Seit den zwölf 
Jahren, die das Deutſche Reich beftehe, habe er nicht drei Monate in 
Frankreich zugebradt, und zwar zum Theil deshalb, weil er dort von 
Vielen für einen „suppot de Bismarck“, einen Ecergen Bismards 
gehalten werde. 

Nah dem Schlußwort des Referenten der Commiffion, Dr. Barth, 
wurde der principielle $ 1 der Monopolvorlage in namentlicher Ab: 
jftimmung mit 277 gegen 43 Stimmen abgelehnt. In der 19. Sitzung 
am 15. Juni wurde die Vorlage in allen einzelnen Para: 
graphen (2—72) abgelehnt und die von der Commilfion vor: 
geichlagene Refolution in folgender auf Antrag des Abg. v. Bennigſen 
abgeänderten Form mit 155 gegen 150 Stimmen angenommen: 

Der Reichstag wolle beichließen zu erklären, daß nad) der 
erft durch Geſetz vom 16. Juli 1879 erfolgten Erhöhung der 
Tabakſteuer eine weitere Belaftung und Beunruhigung der Tabaf: 
induftrie unftatthaft erfcheint. 

Unmittelbar darauf verlas der Präfident folgendes Schreiben des 
Reichsfanzlers*): 

Mit Ermädtigung Str. Majeftät des Kaifers beehrt fich der 
Unterzeichnete dem Reichstage den Antrag, zur Bertagung des 
Neihhstages vom 19. Juni bis zum 30. November 1882 die 
Zuftimmung zu ertheilen, Zur verfaſſungsmäßigen Beihlußnahme 
ganz ergebenft vorzulegen. 

Der Neichsfanzler 
v. Bismard. 

Nach längerer Debatte bejchloß der Reichstag in der 20. Situng 
am 16. uni 1882 mit großer Majorität die Bertagung. 

Am 30. November trat er zu neuer Berathung zufammen. 


*) EB. 5084. 
1) Das Letztere iſt nicht geſchehen. Wahrſcheinlich ergab die Unterſuchung 
eine Beſtätigung der von Fürſt Bismarck behaupteten Thatſache. 
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Sie mir Ihre Nachſicht gewähren wollen, daß ich ihn inmitten 
dieſer Discuſſion in Parentheſe anbringe; ich bedarf Ihrer Unter: 
ſtützung in einem Auftrage, den ich von Sr. Majeſtät dem Kaiſer 
erhalten habe, und namentlich der Unterſtützung eines Theiles der 
Verſammlung, den ich ohne freiwillige Mitwirkung der Herren nicht 
begrenzen und conſtatiren kann. Ich habe von Sr. Majeſtät die 
folgende Ordre erhalten: 

Auf Ihren Bericht vom heutigen Tage will Ich als Bei— 
hilfe zur Linderung des augenblicklichen Nothſtandes) und 
um den Gedanken zum Ausdruck zu bringen, daß das ge— 
ſammte Reich einen ſo ſchweren Nothſtand einzelner Theile 
ſeines Gebietes mit empfindet, aus Meinem Dispofitions- 
fonds bei der Reihshauptcafle den Betrag von 600000 Marf 
bewilligen, (Lebhaftes Bravo!) 
und beauftrage Sie, die Verwendung derſelben mit möglichſter 
Beſchleunigung herbeizuführen. 

(Bravo!) 

Meine Herren, für die anderweiten Zuwendungen liegen ja 
die Anträge der einzelnen Regierungen vor. Dieſelben werden 
aber mit großer Beſchleunigung ſich nicht verwirklichen laſſen, 
einmal, weil die Regierungen über keine Geldmittel verfügen, die 
nicht an die Bewilligung von in der Regel zwei parlamentariſchen 
Körpern gebunden wären, und zweitens, weil die Vorſorge der 
Landesregierungen ſich wahrſcheinlich mehr auf die Erhaltung 
reſpective Wiederherſtellung des status quo ante?) der Beſchädigten 
richten wird, was man in früheren Zeiten bei uns in Preußen 
Retabliſſementsgelder nannte, nach dem Kriege, wie alſo beiſpiels— 
weiſe an einzelne Beſchädigte zur Erhaltung im Haus- und Nah— 
rungsſtande, an Gemeinden zur Wiederherſtellung ihrer beſchädigten 
Gemeindeanlagen, zur Wiederherſtellung und nothwendigen Ver— 
beſſerung der beſchädigten Deich- und Uferſchutzwerke. Darauf 
ſind, ſoviel ich mich informirt habe, die Beſtrebungen der einzelnen 
Regierungen gerichtet. Es handelt ſich aber hier noch um etwas 

1) Hervorgerufen war der Nothſtand durch die Ueberſchwemmung des 


Rheins. 
2) Des früheren Zuſtandes, vgl. Bd. VI 297. 
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gerade der inundirten Wahlkreife als Vertreter der direct Be: 
ihädigten. Ohne Beiprehung und beziehungsmweife perjönlichen 
Meinungsaustaufh mit den Herren kann ich aber nicht darauf 
rechnen, den Intentionen des Kaifers*) gemäß die Verwendung 
zu machen. Ich möchte daher von meiner Anweſenheit bier den 
Gebrauch maden, diejenigen von den Herren Unterzeichnern des 
Aufrufs der Abgeordneten von Baden, Heflen, Bayern, Württem— 
berg, Preußen, welche mir die Ehre erzeigen wollen, mic) zu be- 
ſuchen und diefe Frage mit mir einftweilen vertraulich zu dis— 
cutiren, zu bitten, daß fie die Freundlichkeit haben wollen, fich 
heute Abend um 9 Uhr in meinem Haufe zu verfammeln, wo ich 
dann mit ihnen über die weitere Behandlung der Frage in Ver: 
bindung treten würde, hauptſächlich um die Bereitwilligfeit der 
Herren Abgeordneten zu conftatiren, daß fie fich ihrerjeits mit der 
Verwendung der Kaiferlihen Bewilligung direct befaffen wollen, 
weil dem Reiche die directen Organe hierzu fehlen, und eine amt: 
lihde Correfpondenz von Regierung zu Regierung — abgejehen von 
der Schwierigkeit, daß der Kaifer felbft eine richtige Würdigung 
der Größe der einzelnen Echäden und eine richtige Vertheilung 
übernehmen müßte — zu zeitraubend fein würde, um dem augen: 
blilichen, mit der eintretenden Kälte zum Theil bis ins Unerträg- 
lihe gefteigerten Nothitande wirkſam abzuhelfen. Der Zwed, zu 
dem ich hauptſächlich das Wort ergreife, it aljo, die Herren, die 
ih in der furzen Zeit nicht perfönlich conftatiren, ermitteln Tann, 
um jedem Einzelnen zu ſchreiben, von diefer Stelle aus zu bitten, 
daß fie mir heute Abend um 9 Uhr oder bald nah 9 Uhr behufs 
Beiprehung diefer Frage die Ehre ihres Bejuches erzeigen wollen. 
(Allfeitiges lebhaftes Bravo!) 


An den weiteren Verhandlungen des Reichstags, der am 16. Fe: 
bruar 1883 abermals vertagt wurde, um am 3. April feine Sigungen 
wieder aufzunehmen, betheiligte ſich Fürſt Bismard nit mehr per: 
fönlid. Doc bedürfen zwei Kundgebungen, eine Allerhöchſte Bot: 
ihaft an den Reichstag und ein Schreiben des Kanzler3 an 
den Präfidenten des Reihstags, im Zufammenhang mit den poli: 
tiſchen Reden des Fürften Bismard der Mittheilung. 


*) StB.: Kreiſes. 
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bündeten, dankbar für die hingebende Arbeit Unferer Behörden, 
fehen Wir auch auf dem Gebiete der Reichsgeſetzgebung den An 
fang des Reformmerfes jo meit gediehen, daß dem KReichstage 
beim Beginne der jetigen Seſſion der Entwurf eines Gejeßes über 
Berfiherung der Arbeiter gegen Betriebsunfälle in neuer, mit 
Rüdfiht auf die früheren Verhandlungen umgearbeiteter Faſſung 
vorgelegt und ergänzt werden konnte durch einen Geſetzentwurf 
zur Organifation des gewerblichen Kranfencafjenweiens. 

Seitdem haben Wir, den Verhandlungen des Reichstages über 
diefe Vorlage mit befonderer Aufmerfjamfeit folgend und zu jeder 
möglichen Erleichterung derjelben gern die Hand bietend, an dem 
Wunſche wie an der Hoffnung feitgehalten, daß diefe Seſſion des 
Reihstages nicht zu Ende gehen werde, ohne daß jene Vorlagen 
in einer ihrem Zwed entiprechenden, ihre Ziele fihernden und ihre 
Sanction als Geſetze ermöglichenden Geſtalt zur Annahme ge: 
langten. 

Wir haben auch mit Anerkennung und Befriedigung gejehen, 
wie die ernjte Arbeit, weldhe der Berathung des Krankencaſſen— 
gejeges gewidmet worden ift, dieſen Theil der Gejanımtaufgabe 
bereits jo weit gefördert hat, daß in Bezug auf ihn die Erfüllung 
Unferer *) Erwartungen faum mehr zweifelhaft erjcheint. 

Mit Sorge aber erfüllt es Uns, daß die principiell wichtigere 
Vorlage über die Unfallverfiherung bisher nicht weiter gefördert 
worden ift, und daß daher auf deren baldige Durchberathung nicht 
mit gleicher Sicherheit gerechnet werden fann. Bliebe diefe Vor— 
lage jest unerledigt, jo würde auch die Hoffnung, daß in der 
nächſten Seſſion weitere Vorlagen wegen der Alters: und Invaliden— 
verforgung zur gejeglichen Verabſchiedung gebracht werden fönnten, 
völlig Shmwinden, wenn die Berathungen des Reichshaushaltsetats 
für 1884:85 die Zeit und Kraft des Reichstages nod) während der 
Minterjeifion in Anſpruch nehmen müßten. 

Wir haben deshalb für geboten erachtet, die Zuftimmung der 
verbündeten Regierungen dahin zu beantragen, daß der Entwurf 
des Neichshaushalts für 1884585 den Neichstag jeßt von Neuem 
zur Beſchlußnahme vorgelegt wird. Wenn dann die Vorlage über 


*) ©. 1956b. 
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ftätten für Privatrechnung 2c., zu Discutiren, ging dem Präfidenten 
v. Levetzow folgendes Schreiben des Reichskanzlers zu*): 
Unter Nr. 280 der Reichstagsdruckſachen liegt ein Antrag vor: 
Der Reichstag wolle bejchließen: 
die Militärvermwaltung aufzufordern, den Geichäftsbetrieb 
in Militärwerkftätten für Brivatrechnung, den Handelsverfehr 
der Cantinen mit Civilperfonen und die Verwendung von 

Pferden der Militärverwaltung zum Lohnfuhrgewerbe zu 

unterfagen. 

Mit Bezugnahme auf Art. 17 der Reichsverfallung, nad 
weldem St. Majeltät dem Kaifer unter Berantwortlichfeit des 
Neichsfanzlers die Ueberwachung der Ausführung der Reichsgejege 
zufteht, und auf Art. 63, nach weldhem das geſammte Reichsheer 
unter dem Befehl des Kaifers Steht, beehre ich mich darauf auf: 
merkſam zu machen, daß die Militärverwaltung des Deutjchen 
Heeres weder im Reichstage noch zu demjelben eine Stellung bat, 
welche ihr die Empfangnahme und Befolgung von Aufforderungen 
diefer hohen Körperichaft ermöglidite. 

Jeden Geſetzvorſchlag und jede für den Bundesrath bejtimmte 
Mittheilung des Reichstags wird der unterzeichnete Reichefanzler 
bereitwillig zur Kenntniß Sr. Majeftät des Kaifers und zur Be: 
rathung des Bundesraths bringen, und wenn eine ſolche Vorlage 
die Militärverwaltung betrifft, jo werden deren Organe im Bundes: 
rath Gelegenheit haben, fich über dieſelbe auszulafien. Gegen die 
dem erwähnten Antrage zu Grunde liegende Vorausjegung der 
Möglichkeit aber, daß die Militärverwaltung des Reichs verpflichtet 
oder berechtigt jein könnte, directen Aufforderungen des Reichstags 
Folge zu leiften oder diefelben auch nur amtlich entgegenzunehmen, 
glaube ih im Namen Sr. Majeltät des Kaiſers Verwahrung ein: 
legen zu follen und bitte Ew. Hochwohlgeboren ergebenft, diejelbe 
zur Kenntniß des Reichstags zu bringen. 

| Der Reichskanzler. 
An v. Bismarck. 
den Präfidenten des Reichstags 
Herrn v. Levetzow 
Hochwohlgeboren. 
*) StB. 2257h. 
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Dem Abg. Richter gab diefe „Art von Botjchaft” des Reichs: 
Tanzlerg Gelegenheit zu ſcharfen perfönlichen Ausfällen, die eine gereizte 
Debatte zwiſchen ihm und dem Kriegsminifter Bronfart v. Schellen: 
dorf zur Folge hatte. Der Abg. Richter änderte feinen Antrag, 
indem er den Ausdrud „Militärverwaltung” ummandelte in „den 
Herrn Reichskanzler“, doch wurde die Annahme der Rejolution durch 
den Reichstag abgelehnt. 

Am 12. Juni jhlog Staatsminifter v. Boettiher als Stell: 
vertreter des Reichskanzlers die Sigungen des Reichstags durch Ver: 
lefung einer Allerhöchſten Botjchaft. 


Preußifder Landtag. 


14. Tlovember 1882 bis 2. Juli 1883. 


Gröffnungshißung des Preußilchen Landtags 


Dienftag 14. November 1882. 
Thronrede des Königs*): 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häuſern des 
Landtags! 


Indem Ich die Geſammtvertretung der Monarchie am Ein— 
gange einer neuen Legislaturperiode begrüße, iſt es Meinem Herzen 
Bedürfniß, von dieſer Stelle aus nochmals Meinem Volke zu 
danken für den einmüthigen Ausdruck der Liebe und Anhänglich— 
keit, welchen es Mir und Meinem Hauſe bei der Geburt Meines 
Urenfels !) dargebracht hat. 

Der durh die Gejehgebung des Reiches angebahnte Auf: 
ſchwung der Gemwerbethätigfeit begründet gemeinfam mit einem für 
die meiften Landestheile gejegneten Ausfall der Ernte die Hoff: 
nung auf fortjchreitende Entwidelung des Wohlitandes aller Volks: 
claſſen. 

Das**) Mißverhältniß zwiſchen dem Bedürfniß und den 
Mitteln des Staates, welches ſeit Jahren Meine Regierung zu 
Anträgen auf Einführung neuer indirecter Steuern beim Reich 
veranlaßt hat, beſteht in Folge der bisherigen Ablehnung faſt aller 
dieſer Anträge auch jetzt noch fort. Daſſelbe iſt ein ſo erhebliches, 
daß es ohne die endliche Eröffnung ſolcher Hilfsquellen nicht aus— 
geglichen werden kann. 


*) StB. HH. 1b, AS. 2a. 
**) StB. HH. 2a. 

’) Brinz Friedrich Wilhelm, geb. am 6. Mai 1882. 
Bismards politiſche Reden. IX. 2) 
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in verjhiedenen Theilen des Landes wird Ihnen eine Vorlage 
zugeben. 

Der*) in der legten Seflion nicht erledigte Gejegentmwurf 
zur Ausführung der erjten Abtheilung eines Canals, welcher die 
großen Ströme in dem weltlihen Theile der Monarchie unter id) 
verbinden joll, wird von Neuem vorgelegt werden. 

Es werden Ihnen Gejegentwürfe zugehen, welche dazu be— 
ftimmt find, die Organijation der Verwaltung in einer durd) das 
Bedürfniß gebotenen Weiſe zu vereinfadhen. Dadurch wird zu: 
glei die begonnene Reform zu einem Abſchluß gebracht werden, 
welcher es geftattet, fie demnädft auf das gefammte Staatsgebiet 
auszudehnen. 

Zur Befeitigung der Mängel und Härten, welche ſich bei der 
Zwangsvollſtreckung in unbewegliches Vermögen herausgeftellt Haben, 
wird Ihnen ein Geſetzentwurf vorgelegt werden. 

Die Wiederanknüpfung des diplomatischen Verkehrs mit der 
römischen Curie ift zu Meiner Freude der Befeftigung freundlicher 
Beziehungen zu dem Oberhaupte der Tatholiihen Kirche förderlich 
gewefen, und hege Jh die Hoffnung, daß die verjühnliche Ge: 
jinnung, welde Meine Regierung zu bethätigen nicht aufhören 
wird, auch ferner günftigen Einfluß auf die Gejtaltung unferer 
firhenpolitifchen NVerhältnifje üben werde. Inzwiſchen fährt Meine 
Regierung fort, auf Grund der beitehenden Geſetze und der ihr 
ertheilten Vollmachten**) den Bedürfnifen Meiner katholiſchen 
Unterthanen auf Firdlichem Gebiete jede Rückſicht angedeihen zu 
laffen, welche mit den Gejammtintereffen des Staates und der 
Nation verträglich ift. 

Zur bejonderen Befriedigung gereiht cs Mir, Ihnen mit: 
theilen zu können, daß die Beziehungen des Deutſchen Reiches 
zu allen auswärtigen Regierungen Mir die Ueberzeugung ge: 
währen, daß die Wohlthaten des Friedens uns gejichert bleiben 
werden. 

Meine Herren! Wiederum ift der Yandespertretung ein aus— 
gedehntes Feld wichtiger Arbeit eröffnet. Ich hege das Vertrauen, 


*) StB. 59. 2b. 
:*) StB. AD. 3a. 
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14.11.1882. daß Ddieje Arbeit dur *) Ihre bereitwillige Unterftügung Meiner 
Regierung aud) in der neuen Sejlion zu einer fruchtbringenden 
ih geitalten werde. 

Fürſt Bismard hat fih an den Verhandlungen des Yandtags 
nicht betheiligt; den Schluß der Seſſion vollzog der PVicepräfident des 


Staatsminifterrums, Minifter des Innern v. Buttlamer, am 2. Juli 
1883 durch DVerlefung einer entfprechenden Allerhöchften Botfchaft. 


*) StB. AH. 3b. 


VI. 


Deutſcher Reichstag. 


29, Auguft bis 1. September 1883. 


Im Dctober 1881 wurde der deutſch-ſpaniſche Handels: und 
Scifffahrtsvertrag vom 30. März 1868 mit einjähriger Friſt gekündigt; 
gleichzeitig jprady die fpanifhe Regierung den Wunſch nad Abſchluß 
eines neuen Handelsvertrags aus. Die deutfche Regierung nahm darauf 
durch Umfrage bei den deutichen Handelsfammern Kenntniß von den 
Wünſchen des deutfchen Handelsſtandes und machte auf Grund ihrer 
Grmittelungen der fpanifchen Regierung am 2. Juli 1882 entjprechende 
Vorſchläge. Dieje beantwortete die deutſche Zuſchrift mit einer umfang: 
reihen Liſte von Bollconceffionen, von deren Bewilligung fie das 
Zuftandelommen des Vertrags abhängig madte. Sie forderte die Bin: 
dung unferer Zollſätze beziehungsweife der bei uns beftehenden Zollfreiheit 
für eine große Anzahl von Artikeln, ferner die Ermäßigung des Zolls 
auf Weine, Olivenöl, Del, Früchte, Salz und Oliven. Monate lang 
wurde über dieſe Forderungen zwifchen Deutichland und Spanien hin 
und her gehandelt. Die fpanifche Regierung zeigte jich wenig entgegen: 
fommend und wurde in ihrer Hartnädigfeit durch die Agitation deutjcher 
Induſtriellen in der Preſſe beftärkt, die in Madrid die Meinung hervor: 
rief, daß für Deutichland der Handelsvertrag mit Spanien von viel 
höherem Werthe ſei, als ein Vertrag mit Deutjchland für Spanien, 
während das thatjählihe Verhältniß gerade umgelehrt war. Dem 
perſönlichen Cingreifen des Fürſten Bismard gelang es endlich, Die 
jpanifhe Regierung zu überzeugen, daß fie feinen Grund zu der bei 
den Verhandlungen bewiejenen Selbſtüberſchätzung gehabt habe und 
durch den Abſchluß des Vertrags auf Grund der deutichen Worjchläge 
ihren Intereſſen jelbjt am meilten dienen werde. Am 12. Juli 1883 
endlich wurde der Vertrag beiderfeitS unterzeichnet, die Ratification 
aber einjtweilen vorbehalten, bis die Zujtimmung des Deutjchen Reichs: 
tags eingeholt worden fe. Da an der Genehmigung des Vertrags, 
der die deutfchen Intereſſen aufs Befte wahrnahm, nicht wohl gezmeifelt 
werden fonnte, die verbündeten Negierungen aber den Neichötag, der 
eben erjt vor vier Wochen eine ungemöhnlih lange und arbeitsreiche 
Seſſion beendet hatte, nicht um einer mehr formalen Angelegenheit willen 
in der Gluth des Hodfommers nad Berlin bemühen modten, jo hielt 
e3 der Reichskanzler im Intereſſe der betreffenden Handelsfreije geboten, 
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Wunſche zu entipreden. Sie haben fich dabei zu der Auffaffung 
geeinigt, daß auf Grund diplomatiſcher PVerjtändigung zwiſchen 
den beiden Vertragsmächten eine vorläufige Inkraftſetzung der 
vereinbarten Zollermäßigungen unter Vorbehalt der für die defi- 
nitive Gültigkeit des Vertrags erforderliden Zuftimmung des 
Bundesraths und des Reichstags zu gejchehen habe und daß für 
die darin liegende Abweihung von den Beltimmungen der Ver: 


29. 8. 1883. 


faffung die Indemnität bei den gejeßgebenden Körpern demnädft 


nachzuſuchen jei. 

Die nadträglide Zuftimmung des Reichstags jo bald als 
thunlich herbeizuführen, wurde dabei von vorn herein um jo mehr 
ins Auge gefaßt, als fein Zmeifel darüber beftand, daß für die 
betheiligten Kreife die volle Gewißheit über die rechtliche Geltung 
des Vertrags im Intereſſe der Sicherheit ihrer geihäftlihen Dis— 
pofitionen von hohem Werthe ſei. 

Gleichwohl ftand der fofortigen Berufung der Reichsvertretung 
die durch die Jahreszeit bedingte Rückſicht auf die perjönliche Be: 
läftigung der im laufenden Jahre ohnhin ungewöhnlich in Anſpruch 
genommenen Mitglieder derjelben gegenüber, und hielt Se. Majeſtät 
der Kaifer Sich zu dem Vertrauen beredhtigt, daß das unter *) 
den verbündeten Negierungen bejtehende Cinverftändniß über Die 
Behandlung des Vertrags auch Dei allen Parteien im Reichstage 
vorhanden fein werde. 

Der unerwartete Umſtand, daß nicht nur vereinzelte Stimmen, 
jondern die Organe weiter Kreiſe übereinftimmend gegen die Ab: 
weihung von dem Buchltaben der Verfaſſungsbeſtimmungen Klage 
erhoben und dem in anderen Berfafiungsjtaaten thatlählih in 
Uebung beftehenden Princip eines Indemnitätsverfahrens jede An— 
wendbarkeit auf die Reichsverfaſſung beſtritten haben, hat Sr. Maje— 
ſtät dem Kaiſer indeſſen den Anlaß gegeben, die**) der ſofortigen 
Einberufung entgegenftehenden Bedenken zurüdtreten zu laſſen. 

Der Vertrag wird Ihnen unverzüglih mit dem Antrage zu: 
gehen, demfelben, jomie der erwähnten vorläufigen Ermäßigung 
einzelner Zolljäge die verfalfungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 
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Mit Allerhöchſter Ermädtigung erkläre ih im Namen der 
verbündeten Regierungen den Reichstag für eröffnet. 


Der Handelövertrag wurde in dritter Berathung am 1. September 
1883 genehmigt, dem Neichsfanzler für die Befanntmahung vom 
I. Auguft gegen die Stimmen der Fortſchrittspartei Indemnität er: 
theilt. Nachdem fo die Aufgabe des Reichstags erledigt war, ſchloß 
Staatsminister v. Boetticher die Sigungen durch Verleſung einer 
entfprechenden Allerhöchſten Botjchaft. 


VII. 


Vreußiſcher Lanötag. 


20. Uovember 1883 bis 19. Mai 1884. 


Eröffnungsſitzung des Preußifchen Landtags 


Dienftag 20. Rovember 1333. 


Rede des Nicepräfidenten des Staatsminiſteriums, Staatsminijters 20. 11. 1883. 
v. Tuttfamer*): 
Crlaudte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern 
des Landtages! 


Se. Majeltät der Kaiter und König haben mich mit der Er: 
öffnung des Landtages der Monardie zu beauftragen geruht. 

Tie Finanzlage des Staates bat ſich günitiger geftaltet. 

Tas**) legte abgeſchloſſene Rechnungsjahr hat, Tanf den 
ertreulichen Ergebnitjen der Staatseiienbahnvermwaltung, einen ver: 
fügbaren Ueberſchuß von erheblihem Betrage hinterlaſſen. Tas 
laufende Jahr zeigt ungeadhtet des nur theilmeije befriedigenden 
Ausfalles der Ernte feinen Rüdgang in der bisherigen allmählichen 
Bellerung der Verhältniſſe und läßt auf wachſende Erträgnitie der 
meilten eigenen Cinnahmequellen des Staates auch für das nädhite 
Sahr hoffen. 

Der Ztaatshaushaltsetat für 188485, der Ihnen alsbald 
vorgelegt werden wird, bat ſich unter diefen Umjtänden, und da 
wir nad) dem bereits feitgeitellten Reichshaushaltsetat einen wejent: 
ih geringeren Matricularbeitrag zu entrichten und wiederum 
höhere ***) Herauszjahlungen aus dem Ertrag der Zölle und der 
Zabafiteuer zu erwarten haben, bei itrenger Früfung und Be: 
ihränfung jedes neuen oder vermehrten Ausgabebedarfs jo auf: 


) 218. 69. la, AD. Il. 
"+, 218. 99. 1b. 
+) StB. AD. 2a. 
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ftellen lafien, daß die Einnahmen und Ausgaben ohne eine er— 
gänzende Inanſpruchnahme des Stantscredits das Gleichgewicht 
halten. 

‚Hierin kann indefjen ſelbſt nur dafür, daß bei weiterem Ber- 
zicht auf die Befriedigung vieler an fid) anzuerfennenden Bedirf- 
niffe die Etats der folgenden Jahre ſich ebenjo geftalten laſſen 
werden, ein genügender Anhalt nicht fchon gefunden werden. Da— 
gegen ift es gewiß, daß das ſeit Jahren hervorgetretene und von 
der Staatsregierung geltend gemachte Mifverhältniß zwiſchen den 
Mitteln des Staates und den Aufgaben, die ihm namentlich aus 
den immer härter empfundenen Drude der Communal: und Schulz 
laften und aus der Unzulänglichfeit der Beamtenbefoldungen er- 
wachſen, unvermindert fortbeiteht. 

Die*) in diejer Nihtung Ihnen bereits angefündigten fpeciellen 
Gefegentwürfe find inzwiſchen vorbereitet und zum Theil auch jo 
weit gefördert worden, daß Ihnen entfpredende Vorlagen werden 
gemacht werden können. So weit es an der Hand berjelben ge— 
lingt, jene Bedürfniſſe des Landes, welche über die Preußen allein 
zur Verfügung gebliebenen Mittel hinausgehen, zu förmlicer Anz 
erfennung zu bringen und im Einverftändniß mit Ahnen geſetzlich 
feftzuftellen, wird auch die Mitwirfung des Neidstags zur end- 
lihen Eröffnung der nothwendigen neuen Hilfsquellen auf dem 
Gebiete der indirecten Steuern, zu welchen die verbündeten Re— 
gierungen ihre einmüthige Bereitwilligfeit bereits wiederholt aus- 
geiprochen haben, nicht dauernd vergeblich in Anjprud genommen 
werden. Darauf rechnet die Staatsregierung mit derjenigen Zur 
verficht, mit welder fie von Anfang an jene großen Ziele nur hat 
ins Auge faſſen können und ohne welche fie auf deren meitere 
Verfolgung zu ihrem tiefen Bedauern würde verzichten müfjen. 

Die zur befonderen Freude Sr. Majeftät in der legten Seſſion 
von Ahnen angenommene Befreiung wenigitens der zu dem beiben 
unterften Stufen der Claſſenſteuer eingefhäßten Bevölkerung von 
dem Drude diejer Steuer und der Heimſuchung mit Steuererecution 
Tann nad übereinftimmender Auffaſſung der Staatsregierung und 
des Landtages nicht als Abſchluß einer Neform der directen per- 


*) StB. 99. 2a. 
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ſönlichen Staatsfteuern gelten, ſondern nur als der erjte dring: 
lichſte Schritt zu einer Jolchen. 

Dem”) unveränderten Königliden Willen folgend, der auf 
baldige weitergehende Befreiungen der nur geringes Einkommen 
habenden Bevölferungsclaffen gerichtet ift, und zugleid den bei den 
Verhandlungen des Landtages in weitgehender Lebereinftimmung 
geäußerten Anfichten über die jonjtigen fteuerpolitiihen Ziele gern 
entgegenfommend, hat die Staatsregierung ſich die Ausarbeitung 
eines weiteren Gejetentwurfs zur Umgeſtaltung der directen per: 
fönlihen Steuern und Einführung einer Gapitalrentenfteuer an- 
gelegen fein lafjen, der Ihnen binnen Kurzem unterbreitet werden 
wird. 

Mit der Ueberführung der meilten größeren Privateifenbahn- 
unternehmungen in die Hände des Staats und der gleichzeitigen 
Erweiterung des Staatseijenbahnneges durch Herſtellung neuer, 
wichtiger Schienenverbindungen iſt das Staatseijenbahniyitem in 
dem größten Theil”*) der Monarchie mit fteigendem Erfolge zur 
Durdhführung gelangt. Um die bedeutungsvolle Reform zum 
weiteren Abjchlufje zu fördern und die Vortheile derjelben aud) 
denjenigen Zandestheilen zuzumenden, welde der Staatsbahnen 
bisher zum Theil noch gänzlich entbehrten, wird Ihnen die Staats- 
regierung den Erwerb einer weiteren Reihe wichtiger Privateijen: 
bahnen in Vorſchlag bringen. 

Die mit den Geſellſchaften vereinbarten Berträge bieten 
wiederum zugleich) die Mittel für eine der Landeswohlfahrt dienende 
Erweiterung und Bervollitändigung des Staatseifenbahnneges in 
den verjchiedenften Theilen des Landes; über die Verwendung 
diefer Mittel wird Ihnen eine Vorlage zugehen. 

Bon der angelegentlihen und unverminderten Fürſorge, welde 
die Staatsregierung der Entwidelung der natürlichen wie der 
fünftlihen Waſſerſtraßen zumwendet, wird auch der Entwurf des 
Staatshaushaltsetats Zeugniß ablegen. 

Nachdem Dank Ihrer Zuftinmung die Organijation der Ver: 
waltung die dem Bedürfniſſe des Landes entſprechende einfachere 


*) StB. Ad. 2b. 
*+) StB. 09. 2b. 


20. 11. 1383. 


20. 11. 1883. 


464 VI. Breußifcher Landtag. 20. Nov. 1883 bis 19. Mai 1884. 


und überfichtlichere Einrichtung erfahren hat, iſt es an der Zeit, 
der weiteren Ausdehnung des Reformwerfes näher zu treten. Zu 
dem Ende werden Ihnen zunädjft die Entwürfe einer Kreis- und 
Provinzialordnung für die Provinz Hannover vorgelegt werden, 
da die hiervon abhängige Einfügung diefes Landestheils in den 
Behördenorganismus der Geſammtmonarchie als eine der dring- 
lichften Aufgaben unferer inneren Politik zu bezeichnen ift. 

Der Entwurf einer für die ganze Monarchie beftimmmnten *) 
Jagdordnung, welder den Mängeln der beftehenden Jagdpolizei- 
geſetze Abhilfe verichaffen joll, wird Ihnen im Laufe Ihrer Be: 
rathungen zugeben. 

Meine Herren! Indem ih Sie am Eingange einer neuen 
Cejlion im Namen St. Majejtät begrüße, lade ih Sie dazu ein, 
Ihre Arbeiten unter dem Schuße geficherter, friedlider Verhältniſſe 
wieder aufzunehmen und im einträdtigen Zujammenmwirfen mit**) 
der Staatsregierung einem gedeihlihen Ziele entgegenzuführen. 

Im Auftrage Sr. Majeität des Kailers und Königs erkläre 
ih den Landtag der Monarchie für eröffnet. 

Die Sigungen des Yandtags vollzogen fih ohne perjönlide Theil: 
nahme des Fürften Bismard; am 19. Mat 1884 jchloß der Nice: 
präfident des Staatsmintjteriums, Miniſter v. Buttfamer, die Seſſion 
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beruht auf der Theilnahme der biri- 
girenden Minifter der Einzelftanten 
69. Der Kaijer als folder im 8. 
nicht vertreten 224. 

— — Tiſch des Frank⸗ 


— Reichstag eine neue 
Gattung der B. 77. 

Byzantinismus in Anbetung der Majori⸗ 
täten 171. Byzantinifche Dienerei der 
Popularität 369. 


Canalbau. Gejegentwurf, betr. ben Bau 
eines Canals zur Verbindui er 
großen Ströme im weſtlichen Theile 
der Monarchie 451. 

Candide ald Typus der Unſchuld 411. 

55 — — A 
apitalventenjteuer ſehent⸗ 
wurf, betr, die Einführung einer C. 
463. 


Caſar, lieber der Erfte in —— 
als in Rom der Zweite 43) 

Caueus 408.416. €. oeietertffocie) 

— —— entf 
nteifugale Elemente yen 
Gemüths 361. 

Centrum |. Parteien. 
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— prattiſches 23. 29. 42. 


Eirtel, 73. E.:quabratur 165. 
— Stellung zur €, 


72 7. 

[St ed und ei 
33 — ———— 
eilig a gehung 339, ein Het 

jalen Borzeit Gefeg: 


le betr. die Yufgebung der vier 
unterften Stufen ber EI. 450. 

Eoalitionsminifterien. Schwäde von 
€. 157 f. 407. 

Cobdenelub 432. 

Columbusentdedung 15. 

Communalfteuern in Preußen 341 F 

Eommunismus im modernen Staat 29 
ompreniß, sol. Gonftiuttonatiem 

& I, D itionalismus. 
Eonflictözeit, Be an bie C. 
240. Urſachen des Conflicts 412. 
Eonflicte dürfen nicht dauernde Inſti⸗ 
tutionen werden 167. „Cinen Con⸗ 

'iet werben Sie nicht haben!“ 225. 

„Eonfervative — 144. ©. 
Partei j. P 

Coi — Grundlage con⸗ 

ſtitutionellen Lebens der Compromiß 
er Das conftitutionelle Ideal der 
minifteriellen Regierung 226. Con⸗ 
ftitutionelle Theorie der Majoritäts- 

vegierung 233. Der „wahre C.“ der 
Fortfgritisparie 147. „Wo es für 
eine Schande gilt, minifteriell zu fein, 
da iſt eine conftitutiomelle Regierung 
unmöglich” 159. Gonftitutionelle 
Legenden 225. Die Fractionsfrant- 
heit untrennbar vom €. 363. Die 
Ablehnung von Negierungsvorlagen 
das natürliche Ergebniß conftitutio- 
nellen Lebens 410. 

Confularvertrag mit Braftlien 317. 

Conſuln. Borbildung der Berufscon- 
fun 174 f. 

contrat social 233. 

Corporationen, genoſſenſchaftliche, als 
Grundlage der Unfallverfiherung 203. 
216 f. 

Corpsgeiſt, deutſcher 415. 

Couponſcheere 209. 

Eouponfchneider eine vom minifteriellen 
Standpuntte aus wunſchenswerthe 
Elaffe von Staatöbürgern 41; vgl. 





400. 
eulpa lata 31. 





Sach-Regifter. 


167. 
Curuiiſcher Seffel 75. 
Dant. Verzicht Bismards auf D. 113 ff. 


116 f. 
„Darum feü " 330. 359. 
v. Deteriges Oramae an 318 ff- 106 
DS Rüdtritt als nächte Beranlaffung 


affung 
in den. 
aha Sun var Den, 





) ber Begeijte- 
tung für die deutiche Einheit 112. 
diable, le, n’y perd Ei 483. 
Dichter und Redner 56. 
„Dietatur“ Bismards 155. 


Di j, betr. 
en der ber Reichs⸗ 
beamten 43 f. Bl. 

diligentiam präftiren 424. 


dolose 31. 

Dorn, privativer 60. 

Donaftien. Die D. der — der Ein⸗ 
heit 111. 126. 362. 808. 


Edenhall. Glüd von €, 112. 


ismus. — 
Eintommenjteuer als 
391. 


ſtaatlie der €. 401. 
k aan gegen —— 


SadNegifter. 


Elbe, Antra, an den Bundes- 
rath, betr, Yen des — 
von Altona und Harburg 
a —— an das — 94. 
1 A 
Eibherzogthümer, Preufifche Politik in 
Bezug auf die €. 1864 235. 
Elbſchifffahrisaete fein Hinderniß für 

_ — der Zollgrenze an der 


Siem, — —— des deutſchen 
Gemuths 361, infernale E. 42. 

en bloc 209. 

England. Englifhe Ariftolratie und 
englifches Königthum 147. Engliſche 
Parteien 157. 407. © — 
einer parlamentariſchen Regierung 
€. 406 f. Erftarkung des engtüßen 
Handels unter dem Schuge der ftärt- 

utzölle 428. 

Enquöten hoc find fein Erfag für 
den Wirthicaftsrath 194. 

Erfahrungund Wiſſenſchaft, vgl. Theorie 


und Rraris. 

Erlaß, Allerhöchfter, an das Staatö- 
minifterium (4. 1. 1882) 219. €. 
des Grafen Friedrich zu Eulenburg 
an die Negierungspräfidenten (24. 9. 
1863) 245. 304 ff. 

Eſchenheimer Gafje 236. 

Executionen. Zahl der E. in Preußen 
333 ff., in Berlin 336. Wirthidaft- 
liche und moralifche Wirkung der E. 
337. Bismard_ein Feind der €, 
376. Sind die Zölle die Urſache der 
€&.2376. Das Geſpenſt des preußiſchen 
Erecutors 411. 

expressis verbis 395. 


— — des In⸗ 
ſtituts der 7. 216 f. 
Factoren der Gefeggebung nach ber 
bischen Verfaſſung 147. 
itgejeggebung. Interpellation Hert- 
ling, betr. die weitere Ausbildung 
der F. 199. 
Feigheit. Der Vorwurf der F. gegen 
Bismard eine Unwahrheit 240 f. 
250 


f 
Fetung. Bei jeder F. berechnet der 
Ingenieur, warn fie wird capituliren 
müfjen 143. 
au Erläuterung des Bes 


iff 
Fietionen — Legenden 248. 
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ifterielles Mißtrauen 42. 
„Da müßte es feine F. 
geben!" 383. 
Baar 30 31. 
offil 117. 208. Soffie Ueberreſte der 
iasformation 118, des Chriften- 


stellung Bismards zu 
ee 05 
Fr.gedanke verduntelt den Neiche- 
gedanten 415. Fraleben, deutſches 
112 . Sr.-trantheit 363, Marasmus 
ber Fr.-trantheit 369. ft. 
rismus 130. 362, Fr.poli 
Ban dem Sinne des Volta 65. Fr.- 
ring 365. Frwefen 
ee 
. 364. Sr.gerjpl if. 
Frankreich. Mangel eines Armenpflicht- 
gejeges in Fr. 32, Si —— 
ea in $r. 152. 

franzöfifcher Gejehgebung 426. n 
Neihthum die Folge feiner Schug- 

ge belle Bent gef 

enat! fen gegen geſet 
lie Beichränfung der Fa “ 
Freihafen. Das F.privileg wird überall 
a die Dauer als läftig empfunden 


Drönnetnten, Nachtheile des 
Freihandelötheorien gem & 
Hear wie der Colorabokäfer 38. 
fruges consumere nati 77. 231. 
funditus 202. 
Fünfmilliardencontribution 139. 


Gebäude] für landwirthſchaftliche 
— 383. Ihre Erhöhung eine 
alifige Ungensgigteit 38 383 f. 394. 
Gebanten. „Seicht bei 
die ©." 214. 
Geheimnißträmerei, diplomatifche 126. 
Gemeinden. Ueberlaftung der G. in 
Preußen mit Steuern 341 f. 
„genial, nicht „Ihenial“ 192. 
Genofjenfchaften, corporative,als Grund⸗ 
lage für bie Alters: ng 19. 
Gerechtigkeit. Fragen ber Kind nie 
unbebeutend 46. Das Gefühl jedes 
Einzelnen für 6. iſt nicht zu unters 


59. 
Geh ‚einter" 9 


Sach⸗ Regiſter. 


Helotimus 46. 

„demmfsjuhpartei‘ 139. 

‚Henne, die goldene Eier legt 209. 
bftzeitlojen“, Die 408. 409. 


— ‚gewerbliche. ——— 
betr. die anderweite Regelung der 
———— die g. 9. 316. 
Hinterhant 
Höflinge der Majorität 160. 170. 
Holzweg. „Auf dem 9. fein” 414. 
homines novi 194. 


Jagdordnung. Entwurf einer 3. 464. 

Jahrhundert. Das J. in die Schran- 
ten fordern 157. 

Jalons 76. 

Ich —— es ſchon erreicht zu 


Jen ai Pe mon deuil 360. 

Je serai le roi des gueux 205. 

Jeder ehe, wie er's treibe, Jeder jehe, 
wo er bleibe” 16. 

Jeszeze Polska 235. 

ion „ur 3. de nos institutions 157. 


— tategoriſcher, des Pflicht - 
gefühls 110. 

Improvifatoren. Fertigkeit der J. 56. 

in perpetuam rei memoriam 377. 

in petto 389. 

in pleno 405. 

in promptu 202. 377. 

in verba magistri 139. 

incognito 238. Minifterielles J. 242. 

Induftrie. Grenze der Tragfähigkeit 
der 3.23 f. 209. In weldem Falle 
iſt ftaatlihe Unterftüßung der J. 
nothwendig? 210. 9. und Sande 
wirtöfcaft müffen ſich ergänzen 383. 
I. und Yandarbeiter 388, 

Infinuationen, perfönliche 138. 

interim fit aliquid 362, 

Anterpellationen. 3.bes Srhen.v. Hert- 
Ling, betr. die weitere Ausbildung 
der yabrifgefehgebung 199. J. Rich⸗ 
ter, betr. die fernerweite Zulafjung 
von Producten der amerifaniichen 
Schweinezucht 438. 3. Virdom, 
betr. die Einverfeibung Altonad und 
der Unterelbe in das Neichözollgebiet 
94f. I.Wolfffon, betr. den preußiz 
Then Antrag auf Einverleibung Als 
tonas und der Unterelbe in das 
Reichözollgebiet 91 f. 
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— — 

mus in 

ee an — mug der 
Statiften in der J. d. D., ‚ungen 
mit dem Wieberfolungen des b 
Richter 5) 


Kaifer. Stellung des Kes zum Reichs- 
Tanzler 148 f. Recht des Ks, zur 
— zu jprechen 148. Der R. 
zen nicht mundtodt machen 149, 

{as das Ohr nicht verſchließen 
a der K.-trone durch 

——— Im IV. 340. 

Sandalen 118. 
Kanzlerdictatur 118. 155. 227. 

Kerbe. In diefelbe K. hauen 389. 

king. The k. can do no wrong 147. 

Kirche, tatholifche, in Deutfchland feine 
auswärtige Jnftitution 104. 

Kirchenfteuer, evangeliihe 394. 

Mopffechter, xhetorifche 76. 

Knecht, getreuer 113, 

Rohlhafenbrüd 152. 

— Zeitun — — — 
nigthum, preuf ie · wirth⸗ 
ſchaftlich Schwachen in Preußen un— 
ter dem befondern Schuß des K.5 205. 
Verwahrung der Nechte des Ks 2197. 
Vilihttreue der preußiicen Könige 
231. Der wirkliche Minifterpräfivent 
in Preußen ift und bleibt der König 
232. Fruchte ber perfönlichen Re⸗ 

erung bes Königs in Preußen 233 ff. 
& preußifchen Röntge gewinnen bei 
näherer Betanntihaft 237. Dedung 
des pr. 8.8 dur Bismard jeit 1803 
— — Charakter bes pr, 
83 
Kapfgei, rufftfches 332, vgl. Glaffen- 


Kofum, höherer 52. 

Kranfencafjen, gewerbliche. Geſetzent⸗ 
wurf, betr, die Organifation der g. 
8. 86. 

KRrantenrecht 228. 

Kreife. Ueberlaftung der K. mit dis 
recten Steuern 343. 344. 


Lachen fein Argument 396. 

— lid * 204. 

Sandtag, iſchet (14, 1. Bis 11. 5. 
1882) 307— 312. (14. 11. 1882 bis 
2.7. 1883) 447—452. (20. 11. 1888 
bis 19. 5. 1884) 459464. — Strite 


474 Sach-Regifter. 
bes Pr. 20 330, 340 f. 393. 418. Gigenfchaften 
En | ee 
nigtben Ramen einer Bolfönertretung £ & 


349, vgl. 412. 
ganbwirtäfgaft. 2. ud Inbuftie 


mil 388. Geduld 
Ban ——— 380. 


Heilsfühigteit 

ft nicht geöfer als die Bismards 

ie, 2. der Theoretifer der Studir⸗ 
ftube 133. 142. 

nun nicht vom Linken dich umgarnen!* 


magien 406. 

laudator temporis acti 392. 

Sauenburg. Schulvenfreipeit 2.3 344. 

le diable n'y perd rien 433. 

le jeu de nos institutions 157, 407. 

Legenden, conftitutionelle 225. 8. 
Fietionen 243. 

Leiter, wirthſchaftliche 334. 337. 

Liasformation 118. 144. 

Liberalismus. Liasformation des deut⸗ 
ſchen 2. 118. 8. früher und jet 
160. Nachlinfögleiten des &. 152. 
Der %. und ber deutjche Gedanke 421. 

Lüdenbüher 230. 

Lurusbauten. Abneigung Bismards 
gegen &. 397. 


Mahlfteuer 385. 

Majorität. Die conftitutionelle Theorie 
der M.öregierung 233. Parlamen- 
tarifches Syftem der M. 392, Höfr 
linge der M. 160. 170. Negitratoren 
der M. 170. Protofollführer der M. 
171. Bwantinismus in der Anz 
betung der M. 171. „Eine M. hat 
viele Herzen, aber ein Herz hat fie 
nicht" 340. 

Mangefterthum in der Politik 16. 

„Mantel der gefränkten Unſchuld (fitt- 
lichen Entrüftung)“ 429. 

Marasmus der Fractionsfrankheit 369. 

Warſchallſtab im Tornifter 388, 

Maste, minifterielle 238. 

Mechanismus, parlamentarifher 407, 

Meinung, öffentliche. Wanbelbarfeit 
der d.n M. 114. 

Menfur, rhetorifche 76. Menjurpraris 
76. 








des 
M. hat 





4 * "in in Deutſch⸗ 


land als Schande 
misera contribuens 77. 342. 
Nittelparteien. der M. 1481. 
Moderamen der ». 


modus vivendi 165. — 
Molod) des Freihandels 355. 
ee 131. Gas Wahr: 


machen 
Sridienmmtuhrie Geſehentwurf, bett 
A 
Müblenfteuer 386. 
mutatis mutandis 356. 


Natraggetat für 1882/83 3 
an Die Ai nicht im Ban beraten 
Wählern 20. 


tepräfentirt 1: 148. 
„Stimme ber N.“ 121. 123. 124. 
‚Im Namen ber N." 417, 





t= und 
Be a 307. 


Sadh⸗ Regiſter. 475 


Bearbinbe ae menmiensein 
qen Gebieten 


203. 


obſolet 
Del, — 358. 
ion. Tattit der D. 338 f. 

oratio pro domo 422. 

DOrdre, Allerhöchſte, betr. Anweifung 
von 600 000 > zur Linderung 
bes Nothitandes 

ee v. — 375. — 

Deſterreie arn. 
einer parlamentariſchen — in 
Del. 408 f. 


—— Verſtempelung der P. 


Papſt. ſiehungen Preußens zum 
Vee 162 — 
ari passu 196. 

iſer im Elſaß 243. 

Barlament. Parlamentariſcher Hoch⸗ 
muth 195. Freiheit des parlamen⸗ 
tariſchen Redners 208. Die Freiheit 
iſt nicht viel vertreten in parlamen- 
tariſchen Korperſchaften 349. Warum 
* es immer — mit einem 

regieren? 4 

PR, — ftehen i im parlas 
mentarifhen Leben auf der Defen- 
five 143. Extreme P.en reißen gern 
die Führung an fih 144. Jede P. 
fteht unter dem Eindrud der Fort: 
entwidelung ihrer Parteirichtung 408. 
Gewinn und Berluft der Pen bei 
den Wahlen vom 27.10. 1881 121 ff. 
Centrum: C. und Bismart 1277. 
Das €. das kleinere Uebel im Ber- 

eich zur Fortfcprittspartei 168. 170. 
reiconjervative: Wahlziffernder 
.n (27. 10. 1881) 142 |. Forte 
Hrittöpartei: F. — Demmſchuh ⸗ 
partei 139. Die Negation das ein- 
sige Brogranım der F. 139. 141.410. 
Für bie F. iſt Nichtherrſchen gleich⸗ 
bedeutend mit Unterbrüdung 155. 
Die F. ſchreitet unbewußt republi⸗ 
canifepen dielen entgegen 147. 151 ff. 
154, 415. Angebliche Berbienfte der 
. um die Gründung bes Deut 
(hen Reih® 401. 413. Die F. hat 
nie zu den Bunbesgenofien Bismards 





jört 169. 415. Altliberale 
ationalliberale: — 
ten der v. Us f. Abfall der n. 2. 
* Bismard 170. 171. Haltung der 
P. beim 
Seceiftoniften (liberale 1 
gung) 136. N 139. 361. 
Parteileben, des. 
des d.n — 112. 156. 244. 369. 


FE Bein m — 


BT deuticher 72. 159. 
ractionsparticularismus 130. 362, 
jortparticularismus 72, Nüd- 

ei des ®. bei den deutſchen 


Patroclus, Bde des P.“ 31. 
peculium 20. 31. 
per maiora 404. 4° 
Verſonliche Angriffe heit ——— Dis⸗ 
cuffion 141. 171 f, 424. 
— principũ 425. 
fändungen ſ. Erecutionen, 


Bra und Schuldigfeit, verdammte 
Böiierthum,, deutfhes, in Heinen 


Peg — Was iſt Wahrheit? 
194. „Bon Pontius zu Pilatus 
ibiden“ 329. 

Pöbel, ſußer 40. 

Polen. Inſurrection von 1863: 234. 

Politit. „Kaiferlice“ B. 147. Urteils: 
fähigfeit Bismards auf dem Gebiete 
derinneren®. 132. 142.195. Bolitifche 
Fragen kommen nie zu einem voll⸗ 
ftändigen mathematiſchen Abſchluß 18. 
Der bejte Redner iſt nicht immer der 
beſte Beurtheiler der P. 56. 

Re „Bon P. zu Pilatus ſchicken“ 


Popularität iſt etwas Borübergehenbes 
349. Eine populäre Sade ift 
häufig nicht — 349. — 
tinijche Dienerei ber 

— Bug 2 Fahrt ng Kohl» 


gl. Ti * 

der Votſehung 158. 

brefſe — — ber Heinen P. 338. 

„Was das Schwert gewonnen, wird 
durch die B. verborben“ 125. 


Sach⸗Regiſter. 


R. als Reactionär gegen Beſchlüſſe 
des Reichſtags 392. R. als Rivale 
Bismarcks 422. „Mit einem Parla: 
ment von R.n Tann fein Menſch 
regieren” 409. R. und dad Tabak: 
monopol 403. Snterpellation R., betr. 
die fernerweite Zulafjung von Bro: 
ducten der amerikaniſchen Schweine: 
zucht 438. Antrag des Abg. R., betr. 
Verbot des Gejchäftäbetriebs in Milt- 
tärmertijtätten für Privatrechnung 
4441. 

Richtergehälter. Eventuelle Herabjegung 
der R. 345. 

Ring, fortfchrittlicder 29. 36. 

rite 392. 430. 

Römiſcher Stuhl. Beziehungen Preus 
Bend zum R. St. 162 ff. Gründe 
der Aufhebung der deutichen Ge— 
ſandtſchaft beim R. St. 103. Wieder: 
antnüpfung des dDiplomatiihen Ber: 
fehr3 mit dem R. St. 451. 

Rothſchilds Meyer 155. 

RoyaliSmus Bismards 150. 


Salus publica 108. 

Sanct Pauli. Antrag Preußens, betr. 
die Einſchließung der Stadt Altona 
und eines Theils der Vorſtadt St. P. 
in das Reichszollgebiet &9. 90. 254 ff. 

sans phrase 23. 

Schantiteuergejek 360. 

Schlachtſteuer. Die Aufhebung der 
Schl. ein Fehler 395 f. 

Schlag. „Jeder erinnert ſich nur der 
Schläge, die er empfängt, aber nie 
derer, die er gegeben hat” 172. 

Schreiben Bismarcks an Finanzminiſter 
Bittervom 15.4.1330: 89. 252 ff., 
vom 15. 1. 1881: 97. 277 f., vom 
23. 3. 1881: 98. 285 ff., vom 25. 3. 
1881: 99. 288 f., vom 21.4. 1881: 
99. 289 ff., vom 1. 5. 1881: 99 f., 
vom 16. 5. 1881: 102. — Schr. 3.5 
an die preußiſchen Gefandten bei den 
Bundesftaaten vom 2.5.1880: 201 ff., 
vom 6. 5. 1880: 93. 264 ff., vom 
29.1.1881: 176 ff., vom 10.4. 1881: 
179 ff. — Schr. B.3 an den Bundes: 
rath vom 25. 5. 1880: 270 f., vom 
28.5. 1880: 271 f., vom 18.6. 1881: 
302 f. — Schr. B.s an Hamburger 


Firmen vom 15. 11.1880: 96. 275f. | 


— Schr. B.s anden Ninifterrefidenten 
Krüger (27. 5. 1881) 100. 301. — 
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Schr. 3.5 an den Präſidenten des 
Reichstags vom 15. 6. 1882: 437, 
vom 1. 5. 1883: 445. — Schr. des 
Minifterrefidenten Krüger an Fürſt 
Bismard (25. 5. 1881) 299 f. 

Schulgeld. Aufhebung des Sch.s 345. 
399 f. 

Scdullajten. Höhe der Sch. in Preußen 
345. 

Schützen- und Turnfeite 421. 
Schugzoll, deuticher, feine Nachahmung 
eines franzöjiihen Vorbilds 427. 
Schwert — Prejje und Tribüne. „Was 
das Sch. uns Teutfhen gewonnen 
bat, wird dur die Prejje und die 

Tribüne verdorben” 125. 

Secejfioniften vgl. Parteien. „Seceff—" 
= particulare Niederfadhien 361. 

„Seeſchlange“ (ruſſiſch-preußiſche Con: 
vention) 235. 

Seniorenconvent, europäiſcher 235. 

„Sind Sie denn nicht auch ein Teut: 
ſcher?“ 236. 

sine ira 37. 

Sijyphusarbeit 331. 367. 

Sorialiömus der Reichsregierung = 
praktiſches Chriſtenthum 227. 29. 33. 
©. im modernen Staat 34 f. 357 ff. 
Bgl. Communisnus. 

„Sohn, bier haft du meinen Speer“ 31. 

Sonntagsarbeit. Interpellation von 
Hertling, betr. die S. 199 ff. 212. 

Spanien. yortichreiten desRepublicanis: 
mus in Sp. 153. Handels: und Schiff⸗ 
fahrtsvertrag mit Sp. 455 f. 

Sprachrohr der Tribüne 151. 

Staat, chriſtlicher 32. Pflichten des 
hr.en St.es gegen die wirthſchaft⸗ 
lih Schwachen 9 f. 208. 218. Der 
St. iſt auch für feine Unterlafjungen 
verantwortlich 16. 

Staatseiſenbahnſyſtem, preußifches 401. 

Staatsfocialismus 33. 

Staatswagen 7. 

Stab und Sonde 31. 

Stat pro ratione numerus 363. 

Statiſtik. Freiheit der Reichs ftatiftit 
von jeder Tendenz 137. 

status quo 133. 

status quo ante 439. 

Stempelfteuer. Ungleichheit der St. 
bei mobilem und immobilen Ber: 
mögen 345. St. für Pachtverträge 
3406. 

Steuern, indirecte, fegen ſich waſſer⸗ 


Sad: Regiiter. 


Art. 69: 62. Art. 72: 62. Geſetz⸗ 
entwurf, betr. die Abänderung der 
Art. 13. 24. 69. 72 der Reichsver⸗ 
faſſung 60 f. 85. 

Berfaflung, Preußiſche. Art.43: 219. 
227. Art. 44: 228. 229. Art. 45: 
229 f. Art. 47: 230. Art. 62: 
230. Art. 64: 230. Alleinige Gül⸗ 
tigfeit der Pr. B. in Preußen 230 f. 

Berfaffungslüde 424. 

Verſicherungsgeſeuſchaften auf Actien 


————— ohne Staatszuſchuß 
iſt unzuläſſig 27. 

Verſprechungen, Dyoebliche, Bismarcks 
390. 

Bermenbungägef eg, 
325. 408 ff. 
405 f. 

Boll. Tas B. bat ein Recht, die Ab: 
fihten der verbündeten Regierungen 
fennen zu lernen 64. 66. 

Bollswirthichaftsrath. Ummandlung des 
Preußiſchen 3.3 in einen Deutjchen 
176 ff. Bamberger und Richter über 
den B. 37 f. Der 2. keine Sefähr: 
dung der parlamentarifhen Autori= 
tät 183 ff. 190, fondern ein Organ 
zur Snformation der Regierungen 
185. 193, nicht zum Richter, ſondern 
zum Seugen über Sadverhältniffe 
berufen 190. 

Vorlagen. Wiedereinbringung abge= 
lehnter V. 66. 


Wahl. Die W. verleiht nit durch 
eine gewiſſe myſtiſche Weihe dem 
(Sewählten alle Intelligenz feiner 
Wähler 195. 202. Pflicht der Be: 
amten, die Politif der Regierung 
aud bei den W.en zu vertreten 220. 
Beherrihung der -Wahlen vgl. Gau: 
cus. — Wahlen vom 27.10. 1881: 
83. 119 ff. -135 ff. Transactionen 
zwiſchen den Parteien 144 f. Ent: 
muthigender Ausfall der Wahlen 204. 

Wahlagitation. DBerlogenheit der W. 
130 f. — Wahldämpfe 409. Wahl: 
feftung 417. Wahlkriegszuſtand 417. 

Wahltechnit. Geheimniß der W. 158. 


preußifches 310. 
Seine Zurüdziehung 
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Wähler. Leichtgläubigkeit der W. 338. 
Unzufriedenheit des deutſchen W.s 
mit der Regierung 339. 

Wald. „Aus den meiſten Wäldern ruft 
es jo heraus, wie man hineinfchreit“ 
38 


Wahrheit. Was ift W.? 194. 

Wandsbeck. Antrag Preußens, betr. 
den Anfchluß von W. an das Reichs— 
jollgebiet 98. 283 ff. 

„Was Cure Alba Eönnen, das kann 
auch Karl, nit mehr” 132. 

„Was kannſt Du, armer Teufel, geben?“ 
238. 

Wäſche, reine, einer civilifirten Nation 
360 


weder der Anfichten bei Bisntard ge: 
boten durch das Reichsintereffe 160. 
Bismard fein theoretifcher Narr 168. 
meiden wyftiſche, der öffentlichen Wahl 


„ ben der Kanzler nicht?” 881. 

Welt. Die befte der W.en 331. 

„Wer da hat, dem wird gegeben” ꝛc. 16. 

„Wer nicht ftark genug ijt, wird nieder: 
gerannt” 16. 

„Wer nicht weiß und weiß, daß er nicht 
weiß, der kommt immer noch fehr 
viel weiter als Der, der nicht weiß 
und nicht weiß, daß er nicht weiß” 
187. 

„Weß das Herz voll ift, deß geht der 
Mund über‘ 438. 

Whigs und Toried 157. 

Wiederholung. Vorwurf der W. 375. 

Wilhelms I. nationale Gefinnung 286. 

„Wir find heruntergefommen und wifjen 
felber nicht mie” 124. 

Wiſſenſchaft und rfahrung,vgl. Theorie. 

Wolkenkuckucksheim 238. 

Wollekrempeln im Zuchthaus 240. 

Worte, unpraktiſche 151. 

„Wozu der Lärm?“ 348. 


„Zeit gewonnen, Alles gewonnen“ 362. 

Zeit todtſchlagen 67. 

„Zweifelhafte Behauptungen müſſen 
recht häufig wiederholt werden, dann 
ſchwächt ſich der Zweifel ab“ 375. 

Zwickmühle 329. 410. 








